Reichhold...Springer. 
jetzt Broschek 


Mit dem Beschluß den Aufsichtsrats 
der Ruhrkohle AG (RAG) Anfang 
November weitere vier Zechen bis 
1976 dichtzumachen, ist das Los von 
rund 10.540 Bergleuten vorläufig be- 
siegelt. Stillgelegt werden nach den 
Plänen der RAG-Bosse folgende Zi 
chen 
© Hansa — von der Schließung dieser 
Zeche in Dortmund Huckarde sind 
2.900 Arbeiter und Angestellte betrof- 
fen. Die Jahresförderung auf Hansa 
beträgt rund eine Million Tonnen, die 
Durchschnittsleistung pro Mann und 


Schicht wurde in den letzten Mona- 
ten noch von 3,6 auf 4,5 Tonnen her- 
aufgetrieben, Obwohl die „abbauwür- 
‚digen Vorräte” dieser hochmodernen 
Anlage noch bis 1978 reichen sollen, 
wird die RAG diese Zeche bereits 
1975 schließen. 
© Monopol — die größte der betrof- 

fenen Zechen mit 3.200 Bergleu- 
ten, die zwei Millionen Tonnen jähr- 
lich gefördert haben. Auch hier wurde 
in den letzten Monaten durch ver- 
schärfte. Arbeitshetze die Schichtlei- 
stung pro Mann von vier auf 5,147 


“UNSER KURS STIMMT!” 
SPD auf Dummenfang 


„Überall wird gespart, nur für unsere 
Kinder nicht“, „Mehr Millionen für 
die Kinder"„Für alle gleiche Chan- 
ist im Schulwesen 


een“, „Hambu 
vorn" — mit Schnacks wie diesen 
it „Hamburg aktuell“ gespickt 


eine vierseitige Wahlzeitung zu den 
Bürgerschaftswahlen im März 1974, 
die die SPD in den letzten Wochen 

in Hamburg verteilt h 


Grund für dieses aufwendi 
Unternehmen it darin zu 
sehen, daß mehr und mehr El 


m (und Schüler) aus eigener An- 
schauung merken, daß an den Schu 
len etwas faul ist, Dieser Tatsache 
ist sich offenbar auch die’SPD be: 
wußt, wenn sie in arroganter Weise 
in ihrem Reklame-Blatt schreibt, 
„daß die Öffentlichkeit angesichts 
der Erfahrung mit den eigenen Kin- 
dern und dem persönlich überschau- 
baren Schulbereich nicht mehr beur- 
teilen kann, was machbar ist und 
was zu kritisieren I 

Den Eltern, die sich z.B, wieder 
einmal darüber wundern, daß die Kin- 
der wegen Unterrichtsausfall früher 
nach. Hause kommen, fehlt einfach 
das „Augenmaß" (ein Lieblingswort 
der SPD!) fürs „große Ganze“ 

Den Eltern, die in ihrem „über. 
schaubaren Bereich” praktisch 
mit den Mißständen an den Schulen 
konfrontiert werden, soll j 
den Mitteln der Werbeps 


alles gar 
ren 
schlechten 


tweitens anderswo noch 


Hamburger SPD gerade auf dem Ge- 


| Es ist wohl begründet, daß die 


| strengungen macht 


biet der Schulpolitik besondere An 
um den Dreck 
unter den Teppich zu kehren oder 
ihn wenigstens mit Parfüm zu be 
sprühen. Ist es doch gerade die Mi- 
sere an den Schulen, die sich in den 
letzten Jahren zunehmend verschärft 
hat, und zwar von den Betroffenen 
(Eltern, Lehrer und Schüler) durch 
aus nicht unbemerkt: Der Stunden- 
ausfall z.B. hat sich erhöht und liegt 
zur Zeit bei den Volks und Real 
schulen bei 7,6 %, an den Gymna- 
sien sogar bei 10,8 % („Hamburger 
Kiternblatt” 10/73). Die Bildungs- 
chancen insbesondere für Arbeiter- 
kinder haben sich weiter verschlech: 
tert durch stärkeren Leistungsdruck, 
reichere Stoffpläne, für deren 
‚optimale Durchführung die Voraus- 
setzungen fehlen. Es fällt auf, daß 
die SPD in „Hamburg aktue 
Tatsachen nicht ein 
kann, Vielmehr 
gumentation auf den Satz hinaus 
„Viel wurde getan, noch viel mehr 
Wird getan.“ 


Die „besonderen Leistungen” 
der SPD-Schulpolitik 


aber wurde nun wirklich 

Selbst laut „Homburg aktu 
in der Vergangenheit 

tiven Verbemerungen‘ 
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Tonnen heraufgeschraubt. Die „ab- 
bauwürdigen Vorräte" an Feitkohle 
reichen noch mehrere Jahre, während 
‚das Guskohlelager auf’ Monopol'noch 
Jahrzehnselang reichen würde. Trotz- 
dem —"Monopol'in Kamen wird be- 
reits 1976 stllgelegı. 
'O Werne — auf der Zeche Werne in 
Werne an der Lippe werden jähr- 
lich rund eine Million Tonnen Fett- 
kohle (mäßiger Qualität) von 1.900 
‚Kumpels gefördert. Die Arbeiter von 
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DieErpressung 


der Ölkonzerne 


Daß nicht die Araber, sondern die Konzerne die Urheber der Energieeinspa- 
rungen sind, können heute die bürgerlichen Zeitungen nicht mehr vollständig 
verschweigen. Zu deutlich sprechen die Tatsachen: In Arabien werden alle 
Tanker — trotz des Geredes vom Ölboykott — gefällt. In einer TV-Sendung 
wurde mitgeteilt, daß allein in den Monaten August - November die BP ihre 


Profite um 480 % (!!) steigern konnte. 
nicht weiterhin von einem 


Das heißt aber noch lange nicht, daß 


rabischen Boykott geredet wird. Die Meldungen 


über das Verhalten der Konzerne erscheinen eher am Rande, 
In diesem Artikel soll aufgezeigt werden, wie sich die „Energiekrise” ent. 


wickelt hat. In der BRD hat die entsprechende P: 


jandakampapne im we- 


pi 
sentlichen erst nach dem Nahostkrieg eingesetzt. In den USA begann diese 
‚Kampagne aber schon im Frühjahr. Das zeigt, daß alle Erklärungen der „Ener 
giekrise” durch sogenannte arabische Boykotimaßnahmen völlig absurd sind. 
und nur darauf hinauslaufen, einen Buhmann für die anstehende Wirtschafts- 


krise aufzubauen. 


Um zu einer wirklichen Einschätzung der jetzigen Lage auf dem Energiesektor 
zu gelangen, wird etwas genauer auf die langfristige Politik der Ölkonzerne 
in der letzten Zeil eingegangen. Es wird gezeigt, daß die maßlose Politik der 


Ölkonzerne 
beiterklasse 


r vollständigen Kontrolle des Ölsektors auf dem Räcken der Ar- 
Hauptursache für die ständig steigenden Preise und die tatsäch- 


lichen Energiesparmaßnahmen bilden. Im nächsten ARBEITERKAMPF wird 
die Energiepolitik der EWG-Länder genauer untersucht werden. Außerdem wer- 


den die 


Auseinandersetzungen der Ölkonzerne bzw. der imperialistischen 


Länder mit den OPEC-Ländern (erdölfördernde Länder) genauer dargestellt 
werden. Die konkrete Ölpolitik der arabischen Förderländer wird dabei auf 
ihren wirklichen antiimperialistischen Gehalt untersucht werden. 


Reaktion verhängt den Notstand 


Am 13. Dezember erklärte die 
teaktionäre englische Tory-Regie- 
rung im Auftrag der britischen 
Imperialisten ein Notstandspro- 
gramm, das die völlige Zerschla- 
gung der gegenwärtigen Streik- 
kämpfe der Bergarbeiter 

werker und Lokomotivführer zum 
Ziel hat, Mit terroristischen Maß- 
nahmen soll jede noch vorhandene 
Sympathie für die Streikenden er- 
stickt und die gesamte Arbeiter- 


werden: „Wegen der Energiekrise“ 
‚darf ab 17. Dezember ner noch an 


Kraft. | 


fünf Tagen in der Woche gearbel- 
tet werden, ab 2. Januar nur noch 
an drei Tagen. Lohnausgleich wird 
nicht gezahlt. An diesen Tagen dür 
fen keine Überstunden gemacht 
werden. Diese Bestimmungen kom. 
men in der Wirkung einer erpresse- 

‚chen Aumperrung der gesamten 
Arbeiterklasse und einer Senkung 
des Lebensstandards um etwa die 
Hälfte gleich! Weiterhin sind Steu. 
ererhöhungen geplant und drasti- 
sche Einschränkungen des ohnehin 
bereits rationierten privaten Strom- 
verbrauchs. „Begründet”“ werden 


Schlag auf Schlag 


DER KAMPF DER REICHHOLD-LINKEN 


ie wir bereits in der letzten Aus 

gabe des ARBEITERKAMPF 
berichteten, bildeten die Ausschluß 
verfahren gegen 13 Reichhold-Kolle 
gen von seiten der Verwaltungsstelle 
Hamburg den bisherigen Höhepunkt 
in der gewerkschaftspolltischen Aus- 
einandersetzung zwischen der Arbei 
terlinken und der SPD (Gewerk 


schaftsführung und Betriebsratsmehr- 
beit). 
Mit diesen Ausschlußverfahren rea- 


die anstehende Wahl zum Vertrauens‘ 
leutekörper (VLK) durchführen wol 
te, sondern ihrerseits auf einer eige 


nen Versammlung einen Antrag stell 
te, die Kandidatenzahl zu erhöhen, 
Letzten Anstoß für die Entschei 
dung der Verwaltungsstelle, die Aus 
schlußverfahren zu eröffnen, wird die 
Tatsache gewesen sein, daß auf der 
liederversammlung von den Mit 
iedern ein Ausschlußantrag gegen 
Kodolitsch, den zuständigen Sekretär 
der IG Chemie, gestellt worden war. 
Der Hauptwörstand der IG Chemie 
faßte die Begründung für die Aus 
schlußverfahren pol 
weiter bzw, präziser‘ 
Verwaltungsstelle mit dem Vorwurf 
der „Unterstützung einer außerge 
werkschaftlichen Versammlung” und 
dem Arbeiten für „eine gegnerische 
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diese Maßnahmen mit der angeb- 
lich „durch die Streiks hervorge 
rufene Energiekrise“. Die „Welt 
schreibt zynisch am 15.12. „Die 
taktische (!) Marschroute ist 
klar ... Nachgedacht werden darf 
darüber‘ (über die Streiks) „an den 
drei Tagen der Woche, an denen 
die eigene Fabrik geschlossen wird, 
an dem Morgen, wenn Tausende 
sich auf den Bahnhöfen stauen 
und in jeder Nacht, wenn um 
halb. elf die Bildschirme dunkel 
werden und man frustriert zu Bett 
seht," 

In faschistischer Manier soll 
hier versucht werden, die engl 
sche Arbeiterklasse durch derarti- 
ge Strafaktionen In die Volkape- 
meinschaft mit den britischen Im- 
Perialisten zu treiben, = 


Organisation” noch wm den heißen 
Brei herumredete, fragte der Haupt 
vorstand klar nach der Stellung, zum 
CHEMIEARDEITER" und „zum außer 
gewerkschaftlichen Flugblatt ‚Was 
los’ ", Damit war die Sache auf den 
Punkt gebracht, Der Gewerkschafts- 
führung geht es darum, die Kommu- 
nisten aus der Gewerkschaft heraus 
zuschießen. 

Die Gruppe der 13 Kollegen satz! 
sich sofort zusammen und beschloi 
auf mehreren Wegen gegen die Be 
schneidung ihrer Rechte vorzugehen 

= Sie erwirkten über die bürgerlichen 

Gerichte eine einstweilige Verfü- 
‚gung, mit der der Verwaltungsstelle 
verboten worden Ist, die 13 bei der 
Kandidatur oder Wahl zu behindern 
Sie verfaßten eine Resolution, die 
sie mit einem Dokumente 
(die diversen Schreiben der 
schaftsführung) zusan 


nlieder bei Reichl 
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‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


Reichhold,.. Springer. 


werden 


fortiger Wirkung beurlaub: 


fristgemäß sei ja nicht so schlimm. 


Die Mehrheit des Betriebsrates lehnte aber auch den 
zweiten Antrag der Geschäftsleitung ab mit der Begrün- 
dung, daß es sich hier in erster Linie um die Erhaltung 
demokratisch gewählter Vertretungsorgane der Kollegen 
handeln müsse, auch wenn man mit den Betroffenen 


jetzt Broschek 


Vertrauensleutekörper soll 


‚dem 15. November, legte die Geschäfts- 
leitung der Tiefdruckerei Broschek Druck GmbH & Co. 
KG in Hamburg Antrag auf fristlose Kündigung zweier 
Mitglieder der Vertrauenskörperleitung beim Betriebsrat 
vor. Damit kam sie allerdings vorerst nicht durch, die 
Mehrheit der Betriebsratsmitglieder Ichnte eine fristlose 
Kündigung ab: Die Begründung reiche nicht aus! 
Daraufhin wurde der Vertrauendeutesprecher mit so- 
erhielt Hausverbot. Seine 
f Kündigung wurde Hoch am selben Tag dem 
triebsrat vorgelegt. Und schon konnte man Stimmen 
vernehmen, daß man darüber denn ja wohl reden könne, 


rates die Entlassung 
Dem zweiten Mitglied der Vertrauenskörperleitung. der 
‚Jugendvertreterin, wurde angekündigt, sie mit Hilfe eines, 
Arbeitsgerichsprozesses aus der Jugendvertretung drän- 


gen zu wollen. Hat 
schutz mehr, hofft 
können. 


1G Druck & Papier 


AK 31) 


tisch nicht übereinstimme. Die Kapitalisten erklärten | schaftsführer und 
daß sie such ohne Zustimmung des Betriebs- 
Seifriedlich, arbeite - | Spekulanten offenbar so gei 


wie in der faschistischen 
Betriebsgemeinschaft 


Als Begründung für die angestreb- 
ten Kündigungen der Gewerkschafter 
führte die Geschäftsleitung die „Stö- 
rung des Betriebsfriedens „durch die 
Vertrauenskörperleitung an. Tatsich- 
lich. ist der „Betriebsfrieden“ bei 
Broschek „gestört“, verstärkt doch 
die Geschäftsleitung den Druck auf 
die Kollegen im Rahmen des Umzugs 
nach Hamburg-Rahlstedt gewaltig. 

Im Gegensatz zu anderen Bran- 
chen ist die westdeutsche Druckindu- 
strie ein kleiner Zweig, in dem ca. 
171.000 Kollegen beschäftigt sind 
Obwohl diese Zahl im letzten Jahr 
um 2,1 % zurückgegangen ist, hat es 
für die Druckkapitalisten eine gewal- 
tige Umsatzsteigerung gegeben. Im 
Jahr 1970 betrugen die monatlichen 
Umsätze 795 Millionen DM, Im No- 
vember "72 wurde die Milliardengren- 
ze bereits überschritten. 

‚Auch in der westdeutschen Druck- 
industrie macht sich die fortschreiten- 
de Särkung des westdeutschen Imperi- 
allsmus, der zunehmende Expansions- 
drang, der verstärkte Kapitalexport 
und der sich damit verschärfende 
Konkurrenzkampf im. internationa- 
len Maßstab bemerkbar. Dies führt 
ebenso wie in anderen Branchen zur 
Monopolisierung, d.h. einerseits Zu- 
‚sammenschluß größerer Firmen, an- 
dererseits Stllegung kleinerer Betrie- 
be. 


"Vor diesem Hintergrund standen 
auch die Broschek-Kapitalisten Ende 


be. 


Vor diesem Hintergrund standen 
auch die Broschek-Kapitalisten Ende 
‚der 60er Jahre vor der Alternative, 
den Betrieb „durchzurationalisieren“, 
‚oder unter dem Druck der Konkur- 
renz längerfristig. pleite zu gehen. 

Der Hamburger Senat erwies sich 
als „verständnisvoller” Interessenver- 
reter der Bourgeoisie und gewährte 


fristigen Kredit über 20 Millionen 
DM. 

Diese Mittel aus den Steuergeldern 
der Arbeiterklasse stellten den Anreiz 
dar, im neuen Industriegebiet Ham- 
burg/Rahlstedt eine moderne Tief- 
druckerei aufzubauen. Gleichzeitig 
‚konnte mit dem Verkauf des alten 
‚Geländes in der Innenstadt ein Spe- 
kulationsgeschäft gestartet werden, 
dessen Ausmaß erst vor Kurzem be: 
kannt wurde. (Zum Groll westdeut- 
scher Spekulanten waren die engl 
schen Kapitalisten der „Capital & 
Counties" schneller, was die örtlichen 


dener 
Hamburger Betriebe verschickten. 

Die Gewerkschaftsführung weiß 
ganz genau, daß sie unter den 13 eine 
ganze Reihe Kollegen erwischt hat, 
die durchaus keine Kommunisten 
sind, sich aber intensiv an der gewerk- 
schaftlichen Arbeit des letzten halben 
Jahres bei Reichhold beteiligt haben 
und aus diesen Gründen in Opposition 


zur Verwaltungsstelle kommen muß- 


Es handelt sich also um Kollegen, 
di‘ nict aus grunditlichen Erwi: 
gungen über den Kapitalismus, den 

ırakter der Gewerkschaftsführung, 

okratie und die Notwen. 
Kapitalismus Schluß 

zu machen, dabei sind, sondern die 
boi dom ganz konkreten Versuch, ihre 


essen der Kapitalisten unterordnen! 


Pr een, m 
leben den Inter- 


Drups 
sich dazu auf einer Betriebsversamm- 


lung bei Broschek: Er sei froh di 
über, daß der Betrieb und damit die 
Arbeitsplätze der Stadt Hamburg er- 


© Die Belegschaftsstärke wurde in- 


© Im selben Zeitraum wurden soviel 


Interesen und die Ihrer Kollegen 


daß die CDU den Fall in der 
schaft „aufdeckte“) 

Für die meisten Broschek-Kollegen 
bedeutet die Umverlegung: 
© Der Weg zur Arbeit verlängert sich 

um gut eine Stunde! 
© Für viele Arbeiterfamilien, die im 

Westen Hamburgs wohnen, ent- 
stehen zusätzliche Probleme. Entwe- 
der müssen sie sich neue Wohnungen 
in näherer Umgebung des Betriebes 
besorgen (um den langen Anfahrts- 
weg zu sparen), was bei der Woh- 
nungsbaulage nur mit unglaublichen 
‚Kostensteigerungen verbunden ist, — 
für die schulpflichtigen Kinder bedeu- 
das ein Herausreißen aus der vertrau- 
ten Umgebung und belastet sie erheb- 
lich, 
© oder die Kollegen müssen sich 

einen neuen Arbeitsplatz suchen, 
was vor allem bei den älteren Kolle- 
gen mit realen Lohneinbußen verbun- 
den wäre. 

Es gibt nur noch drei große Tief- 
druckereien im Hamburger Einzugs- 
gebiet. Davon liegt Gruner & Jahr in 
Itzehoe und Springer in Ahrensburg. 
Dagegen liegt Broschek in Rahlstedt 
noch „verkehrsgünstig“! 

Die Ortswahl für den Neubau rich- 
tet sich ganz nach den Bedürfnissen 
der Kapitalisten (Autobahnnähe, na- 
he Eisenbahnverbindungen usw.). 

Die Arbeiter dagegen müssen nicht 
nur schlechtere Arbeitsbedingungen 
hinnehmen, sondern auch noch ihre 

ten Lebensgewohnheiten, ihre 
Teizeit, ihr Familienleben den Inter- 


Der Ortsvereinsvorstand der IG 


zerschlagen 


Innerhalb weniger Monate ist dies der zweite derartige 
Angriff auf die Vertretungsorgane der Arbeiter, der in 
der Hamburger Druckindustrie gefahren worden ist. 
Dabei hat im Fall Springer der Ortsvereins-Vorstand der 


sten zusammengearbeitet=und hauptsächlich das Mittel 
des Antikommunismus eingesetzt. (Siehe ausführlich 


Wie planmäßig dieser zweite Angriff von den Kapitalisten 
auf den Vertrauensleutekörper bei Broschek vorbereitet 
worden ist, und weiche Rolle die reaktionären Gewerk- 


diesem Artikel deutlich gemacht werden. 


vollziehen werden. 


sie erst einmal keinen Kündigungs- 
man, sie um so leichter kündigen zu 


in Hamburg offen mit den Kapitali- 


Betriebsräte dabei spielen, soll in 


jahr 1972 bei ca. 34 Millionen 
DM, konnte der Umsatz im ersten 
Halbjahr 73 auf dem Rücken der 
Kollegen gesteigert werden, so daß 
selbst die Kapitalisten auf der Be- 
triebsversammlung vom 28. Juni die 
„Geschäftslage“ als „gut“ bezeichne- 
ien, obwohl die „Gesamtkosten“ an- 
geblich um 1,5 Millionen DM gestie- 
gen seien! 
® Liefen die alten Druckmaschinen 

38-40.000 Umdrehungen in der 
Minute, werden die neuen Maschinen 
in Rahlstedt bei Geschwindigkeiten 
bis zu 60.000 (!) Umdrehungen lau- 
fen! 

Das bedeutet für die Drucker eine 
erhebliche Mehrbelastung durch 
Lärmentwicklung bis zu 95 Phon und 
erhöhte Anforderungen an die Kon- 
zentration. Der Verschleiß der Ge- 
sundheit der Arbeiter wird also noch 
‚mehr vorangetrieber 

Zusätzlich setzte die Geschäftslei- 
tung eine Maschinenbesetzung durch, 
die die Mindestwerte des 1969 abge- 
schlossenen Manteltarifvertragesnnoch 
unterschreitet! Dabei nutzten die Ka- 
palisten die Tatsache, daß der MTV 
nur die „Maschinenbesetzung bei 
einer Formzylinderbreite von 110 - 
160 cm“ bis zu fünf (1) Druckern 
vorschreibt. Die alten Maschinen wa- 
ren aber kleiner, und die neuen sind 
größer (200 cm!), so daß eine „haus- 
eigene“ _ Betriebsvereinbarung mit 
dem Betriebsrat geschlossen wurde, 
mit dem Ergebnis, daß den Druckern 
gerade die Mindestbesetzung (also 
fünf!) „zugestanden“ worden ist. 

Zaghafter Widerstand der Drucker 
gegen diese enorme Arbeitsbelastung 


Ortsvereinsvorstand der 1G 
in Hamburg jedoch äußer! 


halten blieben (!),und daß die Um- 
verlegung einen technischen Fort- 


), der zu begrüßen 
seit 


Mit dem Beginn des Neubaus star 
teten die Broschek-Kapitalisten dann 
ihre Angriffe auf die Arbeitsbedi 
‚gungen der Kollegen: 


‚nerhalb eines Jahres von ca. 790 
auf ca, 665 Kollegen „herunterge- 
schraubt‘, 


Mehraufträge rangeholt, daß bis zu 
50 % gar nicht mehr bis zur Endferti- 
gung in der Buchbinderei verarbeitet 
werden können, 
® Lag der Umsatz im ersten Halb- 
INN! 


wahrzunehmen, auf diese grundsätzli- 
‚chen Fragen gestoßen worden sind, 
Die Gewerkschaftsführer wissen wı 
terhin, daß diese Kollegen — also die 
ehrlichen Gewerkschafter und linken 
Sozialdemokraten — durchaus nicht 
für sie verloren sind. Sie werden ver- 
suchen, diese Kollegen, nachdem sie 
ihnen erst einmal einen „Schuß vor 
‚den Bug” verpaßt haben, zurückzu- 
ziehen, sie von den Kommunisten zu 
trennen, 

Um dies zu erreichen, entfachten. 
Gewerkschaftsführung und SPD im 
Betrieb eine neue antikommunistische, 
Hetzkampagne 3 

Am $12. verteilte BR-Vorsitzen- 
‚der Volkmann ein Flugblatt, daß ei 
Spitzenleistung in dieser Hinsicht dar 
sellt 


gerade die Mindestbesetzung (also 
fünf!) „zugestanden“ worden ist. 

Zaghafter Widerstand der Drucker 
gegen diese enorme Arbeitsbelastung 
wurde mit einer Einschüchterungs- 
‚kampagne beantwortet, in der mit 
‚dem „Verlust der Arbeitsplätze“ ge- 
‚droht wurde, da die „Firma bei ande- 
rer Besetzung die finanziellen Bela- 
stungen“ nicht „durchstehen“ kön- 
nel 

Im Sommer ’73 legten die Bro- 
schek-Kapitalisten noch einen Gang 
zu und setzten in den fototechni- 
schen Abteilungen die Schicht-Ar- 
beit durch, was für die Kollegen nicht 
nur erhöhte Anstrengungen bedeutet, 
sondern gleichzeitig ihr Familienleben 
stark beeinträchtigt, 

Im Tiefdruck ließen die Broschek- 
Kapitalisten gegen den Widerstand 
der Kollegen elektronische Kontroll- 
jeräte anbringen, die der totalen 

‚berwachung der Arbeiter dienen, 
‚Gewerkschaftsführer und Betriebsrh- 

iose 
Ge. 


litsch und Volkmann auf der Betriebs- 
versammlung in der gleichen Weise 
vom Leder. 

Die Linken ließen sich allerdings 
auch weiter diese frechen Angriff 
nicht bieten: Die 13 gaben eine zwei 
te_ Information zu den Vorfällen bei 
Reichhold heraus: Teile des Volk- 
mann-Flugblattes, eine kurze Darstel- 
hung der Betriebsversammlung und 
die Bekanntgabe der Einstweiligen 
Verfügung. 

Kurz nach der Betriebsversamm- 
lung kam eine weitere Nummer der 
innerbetrieblichen Fugblatiserie „Was 
ist los” heraus, daß vor allem Stellung 
nahm zur antikommunistischen Hetze 
und die Resolution der 13 nachdruck- 
{ 

Die SPD-Funktionäre in der IG 


schwätz 


schnitt" 
ie die Kapitalisten mit diesen Geräten 
verfolgen, war unverhült in einer 
Werbebroschüre der Herstellerfirma 
zu lesen, die bezeichnenderweise den 
Kollegen vorenthalten wurde. Dort 
heißt es u.a 

Wir haben aufgrund der automa- 
tischen Aufschreibungen den Beweit, 
welche Mitarbeiter und welche Ma- 
‚schinen mehr leisten als andere. Das 
ist die Grundlage für ein gerechtes 
Entlohnungsprinzip! . 

„. Es genügt nicht nur die Lei- 
stung zu prämieren, „.. Ist nur eine 
ungenügende Qualität erreicht wor- 
den, erfolgt ein stufenweiser Abzug 
der Primie .... Bei größeren Abwei- 
chungen von der Sollzeit .. wird 
durch sofortige Rücksprache mit dem 
‚Meister oder dem Bedienungspersonal 
‚geklärt, wie es dazu kam (!!!).... prak- 
tisch [werden) alle Mitarbeiter in 
irgendeiner Form von dieser Daten- 
erfassung berährt werder 

Ein bewährtes Rezept der Bour- 
geoisie: 

Schon immer entwickelte die Ka- 
pitalistenklasse © „wissenschaftliche 
Systeme“ zur weiteren Ausbeutung 
der Arbeiterklasse, Lenin beschrieb. 
das vor 60 Jahren so: „Im Ergebnis. 
wird während der gleichen Arbeits- 
stunden aus dem Arbeiter die drei- 
fache Arbeit herausgepreßt, werden 
alle seine Kräfte erbarmungslos auf- 
‚gebraucht, wird dem Lohnsklaven mi 
verdreifachter Geschwindigkeit jedes. 
bißchen Nerven- und Muskelenergie 
ausgesogen. ... Fortschritt von Tech- 
ik und Wissenschaft bedeutet in der 
kapitalistischen Gesellschaft Fort- 
schritt in der Kunst der Schweißaus- 
pressung”. (Lenin Werke, Bd. 18, 
5. 588/589) 

Im September °73 startete die Ge- 
schäftsleitung einen Angriff auf die 
‚Arbeitszeiten und ließ in zwei Ablei- 
lungen unabhängig voneinander die 
Arbeitszeit um 10 Minuten veräin- 
gern, 

Mittlerweile gelang es den Kapita- 
listen gegen den Widerstand der Kol- 
legen, diese Arbeitszeitverlängerung 
in den Abteilungen Opalkopie, Gra- 
wur, Ätzerei und Buchbinderei Stück 
für Stück durchzusetzen. 

Während im Neubau noch Banar- 

beiten durchgeführt wurden, wur- 

de die erste Abteilung dorthin ver- 
legt. Bei Temperaturen zwischen 

12-170 C und. noch fehelnden 

sanitären Einrichtungen mußten 

die Kollegen dort anfangen zu ar- 
beiten. 

Das sind nur wenige Aspekte, die 
deutlich machen, daß die ganze Um- 
verlegung und.ihre Vorbereitung, der 
Neubau, die neuen Maschinen, den 
Kapitalisten dazu dienen, noch mehr 
aus den Arbeitern herauszupresse 


Produktion. 


vorbildliche Verhalten“ der Tiefdruk« 


iese wleologische Pı 
zielt allerdings auf die faschistische 
„Betriebsgemeinschaft“, deren „Vor- 
Züge“ die Broschek-Kapitalisten wohl 
noch in besonders guter Erinnerung 
haben dürften, war doch von 1935 - 
1940 der faschistische Eher-Verlag 
mit 54,7 % am Betrieb beteiligt: Zu 
der Zeit wurden die Zeitungen der 
Nazis gedruckt! 


Es entwickelt sich Widerstand. 


Wenn auch diese umfassenden An- 
fe im Rahmen kapitalistischer Ra- 

tionalisierung von den Kollegen noch 

nicht in der Schärfe gesehen werden, 

so hat es doch spontanen Widerstand 

gegeben. 

© Die Buchbinderei streikte am 29. 

Oktober für. vier Stunden, weil es 
im Neubau keine Heizung gab, und 
nahm die Arbeit erst wieder auf, als 
von der Geschäftsleitung zugesichert 
wurde, daß die Klimaanlage in weni- 
gen Tagen fertiggestellt sei. 
© Die Ätzerei beschloß am 8.11. 

einen Überstundenstreik. Auf- 
grund der allgemeinen Preissteigerun- 
gen und Mehrarbeit in Berne fordern 
die Kollegen eine wöchentliche über- 
arifliche Lohnerhöhung von 20 DM 
für alle sowie eine zusätzliche Vor- 
weganhebung der unteren Lohngrup- 
pen (bis zu 100. DM Übertarif) um 
10DM. 

Am 15.11. teilten die Kollegen 
dem Betriebsrat mit, daß der Über- 
stundenstreik: vorübergehend +ausge- 
setzt werde, man die Forderung als. 
einen. Diskussionsbeitrag für eine ge 
samtbetriebliche Teuerungszulage be- 
trachte und daß der Betriebsrat auf- 
gefordert sei, der Geschäftsleitung die 
Zusicherung abzuringen, daß keinem 
Kollegen persönlicher Nachteil aus 
dem Boykott entstehen dürfe. 

Damit war die Aktion vorerst ge- 
scheitert, nachdem die Geschäftslei- 
tung mit massiven Kündigungsdro- 
hungen geantwortet hatte. 

Zu diesen Dingen schrieben die 
beiden jetzt von Kündigung bedroh- 
Mitglieder der VK-Leitung in einem 
‚Rundbrief: 

„Es drängt sich die Frage auf, ob 
hier nicht bewußt die Aufnahme der 
fosten menschen- 
würdiger Arbeitsplätze durchgeführt 
wurdej'und „Diese Ereignisse machen 


‚es unserer Meinung nach notwendig, 
daß der Vertrauenskörper sich mit 
diesen Fragen auseinanderserzt und 
zu einem positiven Ergebnis im In- 


Teresse der Belegschaft beiträgt.“ 


die Kapitalisten drohen mit 
Entiassung 


sollte doch der „Lohnkostenanteil“ 
Neubau, die neuen Maschinen, den 
Kapitalisten dazu dienen, noch mehr 
aus den Arbeitern herauszupressen; 
sollte doch der „Lohnkostenanteil“ 
von angeblich 52'% des „Gesamtum- 
satzes“ auf 35 % (geplant in Rahl- 
stedt) heruntergedrückt werden. 

Dazu dient auch die ideologische 
Bearbeitung der Kollegen durch die 
Geschäftsleitung: Mit Sprüchen von 
der „Pionier- und Aufbauleistung“ 
gelang es ihr, vor allem einen Teil 
der Tiefdrucker einzuwickeln und sie 
die eigenen Interessen vergessen zu 
lassen, 

Die Verblendung einiger Drucker 
ging so weit, daß sie fj ohne 
auch nur einen Pfennig mehr dafür zu 
bekommen, die Druckwerke mit auf- 
stellen halfen, daß sie freiwillig Über- 
stunden machten, kaum schliefen — 
aus Stolz auf die eigene Arbeitslei- 
stung nur noch das „Betriebswohl‘“ 
sahen. 


Diese ideologische Bearbeitung 
di 


nächsten Angriff zu starten, der aller- 
dings vorerst nicht viel brachte: Auf 
‚einer der letzten Betriebsratssitzun- 
‚gen hat die Mehrheit des Betriebsrates. 
unter Beisein von Sekretär Kodolitsch 
(0) (gegen den die 13 Kollegen einen 
Ausschlußantrag gestellt hatten) den 
Antrag gestellt, die beiden Betriebs- 
ite, die sich unter den 13 befinden, 
aus dem BR auszuschließen! Die bei: 
‚den Kollegen mußten aus dem Zi 
mer gehen und im Nebenraum auf das 
Ergebnis der Personaldebatte warten 
Als sie nach einer runden Stunde wie 
der reingerufen wurden, erklärte DR» 
Vorsitzender Volkmann (Mitglied der 
SPD-Betriebsgruppe) ihnen ziemlich 
verlegen, sie hätten den Ausschlußan 
trag zurückgezogen! 
"Nachdem die SPD-Beiriebarkte und 


Aın 6,12, zogen Sekretär Kodo- 


‚Chemie und im BR versuchten, ihren 


‚die Rechten festgestellt haben, daß or 


.... die Kapitalisten drohen mit 
Entlassung 


Diesen Rundbrief, insbesondere 
die zitierten Sätze, führt die Ge- 
schäftsleitung als Beweis für ihre Be- 
hauptung von der „Störung des Be- 
triebsfriedens“ an, 

Der Versuch, einzelne kämpferl- 
sche Kollegen in konzerlierter Ak« 
ton mit Geschäftsleitung und rech- 
ten Betriebsräten aus dem Betrieb zu 
werfen, oder zumindest einzuschüch“ 
ern, zeichnet sich seit längerem a 
© Gegenüber dem Vertrauensleute: 

sprecher Ichnte die Geschäftslok 
tung eine Lohnerhöhung ab, mit der 
Begründung, der Kollege solle sich 
entscheiden, ‚ob er „Politiker od 
Facharbeiter‘ werden will 
© Dem _ Vertrauensleute-Sprecher 

wurde von seinem Abtellungsloh- 
ter,geraten", freiwillig zu kündi 
gen’ dafür werde or vielleicht nach 


nicht so leicht sein würde, die Linken, 
aus dem Betrieb szuschle 
sen, haben sie sich etwas Neues sur 
gedacht: Der Vorsitzende Volkmann 
ünd sein Stellvertreter Hollop haben 
diese Funktionen niedergelegtjmit der 
Begründung, daß „die zunehmend 
stärker werdende Einwirkung links“ 
radikaler Gruppen” eine „vernünftige 
Arbeit” unmöglich mache! 

Letzte Meldung zu den VLK-Wa 
Ion: Sie werden verschoben. Wieder 
einmal hat alch gezeigt, daß die 
werkschaftsführung mit allen Mitteln 
verhindern will, dab se n 
mokratischen VLK-Wahl einer Gruppe, 
linker und kommunlstischer Vertra 
enonübersteht. Auch auf 
Arbeiter, die don 


! 72 


‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


77 


Seite 3 


Kirklärung einiger Vertrauens- 
‚zur Umverlogung mit dem DRUCK- 
ARDEITER  (Branchenzeitung des 
Ki) gleich, 
“i Kollegen kündigte die Ge! 
schäftsleitung den „pemönlichen | 
‚Kampf bis zur Entlassung“ an, da er | 
„‚deologisch zu gefestigt und nicht zu 
bestechen” sel, 
© Der Geschäftsleiter rühmte sich 
it, daß er „legale” Wege fin- , 
den werde, um diesen linken Ver- 
trauensleutekörper zu zerschlagen. 
Das wi nur eine Frage der Zeit. 
@ Die Jugendvertreterin wird von 
Seiten der Geschäftsleitung und 
des Betriebsrates demagogisch | 
der „links“sektiererischen „RGO“ 
wWeichgesetzt, \ 
a 
‚Auch rechte Betriebsräte und 
Gewerkschafter gegen VLK-) 
‚Arbeit 


Um den jetzt laufenden Angriff) 
‚der Broschek-Kapitalisten auf die Ver- 
trauenaleute richtig zu würdigen, muß 
man diesen Angriff erginzen um eini- 
ie Details über die bisherige Behinde- 
rung der VLK-Arbeit durch mchte 
Betriebsräte und Gewerkschafter. 

Die Vertrauensleutewahlen stan- 
den unter dem Eindruck der gerade 
auf Hochtouren laufenden anti-kom- 
munistischen Hetzkampagne durch 
die Kapitalistenklasse und den Ge- 
werkschaftsführern. Bei Broschek 
wirkte sich neben den immer schär- 
fer werdenden Angriffen der Kapita- 
listen auf die Arbeitsbedingungen ge- 
ads die Hamburger „Variante“ der 
politischen Kampagne aus, nämlich 
die Zerschlagung des Springer-Be- 
triebsrates. All das hatte mit zur Fol- 
ge, daß von 19 worgeschenen Ver- 
trauensleuten nur 15 gewählt wur- 
den. 

‚Wie schon während der Drucktarif- 
runde 73, als das Tarifkommissions- 
mitglied und Betriebsratsvorsitzender 
bei Broschek, Heinz 
‚den Kollegen geschaffene Streiklei- 
tung im Betrieb unrechtmäßig aufge- 
löst hatte und damit den Kampf der 
Kollegen sabotierte, benutzten er und 

Ortsvereinsvorstand 


Fahe die Arbeit dı vi 
1, die Arbeit des, jer- 
Frnenskörpen zu verzcke. 

Mit dem Hinweis, daß der Ortsver- 
einsvorstand die noch fehlenden Ver- 
rauensleute benennen werde, man 
aber noch Kandidaten finden müsse, 
wurde eine offizielle Aufnahme der 
VK-Arbeit um sechs (!) Wochen ver- 
zögert, Dabei beriefen sich die Ge- 
werkschaftsführer auf die Wahlord- 
nung zur Durchführung der VK-Wah- 
len: „Kann aus organisatorischen 
Gründen keine Wahl durchgeführt 
werden, benennt der Ortsvereinsvor- 


Benutzung der Vervielfältigungsgeri- 
te des Betriebsrats mit dem bezeich- 
nenden Hinweis, daß die Geschäfts, 
leitung dem VLK solange jede Unter- 
stützung verweigere, wie dieser sich 
als „Konkurrenzuniernehmen“ zum 
be verstehe und diesen kon- 
trollieren wolle, wo man doch seit 
Jahren gut mit diesem Betriebsrat 
zusammengearbeitet habe, 

Darum erlaube es die Geschäfts- 
leitung dem Betriebsrat nicht, dem 
VLK die Geräte freizugeben, 

Dieser. Meinung könne sich der 
Betriebsrat nur anschließen, 

Damit waren die Vertrauensleute 
gezwungen, ihre Veröffentlichungen 
an die Kollegen aus eigener Tasche 
zu bezahlen, 

Bei der Erstellung eines Sozial- 
plans zur „Vermeidung von Härten“ 
durch die Umverlogung des Betriebes 
weigerte sich der Betriebsrat trotz 
wiederholter Aufforderung durch den 
VLK, diesen an der Erstellung mit- 
wirken zu lassen. Ja, er ließ später 
sogar einen Aushang verteilen, in dem 
esheißt: 

„Fragen zum Sozialplan bitte nur 
‚an den Betriebsrat richten!“ 

‚Aber nicht nur in der täglichen Ar- 
beit im Betrieb wurde der VLK sabo- 
tiert, 

Der überwiegende Teil der Be- 
triebsräte erschien nicht zu 
dentlich und rechtzeitig bekanntge- 
machten VK-Sitzungen mit der Aus- 
rede, micht_der Meinur 
daß mi 


sowie die mangeln- 
de politische Einsicht in die Notwen- 
digkeit breiter, aktiver Gewerkschafts- 
arbeit beim überwiegenden Teil der 
Kollegen und der Vertrauenaleute 
führte am Ende zu einer Situation, 
daß sich von 30 Mitgliedern des VLK 
19 Vertrauenaleute und 11 Betriebs. 
räte) nur noch eine kleine Handvoll 
Kollegen an der Arbeit beteiligten. 
Andererseits haben es die fort- 
schrittlichen Vertrauensleute nicht 
energisch genug verstanden, systema- 
tisch auf breiter Ebene die politische 
Notwendigkeit von organisierter ge- 
werkschaftlicher Arbeit zu propagie- 


‚pelt, die von: ren, s0 daß sie immer mehr in die 


Isolation gedrängt wurden. Hier ist 
auch zu vermerken, daß es die Kom- 
munisten nicht genug verstanden ha- 
ben, mit kontinuierlicher Agitation 
und Propaganda durch ihre Bran- 
chenzeitung, z.B. DER DRUCKAR- 
BEITER zum einen auf die Fehler in 
der VK-Arbeit hinzuweisen, und zum 
anderen den Kollegen durch konkre- 
te Untersuchungen und politischer 
‚Aufklärung weiter zu helfen. So wur- 
de es versäumt, die Kollegen bei 
Broschek ‚politisch auf die nun statt- 
findende Umverlegung vorzubereiten, 
obwohl die Dinge schon lange be 
kannt sind. 


Der Kampf geht weiter 


nate in der Hamburger Druckindustrie 
fahren wird. Dabei hatte im Fall 
Springer die Gewerkschaftsführer of- 
fen mit den Kapitalisten zusammen- 
gearbeitet und hauptsächlich das Mit- 
ol des Antikommunlsmus eingesetzt 
Die Kollegen erwarteten für Broschek 
einen ähnlichen Verlauf, 

In der Diskussion über die näch- 
sten Schritte wurde Kritik geübt an 
der. mangelnden Unterstützung der 
Vertrauenskörperarbeit durch die Ge- 
werkschaftsführung. In diesem Zu- 
sammenhang setzten sich die Kolle- 
gen mit den Vertrauensleute-Richt- 
linien der IG-DruPa auseinander und 
kamen zu dem Schluß, daß mit Hilfe 
dieser Richtlinien die Vertrauensleute 
zu „Briefträgern der Gewerkschafts- 
führung” gemacht werden sollen. 

Sie kritisierten auch, daß ein Kün- 
igungsschutz für Vertrauensleute 
nicht existiert und daß die Gewerk- 
schaftsführung auch keinerlei Anstal- 
ten macht, diese Forderung aufzu- 
greifen und die ganze gewerkschaftli- 
che Kampfkraft einzusetzen, um die- 
se Forderung zur Wirklichkeit zu 
machen. 

Um in Zukunft eine bessere Infor- 


mation zu gewährleisten, und um 
auch weiterhin die Diskussion über 


Meinung, daß es hier nicht „nur um 
die Kündigung zweier Kollegen geht, 
sondern um die Zerschlagung {rei ge- 
wählter gewerkschaftlicher Vertre- 
tungsorgane der Kollegen! Dem gilt 
es mit aller gewerkschaftlicher Kraft 
entgegen zu treten! 

Wir fordern den Ortsrereinsvor- 
stand der IG-DruPa in Hamburg auf, 
alle gewerkschaftlichen Maßnahmen 
einzusetzen, um diesen Angriff auf 
die gewerkschaftliche Organisations- 
arbeit zurückzuweisen und die sofor- 
tige Zurlicknahme der Kündigungen 
zu erreichen! 

Wir fordern alle gewerkschafilk 
chen Vertrauensleutekörper und Be- 
(riebsräte auf, sich mit uns solidarisch 
zu erklären! 

Unsere uneingeschränkte Solidari- 
tät gilt den betroffenen Vertrauens 
leuten! 

Der VLK-Broschek”" 

0 positiv die Reaktionen der Kol- 
legen auf diesen Angriff auch einzu- 
schätzen ist, darf nicht übersehen wer- 
‚den, daß die überwiegende Mehrheit 
der Kollegen diesen Angriffen poli- 
Asch noch nicht gewachsen ist 
50 ist es auch zu erklären, daß die fol- 
genden Vertrauensleutesitzungen nur 


die anliegenden Probleme zu führen, 
kamen die Kollegen überein, weiter- 


| Min ähnliche Versammlungen durch- 


ann "aus OrgamIH 
Gründen keine Wahl durchgeführt 
werden, benennt der Ortsvereinsvor- 
ind die zuständigen Vertrauensleu- 
1er. 

Nicht nur, daß es bei den Ge- 
werkschaftsführern liegt, eine aktive 
VK-Arbeit zu behindern: Sie können 
Ba et de Bla ern at, 
den Arbeitern im Betrieb vorsetzen 
(benennen), ohne daß alle Gewerk- 
schafter gefragt werden. 

Erst nach wiederholten Aufforde- 
ungen durch die Vertrauensleute 
wurde die „konstitulerende Sitzung‘; 
auf der die Vertrauenskörperkeitung 
gewählt wurde, durch die Gewerk- 
schaftsführer durchgeführt, 
ie rechten Betriebsräte versuch- 
ten, die Wahl eines fortschritlichen 
Kollegen in die VK-Leitung dadurch 
zu verhindern, daß sie sich weiger 
ten, eine Freistellung aller Vertrau 
ensleute zur ersten Sitzung während 
der Arbeitszeit _(DreiSchichten- 
Rhythmus) bei der Geschäftsleitung 
durchzusetzen. 

Dadurch hätte der Kollege nicht 
zur Sitzung erscheinen können. 

Daß dieser Plan mißlang. ist einem 


Kollegen zu vordanken, der kurzfri- 
die 


stig mit dem Vertrauensmant 
Schicht tauschte, Dafür erhielt 


we. 
Schichtwechsel 
(„im Interesse der Kolle- 


Nach der Wahl zweier als kämpfe- 
risch bekannter Vertrauenaleule in 
die dreisköpfige VK-Leitung verstärk 
te sich die systematische Sabotage der 
Vertrauensleutearbeit durch die 
Mehrheit der Dotriebarkte, sowie po- 
sche Hetze gegen die beiden Mit- 
lieder der VK-Leitung. 

‚Der Wetriebarats-Vorsitzende ver- 
weigerte den. Vertrauenslouten die 


Der Kampf geht weiter 
Trotz der für die Broschek-Arbei- 


hingenommen. 

Die Reaktion der Broschek-Arbei- 
ter auf die Schläge der Geschäftslei 
tung gegen ihren Vertrauensleutekör- 
per ist jedoch nicht so ausgefallen, 
wie die Kapitälisten sich das vorge 
stellt hatten 


Eine für Sonntag, den 18.11. ange- 
setzte Versammlung der Kollegen der 
Ätzerei wurde kurzfristig zu einer 
Protestversammlung gegen die Angrif- 
fe auf die gewerkschäftliche Vertrai 
ensleutearbeit bei Broschek umgewai 
delt, an der ca, do Kollegen a 

lungen teilnahmen. 
‚rsammelten Kollegen brach: 
'n ihre Empörung über die Angriffe 
der Broschek-Kapitalisten zum Aus 
‚druck und betonten die Notwendig- 
keit breiter Solidarität gegen die 
Rausschmisse und den Versuch der 
Kapitalisten, die Vertrauensleutear- 
beit bei Broschek zu zerschlagen. 

Nachdem die angegriffenen Mit 
lieder der Vertrauenskörperleitung 
den versammelten Kollegen einen 
Überblick über die letzten Ereignisse 
‚ben hatten, wurde die Diskussion 
über die zu erwartenden nächsten 
Schläge im Rahmen der Angriffe auf 
‚den Verirauenskörper sowie über die 
nächsten notwendigen Schritte aufge 
| nommen. Insbesondere, wie ei 
besserung der Vertrauensleutearbeit 
erreicht werden kann, 

Der Vertrauensleutesprecher wies 
darauf hin, daß dies der zweite An- 
griff auf die Vertretungsorgane der 
‚Arbeiter ist, der innerhalb weniger Mo- 


kamen die Kollegen überein, weiter- 
hin ähnliche Versammlungen durch- 
zuführen, 

Beschlossen wurde, die folgende 
Vertrauenskörpersitzung gemeinsam 
zu besuchen. Dort solten folgende 
Punkte diskutiert werden 
1. Solidarität mit den Angegriffenen 

und Perspektiven für die weitere 

Vertrauensleutearbeit 
2. Durchführung der Delegiertenwahl 
3. Teuerungszulage und Verbesse 

ung der Arbeitsbedingungen. 

4. Vorbereitung der Betriebwrersamm- 


hung, 

Zusitzlich beschlossen die Kolle- 
en, sich am Sonntag, den 2.12., am 
selben Ort erneut zu treffen. 

Zusammenfassend ist zu sagen, 
‚daß die größte Bedeutung dieses Tref- 
fens in seiner Stoßrichtung liegt 

Statt den Kapitalisten gegenüber 
aufzustecken und sich zurückzuzie- 
hen in der trügerischen Hoffnung, 
dadurch weiteren Schlägen entgehen 
zu können, beginnen die Kollegen, 
sich zusammenzusetzen, um sich bes. 
ver auf die kommenden Kämpfe vor. 
zubereiten! 

In diesem Sinne beschlomen 10 
Vertrauensleute auf der ordentlichen 
VLK-Sitzung am 22.11. folgende Re- 
solution 


TE DT 
1G-DruPa bei Broschek protestiert ge 
‚gen die vorgesehene Kündigung zwei: 
er Mitglieder der Vertrauenskörper + 
Yale angeblicher „S‘ 
Tr ehe nee 


er rimeng, 
"Der Vertrauensleutekörper it der 


von wenigen besucht wurden, 
Insgesamt breitete sich unter den. 
‚Arbeitern eine Lähmung aus, was da“ 


Insgesamt breit 
Arbeitern eine Lähmung aus, was de 
durch noch bestärkt wurde, daß die 
Kapitalisten die energische Zurück 
weisung dieses Versuchs der Zer- 
schlagung gewerkschaftlicher Arbeit 
durch Kollegen erneut mit einem 
Rausschmiß beantworteten 

Nachdem auf der Betriebsver 
sammlung am 6.12. ein fortschritl- 
cher Kollege die Kündigung des Ver 

auensleutesprechers und das ange: 
ündigte Verfahren gegen die Jugend- 
vertreterin als „Angriff auf die ge 
werkschaftliche "Tätigkeit überhaupt” 
bezeichnet hatte, teilte der Personal 
chef Morisse einigen Kollegen später 
mit, daß er den Redner bei der 
nächstbesten Gelegenheit entlassen 
werde, Am Montag teilte er dem Kol 
legen, ebenfalls Vertrauensmann, die 
Kündigung mit 

All das konnte aber nicht verhin 
dern, daß sich einige Kollegen in 
diesen Kämpfen gestärkt haben und 
enger mit den Kommunisten zusam- 
menarbei 


Wie der KBW beinahe einen 
Kollegen „gewonnen hätte 


"Bei den füngsten Ereignien bei 
Broschek versuchte auch die Örtliche 
File des KBW (SSG) mitzumischen. 
Mehr zufällig und darum wohl 
ich freudig überrascht erfuhren die 
Flugblattverteiler des KBW durch em: 
pörte Broschek-Kollegen von den ge- 
planten Kündigungen 

Einem Kollegen, der ihnen beson- 
ders „ansprechbar” erschien, boten 


sie an, mit ihm gemeinsam ein 
Flugblatt zu schreiben. Dieser 
Kollege, ehrlich um die Sache 


der Arbeiterklasse bemüht, wur 
dann auch gleich wie ein Aup- 
gehütet, Diese „Behutsamkeit” 


ing soweit, daß die überglücklichen 
KBW-Genossen den Kollegen gleich 
in eine ihrer zentralen Wohnungen 
schleppten, wo sich auch „ein ganz 


wichtiger Mann aus Heidelberg” 
höchstpersönlich um den verbläffte 
Kollegen bemühte. 


Bei diesem Gespräch versuchten 
die KBW-ler, den Kollegen auf der 
„Lohn-Kampf“-Trip zu schicken, Dar 
bei erweckten sie den Eindruck, als 
seien sie mit den beiden angegriffenen. 
Vertrauensleuten quasi „per Du 

‚Aber nicht genug: Nachdem noch- 
maligen Angebot, gemeinsam ein 
Flugblatt zu verfassen, knallten die 
KBW-ler dem Kollegen ihr berühmtes. 
„Programm" vor die Nase!! 

Das war dem Kollegen nun doch 
zu viel. Er wurde das Gefühl nicht 
los, daß man ihn gleich zum Mitglied 
machen wollte und äußerte sein Miß- 
fallen darüber. Am Sonntag tauchte 
dann eine Flugblattverteilerin des 
KBW auf der Protestversammlung > 
gen die Kündigungen (5.0.) auf und 
schlug vor, daß man „den Kampf ge- 
gen die Entlassungen mit dem Lohn- 
‚kampf verbinden müsse", 

Hatten die Kollegen erfreulicher- 
weise nichts dagegen, daß „Betriebs- 
fremde” anwesend waren, erklärte 
doch ein Kollege, daß derzeit die Fra- 
ge sei, wie man sich diesen Schlägen 
durch die Geschäftsleitung widerset- 
zen könne und daß der Kampf um c+- 
ne Teuerungszulage die notwendige 
Diskussion einengen würde. 

Hierauf mochte die KBW-Genossin 
nichts mehr sagen. Nach der Protest- 
versammlung jedoch boten die KBW- 
ler nun gleich mehreren Kollegen an, 
gemeinsam ein Flyplatt zu schreiben . 
Dann gaben sie ihre Beurteilung der 
Lage: Die Entlassungen seien ein Zei- 
chen der Schwäche der Geschäftslei- 
tung, man sche an den Kämpfen der 
westdeutschen Arbeiterklasse im all- 
gemeinen und an’ den Kämpfen bei 
Broschek im besonderen, daß es „vor- 
wärts” ginge. Marx habe ja schon 
festgestellt, daß das Proletarlat nichts 
weiter zu verlieren habe, als seine 
Ketten.(!!!) Darum(? ) sei doch auch 
die Situation bei Broschek so, daß 
man die Kollegen nur noch um die 
gemeinsame (Lohn!-)Forderungen ei- 
nigen müsse, um die derzeit zersplit- 
tert. stattfindenden Kämpfe zusam- 
zufassen. 

Am Montagmorgen konnten sich 
die dann über ein Flugblatt 
freuen, in dem die SSG/KBW aus dem 
reichen Schatz ihrer Kampferfahrun- 
gen den Kollegen folgenden klugen 
Ratschlag mit auf den Weg gab: 

„Es wäre möglich gewesen, an 
"hand der Lohndiskussion, die für die 
meisten Vertrauensleute inzwischen 
wieder gestorben ist (1!), für die 
‚Kollegen aber nach wie vor das bren- 
nenste Problem ist, eine Einheit im 
Betrieb herzustellen..Da die Lohnfra- 
ge also jeden von uns betrifft, wird 
Sich dort am ehesten eine breite Ein- 

"Betrieb herzustelien..da die Lonngra- 
ge also jeden von uns betrifft, wird 
sich dort am ehesten eine breite Ein 

heit herstellen, und deshalb ist es 
richtig. in diesem Zusammen- 
‚hang die Zuräcknahme der Entlazzun- 
zu fordern”. 

Das ist sehr logisch und geradlinig 
gedacht, wie es sich für angehende 
Lehrer gehört (die meisten „Kader 
der SSG/KBW in Hamburg sind Lehr- 
rerstudenten), denn: (gegen die Kün- 
digungen) den politischen 
Kampf führen, wollen nur wenige 
Arbeiter, für den 1. 0 h.n kampf jo 
doch,sind a 11 e Arbeiter zu haben, 
Also muß man „einfach nur" den 
den Kampf sogen die Kündigungen 
mit dem Lohnkampf „verbinden 
um die Kampffront maximal zu ver 
breitern. Mit derselben Argumenta 
tion schlug die SSG/KBW jüngst wor 
den Kampf gegen das drohende Vi 


und weigerte sich, an einer Demon- 
stration gegen das drohende KSV- 
Verbot teilzunehmen. 

Das Rezept ist 


den politischen 
Kampf für bestimmte Ziele allgemei- 
neren Forderungen unterzuordnen, 
für die angeblich „Ale Massen kampf- 
bereit sind, weil es sie alle angeht” 
Wie gut dieses Rezept ist, bewies 
‚die SSG vor kurzem, als sie zu einer 
Demonstration aufrief, auf der sie 
den Kampf gegen politische 
Unterdrückung im Iram mit dem 
Kampf gegen Sonntagsfahrverbot ers 
binden” wollte: die „kampfberei- 
‚ten Massen” kamen so zahlreich, dab 
‚die SSG/KBW die Demonstratiom Ie- 
ber gleich am Sammelplatz abmgte 
und mit Mühe aus den nicht einmal 
hundert Versammelten einige Sech- 
sergruppen für die „Anltation in 
Innenstadt” zusammenstel 
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der Opportunismus der KPD/ML 


„Wenn die Chaoten (gemeint sind die Kommunisten) 
er ritsch, ritsch!“ „Nein, dann schmeißen wir die 
viel zu dünn, das bringt doch nichts, lieber erdrosseln, schön langsam 
Förde!“ „Die sollte man mit dem Kopf gegen die Wand hauen!“ Wer geifert hier? SS? Gestapo? Hitlers Massenmör- 
und Auschwitz? Die Folterknechte aus den KZ-Stadien von Santiago oder Athen. ? 


dem Betriebsratsvorsitzenden Kühler bei Hagenuk (Leiter sämtlicher 


im Stadtrat, Mitglied der Vertrauenskörperleitung der IG Metall bei Hagenuk), 


Horst Seide), dem Leiter des Vertrauensleutekörpers der IGM auf 
Jürgen Sllz, dem Leiter des Vertrauensleutekörpers der IG Meı 


‚nennen. Dieser antikommunistische Sud fiel auf einer 0 


wamber 1973, Hier hatten sich fast alle Kieler Betriebsratsvorsitzei 
mitglieder der IGM versammelt, also fast die gesamte rechte Kieler Gewerkschai 
kommunistische 
Kapitalisten und ihren Verteidigern, 
von den Faschisten bis zu den SPD- 
Führern, gemeinsam. 


Sa wir genauer, was sich auf 
Iieser Wochenendschulung der 
IGM noch so alles ereignet hat und 
fragen wir uns, wie das politisch um- 
fassender einzuschätzen ist. Die rech- 
ten Gewerkschaftsführer waren sich 
sehr wohl darüber im klaren, di 
auf dieser Schulung auch klassen! 
wußte Kollegen anwesend waren. 
ir widerwärtiges Konzept gegenül 


r 
diesen Kollegen war somit von vorn- 


herein klar: Provokation, Demüti- 
gung, Demonstration der Macht! Das 
begann bereits bei der Begrüßung, als 
sich einer der Rechten mit unge- 
schickter, da sich selbst recht treffend 
kennzeichnender Ironie vorstellte: 
„Ich bin der Günther Giese von 
‚der HDW. Ich bin der rechte Arbei- 
terverräterhund und Handlanger der 
Kapitalisten, der dafür bezahlt wird, 
fortschrittliche Kollegen rauszu- 
schmeißen und die Belegschaft zu 
Er kassiert Bestechungsgel- 
verdankt den Kommunisten, 
daß er durch ihre Publikationen schr 
bekannt gewörden ist, im Gegensatz 
zu meinem Hagenuk-Kollegen, der 
unklugerweise alle Linken aus dem 
Betrieb gefeuert hat und über den 
jetzt niemand mehr schreibt und 
spricht.” Damit wurde — auf die 
anwesenden Linken hin berechnet — 
das Tagungsmotto provoziert: „Wo- 
‚chenend-und-sonnen-Schwein“... Mit 


ist usätz- 
Hat ae Are ie 


‚am sonnabendlichen Frühstückstisch. 
Teile der Hagenük-, HDW- und Hell- 
„Delegierten“ ließen sich bei Kaffee 
ünd Brötchen genüßlich darüber aus, 
wie man kommunistische Arbeiter 
am besten ausmerzen könnte. (Ob- 
wohl oben von uns bereits auszugs- 
weise zitiert, nachfolgend noch ein- 
mal im Zusammenhang.) 

„Die Linken werden uns noch 
Schwierigkeiten machen“, grunzte 
Horst Seidel. „Ach was, wir sind in 
‚der SPD und liegen richtig. Wenn die 
‚Chaoten aufmucken, dann nehme ich 
mein schönes Messer und dann geht 
(er eitanh eituch N Tiahai falten wich, 

er ritsch, ritsch.“ Dabei faßte sich 

‚der HDW-Beiriebsrat an die Kehle. 
‚Nein, dann schmeißen wir die Hoch- 
Öfen an und stecken sie auf einen 
Bratspieß“, tönte der jetzt offenb: 
in Stimmung kommende BR-Fürst 
Kähler ein. „Die sind doch viel zu 
‚dünn, das bringt doch nichts, lieber 
erdrosseln, schön langsam und dann 
mit einem Stein an den Füßen in die 
Förde!“, grölte der VK-Vorsitzende 
Silz wie im Blutrausch, 

Diese aus dem Nazi-Müll von 
Auschwitz gewälzten Sprüche vollen- 
dete ein Ortsverwaltungsmitglied mit 
der Aufforderung: „Die sollte man 
mit dem Kopf gegen die Wand hau- 
ent“ 

Jeder dieser „Witze“ rief grölen- 
‚des Gewieher bei den Brötchen mam- 
pfenden Spezinklemokraten hervor 

man fühlte sich mehr und mehr wie 
„in der guten alten Zeit”; „Wenn 
wir von der Ortsverwaltung an die 
Schweinereien der Chaoten denken, 
dann sind wir versucht, unsere HJ: 
Abzeichen wieder aus der Tasche zu 
holen,” fabte ein OV-Mitglied 
HDW den Geist dieser Kumy 
zusammen, „‚litler ist ja ganz schön, 
aber so jung seid Ihr ja nun auch wie: 
der nicht mehr,""schloß sich Beuriebr- 
Aitin Steffen von Hagenuk mit 
dümmlicher Zustimmung an. 


Auf Kommunistenjagd seit 
eh und je, das ist und 
bleibt die SPD! 


In der Tat, dieser abgrundtiefe, 


menschenverachtende Haß gegen 


Arbeiter istallen 


Das hat die SPD in der Vergan- 
‚genheit durch Taten bewiesen, und 
‚das beweist sie heute aufs neue. 

Das haben die SPD-Führer Noske, 
Ebert und Scheidemann klargemacht, 
als sie im Januar und März 1919 
hunderte revolutionärer Arbeiter Ber- 
lins durch die von ihnen befehligte 
Soldateska im oben ausgemalten Sti- 
le abschlachten ließen, um den Kapi- 
talismus zu retten! 

Das hat der SPD-Polizeipräsident 
Zörgicbel klargemacht, als er am 
1. Mai 1929 30 klassenbewußte Ar- 
beiter, die sich ihren Kampftag. 
verbieten ließen, erschießen ließ! Das 
macht die Regierungspartei SPD heu- 
te erneut deutli bei den 
Bürgerkriegsvorbereitungen - Not- 
standsgesetze, Bundesgrenzschutz als 
zentraler Bürgerkriegstruppe, Polizei- 
terror gegen streikende Kollegen — 
und der Kommunistenjagd der Bour- 
geoisie wieder ganz vorn mit dran ist, 

— „Einer muß der Bluthund sein“, 
meinte SPD-Noske damals. „Wenn 
‚die Chaoten aufmucken, schmeißen 
wir die Hochöfen an“, heißt es in 
vertrauten SPD-Kreisen heute weiter- 
hin. 


) aufmucken, dann nehme ich mein schönes Messer und dann; geht 
Hochöfen an und stecken sie auf einen Bratspieß!“ „Die sind doch 
und dann mit einem Stein an den Füßen in die 


all bei Hagenuk, um nur einige der honorigen Herren zu 
inden, Vertrauenskörperführer 
führung! 


SPD-Betriebsgruppen Kiels, SPD-Abpeordneter | ihm einZeugnis ausgeschrieben hatte, 
in dem er als hochqualifizierte Fach: 
‚der HDW (ebenfalls Mitglied der SPD-Betriebsgruppe), | kraft hervorgehoben wurde, 


IGM am 2. und 3.No- | den arbeiterfeindlichen Zynismus 
ftungs. | schen, wenn BR-Fürst Kähler unte 
dem Gelächter der anderen fragte: 


sie sich den blutigen Plänen der herr- 
schenden Klasse nicht entgegenstel- 
len. Im Gegenteil, für sie steht weiter- 
hi 


beit““ mit dem Klassengegner und die 


nachdem er sich gegen die Wahl des 
BR-Fürsten Kühler als „Arbeitnch- 


ausgesprochen hatte, nach vier Mo- 
naten wegen „mangelnder Eignung" 
wieder entlassen, obwohl der Meister 


„Na, bei Hagenuk war dir die Arbeit 
wohl zu anstrengend, oder warum 
hattest du es so eilig, bei uns wog- 
zulaufen!? “ Oder HDW-VK-Vorsit- 
zender Seidel: „Die Werftarbeit ist 


vertreter“ in den Aufsichtsrat 


Vordiesem Hintergrund muß man 


ger Jahren auf der Tagesordnung, 
Daß die Faschisierung von Staat und 
Gesellschaft vor den Gewerkschaften 
nicht halt macht, daß die immer 
stärkere Auslieferung dieser Klassen- 
organisationen des Proletarlatsan den 
kapitalistischen Klassengegner viel- 
‚mehr voranschreitet, macht diese auf 
‚gewerkschaftlichen Schulungen offen 
betriebene antikommunistische Het- 
ze faschistischen Stils klar, die un- 
sere kommunistischen Kollegen mit 
Beschimpfungen wie „potenzgestör- 
te Wasserköpfe“, „arme Irre” und 
„blinde Maulwürfe” angeifert. Das 
macht schließlich brüllendes Geläch- 
ter über „die verzweifelte rote Hilf- 
losigkeit, mit der die Chaoten in 
unserem Netz gefangen sind und wir 
sie beliebig jederzeit rausschmei - 
‚ßen können“ klar, Und dies zeigt 
sich auch darin, 
Gewerkschaftsführer 
daraus machen müssen, daß sie un- 
kommunistischen . Kollegen 
‚einen blutigen Tod herbeiwünschen, 


MINE Nr wu mebwcs Em AR Atasneune 


wohl zu dreckig für deine zarten 
Hände oder warum hast du dich bei 
uns wieder dünn gemacht? “ 
kriegst du eigentlich dein Geld her, 
bei uns hab ich dich nie arbeiten, 
sondern immer nur mumstehen ge- 
sehen“, biödelte ein weiteres Mit- 
lied dieser feinen Runde. Am Abend 
nach der Schulung entwi 

folgendes Gespräch zwischen Kähler, 
Seidel und Silz: „Der Kollege ... ist 
doch bei euch auf der HDW gewe- 
sen? Jetzt ist er bei Hagenuk, soll 
man den rausschmeißen, oder ist der 
harmlos? “ „Der ist gefährlich, ein 
schlauer Fuchs 1",,Naja, er hat noch, 
vier Tage Probezeit, drei kann er 
noch schmoren, und am letztenkriegt 
er dann einen Tritt." So wurde über 
mehrere Kollegen aus verschiedenen 
Betrieben hergefallen und bestimmt, 
‚ob sie rausfliegen oder nicht. Klar 
wurde auch gesagt, daß es klug ist, 
ein oder zwei Linke im Betrieb zu 
haben, um Verbindungen ausfindig 
zu machen (in Rußland nannte das 
die zaristische Mordpolizei „Für Auf- 
zucht sorgen“). In diesem Zusam- 
menhang wurde Kähler von den an- 
deren kritisiert, weil er voreilig alle 
Linken aus dem’ Betrieb geschoßsen 
habe; Anschließend fand dann ihr 
brüllendes Gelächter über die angeb- 
lich „verzweifelte rote Hilflosigkeit, 
mit "der die Chaoten in unserem 
Netz gefangen sind, und wir sie be- 
Hiebig. jederzeit rausschmeißen kön- 
nen" statt, 

Nun, ein altes Sprichwort sagt, 
„wer zuletzt lacht, lacht am besten.“ 
Das wird sich letztendlich auch in 
diesem Fall bewahrheiten, denn der 
Untergang des Kapitalismus mitsamt 
seinem Verteidigerpack erweist sich 
immer wieder als eine allgemeingül- 


Ban u mare Meran 


Der gleiche Untertan- und Unter- 
offiziersgeist, die Ordnungswut des 
Philisters, hemmungslos im Drein- 
schlagen, heiliger Respekt vor der 
kapitalistischen Herrlichkeit, das ist 
und bleibt die SPD, ein Bluthund 
der Bourgeoisie, wenn er Gefahren 
für die kapitalistische Ausbeuler 
ordnung wittert, 


Macht die Faschisierung von 
Staat und Gesellschaft vor den 
‚Gewerkschaften halt? 

Vorbeugend Gefahren für das ka 
pitalistische System begegnen, von 
‚dieser Überlegung geht die Kapitali- 
stenklasse in allen Kämpfen mit den 
Arbeitern in ihrem gesamten Tun und 
Denken allemal aus. Für sie drohen 
Gefahren langfristig immer von 
der Arbeiterklasse und die Bourgeoi- 
sie hat die kommunistische und Arı 
beiterbewegung 1933 — mittels der 
Errichtung. der ‚faschistischen Herr- 
schaftsform - "schon einmal um 
Jahrzehnte zurückgeworfen, die Auf- 
techterhaltung Ihrer Ausbeuterord- 
nung für weitere lange Jahre gesi« 
shert, 

Mit ihren Bürgerkriegsvorbereitun- 
gen und mit der Profilierung von 
FS Strauss als dem 
der Zukunft" mach 
stenklasse heute erneut deutlich, daß 
sie die Errichtung der faschistischen 
Diktatur planvoll in das Kalkül ihrer 
Machtausübung einbezogen hat 

SPD und Gewerkschaftsführung 
hingegen zeigen durch Taten, daß 


"MLsO,WIR MACHEN WIRSIRTITE WOUT 
(8 RRST BunicnuikäsEn - o0ER 
HOLEN WIR INNEN vonmeR ändere" | 


Der in dem Gesamtverhalten und 
in den oben zitierten Worten zum 
Ausdruck kommende Haß ist symp- 
tomatisch für die immer reaktio- 
närer werdende Einstellung der Bour- 
geoisie gegenüber der kommunisti- 
schen und Arbeiterbewegung. Für 
tes nicht 
Prinzips, sonder nur 
noch eine Frage der Zeit und der 
günstigen Bedingungen, um mit den 
revolutionären Arbeitern in dem 
oben — von Gewerkschaftsführern 
ausgemalten — Stilblutig abzurech- 


‚Abwehrfront gegen 
faschisierende Kapital- 
offensive notwendig! 


Die Arbeiterklasse ist auf diese 
Angriffe gegenwärtig denkbarschlecht 
gerüstet, und darüber machen sich 
der Klassenfeind und seine Agenten 
in den Gewerkschaften am allerwe- 
nigsten usionen; auch darüber gn- 
ben diese Herrschaften auf ihrer 
Wochenendschulung in zynischer 
Offenheit Aufschluß, 
o Auf der Tagung war auch ein 
Kollege anwesend, der nach 
elfjähriger Betriebszugehörigkeit bei 
Hell wegen „Kontaktschuld" (-an- 
ebliche Verbindungen zu Kommuni- 
sten) rausgeflogen war. Er hatie sich 
dann innerhalb eines halben Jahres 
bei Magenuk, Else und HDW be- 
worben und ist dort jeweils auf 
Anitiative der BR-Vonsit 
vor Beendigung der Probezeit raus 
weflogen. Bei Hagenuk wurde er .B., 


tige historische Gesetzmäßigkeit, an. 
der es nichts zu rütteln gibt. 


‚die geht es hier, Int die Frage nach 


ıdere Sache, und um 


Eine ganz 


eG Era 
dem aktuellen Kräfteverhältnis zwi- 
schen der Bourgeoisie und dem Pro- 
tariat in Westdeutschland und der 
Widerspiegelung dieses Kräfteverhält- 
nisses in der Kieler IG Metall, 

Fakt ist, daß die Kieler Kapitali- 
sten plus Gewerkschaftsführer nicht 
nur in einem, sondern in Dutzenden 
von Fällen in der oben geschilderten 
Weise verfahren sind und derlei nicht 
einmal in jedem einzelnen Falle ent- 
hüllt werden konnte. Einige der be- 
troffenen Kollegen hätten ..sonst 
überhaupt keinen Arbeitsplatz mehr 
bekommen, 

Fakt ist weiter, daß diese Leute 
auch bis auf weiteres durchaus ver- 
stärkt mit dieser Tour fortfahren 
können. 

Dagegen gilt es unmittelbar eine 
poliisch-ideologische Abwehrfront 
‚der Arbeiter zu errichten, eine Auf- 
gabe, die von den Kommunisten an- 
leitend wahrgenommen werden muß 

was freilich umso schwieriger, 
aber nichtsdestoweniger notwei 
zumal die Einheit der westdeut- 
schen Arbeiterklasse in einer echten 
Kommunistischen Partei noch nicht 
wieder besteht 


Der Opportunismus der 
„KPD/ML” 


Ganz in diesem Sinne enthüllten 
wir den Schweinkram, den die Ge- 
werkschaftsoberen in Ancheberg 
begengelasen haben, in unserer 
Branchenzeitung, auf Plakaten und 
auch auf einer Offentlic 
staltung, In zwei Rı 
‚noch einmal die Hetze den Gewerk- 


Faschistische Umtriebe der Gewerkschaftsführer und 


schaftsführer dargestellt und in die 
faschisierende Entwicklung von Staat. 
und Gesellschaft eingeordnet. 

Bereits der Vortrag der Referate 
wurde allerdings erheblich von der 
stört: Sie seien „zu 
Yang“; das „kennen wir schon allen“, 
'h ARBEITERO 
ufhören“ — durch 
ındStörereien 
suchten die „KPD/ML“er praktisch 
die Enthüllungen und ihre Einord- 


nung zu 

In Senken Disknsfem be- 
mühten sich die Sektierer zu  „be- 
weisen“, daß die Referate „nur in- 
terpretierenden Charakter haben“, 
daß sie von „Pessimismus durch- 
drungen sind"“ (gemeint ist unsere 
Darstellung der aktuellen Defensiv- 
position der Arbeiter, der für uns 
ungünstigen Krüfteverhältnisse u 


vorstehende Kämpfe!) und „die Ar- 
beiter in die Resignation treiben“(!) 
Die politische Einschätzung der 
Schweinereien sei zwar „im Wesent- 
lichen richtig“ (hört, hört!), daß sei 
aber „nicht entscheidend“ (1), denn 
im wesentlichen „sind diese Dinge 
schon bekannt"(!}). Heute käme es 
vor allem darauf an darzulegen, „was 
zu tun ist, welche Schritte die be- 
reits massenhaft empörten und re- 
volutionären Arbeiter (I) machen 
müssen“, Dazu aber „vom KB kein 
Wort“, Die „KPD/ML“ dagegen 
„biete eine konkrete (!), nämlich 
volutionäre (!!) Alternative; Vor- 
rts im Aufbau der KPD/ML, Vor- 
wärts zum Aufbau der RGO! 

In diesem ‚sektiererischen Kreis. 
drehte sich die gesamte „Argumen- 
tation“ der „KPD/ML“ auf der Ver- 
staltung. 

Einerseits wird hier deutlich, wie 
die Scktierer der politischen Ausein- 
andersetzung über die Fragen des 
Standes der Arbeiterbewegung, des 
Kansveaai ärlchen, den! 
Klassen und seiner Widerspiegelung 
in Kiel, der Situation in den Ge- 
werkschaften und der Aufgaben der 


Kotuktuniten spalten ndem a 
hier sogar zugestehen, die Einschät- 


Haltung offenbart auch noch 
einmal die völlige Prinzipienlosigkeit 
und den Wirrwarr in der „Kritik” 
der Sektierer: Mal ist die politische 
Einschätzung des KB „pessimistisch” 


Ziert_ („Motor”/Betriebszeitung bei 
Ma), ein andermal ist sie „zurück- 
zerrend” und „ökonamistisch”. 
manchmal aber auch „im wesentli- 
chen richtig". — Heillose Hilflonig- 
keit! 

Daß aus unserer „im wesentlichen 
richtigen" Einschätzung niemals die 
Propagierung der „RGO” oder einer 
„KPD/ML” zum 
folgen kann — das 
Genossen „großzügig 

Ebenfalls „überschen" si bei Ihrer 
Kritik, wir würden „kein Wort" zu 
den „nächsten praktischen Schritten” 
sagen, daß wir die Enthüllungskam- 
pagne eingeleitet, die Diskumion in 
die Betriebe hineingetragen und auch 
die Veranstaltungen organisiert ha- 
den — und eben nisht die KPD/ML, 
die schon viel zu oft auf derartige, 
Enthüllungen verzichtet hat und viel- 
mehr vermcht, in rechtsopportuni. 
r Manier vor den Schlägen der 
Gewerkschaftsführer wegzutauchen, 

Bozeichnenderweise reagierten die 
Genosen auf der Veranstaltung auf 
unsere mehrfache Aufforderung, in 
disae Richtung gemeinsam und ko- 
‚ordiniert vorzugehen und die Veran- 
staltung zur Diskussion dieses Vor- 
‚gchens zu nutzen, überhaupt nicht! 


Die Bedeutung allseitiger 
politischer Enthällungen 


tdessen ihre „Argumente” go- 
gen unsere Knthüllungskampagne; 
Das si „Nachtrab hinter den Mas- 
son“, würde „die Massen zurück- 
zerron", denn diese Dinge selen „den 
Arbeitern bereits bekannt”, und 

interessierten „andere Fragen” wie 
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(Das wurde wirklich. in aller Emst- 
haftigkeit behauptet!) 

Nun, dieser pseudorevolutiond 
Unsinn ist. leicht. durch. 
sachen zu widerlegen; Tatsächlich 
haben die meisten Kollegen, ja fast 
alle, auf die Enthüllungen eher un: 
‚allubig reagiert: „Das kann ich mir 
nicht vorstellen“ oder „üie BR« wi 
ren sicher besoffen und haben Spaf 
gemacht" = #0 die Antwort vieler 
Kollegen! 

Die tatsichliche Haltung der Mas- 
se der Kollegen auf derartige Ent- 
hüllungen - Unglauben, Vertrauen 
in die Gewerkschaftsführer, Nicht- 
Ernstnehmen derartiger faschistischer 
Ausfälle usw., also eine noch im 
Rahmen des " Sozialdemokratismus 
verbleibende Reäktion — macht deut- 
lich, daß. wir künftig in weit stärke: 

und uökerem Mafatab sche 
indigen politischen Enthüllungen 
organisieren müssen als bisher, denn: 

„Diese allseitigen politischen Ent- 
hüllungen sind die notwendige und 

Vorbedingung für die Er- 
r Massen zur revolutiond- 
(Lenin, „Was tun? ”/ 


Werke Bd. 

Während wir davon ausgehen, daß 
diese „revolutionäre Aktivität” der 
Massen eben noch nicht vorhanden 
ist und daß es die Voraussetzungen 
für die „Erziehung der Massen zur 
revolutionären Aktivität” erst zu or- 
ganisieren gilt (und als wichtigste 
Vorbedingung eben politische Ent- 
hüllungen!), schen die Sektierer vom 
Vorhandensein. dieser. „revolutiond- 


bewußtseins der Arbeiter steckt da- 
hinter auch noch die Illusion, die 
„revolutionäre Aktivität” der Mas 
sen vollziehe sich spontan, automs 
sch und ohne Kommunisten, So sei- 
en ja auch die Teuerungsstreiks „oh 
ne den KB gelaufen“ — wie ein Su- 


perlinker in rotzigem Tone ausführte, 

Zum einen fragt man sich: Wieso 
denn überhaupt noch eine „KPD/ML“, 
wenn sich die revolutionäre Aktivi- 
tät der 


Massen ohnehin schon 
vollzieht? Anderer- 
Eben ‚der Kampf der 
Kollegen völlig spontan und ohne 
kommunistischen Einfluß war, ist er 
auch in einer Niederlage der Arbei- 
ter geendeil 

Anbetung der Spontaneität der 
Arbeiterbewegung, Verzicht auf die 
Organisierung allseitiger politischer 
Enthällungen und das Hineintragen 
politischer Klarheit in die Arbeiter- 
schaft, stattdessen revolutionäre Phra- 
sen und leeres Geschimpfe, kombi- 
niert mit _rechtsopportunistischen 
Wegtauchmanövern vorden Schlägen 
der Gewerkschaftsführer, Verweige- 
rung der Solidarität mit angeschosse- 
nen Kollegen wie bei MaK, Anmot- 
zen der Kollegen, weil sich die „revo- 
Iutionäre Aktivität“ nicht schnell ge- 
nug entwickelt (wie bei HDW: „ 
legen, wir {!) müssen klar erkennen, 
daß wir (!) versagt haben ...") — das 
sind die wesentlichen Charakterzüge 
der sektiererischen „KPD/ML'"-Poli- 
tik, die auf der KB-Veranstaltung 
dankenswert offen „theoretisch be- 
gründet" worden ist! $o nimmt es denn 


sen fielen nicht nur einmal! 


Einsacktour ä la KBW! 


Bezeichnend auch die Rolle di 
„KBW“ auf der Veranstaltung: Zwar 
Wurde leise und am Rande „Kritisches. 
zur KPD/ML angemerkt” (sie würde 
was zu wenig konkret (!) und auf 
ktell Sitastlon Dezaan 
ten — so ein KBWler!), 
aber wurde die der KPD! 
ML“ am KB „voll unterstützt“ und 
betont, daß sich hier die „Hauptkri- 
ik gegen den KB“ richten müsse! 


_ Diese opportunistische Haltung 
ördnet sich voll in das fein ausgeheck- 
te Einsackunternehmen des Zirkel- 
blocks in Kiel ein: Zunächst über 

gens hierfür geschaffene „Komitees 
(wie z.B. „Chile-Komitee”) linke Stu- 
dentengruppen wie die „Roten Zel- 
ken“ einsacken, durch müde „kriti- 
sche Randbemerkungen“ und’Beto- 
mung des Hauptschlages gegen den 
KB Anbiederung bei den Super,,lin- 
ken“, über die studentischen Grup- 
pen in die Betriebe „sorstoßen“, bis 
‚dahin aber immerhin schon mit Ve 
anstaltungen, „Komitees“, ökonomi 
stischen Blätichen vor den Betrieben, 
„zentralen Demonstrationen“ usw. 
usw. möglichst imposant auftre 
Eindruck schinden, um das weitere 
Einsacken zu begünstigen — so die 
bisherige „Politik“ des KBW in Kiel, 
(Wir werden zu den Zirkelblockakti- 
vitäten bei uns noch einen gesonder- 


fen Akuvität” aus, die’es angeblich 


JUGENDVERTRETUNG HDW 


Ortsverwaltung bereitet Ausschlüsse vor 


wir schon in der letzten Aus- 
Wer des ARBEITERKAMPF (Nr. 
, wählten sich. die 
‘ollegen der Howaldts- 
werke-Deutsche Werft (HDW) in Ham- 
burg, trotz erheblicher Versuche der 
Einmischung von Gewerkschaftsfüh- 
ung und rechtem SPD-Betriebsrat, 
eine linke Jugendvertretung. 
AK 36 heißt es zum Wahler- 
gebnis: „Das Wahlergebnis drückt aus, 
daß die. Kollegen von ‚der neuen 
tung eine Politik erwar- 
ten, die den Kampf für bessere Ar- 
beits- und Ausbildungsbedingungen 
konsequent fortsetzt und auch im 
Kampf für klassenkämpferische Ge- 
werkschaftspolitik weiter vorangeht. 
Ex ist zu erwarten, daß die Kapita- 
listen und auch die Gewerkschaft 
führer und der Betriebsrat versuchen 
werden, dies mit allen Mitteln bis 
zu Rausschmissen und Gewerkschafts- 
ausschlissen, zu verhindern.” 


Inzwischen ist die Hamburger Orts- 
verwaltung der IG Metall daran ge- 
‚gangen, die Vorbereitungen für Aus- 
schlußverfahren gegen die gesamte 
Jugendvertretung zu treffen. Hierbei 
spielen vor allem der Betriebsratsvor- 
sitzende Werner Peters, sowie die 
VK-Leiter Otto Kock und Hinrich 
Dübelt eine Außerst üble und arbeiter- 
feindliche Rolle. Diese SPD-Demago 
gen schlugen auf einer Sitzung der 
Ortsverwaltung im November, etwa 
einen Monat nach den Wahlen der 
IV, vor, Ausschlußverfahren gegen 
die gesainte Jugendvertretung einzu 
leiten. Ihre „Begrndungen” waren: 
© Die Jugendvertretung würde lau- 

fend gegen das Betr.VG verston 


‚Sie hätten andere Kollegen „per 
sönlich beleidigt". 

Sie hätten auf einer Jugendver- 
sammlung dazu aufgerufen, ge- 
werkschafiliche Beschlüsse zu 
‚durchbrechen. 


Diese Vorwürfe schienen selbst 
ihren Parteifreunden in der Ortwver- 
waltung noch nicht stichhaltig ge- 
zu sin, um daraus ein Verfah- 
ten wegen „Gewerkschaftsfeindlich- 
keit" aufzubauen, ohne sich all zu 
sehr lächerlich zu machen, 

‚Aus diesem Grunde erinnerte 
nich des Beiratsbeschlumen di 
vom Frühjahr 73 gegen „E 
1 


„Sollte man nicht einfach wegen 
Zugehörigkeit zu „gegnerischen Or 
‚ganisationen” diese Kollegen ohne 
Verfahren ausschließen? " 


‚auch nicht wunder, wenn diese Leute 


‚Aber auch diese Möglichkeit, sich 
klassenbewußter Kollegen zu entledi- 
gen, wollte diese Gewerkschaftsfüh- 
rer nicht richtig froh machen! 


Die „Kollegen’" Peters, Kock und 
Dübel rund Zunbeher wider van 


weismaterlal” sammeln, 

Prompt tauchte auch gleich am 
nächsten Tag VK-Leiter und freigo 
stellter Betriebsrat Otto Kock im 

der Jugendvertretung 
auf, um dort herumzuschnäffeln. Und 
er „witterte Verdächtiges”: An einer 
Tafel im JV-Sprechzimmer, an der 
Pressemitteilungen und Informatio- 
nen (u.a. ein Flugblatt des KB) zum 
‚Kampf des griechischen Volkes gegen 
die faschistische Diktatur angepinnt 
sind, war daneben ein Antrag der 
Jugendvertretung an den Betriebsrat 
zur Durchführung einer Lehrlingsver- 
anstaltung und das Ablehnungsschrei- 
ben des Betriebsrats veröffentlicht. 
Pflichtgetreu erstattete er seinem 
Herrn — BR-Vorsitzenden Peters — 
Meldung. Eine Woche später verwahr 
te sich dann der Betriebsrat dagegen, 
daß seine Schreiben „neben KB- 
Flugblättern ausgehängt” werden. 


Es lassen sich 2.21. vier Möglich- 
keiten feststellen, die von den SPD- 
Leuten im Kampf gegen die fort- 
schrittliche Jugendvertretung ausge- 
schöpft werden: 


1. Rechte werden beschnitten, wie 
das Aushängen von Informationen, 
Gieichzeitig droht der Betriebsrat, 
das Sprechzimmer der Jugendvertre- 
tung zu schließen, Damit sollen vor 


en di Ipundreriner höch: 
und uleichzeitig zu 


Das wird vor allem an der Unver- 
schämtheit deutlich, in der Peters 
und Co. vorgehen. 

2. Gleichzeitig versucht der Be- 
irieberat die Arbeit der Jugendver- 
retung zu sabotieren und Initiativen 
der Jugendvertretung „.eerlaufen” zu 
Namen. 


$o wurde ein Antrag der Jugend» 
wertretung auf baldige Durchführung 
‚einer Lehrlingsversammlung, um dort 
‚die Aufgaben der neuen Jugendvertre- 
tung und den Stand der Tarifrunde 
zu diskutieren, vom Betriebsrat ab- 
gelehnt 

Die Ablehnungsgründe waren sel 
ten frech und dämlich. 

„Die Aufgaben der Jugendvertre: 
tung ıind Im $ 70 BVG dargestellt, 


sind nach eigenen Angaben fieber- 
haft auf der Suche nach den „Infor- 
manten der Kommunisten‘, Sie ha- 
ben auch schon „besonders drei Leu- 
te im Auge“. Horst Seidel (s.0,) lie- 
der 

; Zwei Mädchen seien 
‚darunter, eine langhaarig und dunkel, 
die andere blond und kurzhaarig; ei- 
ne würde ständig Zigaretten drehen 
(was „ohnehin verdichtig‘® ist!), ge- 
gen die andere laufe ein Ausschluß- 
verfahren aus der IM ... Das erinnert 
doch verteufelt an die faschistische 
Methode der Kapitalisten und ihrer 
Presse, die Bevölkerung zur Denunzi- 
ation, ja gar zur Lynchjustiz gegen 


angebliche „Terroristen“ u.ä. aufzu- 
hetzen, wie z.B. während der RAF- 
‚Kampagne, um sie dann „im Einver- 
nehmen“ oder gar durch „Hinweise 
aus der Bevölkerung“ zur Strecke zu 
bringen... 

Zudem wußte Seidel zu berichten, 
daß die ganze Sache natürlich „er- 
stunken und erlogen“ ist — wasgf ak 
erdings gesagt haben soll, das „stim- 


me soweit“!! (Vielen Dank, Herr Sei- 
delt) 
Bei der „Suche nach den Rädels- 


führern“ seien besonders „deren 
Treffpunkte" interessant (1), und 
man wisse bereits, „daß sie sich häu- 
fig in einem VW-Bus treffen“ (} 

‚Außerdem hat einer der honori- 
‚gen Herren - Hans Bender von der 
HDW — bereits eine Verleumdungs- 
klage angestrengt (tatsächlich war 
Bender gar nicht — wie wir irrtim- 


ten Artikel schreiben.) 


le brauchen daher nicht erst festge- 
legt zu werden. Ebenso können Vor- 
bereitungen für den ‚Lohnkampf” auf 
‚keinen Fall Thema einer derartigen 
Versammlung sein.” 


Verständlich, daß es diesen Herren 
peinlich ist, wenn die Jugendvertre- 
tung solche Frechheiten nicht nur 
für sich behält, sondern sie allen Kol- 


triebsrat plötzlich ein unheimliches 
Interesse an den Problemen der Lehr- 
linge entwickelt zu haben. Beispiels- 
weise fordern die Lehrlinge schon 


lich ganz hektisch, besichtigt die 
Lehrecke, diskutiert mit den Kolle- 
‚gen, verhandelt mit der Ausbildungs 
Mikung ie: Das wt zwar an ach 
‚nichts Schlechtes, hier geht es aller- 
dings darum, daß alles ohne die Ju 
Genrertreinng paniert, obwohl von 
der IV Vorschläge hierzu gemacht 
worden sind. Das Ziel dieses Vor- 
sgehens ist es, die Jugendvertretung 
uszuspielen und zu isolieren, indem 
man sich nachher mit kleineren Ver- 
handlungserfolgen vor die Kollegen 
stellt und die scheinbare „Unfähig- 
keit" der Jugendvertretung dem 
gegenöberstellt. 

'3. Ein weiteres Mittel ist die Be- 

itzelung und Schnäffelei. Hier chämt 
Ah der Beiriebrat nich, offen mit 
der Ausbildungsleitung zusammenzu- 
arbeiten und sogar Lehrlinge für ihre 
Dienste anzuwerben und zur Denum- 
ziation aufzufordern. 


Hierbei zeichnet sich übrigens der 
‚ehemalige Jugendvertreter und Mit- 
‚glied des DKP-Parteivorstandes Mük- 
ker-Goldenstedt (Mügo) aus. Er hat 
vom Ortsjugendausschuß (OJA) der 
IGM, wo die HDW-Jugendvertreter 
nur noch als „Gewerkschaftsfeinde” 
bezeichnet werden, den Auftrag be- 
kommen, regelmäßig die Versamm- 
lungen der HDW-Jugendgruppe zu 
besuchen und dem OJA Bericht da- 
rüber zu erst 

Wahrlich, ein ehrenvoller Auftrag 
für einen DK P-Führer! Selbstverständ- 
lich „vergißt” or nicht, auch den De- 
triebarat ausreichend zu informieren! 


4. Ein Mittel, bei dem man vor 
allem die 2.T, noch vorhandene Spal- 
tung zwischen jugendlichen und älte- 
ron Kollegen ausmutzt, Ist die syste- 
matische Verhetzung über die VK- 
heitung, 


lich schrieben — auf der Wochenend- 


Die VK-Leitung knöpft dabei am 
Antikommunismus an. So kursieren 
in einigen Gewerken die tollsten Ge- 
rüchte über „linksradikale Chaoten” 
inder Jugendvertretung. Gewöhnlich 
stellt sich auf Nachforschungen hin 
heraus, daß ein Betriebsrat oder VK- 
Leitungsmitglieder dafür verantwort- 
lich sind, 


Hierzu muß allerdings gesagt wer. 
‚den, daß häufig genug die „einfachen” 
Mitglieder des Betriebsrats (insge- 


‚samt bei HDW 31 BR-Mitglieder) 
‚oder der VK-Leitung dieser 
Hetze sind, die vor allem von der 


Peters-Clique ausgeht. Gegen diese 
Hetze hilft nur die offene Ausein- 
andersetzung mit den Kollegen um 
die unterschiedlichen. Auffassungen. 
Erfahrungsgemäß kann schon ein Ge- 
sprich darüber die Lägen zerplatzen 
lassen. 


Offensiv die Angriffe 
bekämpfen! 

Die Vielfalt im Vorgehen der so- 
zialdemokratischen Gewerkschafts- 
führer und Betriebsratsfürsten im 
Kampf gegen Linke wird hier wohl 
einigermaßen deutlich. 

Man darf nicht vergessen, daß die 
sozialdemokratischen Kommunisten- 
‚jiger in den Gewerkschaften durchaus 
ihre Erfahrungen auf diesem Sektor 
‚gemacht haben. (Man bedenke, wie 
stark die Kommunisten in den S0er 
Jahren auf den Werften waren und 
wo sie geblieben sind.) 


 Ahnik 


fe 
nur noch zu „organisieren“ gilt (in | die politisc hu indern ein andı 
‚der „KPD/ML" bzw. der „RGO” ...) | häufiger durch Erneut Schweinkram ! Ches Subjekı, nik dm er verwechit 
Abgesehen von einer derart falschen | wollten: „Dir schl ich Zähne worden int!). „Deswegen (für wie 
und seiner Zerstörung” | Einschätzung des aktuellen Klassen- | ein, du Schwein“ — solche Drohun- Die Kieler Gewerkschaftsführer 


naiv hält der uns eigentlich? ) sel auch 
„der Verfasungsschutz bzw. die Poll: 
tische Polizei eingeschaltet worden‘ 
so Seidel, 

Damit im Zusammenhang steht 
ferner, daß ein laufendes Ausschluß- 
verfahren gegen eine mutmaßliche 
„‚KB-Vertrauensfrau" plötzlich derart 
hektisch und Hals über Kopf durchae- 
zogen werden sollte, daß ein sonst so 
gewiefter Fuchs wie C. Birth (OV-Mit- 
lied) mit den Bestimmungen der 
IGM-Satzung durcheinandergeriet, 
Beisitzer und Zeugen verwechselte 
und deshalb die Verhandlung verscho- 
ben werden mußte -- was einen sonst 
so „ordnungsliebenden“ Funktionär 
wie ihn schier zur Weisglut trieb .. 

Aus alledem ist sicher auch zu 
schließen, (und das wissen auch die 
Gewerkschaftsführer), daß solche Ent- 
hüllungen mit dazu beitragen können, 
längerfristig das Vertrauen der Kolle- 
gen in die sozialdemokratische Ge- 
werkschaftsspitze zu untergraben, 
werden sie nur beharrlich und konti- 
nuierlich von uns organisiert, notfalls 
auch gegen die Polemik und die offe- 
ne Sabotage durch „KPD/ML", KBW 
u. ähnliche Typen. 

Andererseits sollte uns das eine 
Warnung sein, die Gewerkschaftsfüh- 
rer nicht zu unterschätzen und uns 
aufnoch härtere Schläge einzustellen, 
vor allem uns gegen die offene Zu- 
sammenarbeit zwischen Gewerk- 
schaftsführung und Politischer Poli- 
zei bzw. Verfassungschutz durch 


noch bessere konspirative Absiche- 
rung unserer Organisation zu schüt- 
zen. 

KB/Gruppe Kiel 


Auch wäre es gefährlich sich in 
Sicherheit zu wiegen, da die IGM- 
Ortsverwaltung ja noch „Beweise sam- 
melt”, also noch keine stichhaltigen 
„Argumente” gegen die linken Kol- 
iegen hat, die eine „Gewerkschafts- 
feindlichkeit" belegen könnten. 
Ebenfalls muß man sich auf. die 
Möglichkeit einstellen, daß mit den 
Mitteln der Drohung, Einschüchterung 
und Erpressung von den Gewerk« 
schaftsführern versucht wird, die 
Jugendvertreter zur opportunisti« 
schen Anpassung zu zwingen. 

Den besten Schutz vor derartigen 
Schlägen der Bonzen stellt Immer 
noch die konsequente Fortsetzung 
und Verankerung einer klamenkäm- 
pferischen Politik im Betrieb und in 
der Gewerkschaft dar! Es it ja ge- 
rade die Aufstellung und Verankerung 
der Existenzlohnforderung in der 
Gewerkschaftsjugend, 

der Kampf um die klassenmäßige 

Einheit der Arbeiter und Lehr. 

linge im Vertrauenskörper und 

auf Betriebsrersammlungen, 

der Kampf gegen die Einschrän- 

kungen i 

Demokratie und den anlaufenden 

Ausschlußterror, 

sowie der Einsatz für die täglichen 

Probleme der Kollegen, der die 

Kapitalisten und Gewerkschafts- 

führer veranlaßt, so hemmungslos 

gegen die Jugendvertreier vorzu- 
schen! = 


Zeilen-Leitung Werften 
KB/Gruppe Hamburg 


Kampf 


munisten der zw 
Schon 1923 hat € 


wi 
retikern® wie 


‚finden 


schrift „Der Rote Aufbau 
1931 bis 1934, Mer wı 


350 Seiten 


historische Untersuchung bekämpf 
Die anschbeßend abgedruckten Text 


später 
.n jeweils besondere Fr 


gramm der Natlonalsozialisten, das Verhält 
Faschismus, die Ideologie und Propaganda des Faschismus uw, be 
handelt. Sehr plastisch erkennt man, was das konkrei heit) Naschir- 


Nachdruck von Texten der Kommunisten aus den zwanzi- 
ger und dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 


‚Neben den konkreten Untersuchungen über die heut 
keit erscheint es uns bespnders wichtig, daß wir uns heute wieder 
ernsthafter und gründlicher auch mit den Untersuchungen der Kom 
iger und dreißiger Jahre auseinandersetzen. 
ullo Aqulla, dessen Schrift 

in diesem Band nachdrucken, in der Zeitung ‚Kommunistische Int 
nationale‘ die damals Iandläufige Fehleinschätzung des Faschismus 
ich aus heute noch bei kleinbürgerlichen Faschismus-,.Theo 
durch eine konkrete und systematische, 


Wirklich, 


‚is ersten Beitrag 


.d widerlegt 
‚ammen aus der Halbmonats 
Insere Zeit“ aus den Jahren 
ven, wie das Pro- 
Sozialdemokratie und 
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‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


Politischer Prozeß gegen drei 


Kieler Kollegen 


rung 


ie ist es zu dieser „Besetzung“ 
‚gekommen? Ende letzten Jah- 

res haben die Kieler Gewerkschafts- 
funktionäre den IGM-Jugendgruppen 
mehrerer Kieler Betriebe mit der vor- 
;eschobenen „Begründung“, es seien 
‚eine Richtlinien für ihre Gewerk- 
schaftsarbeit vorhanden, den weiteren 
Zutritt zum DGB-eigenen „Wilhelm 
uschner-Heim" verboten. Die Ju- 
gendgruppen erkannten jedoch, daß 
dieses Verbot in Wirklichkeit wegen 
ihrer zunehmenden Kritik an der 
klassenversöhnlerischen Linie der Ge- 
werkschaftsführung ausgesprochen 
wurde, Deshalb wurde vom Kieler 
Ortsjugendausschuß der IG Metall am 
6. April 73 ein Flugblatt verteilt, das 
dazu aufrief, das Hausverbot nicht 
ohne Widerstand hinzunchmen und 
am gleichen Tage eine Protestver- 
sammlung im _„Wilhelm-Leuschner. 


Heim" durchzuführen. 


Die Ortsverenitung Ungrünaste car 6 


ur ji (Waren) umganteli 


ansoemareit erstwilt werden seien, 


Ortaversal tum (ov 


Aut var letzten Dv-Sitzumg wurde al 
nioo, 


bmascmitten, Die OV ber 


San. 


7 Bar ne 


Gewerkschaftsführung 
in Zusammenarbeit mit der 
Polizei 


Die Ilerren Gewerkschaftsführer 
Batten daraufhin nichts Eiliperes zu 
tun, als die Pollzel über diese geplante 
„Besetzung“ zu informieren und eine 
ülundertschaft Eutiner Bereitschat 


m zu lasen. Als sich 
legen vor dem „Wil 
Heim" _einfanden. 


kt in Wartestellung‘ 
„ und der als Gewerk, 
Schaftsfunktionär gearnte komma, 


dierende Polizist — wie im Prozeß 
aufgedeckt wurde - koordinierte der 
weil in direkter Absprache mit Ge 


werkschaftsführer (und Träger des von 
CDU-Oberscharfmacher Stoltenberg 
ichenen Bundesverliensikreuzes!) 
1 Kuster den Polizeleintz. Die 


chen „Delikts“ mit 70.— DM 

6 kam durch eine Strafanzeige der Kieler 
‚ustande. Den drei Verurteilten wird vorgeworfen, daß sie an 
‚der „Besetzung“ des Kieler Gewerkschaftshauses „führend“ teilgenommen 


Jugendlichen Gewerkschaftler indessen 
fanden das Gewerkschaftshei 
schlossen vor und begaben sich d 
hin in das benachbarte DGB-Gewerk- 
schaftshaus, wo Willi Kuster, ohne 
noch lange mit den Kollegen zu dis- 
kutieren, die bereitstehende Polizei 
rief, die dann die Jugendlichen, ohne 
auf’ Widerstand zu treffen — deshalb 
mußte auch der frei erfundene An- 
klagepunkt der „Nöti später 
fallengelassen werden -,aus dem Ge- 
werkschaftshaus herausdrängte, 

Dieser Polizeieinsatz gegen Kolle- 
gen ist beileibe kein Einzelfall. Gera- 
de während der jüngsten Kämpfe um 
Teuerungszulagen zeigten sich die Po- 
lizeistreitkräfte in ihrer ganzen Brut 
lität bei der Zerschlagung der Arbeits- 
kämpfe im Interesse der Kapitalisten 
der Polizeieinsatz bei den Hella-Wer 
ken in Lippstadt und Paderborn, 


nichts unterlassen, um die drei Verur- 
teilten und andere oppositionelle Ge- 
werkschaftler auszuhorchen und zu 
bespitzeln. 


Solidarität 
unbedingt notwendig! 


_ Der Prozeßgegen die drei Kollegen 
ficht nicht allein da, sondern reiht 
sichein in die aleitige Offensive der 
Bourgeoisie und ihrer Handlanger ge- 
gen die Arbeiterklasse, in die schritt- 
weise Faschisierung von Staat und Ge- 
sellschaft. 


Auch in Kiel hat die Gewerk 
schaftsführung in der letzten Zeit 
schon mehrfach bewiesen, daß sie sich 
an der konzertierten Repression gegen 
Kommunisten und andere fortschritt- 
liche Kollegen beteiligt 
- so wurden in Kiel zwei Kollegen 
nicht als Ortsjugendausschußmii 
glieder bestätigt, weil sie sich nicht 
Öffentlich von der „KPD/ML“ distan- 
ziert hatten; eine Vertrauensfrau bei 
MaK wurde ebenfalls nicht bestätigt 


Ieuooe Heil mun dam DiN-Dugehäheie 


de WOR, Mak und MAGENIK OfFirtell, von Selten der IEB-Deta- 
img, je Du cnmeim, MaubwemnoT! 


Kiel), kaine Aiohtlinien für die Batzieön- 


won Ortapendnunsehu vor 3 Wochen die Alchtlinien erstellt, die er 
jetzt nahen ein ’paar Wochen vorliegen. 


Rientäinien n 


jr Heim, Logienstrade, um Mndnahaen gegen eie 


gegen eine andere Vertrauensfrau 
bei MaK läuft zur Zeit ein Aus- 
schlußverfahren aus der IGM, 
‚Nun hat der Prozeß gegen die drei 
Kollegen weiterhin gezeigt, daß sich 
eine neue Variante arbeiterfeindlicher 


ie Beteinbsgrunpen der einzelnen 


Mt, Cnd vom Orts Jpencaunschue 


ir Grund ai 


IE Begrindng wurden 


ie widerwärt 


Treme nur ganz onerflächlich 


INN 


Jupendlichen Kollegen voran- 


Surfen air aber nicht resigniaren! 


Im INTENCSSE DER KOLLEGEN InMERmMALn 


wo die Polizei mit scharfen Hunden, 
gezogenen Pistolen und unter Einsatz, 
von Schlagstöcken gegen die Streiken- 
den vorging, sel hier nur stellvertre- 
tend für viele weitere Polizeleinshtze 
bei Ford, Küppersbusch, Rheinstahl 
usw. genannt. 
| Und wie in all diesen Streiks auf 
Wetreiben der Kapitalisten sopenann- 
te „Rädelsführer“ herausgegriffen und 


wurden, um der Bewegung 
abzubrechen und die Masse 
einzuschüchtern, »o ing auch die Kie- 


ker Gewerkschaftsführung gegen die 
Besetzer" des Geworkschaftshau 
vor: drei der 60 Kollegen wurden aus 
herausgepickt und vor Ge 
ellt, Zugleich bot sich die 
Gewerkschafisführung an, der Polizei 
nähere Informationen über die „extre 
mistischen Tätigkeiten” der Angeklag 
ten zu liefern, hatte sie doch bisher 


| Politik der Gewerkschaftsführung her- 
ausbildet: Die Herren beschränken 
h heute nicht mehr darauf, sich mit. 
ihren innergewerkschaftlichen Macht- 
mitteln — wie zB. dem IGM-Bei- 
ratsbeschluß - jegliche Opposition 
vom Halse zu schaffen, nein, sie ma- 
‚chen sich darüberhinaus die Dienste 
des Polizei- und Justizapparats zunut- 
ze, d.h. sie schrecken nicht einmal da- 
vor zurück, die Bullen gegen Kollegen 
einsetzen zu lassen und oppositionelle 
Gewerkschaftier vor das bümerliche 
Gericht zu zerren, um sie dort wie. 

minelle und Verbrecher („Haudlrie: 


diese Inanspruchnahme of- 
fenkundig kapitalistischer Unterdrük 
kungsorgane erweisen sich die Ge 
werkschaftsführer erneut als Agentur 
der Kapitalisten in der Arbeiterbewe- 
gung, erweisen sie sich als Bestandteil 
der geschlossenen offensiven Front 
der Bourgeoisie gegen die Arbeiterin- 
teressen 

Deshalb richtet sich der Prozeß 
nicht nur gegen die drei Kollegen, 
sondern auch und im besonderen Ma. 
Be gegen alle aktiven Gewerkschaftler, 
alle fortschrittlichen Kollegen. Er soll 
die direkt Betroffenen fertigmachen, 
die anderen Kollegen einschöchtern. 


antikommunisti- 

'sche Hetze von SDAJ und DKP 
in ihren Betriebszeitungen bei HDW- 
Kiel gegen die Jugendvertretung und 
die Mehrheit der Lehrlinge wurde 
mit dieser Resolution zurückgewie- 
sen, Die Resolution wurde auf einer 
Mitglieder-Versammlung (vom 13.12 


Im Gegensatz zur Forderung 600 


Insgesamt kommt es daher für alle 
Kommunisten und Demokraten dar 


Kieler Lehrlinge weisen antikommunistische 
Angriffe der DKP/SDAJ zurück ! 


den rechten 
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auf an, die Solidarität mit jedem unge- 
wriffenen Gewerkschaftslinken zu 
stärken 


Nie die „KPD/ML” 
die Solidarität erschwert 


Leider erschwert die „KPD/ML“ 
auch in diesem Fall wieder die Solida 
gität mit den drei Verurteilten, die 
Sich offen zur Mitgliedschaft in der 
„KPD/ML" bekannten. In altbekann- 
ter Manler ging es den Genossen 
beim Prozeß wieder darum, « ‚die Pas 
tei‘ und die „Revolutionäre Gewerk 
schaftsopposition® zu propagieren“, 
wie sie das nennen. Als letzte Konse- 
quenz ihrer Parteiladenpolitik wurde 
der Prozeß gegen ihre Mitglieder in er- 
ster Linie als ein Angriff gesehen, der 
auf die Zerschlagung eben ihrer „KPD/ 
ML" abzielt, der aber zeige, daß die 
„KPD/ML“ „immer stärker werde“ 
ünd der Kapitalistenklasse „zuneh- 
mende Schwierigkeiten" bereite. So 
Propagierte man dann auch in der Art 
des Jubelkommunismus: „Die KPD/ 
ML ist nicht zu zerschlagen, der Kom: 
munismus läßt sich nicht hinter Ker- 
kermauern verbannen!““ 

Diese Leute können einfach nicht 
begreifen, daß wir es heute mit einer 
allseitigen Offensive der Bourgeoisie 
zu tun haben, die essehr wohl vermag, 
die Kommunisten vorläufig weit zu- 
rückzuschlagen. Ihre kraftmeierische 
Politik, die nicht auf die Schaffung 
einer weiten Kampffront gegen die zu 
nehmenden Angriffe der Kapitalisten 
und ihrer Agenturen, sondern auf 
Selbstbeweihräucherung abzitlt, ist 
ein Hindernis bei der Erstellung der 
unbedingt notwendigen breiten Soli 
darität mit den verurteilten Kollegen 


Mark Existenzlohn der Mehrheit der 
HDW-Lehrlinge forderte Jan Rosch- 
‚mann (im Landesvorstand der SDAJ) 
auf der lerzten Versammlung der 
Vertrauensmänner 200 DM für alle 
Lehrlinge. Hier kommt die SDAJ 
daher und stellt Hand in Hand mit 
Gewerkschaftsführern 


ste mit antikommunistischem Dreck 


WNNINNNNNNNNNNNNNNINNNNNNNNNNAUNNININNN 


KB/Gruppe Kiel 


‚gegen die IV auf. Im Versuch einer 
Polemischen Wendung wird Detlev 
Gosau als „Held der Arbeit” be- 
zeichnet. Mit dem Titel „Held der 
Arbeit” werden im Soziallımus Kol- 
legen ausgezeichnet, die sich In ihrem 
Arbeiter- und Bauernstaat verdient 
‚gemacht haben. Dieser Begriff wird 


73) der IG-Metall-Lehrlinge der Groß- | die Forderungen über die Köpfe der | im „Rot-Stift"im Stile fuschistischer 
werft HDW in Kiel verabschiedet, | Kollegen hinweg auf. Im letzten | Hetsblätter wie „Bild” und „‚Quick” 
Gleichzeitig läuft eine entsprechende | „Ror-Stift“ wird die SDAJ dann | im antikommunistischer Weine, alıo 
Unterschriften-Sammlung im Betrieb: | noch deutlicher, in wessen Fahrwas- | reakrionärgenurzt, um politische Geg, 

ser ste Ihre Politik machı. So tumpft | ner kalt zu stellen. Weiter gehen die 


Herstiraden In Form von schmu 
‚ger Unterwiichepolltik (,„im we 


‚gemachten Bett einer Studentin“), 
wie ste ebenfalls in der bürgerlichen 
Presse im Zuge der Faschisierung, 


Insbesondere bei der Baader-Mein 
hof,Jagd und „KPD';Kampagne im 
Frähjahr dieses Jahres angewandt wor 
den sind. Selbst angesichts der rast 
stischen Auslinderhetze der Bourge 
oisie scheu sich die SDAJ nicht, 
zur Brledigung ihrer politischen Geg. 


ner, sich rassistischer Vorurteile zu 
dedienen  („selbslchtige Mao-Jün 
er”) 


Selbst vor Denunziation wird nicht 
zurückgeschreckt, indem die Jugend: 
vertreter in die Nähe der „„KPD/ML" 


vebracht werden. Durch das in den 
Vordergrund schieben Ihrer eigenen 
Purteiladenforderung verfallen die 
SDAJer und DKPsten’sogar in den 
arbeiterfeindlichen Wahniann, die 
sroße Mehrheit der HDW-Lehrlinge 

„gewerkschafıfeindliche Chaoren” 
und „‚Spalter" zu beschimpfen 


Für uns heißen die Konsequenzen 
aus den Schweinereien der DKP und 
SDAI 


1. Jan Roschmann hat umgehend 
seinen Rücktritt aus Jugend: und 
Vertrauensleutekörper zu erklären. 


2. DKP und SDAJ sollen diese Reno 
hution ungekürst in Ihrer Preue ver 
öffentlichen („Werftcho” und 
„RorSuft") = 


Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


er bedeutendute Flensburger Druck. 
trieb, Severin Schmidt, bilde 
bei 320 Kollepen 2.2. über 30 Auszu- 
bildende aus. Es ist der einzige große 
‚Ausbildungsbetrieb im graphischen 
Gewerbe in Flensburg mit über zehn 
gewerblichen und ca. 20 kaufmänni- 
schen Auszubildenden, davon ein | 
Drittel Jugendliche. 

Flensburg ist auch in der Druck-f 1 
Industrie industrielles Randgebiet, so. 
‚daß die Severin-Belegschaft politisch 
relativ röckständig ist und kaum eige- 
ne Kampferfahrungen. besitzt. Die 
‚Auszubüdenden,unter ihnen dei 
te Teil fortschrittlicher Kollegen, ist 
audem in gewerbliche und kaufmän + 
nische Auszubikiende gespalten: Die 
‚gewerblichen Kollegen arbeiten meist 
mit drei oder vier Kollegen in einer 
‚Abteilung, während die kaufmänni- 
schen Auszubildenden fast ständig. 
allein in den Abteilungen arbeiten ı 
und von der Geschkfileitung leicht , nur Ausdruck des bestehenden Kräfte- 


ae runde mi Monaten | Yerhältnisses als Ergebnis der Ver 


immer wieder von einzelnen Lehrlin- | her rent = Bun : 
gen zusammen mit der Jugendver- | „alter, wurde auf der 


ndvc 
sammlung "aufgrund von Benchie 
iretung die Forderung nach Iheoret- | aus jeder Abteilung fesigestellt: 
schem Unterricht während der Ar- | er 


Zugeständnis abzuringen sein wer- 
de und daß es daher wesentlich & 
rauf ankommen werde, durch Ge- 
spräche und die Erlluterung unserer 
Forderung die Solidarität der älteren 
Kollegen zu erlangen. 

Ein Kollege vertrat die Ansicht, in 
der Forderung müsse schon ein Kom- 
promiß angegeben werden, um die 
Geschäftsleitung nicht gleich vor den | 

| Kopf zu stoßen, Es wurde aufgezeigt, 

daß ein Komptemiß nicht Ausdruck 
einer Forderung, also des Bedürfnisses 
derLehrlinge in dieser Frage, sondern 


Flensburger Druckerlehrlinge: 
Kampf umtheoretischen Unterricht 


den Lehrlingen für die ursprüngliche 
‚Forderung erbrachte ZB Unterschnit- 


ten und wurde von der JV an Ge- 
schäftslitung und BR weitergeleitet. 
Zu diesem Zeitpunkt zeigte sich, daß 
es der Geschäftsleitung nicht nur um 
ie Forderung ging, und der DRUCK- 
ARBEITER (Branchenzeitung desKB 
Gruppe Flensburg) schreibt später in 
einem Artikel zur Unterstützung der 
Lehrlinge: 

Die_Geschäftsleirung zeigt sich 
‚hört, well eu Ihr zar nicht. mehr nur 
"um den theoretischen Unterrichtzcht, 
Eine Stunde pro Woche ‚Produktions: | 
ausfall’ einiger Lehrlinge, Das geht 
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führt genau aus den Tarifränden usw, 
her, deshalb Hegt im DRUCKARBEI- 
TER eine falsche Einschätzung des 
Bewußtseins der Kollegen vor. 

In zahlreichen Diskussionen, vor 
allem mit fortschrittlichen Kollegen, 

de langsam klar, daß die Lehr! 
Aabat Ihren Kampf in die Hand neh 
men müssen, wollten sie die Forderung 
| nicht aufgeben, Natürlich ist es er 
längerer Prozeß, hier bei den meisten 
Kollegen Klarheit zu schaffen, diese 
Klarheit gewinnen die Kollegen am 
gründlichsten aus der Aufarbeitung 
Ihrer eigenen Erfahrungen. 

Der fortschrittlichste Teil der Lehr- 
linge diskutierte die nächsten Schritte 
zur Durchsetzung der Forderung und 
{trug sie dann unter die Kollegen. Zu- 
nächst brachte die JV, um der Isola- 
tion von den älteren Kollegen vorzu- 
beugen, die Forderung auf einer Be- 
triebsversammlung Anfang November 
vor und begründete sie. Überraschend 
ieß ein rcaktionärer BR-Kandid 
wohl um sich vor der Neuwahl in’s 


Stunde während der Arbeitszeit, 


gemd und halbherzig in die Verhand- 
lungen. Der ausgehandelte Kompro- 
miß' war eine Provokation: Unterricht 
für kim. Auszubildende nach Feier- 
‚abend bei Kolster, Auszubildende dür- 
fen Themenvorschläge einreichen. 
Worin lag diese vorläufige Nieder- 
age begründet? Der wesentliche 
‚Grund lag in der mangelnden politi- 
schen Klarheit der Lehrlinge selbst 
über die Bedingungen ihres Kampfes. 
Der DRUCKARBEITER schrieb dazu: 


„Aber wir wissen doch nur 
mau, sowohl aus den Tarifrunden als 


nicht sehr an den Profit. Es geht hier 


'quch aus den Erfahrungen im Berrieb, rechte Licht zu rücken, die Beleg- 


um mehr: Auf der Jugendversamm- 


daß soiche Zugettändnisse nicht aus Schaft hierüber abstimmen: Der über- 


lung ist zum erstenmal entschlossen 


heiterem Himmel fallen und nicht auf Yiegende Teil unterstützte die Forde- 


Die Ausbildungspläne werden 
beitszeit erhoben. Die kim. Lehrlinge | vielfach nicht eingehalten, weil 
fingen dabei aus von einer Kritik am | ein eingearbeiteter Lehrling auf die- 
damals bestehenden Unterricht bei | sem Platz mehr Profit abwift. 
Geschäftsführer Kolster, der nach Durch den Lehrermangel ist 
Feierabend stattfand und zudem in- | der Berufsschulunterricht mit 
haltlich nichts brachte, so daß ihm | teilweise unter 8 Wochenstunden völ- 
ae een Für | ig unzureichend; kfm. Lehrlingen 
die gewerblichen Auszubildenden, für pe kein 
die eeerblichen Auszubildenden, (Ür | kann hier überhaupt kein Fachkunde- 


unterricht erteilt werden, der für| 
a a ‚die gewerblichen Auszubildenden muß 


an, diesen Unterricht abzusichern und | "= änglich bleiben. 


aufalle Auszubildenden zu erweitern. Dan nahe ale 
Doch diesbezügliche Anträge der Ju- 
gendvertretung konnten von der Ge- | 
Schäftsleitung kommentarlos in den 
Papierkorb gesteckt werden. Das lag 
daran, daß die JV unabhängig von 
den meisten Lebrlingen handelte 
während diese sich auf die Verhand! 
ungen der Jugendvertretung verlie 
en. Hier galt es, eine Einheit herzu- 
stellen. 

Auf der letzten Jugendversamm- 
lung im September, an der alle Aus- 
zubildenden teilnahmen, wurde die 
Forderung nach (heorelischem Un 
terricht während der Arbeitszeit zur 
zentralen Forderung der Severin-Lehr- 
inge zur Verbesserung der Berufs 
Ansbildung. 

Es wurde einstimmig‘ beschlossen: 
Eine Stunde Iheoretischen Unterricht 
pro Woche für alle Auszubildenden 
Während der Arbeitszeit bei einem 
fachlich qualifizierte älteren Kolle- 
gen oder dem Meister. 

Schon wihrend der Versammlung 
wiesen. einige Kollegen darauf hin, 
48 der Geschäftsleitung kein leich- 


pitalisten zum 3 


ushändigung 
Kündigung wurde sie zu- 
gleich für den Rest ihrer Probezeit 
beurlaubt 
Fall 
gangenheit 
is Mitte dieses Jahres war Bianca 
aktiv tätig als Jugendvertreterin bei 
‚den VDO-Werken und Mitglied des 
Ortsjugendaumchusses der IG Metall 
in Frankfurt. Sie war der einzige 
Lehrling der Armaturenfabrik VDO, 
ıdener Gehilfenpro- 
beschäftigt wurde, 
sich das „. 
verscherat, weil sie 
Öffentlich zu sa 
en: „Die Pferde der Frau Linsenhoff 
haben im Stall eine Klimaan) 
Arbeiter bei VDO haben keine 
Linsenhoff it Besitzerin der VDO- 
Werke und vertreibt sich ihre Zeit mit 
Dressurreiten.) 

Nach ihrer Entlassung bei VDO 
war Blanca drei Monate arbeitslos, 
‚dann eine Stelle bei Hartmann & 
un, wo iht aber nach fünf Tagen 
wieder gekündigt wurde. Obwohl der 
Teves&en 
anca Pilder 
dann im September 73 eingestellt, 
aber nun, kurs vor Beendigung der 
Probezeit wieder entlamen. „Bepgrün- 
dung“; 1, Umgruppierung in der Ab- 
teilung, in der Ianca arbeitete, was. 
mit Personaleinsparung verbunden Ist; 


Am Freitag, den 30.11.73 ist die Kol- | 2. Einstellungsstop für alle Teves-Wer 
legin Bianca Pikter vonden Teves-Ka- | ke. Was an dieser „Begründung“ dran 


ıca Pilder“ hat eine | 


Ausbildung | 
kann nicht allein „praktische“| 
Ausbildung sein, ohne die m 
en theoretischen Kenntnisse zu ver- 
mitteln, 

Die Forderung der Auszubilden- | 
den wurde von der JV der Geschäfts- | 
leitung und dem Betriebsrat mitge-| 


| teilt. Die Geschäftsleitung reagierte 


sofort mit Spaltungsmanövern, um 


| die auf der Jugendversammlung erst- 
mals erreichte Einheit zu zerstören: 


Die meisten Auszubildenden seien 
über 18 Jahre alt, so daß Verhandlun- 
‚gen mit dem (reaktionären) BR abge- 
wartet werden müßten, da dieser nach 
dem BVG für sie „zuständig” sei. 

Die Geschäftsleitung setzte sofort 
beim schwächsten Punkt der Auszu- 
bildenden, dem Teil der kfm. Lehrlin- 
ge, die im Dezember Abschlußprüfun- 
‚gen. haben, mit einer Unterschriften- 
sammlung für einen Unterricht nach | 
Feierabend bei Aufgabe der alten For- | 
derung an. Nur drei Kollegen fielen 
auf dies Manöver, das sofort diskutiert 
wurde, herein. Eine daraufhin einge- 
leitete Unterschriftensammlung unter 


ist, wird klar, wenn man weiß, 
die Rationalisierung in dieser Abte 
hung. bereits im September geplant 
var, daß der Einstellungsstop erst ab 
November 73 gilt, Blanca dagegen be- 
reits im September eingestellt wurde, | 
Nicht zuletzt durch die relativ 
breite Berichterstattung der lokalen 
Presse ist der „Fall Blanca Pilder“ in 
Frankfurt inzwischen zum Paradebei- 
spiel für die bundesweite Kampagne 
der Unternehmer gegen fortschrittli- 
che Jugendvertreter und Junge De- 
trieb /orden. Mit dieser Kam- 
pagne, die einerseits die Forderung | 
nach verstärkter ideologischer Aus 
richtung der Jugend im Sinne der Ka 
pitalisten umfaßt, andererseits in der 
exemplarischen Entlassung von (bis 
her über 600) aktiven Jugendvertre- 
tem und jungen Betriebsräten be-| 
steht, führt die Kapitalistenklasse | 
durch Einschöchterung und Entpoliti-' 
sierung der gesamten Arbeiterjugend 
einen Angriff auf die politische und 
gewerkschaftliche Betätigung der Ar | 
Baerklane. Der BDA erklrt bt, 
durch die Rausschmisse gegen 
Yenerrohmerfeindliche Jugendver- | 
mpel statulert werden” 
ingerftistig in diesem Bereich | 
eine Gefahr für den „sozialen Frieden“ | 
heranwachse, da die gewerkschaftlich | 
Aktiven „uns morgen als Vertrauens) 
leute und Betriebsräte gegenüberste 


irieb“ BDA. 


(Damaliger 


| grheblicher Teil kurz vor der Prüfung 
ueht) einzuschlichtern. 


‚eine Forderung aufgestellt worden, die 
miı relativ großer Einheitlichkeit (Un- 


rung. 
Weitere Maßnahme ist die genau- 


Jreundlichem Entgegenkommen der 
Geschäftsleitung beruhen, sondern im: | este Überwachung der Ausbildung 


terschriftensammlung) verteidigt wur- 


mer abhängig sind von der Entschlos- | (Ausbildungspläne, 


de, Eı kommt der Geschäftsleitung 


senheit und Stärke, mit der eine For- | u.a. wesentlicher Tagesordnungspunkt 


mir Ihren Maßnahmen vielmehr dar- 


derung vertreten wird!” der demnächst stattfindenden Jugend- 


uf an zu verhindern, daß ‚so erwas" 
Schule macht, nicht nur unter den jun- 

m Kollegen. Daher die ‚harte' Hal- 
tung und daher die Versuche, die kauf- 


männischen Lehrlinge [von denen 


Begänstigt durch die Verschlep- 
pung der Forderung durch den BR 
über mehr als zwei Wochen, startete 
die Geschäftsleitung eine zweite Un- 
terschriftensammlung unter den kfm. 
Lehrlingen, vor allem wiederum unter 
den Prüflingen, und ließ teilweise of- 
fene Lügen unter den Kollegen ver- 

Unter aeri Köuegen ver- 
breiten. Diesmal unterschrieben zehn 
kim, Lehrlinge, 

‚Als sie erfuhren, daß die Verhand- 
ungen mit dem BR entgegen der Lüge 
der Geschäftsleitung für den nächsten 
Tag bevorstünden, waren die mi 
‚empört und der angebotene Unter. 
richt nach Feierabend bei Geschäfts- 
führer Kolster wurde überwiegend 
boykottiert. 

| Der BR versuchte zu beschwichti- 
gen und fiel den Kollegen in den 

Rücken: Keine gesetzliche Grundlage, 

mangelnde Kompromißbereitschaft, 

theoretischer Unterricht „Entgegen- 
kommen” der Geschäftsleitung. Er) 
20g daher mit der Formel „eine halbe 


Mit Geheimdiplomatie 
gegen die Kollegen 


Gegen diesen Angriff, der bei Te- 
ves durch die Entlassung von Bianca 
Pilder praktiziert wurde, „kämpfte“ 
der Betriebsrat bei Teves allenf 
‚dem Scheine nach; tatsächlich verhin- 
derte sein Vorgehen eine Solidarisie- 
fung mit Bianca Pilder. So weigerte 
sich der BR auf der Vertrauensleute- 
sitzung am 30. November 73, Aus- 
kunft über Verlauf, Inhalt und Ergeb- 
nisder Verhandlungen des BR mit der 
Geschäftsleitung zu geben. Sein Stil- 
schweigen begründete er damit, daß 
der Angestelltenausschuß dei 

‚noch nicht getagt hätte. Damit sollte 
es den Vertrauensleuten unmöglich 
‚gemacht werden, Schritte gegen die 
Entlassung von Bianca Pilder zu 
ternehmen. Am selben Tag erhielt 
anca ihre schriftliche Kündigung und 
ist somit ein drittes Mal wegen ihrer 
Politischen Ansichten gefeuert wor- 
den. 

Dieses Vorgehen des BR, durch 
Vorenthaltung von Informationen 
den innerbetrieblichen Kampf der 
Kollegen gegen die Angriffe der Kapı- 
talisten zu hintertreiben, ist keine 
neue Sache. In gleicher Weise handel- 
ten BR und Vertrauenskörperleitung] 
bei dem Streik der Bandarbeiter im 
Juli 72, wo sie ebenfalls die Vertra 
ensleute und Kollegen nicht info 
mierten, damit. eine Solidarisierung 
verhinderten und so zum Zusammen 
bruch des Streiks wesentlich beit 
gen 


‚nchenzelle Meall 
KB/Gruppe Frankfurt 


„Gummiparagraphen” 
chen 
zweiten war eine rein mechanische‘ 
Auffassung über die Durchsetzung von 
Forderungen bei den meisten Lehrlin- 
‚gen vorhanden: Aufstellen der Forde- 
| rung — Verhandlungen der Beleg- 
schaftsyertreter mit der Geschäftslei- 


Zum einen bestand — und besteht | versammlung sein wird. Die Geschäfts- 
größtenteils heute noch — nicht ge-| leitung ihrerseits trag, um eine Wieder- 
nügend Klarheit über das bürgerliche | holung der „Panne” der letzten Ju- 
Berufsbildungsgesetz, das BVG usw., | Sendversammlung zu verhindern, ein 
die vom bürgerlichen Staat erlassen rt ne eure: 

gegen der bishen 
sind, um den Kapitalisien mit ihren| E*BER der Daherigin Prnb, Alster 
feindlichen BVG, dürfen an der kom- 
menden Betriebsjugendversammlung 
nur Auszubildende unter 18 Jahren 
teilnehmen. Zaghafte „Verhandiun- 
gen” des BR zur Änderung dieser 
Maßnahme waren bisher erfolglos. 
Auch hier wird ex also wesentlich auf 
die Entschlossenheit der Lehrlinge 
tung — Ergebnis. Dieses Bewußtsein | Selbst ankommen. = 
Ergebnis. Dieses Bewußtsein | Ist ankommen. 


größtmögli- 


„Spielraum” zu lassen. Zum 


‚Aufgrund von nachträglichen Diskus- 
sonen über unseren Artikel im 
ARBEITERKAMPF Nr. 32 — „ATE 
‚Alle Tage elender” — halten wir es für 
‚notwendig, noch einmal selbstkritisch 
dazu Stellung zu nehmen. 

Der Artikel untersucht eine Reihe 
von Kämpfen der Teves-Kollegen ge- 
gen Rationalisierungsmaßnahmen, Ab- 
bau des Lohnniveaus.eic. Alle diese 
Kämpfe endeten für die Kollegen mit 
Niederlagen. So gelang es den Kapita- 
listen beispielsweise mit wesentlicher 
Unterstützung des rechten BR und 
der VLK-Leitung, nicht nur die Kämp- 
fe niederzuringen, sondern auch fort- 
schrittliche Kollegen abzuspalten und 
Zu isolieren oder gar rauszuschmeiben. 

Insgesamt zeigte sich in diesen 
spontanen Abwehrkämpfen, daß die 
Kapitalisten sehr viel besser als die 
Kollegen darauf vorbereitet waren, 
daß der BR und die VLK-Leitung 
nach ihrer Pfeife tanzten usw. 

In unserer Schlußfolgerung heißt 
es dazu ua. 

ie (die ATE-Kapitalisten) haben 
es vorerst geschafft, den Abwehr- 
kampf der Kollegen gegen verstärkte 
Ausbeutung und Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen niederzuringen 
und die Kampfbereitschaft der Arbe 
ter in Resignation umzuwani 

Dies würde bedeuten, daß die Te- 
ves-Kollegen (zumindest vorerst) nicht 
mehr streiken werden, was natürlich 
falsch ist! Denn der 


unmittelbar (eben spontan) an den 
ökonomischen Angriffe 

listen entzündet, ohne di 

bestehende Kräfteverhältnis in Rech- 
mung gestellt wird, 

einem Niveau der Kämpfe zu Nieder- 
lagen und auch zu Resignation 
kommt, ist gar nichts Besondere 
sondern erklärt sich ja gerade aus dem 


spontanen Kampf gegen einen bewußt 
‚vorgehenden Feind, 


Bei uns hatte sich dagegen die An- 
schauung eingeschlichen, daß sich die 
negativen Kampferfahrungen aus den. 
spontanen Kämpfen sozusagen polen 
was ja bedeuten würde, daß 
nach einer bestimmten Zeit der Punkt 
‚kommt, wo gar nichts mehr Huft, Da- 
nach wäre os ein Rätsel, wioso @s nach 
über 100hährigem Bostehen des Kaplı 
talismus überhaupt noch spontane 
Kämpfe geben kann. 
«Übrigens machen unsere Okono- 


Nerin die umgekehrte Richtung, Indem 
sie aus der bloßen Aneinanderreihung 
sponitaner Kämpfe schon ein höheres 
politisches Niveau ableiten. Hier ist 
‚die Frage, wieso-dann nicht längst die 
sozialistische Revolution statigefün- 
den hat). 

Natürlich haben sich die ATE:Kar 
pitalisten durch den Sieg über die 
spontanen Kämpfe der win 
stigere Kampfbedingungen geschaf- 
fen, von denen aus sie auch kommen- 
de Streiks zu zerschlagen versuchen 
werden, aber daraus wird im Artikel 
der richtige Schluß gezogen, daß es 
demnach „unsere wichtigste Aufgabe 
(ist), dazu beizutragen, das poltische 
Bewußtsein der Kollegen zu entwik- 
kein, indem wir ihnen die Bedingun- 
gen ihres Kampfes erläutern“. 


Branchenzelle Metall 
KB/Gruppe Frankfurt 


Es scheint uns, als ob die Frank- 
Jurter Genossen bei der Berichtigung 
Ihres zunächst gemachten Fehlers nun 
den Bogen etwas zuranderen Seite hin 
überspannen. 

Es war einerseits falsch, daß »0 ge- 
tan wurde, als wäre bei Teves jetzt nur 
‚noch „Resignation“, alı wären sponte- 
ne Kämpfe auf lange Sicht „nicht 
drin”. Es ist aber auch nicht v0, daß 
der spontane Kampf ohne jede Be- 
rücksichtigung des bestehenden Krdf- 
teverhältnisses und gemachter Kam) 
erfahrungen einfach immer wieder 
entbrennt, weil er sich „apontan“ am 
den Angriffen der Kaplialisten „ent- 
zündet”. Es ist durchaus möglich, daß 
negative Kampferfahrungen („Resig- 
nation”) zeitweise die Entwicklung 
Apontaner Kämpfe hemmen oder er- 
schweren. Dies müßte man jeweils 
konkret untersuchen, wozu die kom« 
munistische Bewegung heute in den 
seltensten Fällen in der Lage ist. Kris 
isiert wurde am ATE-Artikel die Yar- 
absolutierung der „Reitgnation”, d.h. 
man serzie ohme konkreie Analyıe 
der Situarion einfach Niederlage = 
„Resignation”, und kam dadurch zu 
nicht gerechtfertigten pessimistüschen 
Sehlußfolgerungen über die Siruation, 
Noch wihrend der ATE-Artikel bei 
der AK-Redaktion lag, wurde im Werk 
erneut spontan gestreikt (vgl, AK 33: 

ver Prankfurt: Kollegen ver- 


misten vom KBW don gleichen Feh- 


Tchaukelt"), 


Seite 8 


‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


WEST- 
BERLIN 


Im AK 29 berichteten wir über das West-Berliner „Mai-Komitee "73". Hier hat- 


te maßgeblich die SEW zu einer Dem« 


50 000 Menschen teilnahmen. Versamm 
und der Bezirksjugendausschuß (BJA) der 
monstration. Die West-Berliner DGB-Führung dagegen hatte wie im letzten 
Jahr wieder zu einer Saalfete eingeladen. Der BJA der ÖTV charakterisierte 
dies in einer beispielhaften Erklärung als „eine Zumutung für alle Gewerk- 
3 zusammen mit abgeschlafften Showstars wie Paul 
auf einer billigen Variete-Veranstaltung die Tradi- 


schafter .. am 1. Mai 
Kuhn und Olivia Moll 
tionen und Inhalte des Kampftages aller 
missen, 


vor Augen gef 


sition zur ‚offiziellen‘ P. 


Kollegen zu organisieren. 


Hafen-Komitee (ÖTV), KB/Gruppe Hamburg 


Kommission des Bezirksvor- 
stands der OTV-Berlin 


Die Kommission hatte den Auf- 
trag, festzustellen, ob durch die Ver- 
‚öffentlichung der ÖTV-Betriebsgrup- 
‚pe Tempelhof, der ÖTV-Jugendgrup- 
De im Bezirksamt Tempelhof sowie 
des Bezirksjugendausschusses anläß- 
ich des 1. Mai 73 der Tatbestand des 
gewerkschaftsschädigenden Verhal- 
tens gemäß $ 6 der ÖTV-Satzung er- 
Aa it, 


1) Die anwesenden Mitglieder des 
ÖTV-Betriebsgruppenvorstandes 


trlumphierten die bür- 
Zeitungen „Lotsen ge- 
ben nach!“ („Morgenpost“) 

Sechs Monate lang hatten die Flu 
leiter auf den bundesdeutschen Flug- 
häfen ihren Dienst nur noch nach den 
amtlichen Vorschriften ausgeführt, 
um damit ihren Forderungen nach 
personeller Verstärkung ihrer Leitstel- 
len, sozialen Verbesserungen und 
mehr Gehalt Nachdruck zu verleh- 
hen. 

Sechs Monate lang haben Unter- 
nchmervertreter, Spitzerpolitiker a1- 
ler bürgerlichen Parteien, die & 
sam te im Dienste des Kapitalis- 
mus stehende Presse, Rundfunk, 
Fernsehen und in den letzten Mona 
ten auch die ÖTV-Führer gegen die 
berechtigten Forderungen und den 
Kampf der Fluglotsen gehetzt 

Diese oft ins Faschistische gehen. 
de Verlumdungskampagne war be- 
geltet von wirtschaftlichen und Juri 
‚chen Repressalien gegen einzelne 
Lotsen und insbesondere auch gegen 
den ‚Verband Deutscher Flugleiter‘ 
(vor). 

Erst jetzt, unter dem Eindruck der 

„Ölkrise“, mußten die Fluglotsen auf- 
eben. Am 22. November forderte 
der ‚VDF* seine Mitglieder auf, „„wie- 
der Ihren erhöhten (!) Arbeitseinsatz 
zu zeigen, wieer vor dem 31. Mai die 
ses Jahres geleistet wurde.“ 
‚Dem Beschluß des VDE war ein 
ıdringlicher Appell Bundeskanzier 
Brandts an die Lotsen vorausgegan- 
gen, Angesichts der Energiekrise (I) 
hatte der Bundeskanzler den Lotsen 
bei einer Beendigung des Streiks eine 
‚sachliche und faire‘ Lösung der an- 
itehenden Probleme versprochen.“ 
(„Morgenpost“) 

Warum ausgerechnet in der sich 
bzeichnenden K rise eine „uch“ 
liche und (aire'“ Lösung 
sen möglich sein soll (die ja zweifelos 
mit zusätzlichen Kosten verbunden 
sein wird!), läßt der Kanzler-Appell 
im Dunklen. Es ist doch wohl viel 
mehr »o, daß die vom kapitalistischen 
Staat selbst erzeugte Krisenhyaterie 


a, Druckmitiel gegen die 
Flug eingesetzt wurde 
“ Ktskampf.den man m 


Jung als „.llegal“, „terroristisch” und 
sogar „alltenwidrig" verleumdet und 


.” Der Bezirksfugendausschuß zog daraus die Konsequenz und unter- 
stützte das West-Berliner „Mai-Komitee“. 
Nach nun einem halben Jahr wurde gegen den Vorsitzenden des Bezirksju- 
gendausschussus, den Kollegen Dieter Gleibs, ein Ausschlußverfahren eingelei- 
tet. Der Bezirksjugendausschuß der ÖTV soll aufgelöst werden. Ein entspre- 
chender Antrag wurde im Bezirksvorstand der ÖTV-West-Berlin mit Stimmen- 
gleichheit (9:9) ‚zurückgestellt‘. Wir halten den vollständigen Abdruck der 
Ausschlußbegründung für zweckmäßig. weil darin in besonders unverschämter 
Weise gegen oppositionelle Kollegen vorgegangen wird. Die arbeiter- und ge- 
werkschaftsfeindliche Haltung der DGB-Führer darf deshalb nicht beim Na- 
‚men genannt werden, weil diese ‚Kollegen‘ ja ‚demokratisch gewählt‘ wurden. 
Das ist die ganze Weisheit, die uns die ÖTV-Führer in ihrer Ausschlußbegrün- 
dung plausibel machen wollen. In diesem Fall wird uns besonders anschaulich 
rt, daß sich die zunehmenden Ausschlässe in den DGB-Ge- 
werkschaften. nicht gegen einzelne ‚inksradikale‘ Kollegen richten, sondern 
daß davon alle Gewerkschafter betroffen sind, die in Gegensastz und Oppo- 
und natörlich 
stehen. Den Bestrebungen der Gewerkschaftsführer, klassenbewußte Gewerk- 
schafter bärokratisch niederzuhalten und auch ganz aus den Gewerkschaften 
hinauszudrängen, muß von Anfang an entschlossen entgegengetreten werden. 
Wir begrüßen und unterstützen darum die Initiative westberliner Gewerkschaf- 
ter, die damit begonnen haben, eine Solidaritätskampagne für die bedrohten 


| beim Bezirksamt Tempelhof, die am 


'onstration aufgerufen, an der über 
‚der 1G Bau, GEW, IG Metall 
;TV unterstützten die 1.Mal-De- 


Lohnabhängigen mit Füßen treten zu 


uch zu den ‚gewählten Organen‘ 


25. April 1973 einstimmig die Er- 
klärung der ÖTV-Betriebsgruppe im 
Bezirksamt Tempelhof zum 1. Mai 
1973 beschlossen und veröffentlicht 
haben, haben sich gewerkschaftsschä- 
digend verhalten. 
2) Das Gleiche gilt für die Mitglieder 
des Vorstandes der ÖTV-Jugend- 
gruppe im Bezirksamt Tempelhof, 
die das Flugblatt vom 27. April 73 
zum 1. Mai 1973 beschlossen haben. 
3) Auch die in der Sitzung des Be- 
zirksjugendausschusses am 12. 
April 1973 anwesenden stimmberech- 
tigten Mitglieder des Bezirksjugend- 
ausschumes haben sich gewerkschafts- 


bekämpft hatt 
gen. 

Im Folgenden werden wir uns da- 
rauf beschränken, zwei Fragen näher 
zu untersuchen, die uns im Zusammen. 
hang des „Lotsenstreiks" won beson- 
derer Bedeutung zu sein scheinen: 
Zum einen die Frage des Koalitions- 
und Streikrechts und zum anderen 
die Frage der Mobilisieru 
ter Schichten des Volkes gegen den 
Arbeitskampf einer Berufsgruppe, 


ndgültig zu zerschla- 


Streikrecht 
und Koalitionsfreiheit 


Bereits im  ARBEITERKAMPF 
Nr, 31 haben wir eingeschätat, daß 
‚Ainier der Hetzkampagne gegen die 
Fluglowen .. ein Angriff auf das 
Streikrecht der Arbeiterklasse, auf den 
Klassenkampf überhaupt (steckt],“ 
In der Tat wurden im Verlauf der 
gesamten Auseinanderseizung 88 (1) 
„dienststrafrechtliche Ermittlungsver 
fahren” gegen einzelne Lotsen einge 
leitet, Das führte z.B. zur Suspendie- 
rung vom Dienst (und damit verbun. 
dener 30 iger Kürzung des Gehalts) 
‚oder auch zu Geldstrafen in der Höhe 
‚eines halben Monatsgehalts wegen 


schädigend verhalten, als sie ihren 
Beschluß zum 1. Mai faßten und zı 
Veröffentlichung weitergegeben ha- 
ben. 


Besrändung: 
au. 

Im der Erklärung der ÖTV-Be- 
triebsgruppe beim Bezirksamt Tem- 
peihof heißt es unter anderem 

„m. Angesichts der heutigen Ar- 
beits- und Lebensbedingungen, a 
gesichts steigender Preise und der sich 
werschärfenden Auseinandersetzung 
an der Tariffron halten wir die 
Elucht der Mehrheit des DGB-Lan- 


zwerkschafter.” 

„Es bleibt festzustellen, daß die 
Gewerkschaftsführung und die mit 
ihr verbundenen politischen Kräfte 
ihrer historischen Aufgabe, sich an 
die Spitze der aus dem ‚Wirtschafts- 
wunder‘ wieder erwachenden Arber 
terbewegung zu setzen, nicht gerecht 


uuzk Halmebe wa di Dadien 
Eißen geireien.“ 
Allein die Tatsıche, daß die 
Mehrheit des DGB-Landesbezirks- 
vorstandes in der Frage des 1. Mai 
St hi 


schaftsmitgliedschaft gerecht ge- 
worden ist, darf auf keinen Fall 
dazu führen, daß sie wegen ihrer 
Auffassung beleidigt und. verun- 
glimpft wird. Durch solche Verun- 
Bimpfungen werden Glaubwürdig- 
keit, Ansehen und Durchschlags- 
kraft der demokratisch gewählten 
Gewerkschaftsorgane erheblich 
beeinträchtigt und die Interessen 
der Gewerkschaftsmitglieder stark 
geschädigt. Dies ist gewerkschafts- 

Verhalten im Sinne 


er n 
404 8 der OTVSatzung. 


Der Einleitungssatz des Flugblat- 
tes der ÖTV-Jugendgruppe beim Be- 
zirksamt Tempelhof lautet wie folgt: 


Beteiligung am 
tes Krankmelden). 

Öffen verneint wurde das Recht 
der Flugleiter auf Streik aber erst 
vom Oberlandesgericht Celle (OLG), 
das in seinem Urteil gegen den VDE 
teilte: 

„Von der Allgemeinheit wird es 
als"schiechthin unanständig |!) und 
als Verstoß gegen die guten Sitten () 

angesehen, wenn Beamte die Re- 
rung zur Erfüllung von Forderun. 
‚gen zwingen.“ 

Hier wird höchstrichterlich kund- 

‚dab ine Beratueruppe ren 
der 


ck out'* (organisier- 


ingen“ darf, wenn di 
Allgemeinheit” abgeleh, 
In dem Spruch die 


gen“ Gerichts spielt es 
keine Role, die „öffentliche 
Meinung“ monatelang mit allen Mit. 


teln der Demagogie und Lüge auf 
reitet wurde, daß die „guten 
nichts anderes als Produkt der Bour 
geoisie-Herrschaft selbst und, 
Es biegt wuf der Hand, daß mit 
diene Uni von Grandaat 
eder 


ÖTV-Jugend unter schwerem Beschuß 


Die Mitglieder der Gewerk- 
schaft ÖTV, die die Variete-Show des 
DGB-Landesbezirkıvorstandes in der 
Messehalle | nicht mitmachen, de 
monstrieren am 1. Mai unter gewerk- 
schaftlichen Losungen in Neukölln- 
Kreuzberg.” 
Durch diese Formulierung ist der 
Eindruck _ erweckt worden, als 
würden in der hier als „Variete- 
Show“ abqualifizierten DGB-Ver- 


der 

Messehalle 1." 
Durch die hier unterstrichenen 
Wendungen werden die dem 
tisch gewähltenGewerkschaftsor - 
‚gane verächtlich gemacht, insofern 
liegen die gleichen Tatbestände 
vor, wie sie zu 2 näher ausgeführt 
worden sind 


Po Akiäne ı una 2 der OTV- 


Satzung lauten wie folgt. 
1) Ein Mitglied kann wegen gewerk- 
schaftsschädigenden oder satzungs- 
widrigen Verhaltens ausgeschlossen 
werden. 


alt Aalen | 2) Ant auf Aunchtiß können 
a — die Delegiertenkonferenz oder die 
ne: Delepiertenverummhung der Kreis 
Dadurch wurden die demokratisch 


gewählten Gewerkschaftsorgane 
und die Teilnehmer der DGB- 
Veranstaltung verächtlich gemacht 
und ihrem Anschen Schaden zu- 
sefügt. Die 
schaften im 
geschädigt; mithin liegt ein Ta 
bestand des $ 6 der ÖTV-Satzung 


Der Beschtuß des Bezirksjugend- 
ausschusses vom 12. April 73 ent 
hält u.a. folgende Passagen 

„ .... Darüberhinaus hält der BJA 
angesichts der sich ständig verschlech- 
ternden Arbeits- und Lebensbedin 
gungen, angesichts steigender Preise 
und sich verschärfenden Auseinan- 
deraetzungen an der Tariffront gera- 
dezu für eine Verhöhnung unserer 
Kollegen und für eine ungeheure Zu- 
mutung für alle Gewerkschaftier, wenn 
wir aufgefordert werden, am 1. Mai 
zusammen mit abgehalfterten Show- 
Starı, wie Paul Kuhn und Olivia 
Molina auf einer billigen Variete-Ver- 
anstaltung die Traditionen und ME 
1 mi aller Loh 
ken mi Füßen weten zumiuen 
und 
Der BIA sieht jedoch im 
Mei-Komitee °73, weiches zu einer 
Demonstration in Kreuzberg und 
Neukölln aufgerufen hat, eine an- 
erkennenzwürdige Initiative, die den 
Notwendigkeiten der aktuellen Si- 
tustion der Lohnabhängigen weit 
‚mehr entspricht als die ungewerk: 


verwaltung 

— der Kreisvorstand 

= der geschäftsführende Hauptvor- 
stand. 

In den drei vorgenannten Gre- 
mien, die sich gewerkschaftsschädi- 
gend verhalten haben, war jeweils 
das Bezirksvorstandsmitglied Dieter 
Ge ib s, Berlin 48, Marienfelder 
Allee 172b 

in der ÖTV-Betriebsgruppe im Be- 
zirksamt von Berlin Tempelhof als 
stellvertretender Vorsitzender 
— in der ÖTV-Betriebsjugendgruppe 
des Bezirksamtes Tempelhof als Vor- 
sitzender 
— imÖTV-Bezirksjugendausscht 
Vorsitzender 
anwesend. 

Als ÖTV-Bezirksvorstandsmitglied 
waren ihm der Verlauf der Beratun- 
gen und die Beschlüsse zum 1. Mai 
1973 vertraut. 

Er hätte das Gewerkschaftsschädi- 
gende aller drei Vorgänge erkennen 
müssen und hat die Pflicht gehabt, 
den Versuch zu unternehmen, die ge- 
‚nannten Beschlüsse bzw. Erklärungen 
zu verhindern. Er hat sich auch nach- 
träglich trotz heftiger Kritik im Be- 
zirksvorstand von diesen Vorgängen 
nicht distanziert. Dies Verhalten ist 
nach unserer Ansicht so schwerwie- 
‚gend, daß hier ein Ausschlußantrag 
gerechtfertigt ist. Es wird daher emp- 
fohlen, ein Ausschlußverfahren gegen 
Dieter Gleibs einzuleiten.“ = 


Auf Betreiben dı 
untersagte das O) 


damit sogar im Wortlaut di 


zeß erklärt hat. 


Bummeistreiks durch den Verband 

weniger an als auf seine Mitiäter- 

schaft () durch Öffenttichkeltsarbeit,“ 

Handelsblatt", 30.1 

jal abgesehen den 
als „gewöhnliche Krimi 


Interemenvertretung zu 
Verband (vor allem such 
rkschaft !) die Belange der 
Mitglieder zu vertreten, wird infrage 


seit der Trennung von der Gewerk. 
schaft OTV (Anfang der 60er Jahre) 


die Aufgaben einer „EI 
schaft” übernehmen, Die 


Damit jedoch noch nicht genug: 

Bundesregierung 
5 Celle dem VDF, 
Aktion der Flugleiter dadurch 


nklage 
des Regierungsvertreters, der im Pro- 


„Nach meiner Ansicht kommı es 
auf die Frage der Anstiftung (!) des 


soll Ihnen mit dem Urt 


des OLG 


Celle aus der Hand geschlagen 
werden. * 

Im kommenden Frühjahr steht 
dann noch ein Prozeß an, in dem die 
„Geschädigten“ des Bummelstreiks 
(der Staat, die Lufthansa und andere 
Unternehmer) ihre Forderungen an 
den VDF geltend machen wollen. 
Die „Verluste“ aller großen und klei- 
nen Kapitalisten wurden inzwischen 
auf rund 250 Mill. (!) DM addiert, 

Das ist eine Summe, von der der 
VDF nicht mal einen Bruchteil be- 
zahlen könnte, wenn er dazu verur- 


teilt würde. 
Immerhin hätte der Staat damit 
Sin zusgezeichnetes Mitte zur pol, 


ıpressung in den Händen. 

Schleswig Holsteinischer 
rbeiter Streik 1956/57. Die 
1G Metall wurde winerzeit zur Zah- 
hung von 38 
gung“ wegen Ver 
denspflicht" 


Andurch hepe 
Samtmetall auf das Geld verzichtete 
und die Gewerkschaftsführun 
;Gopenlästung di beierteindiche 
htungsordnung unterschrieben 


Weg mit dem 
„rechtsstaatlichen ” Klimbim?! 


In der „Bffenilichen Diskussion 
um den „Go dow“ wird von der 
bürgerlichen Presse immer wieder die 
„Untätigkeit” und die „schlappe Hal- 
fung” des Ministers Lauritzen und der 
SPD-Regierung betont, So arkl 

der CDU-Abgeordneie Müller-Hei 
mann in der Bundestapsdebatte vom 
20.9.: „Es gibt keine Envehuldigung 
dafür, daß sich die Bundesregierung 
trotz fünf Bummelstreiks nicht recht 
zeitig Gedanken über eine langfristige 
Enatzlörung — erwa dureh die Be: 
stellung von ausländischen Fluglotsen 
‚oder durch die Heranbildung von Flug. 
lotzen aus dem militärischen Bereich 
et Einurzrenerpe — gemacht hat 


en der Lotsen nicht erfült wurden, 
sondern, daß die Instrumente zur 
Zerschlagung solcher Aktionen nicht 
wenügend entwickelt sind! Entspre- 
‚Chend wird auch in derselben Hunder- 
tapdebatte von Genscher und Brandt 
immer wieder bedawernd hervarge- 
hoben, daß die „gegenwärtigen recht 


» 
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Heuchlerisches 


erisches Manöver der SPD 


abgewiesen 


Befrelungsfront von Mozambik (FRE- 
LIMO). 


Keine Grundlage für eine 
Zusammenarbeit 
FRELIMO und die SPD 


Der kürzliche Besuch einer FRE- 
LIMO-Delegation in der Bundesrepu- 
blik Deutschland verursachte eine 
Menge Spekulationen. Viele, die das 
Ausmaß der westdeutschen Militär- 
hilfe für das kolonialistische Portugal, 
sowohl bilateral als auch über die 
NATO und die finanzielle und perso- 
nelle Beteiligung der BRD an Cabora 
Bassa und anderen Projekten in den 
portugiesischen Kolonien kennen, ha- 
ben sich gefragt, ob dieser Besuch 
wirklich einen Wandel in der Position 
‚der FRELIMO bedeuten könnte, das 
heißt, in der politischen Linie der 
RELIMO. War die FRELIMO im 
Begriff, im Austausch für westdeut- 
sche Unterstützung fundamentale Zu- 
geständnisse zu machen? 

Ein Freund aus der Republik Gui- 
nen erzählte uns später: „Wir dachten, 
ihr.würdet durch die Bereitschaft zu 
Verhandlungen mit Westdeutschland 
eure Revolution verraten. Wir kennen 
deren Standpunkt zu Afrika und zum 
Befrelungskampf, und wissen, daß sie 
versuchen würden, euch ihre Ansich- 
ten aufzuzwingen. 

Die FRELIMO wußte um diese 
Probleme, entschloß sich aber, die 
Einladung der SPD anzunehmen. Dies 
‚geschah in Übereinstimmung mit un- 
serer Politik, zu versuchen, alle Kräf- 
te, die gegen den portugiesischen Ko- 
lonialismus sind, für unsere Sache zu 
gewinnen und eine Grundlage für die 
Zusammenarbeit mit ihnen zu schaf- 
fen, Der letzte Parteitag der SPD, der 
im April abgehalten wurde, hatte die 
folgende Resolution angenommen: 

„In ihrem Kampf gegen Kolonialis- 
mus und Rassismus steht die SPD 


Welt. Die Bundesregierung sollte des- 
halb in noch stärkerem Maße als bis- 
her ihren Einfluß in Europa geltend 
machen, daß die noch bestehenden 
kolonialistischen Positionen abgebaut 
werden und das Selbstbestimmungs- 
recht für die betroffenen Völkt 
durchgesetzt wird. Der noch beste- 
hende Kolonialismus ist eine schwere 
Belastung für das gesamte westliche 
Bündnis und mit seinen Prinzipien 
unvereinbar. 

Wir werden deshalb den nationa 
len Befreiungsbewegungen unsere So- 
Nidarität und unsere politische und 
humanitäre Unterstützung _ gewäl 
ren." 

Unser Besuch fand in der Zeit vom 
2.bis8. August statt, Die Fl 
Delegation wurde geleitet von 
se Marcelino dos Santos, dem Vize- 
Präsidenten. Die SPD-Delegation wur- 
de geleitet von Herrn Hans Jürgen 
Wischnewski, dem Vorsitzenden des 
‚Ausschusses für Internationale Bezie- 
hungen beim Parteivorstand der SPD. 

Zu Beginn der Gespräche legte die 
FRELIMO-Delegation die Hauptge- 
sichtspunkte dar, die zu unserer An- 
nahme der SPD-Einladung geführt 
hatten; 

1. Die Beendigung der Waffenzufuhr 
nach Portugal durch die NATO-Län- 
der und andere Länder. 

2. Die Beendigung anderer Formen 
der Unterstützung für den portugiesi- 
schen Kolonialismus, besonders In- 
vestitionen in den Kolonien. 

3. Die Schaffung freundschaftlicher 
Beziehungen zwischen den Völkern 
der Bundesrepublik Deutschland und 
Mozambik. 

Herr Hans Jürgen Wischnewski 
faßte die Position der SPD in dieser 
Sache folgendermaßen zusammen: 

1. Die SPD ist gegen jede koloniali- 
stische und rassistische Politik. 

2. Die SPD ist gegen Waffenlieferun- 
gen an Portugal. 

3. Die SPD betrachtet den Kolonia- 
lismusals unvereinbar mit den Prinzi- 
pien des NATO-Bündnisses. 

4. Die SPD ist bereit, der FRELIMO 


an der Seite der Völker der Dritten 


staatlichen Mittel“ nicht ausreichen, 
um „mit dem Problem fertig zu 
werden“! 

Die Richtung, in die die Debatte 
geht, formuliert der Vorstand der 
Lufthansa in einem „Offenen Brief“ 
an den VDF vom 25.9. am klarsten: 

„Es ist nicht die Schwäche des 

ters, 


‚Noch (1) interpretiert diese 
ft Ihre Gesetze auf ü 


Die Rechte (zumal Grundrechte 
wie Streikrecht und Koalitionsfrei- 
heit) sollen nach den Vorstellungen 


der LufthanssBosse nur solange 
ügelten”, wie davon kein Gebrauch 
Bimache nd. Dee Möglichkeit des 

ißbrauchs yon Gesetzen solange be- 
stehen bleibt wie diese selbst, sole 
Ani Spielregeln sbgchen = di. 
seien, " dh. 
verschärft den Abbau demokratischer 
Rechte betreiben und die Faschiie- 


„Vereinigung Cockpit "als, 
Sheriff-BDF mit 
Rufmord-Parolen 


Auf die allgemeine Stimmungsma 
che des Staates und der bürgerlichen, 
Massenmedien gegen die Flugleiter 
sind wir in AK Nr. 31 ausführlich 
eingegangen; auf den Versuch der 


humanitäre Hilfe zu geben. 


age kgakugg Erfoles ‚gezeitigt haben: 
Win rat die Verein. 

Eee mil dem Vorschlag an die 

mie 

Öfrentiehkeit. Mitglieder Is Ver. 
bandes zur Überwachung der Flop. 
Ioten in den Leitstelen einzuquar- 
deren, um nach kriminalisischen 
Recherchen der Justiz und der Bun- 


In einer späteren Phase der Dis- 
kussionen forderte die BRELIMO-Dele- 
wation, die SPD sollte, in Übereinstim- 
mung mit ihren erklärten Grundslt- 
zen: 

a) die westdeutsche Regierung zwin- 
wen, ihre Waffenlieferungen und ande- 
re Formen der militärischen Unter- 
stützung für die portugiesische Kolo- 
nlalregierung zu stoppen. 

b) alles in ihrer Macht stehende tun, 
um die westdeutschen Firmen, die In- 
vestitionen in den Kolonien haben, 
besonders in Cabora Bassa, zu zwin- 
'n, sich zurückzuziehen, 

‚de Unterstützung, die die SPD 
der FRELIMO geben will, auf eine 
politische und nicht auf eine humani- 
täre Grundlage stellen. 

Wir erläuterten unsere Forderun- 
gen. Es gibt unwiderlegbare Beweise, 
daß die westdeutsche Regierung im- 
mer weiter militärische Unterstützung 
für Portugal gibt. Ein gewaltiger An- 
teil der finanziellen und technischen 
Beteiligung an Cabora Bassa kommt 
aus Westdeutschland. Cabora Bassa, 
so erklärten wir, ist ein Plan, der dar. 
auf abzielt, Bedingungen für die Nie- 
derlassung von Hunderttausenden von 
weißen Siedlern zu schaffen, die als 
Macht gegen den Befreiungskampf 
handeln würden. Cabora Bassa ist ver- 
urteilt worden von der UNO, von der 
OAU, von dem Weltkirchenrat und in. 
der Tat von allen progressiven Kräf- 
ten in der Welt, Eine Unterstützung 
von Cabora Bassa ist deshalb ein 
feindseliger Akt gegen das Volk von 
Mosambik, und schließt es vollkom- 
men aus, daß wir freundschaftliche 
Beziehungen herstellen. Unterstüt- 
zung für die FRELIMO sollte darauf 
beruhen, daß die SPD anerkennt, daß 
die FRELIMO in ihrem Kampf gegen 
den portugiesischen Kolonialismus 
‚das Recht auf ihrer Seite hat, daß der 
Kolonialismus ausgerottet werden 
muß in Mozambik, und daß diese 
Unterstützung deshalb nicht zweck- 
‚gebunden und „humanitär“, sondern 
umfassend, politisch, sein sollte, wie 
es schon der Fall ist bei anderen Sozi- 
aldemokratischen Parteien in Europa 


Erfolg haben, wird die Hambur 

Notgemeinschaft zusammen mit dem 
‚Schwesternverband ... die Namen und 
Adressen der Hannoverschen Lotsen 
bekannigeben. Dann sollen sich die 
betroffenen Anrainer selbst (!} mit 
den Fluglotsen in Verbindung setzen, 
m Ohnen klarzumachen (1), da die 
Nachtruhe der Menschen, die um den 


Lärmbelästigung, die von Ihrem Spre- 
cher ohne Umschweife dem „Goslow" 


'hansa@ieschäftleitung. die Ar-| der Flugloten angelastet wurde. De: 
b 1 den Luftwerfien gegen die | magogisch und schließlich drohend 
otsen aufzuwiegeln, in AK Nr. 33. | erklärte dieser Mann am 25, Oktober 


Hier muß nachge 


Im „Hamburger Abendblatt" 


‚daß die Bemühungen des bürgerlichen Wir haben de 
Lager, besimmie Deylkerungsenup | noter nochmals ein Gerpnich ange 
ponau handareiflichen Ak-| baren, Sole dieses Treffen keinen 


tionen gegen die Sireikenden zu brin- 


‚Nun, der „Sturm auf die Tower“, 
den sich. verschiedene Journalist 
kreaturen sehnlichst herbeigewünscht 
haben, hat n oc h nicht statigefun- 
Aber, die Bourpeoise hat ihr 

Ien Volkes gegen 

bringen und kämp- 
Tem zu lomen, durchestzen können 


ezelle Lufthansa 
KB-Gruppe Hamburg. 


und auch bei der niederländischen 
Regierung, deren Minister für Ent- 
wicklungshilfe, Herr Pronk, am 2. 
Juli 1973 erklärte: „Die niederländi- 
sche Regierung wird den Befreiungs- 
bewegungen Unterstützung geben, 
weil sie den Prozeß der Dekolonisation 
in den Gebieten, die von Portugal 
besetzt werden, beschleunigen will 
und nicht aus ‚humanitären Gründen‘ 

Die SPD wies diese Forderungen 
der FRELIMO zurück. Sie weigerte 
sich, selbst einen Schritt zu unterneh- 
men, um die militärische Unterstüt- 
zung für Portugal zu stoppen (es muß 
daran erinnert werden, daß die SPD 
die regierende Partei in der BRD ist). 
In der Cabora-Bassa-Frage erklärte sie, 
‚daß dieses Projekt hilfreich sein wird 
für ein unabhängiges Mozambik, und 
daß sie nichts unternehmen würde, 
um die westdeutschen Gesellschaften 
zu zwingen, sich zurückzuziehen. Sie 


Zum Nahost-Problem 


beharrte darauf, daß ihre Unterstüt- 
zung auf das Geben „humanitärer Hil- 
fe“ für die FRELIMO beschränkt sein 
sollte. 

Die Haltung der SPD zu Cabora 
Bassa ist besonders ernst, weil sie eine 
‚große Verachtung unserer Persönlich- 
keit und unserer Souveränität gegen- 
über darstellt, Die SPD will uns, das 
Volk von Mozambik, lehren, was gut 
für uns ist. 

Die FRELIMO-Delegation kehrte 
mit der Erkenntnis zurück, daß es 
zumindest in diesem Stadium keine 
Grundlage für eine Zusammenarbeit 
mit der SPD gibt. Die SPD handelt 
nicht wirklich nach ihren antik olonia- 
listischen Erklärungen. Überdies ist 
es die Position der FRELIMO, daß 
wir nur auf einer korrekten politischen 
und moralischen Grundlage Bezichun- 
gen zu anderen Organisationen auf- 
‚nehmen können. = 


Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITERKAMPF 


nur noch kleiner Restposten vorhanden, 38 Seiten 
eine weitere 2. Auflage erscheint noch im Dezember, 


ca. 56 Seiten 


Zur Politik des KBW (NRF) 
Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITERKAMPF 
und UNSER WEG, erscheint noch im Dezember, ca. 80 Seitem 


Chile: Vom „friedlichen Übergang” zum Bürgerkrieg 

2, erweiterte Auflage vergriffen 

Eine 3. erweiterte Auflage erscheint im Dezember/Anfang Ja 
war. Ca. 50 bis 60 Seiten 


Raus zus der DKP 

‚Kommentierter Nachdruck einer Austrittserklärung der 
Ortsgruppe Butzbach/Hessen der DKP 

3. Auflage, Seiten 

Der Metallarbeiter-Streik in Schleswig-Holstein 1956/57 
Eine ausführliche Analyse der Flensburger KB-Gruppe 
16 Seiten 


Amis raus aus Indochina! 

Nachdruck von KB-Reden, ARBEITERKAMPF-Artikeln 
und wichtigen Dokumenten (2.B. die Erklärung der DRV 
zum „Neun-Punkte- Abkommen“ u.a.) 

2, erweiterte Auflage, 26 Seiten 

Frieden in Vietnam? 

Die Entwicklung in Vietnam vor und nach dem „Waffen- 
stillttand“ und ihre Widerspiegelung in der bürgerlichen 
Presse (der rechts-bürgerlichen und der sozialdemokrati- 
schen) 44 Seiten 

Wem nötzen die Bomben bei Springer? 

Nachdruck von Referaten auf der Großveranstaltung des 
KB anläßlich der Baader-Meinhof-Kampagne der Bour- 
neoisie 


DM 0,50 


DM 1,-— 


DM 0,50 


DM 1,50. 


32 Seiten 


Von Pinelli zu Feltrinelli — politischer Mord in Italien. 
In einer präzisen politischen Analyıe wird die „kapitalistische 
Strategie der Bomben, der Provokation und Bespitzelung, 

‚s geplanten politischen Mordes und Einsatzes faschisti- 
scher Kommandos“ im Kampf gegen die kommunistische 
und Arbeiterbewegung am Beispiel Italien enthüllt 
44 Seiten 


Wohnungsprobleme in Westdeutschland 
Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITER. 
KAMPF seit März 72 

3. erweiterte Auflage, nur noch kleiner Restposten vor 
handen, 40 Seiten (Kieinformai 

Eine 4. erweiterte Auflage erscheint Im Desember, 

(4. 56 Seiten (Kleinformat) DM 1,20 
Die Emanzipation der Frau In Pal 
Von uns kommentierte und übersetzte Propaganda 
Broschüre der PFLP zu diesem Thema 

24 Seiten 


DM 1,50 


DM 1,50. 


DMI, 


DM In 


nA 


Nach dem letzten arabisch-israelischen Krieg sind Inner- 
halb der westdeutschen Linken die verschiedensten Theo- 
rien im Umlauf, die nachweisen wollen, daß die arabi- 
schen Regimes, die 2.B, in Ägypten, Libyen, Syrien und 
Irak herrschen, einen fortschrittlichen Charakter trügen. 
Es wird davon gesprochen, daß sich hier eine „neue Bour- 
gebildet habe, die sich grundsätzlich von 


geoisie“ he 
‚der bekannten Ausbeuterklasse 


auf Grund des veränderten Krifteverhältnisses in der Welt, 
die Entwicklung hier auf einem „nichtkapitalistischen 
Weg“ unter Umgehung der kapitalistischen Phase direkt 


‚zum Sozialismus verlaufe usw. 


Solche Theorien finden bei linken kleinbürgerlichen 
uf Grund eines Wunsch- 
Ische Kleinbürgertum, das 
ischen Regimes nach außen hin repräsentiert, der 
ıktive und fortschrittliche geschichtliche 


Kreisen großen Anklang, di 
‚denkens glauben, daß das aı 
die 

Deweix für ein 
Rolle des Kleinbürgertums sei. 


Diese Verwirrung wird von den arabischen Regimes. 


ismus“ 


unterschelde, oder daß, 


spreci 


selbst kräftig geschürt, indem sie vom „arabischen Sozia« 
wie Nasser und Sadat in Ägypten, oder 
eine „Kulturrevolution“ durchführen und gegen die „bei- 
den Supermächte" kämpfen wie Ghaddafl in Libyen, 
Die arabische nationale Bourgeoisie befindet sich, wie 
die Bourgeoisie in anderen Teilen der Welt, in einem an- 
tagonistischen Widerspruch zum Volk, Ihr Widerspruch 
zum Imperialismus dagegen ist nicht antagonistisch, ihre 
Zusammenarbeit mit dem Imperialimus gegen das Volk 
und ihre eigenen kapitalistischen und imperialistischen 
Interessen sind die Grundlage ihrer Politik. In ihren Aus- 
einandersetzungen mit dem Imperialismus zur Durchset- 
zung dieser Interessen stützt sie sich auf das Volk, indem 
sie mit einer faschistisch, 
Volkes nach dem Sozialismus und seinen Haß auf den Im- 
perialismus ausnutz 
Eine Politik der Unterstützung dieser Regimes auf 
Grund ihres „fortschrittlichen Charakters‘ kann deshalb 
die Unterdrückung und Ausbeutung der 


Politik die Sehnsucht 


rabischen Völ« 


ker nur verlängern. 


und des Imperialismus. 
zinlismus beschritten werd 


im Verhältnis zu anderen 


'Öhne eine wirkliche Revolatlon des Volkes wird auch 
in Arabien nicht die Macht der arabischen Bourgeoisie 


‚ochen und der Weg zum So- 
Unsere Politik muß sich des- 


halb auf eine alleinige Unterstützung der revolutionären 
Kräfte der arabischen Völker richten. 


Zur Grundlage dieser Solidarität müssen wir eine klare 
Kenntnis der Klassenkämpfe in Arabien machen, 

Mit 35 Millionen Menichen lebt in Ägypten das größ- 
te arabische Volk. Außerdem ist die gesellschaftliche 
Entwicklung in Ägypten, d.l 
schaft der Bourgeoisie, besonders weit fortgeschritten 


die Entwicklung der Herr 


irabischen Ländern, Deshalb 


wollen wir hier die Klassenkräfte und ihre Entwicklung 


in Ägypten sowie die neuere Politik des ägyptischen Re- 


gimes darstellen. Auf and 


hen. 


wir in späteren Ausgaben des ARDE! 


jere arabische Länder werden 
IRKAMPF einge- 


Die arabische Bourgeoisie: MIT DEM VOLK GEGEN DAS VOLK 


Imperialismus heißt: Elend 


Der stürmische Aufstieg des Kapi- 
talismus in Europa im 19. Jahrhun- 
‚dert gründete sich auf die furchtbar- 
ste Ausbeutung in den kolonialen 
Ländern. In Ägypten wurde innerhalb 
weniger Jahrzehnte die morsche 0 
entalische Feudalgesellschaft zerschla- 
gen und die Herrschaft der englischen 
und französischen Imperialisten er- 
richtet, 

Der vorher unbekannte Privatbe- 
sitz. von Land wurde eingeführt. Das 
Königshaus und eine Clique von we- 
nigen hundert Großgrundbesitzern be- 
trieben zusammen mit den Imperiali- 
sten die Ausplünderung der Bauern 
über Abgaben, Steuern und hohe 
Pachtzinsen, Sie häuften einen mär- 
‚chenhaften Reichtum an und vergrö- 
Berten ihre Ländereien immer weiter, 
indem sie die verelendeten Bauern 
von ihrem Land jagten. Ganz Ägyp- 
ten wurde zu einer Baumwollplanta- 
ge für die englische Textilindustrie, 
Durch die Ausbeutung der verblicbe- 
nen Kleinbauern und Pächter wurden 
die Zinsen von gewaltigen Kapitalan- 
lagen bezahlt, mit deren Hilfe die not- 
wendigen Eisenbahnen, Straßen, Ha: 
fenbauten, Bewässerungsanlagen, Ern- 
temaschinen, Fabriken zur Entkör- 
nung und Verpackung der Baumwolle 


sowie der Bau des Suezkanals finan- 


nung und Verpackung der Baumwolle 
sowie der Bau des Suczkanals finan- 
ziert wurden. Mit Hilfe einer völl 
korrupten Verwaltung kassierte die 
Klasse der Kompradoren (einheimi- 
sche Helfershelfer bei der kolonialen 
Ausbeutung) ihren Anteil am Ausver- 
kauf des Volkes an die Imperialisten. 
im Jahre 1952 bestand in Ägypten 
auf dem Lande die folgende Gesell- 
schaftsstruktur. 
© Kompradorenbourgeoisie: Das Kö- 
nigshaus, Großgrundbesitzer (0,5% 
aller Menschen mit Landbesitz hatten 
34% des Bodens) und Agrarfinanziers 
bildeten die Statthalter des Imperis- 
Nismus, 
© Mittlere Grundbesitzer: Sie besa 
en soviel Land, daß sie mit Hilfe 
von Landarbeitern Profit daraus zie- 
hen konnten (5% der Besitzer mit 
30% des Landes). Das bestehende 
System garantierte ihren Besitz, sie 
sirebten einen Aufstieg in diesem Sy- 
stem an und waren deshalb Vertreter 
einer konservativen Ideologie. 
@ Kleinbauern: Sie bildeten die gro- 
Se Masse der Landbesitzer (94% 
der Besitzer mit 35% des Bodens), die 
sich mit Hilfe von Landarbeit gerade 
am Leben erhielt, Ihr zentrales Pro- 
blem war die Höhe der Steuern, Pach- 
ten und Preise der Aprarerzeugnisse. 
Diese veränderten sich immer mehr zu 
ihren Ungunsten, da sich der land 
wirtschaftliche Konzentrationsprozeß 
fortsetzte. Ihre Lebensbedingungen 
verschlechterten sich ständig. Des- 
halb war ihre politische Einstellung 
Yinka, so daß sie Bündnispartner 
für den Kommunismus darstellten, 
teils extrem rechts und islamisch-fa 
schistisch (Moslembruderschaft), 
© Das einheimische Handwerk wı 
fast völlig zerstört, da die Imperis 
listen nur Interesse am Absatz ihrer 
Pertigprodukte hatten 


© Die große Masse der Bevölkerung 

(75%, d.h, 14 Millionen) bildeten 
die landiosen Bavern, bzw. Landar 
beiter und Gelegenheitsarbeiter. Nur 
‚ein Drittel von ihnen fand Arbeit, Sie 
‚gerieten politisch immer mehr in Be« 
wegung, u.a. unter der Parole: Di 
Land denen, die es bebauen! 

Hinzu kommen die städtischen Ge 
sellschaftsschichten; 


© Nationale Bourgeoisie: Das sind im 
wesentlichen Industrielle, die in ei- 
nem ange dauernden Klassenkampf 
die Herrschaft des Feudalismus zu- 
rückdrängten und seit 1952 eine er- 
neuerte Ausbeuterherrschaft_ errich- 
teten. Wir werden unten darauf näher 
ıgchen, 
© Weiter gibt esin Aypten eine brei- 
te Schicht von kleinen Angestell- 
ten in Verwaltung, Handel und Dienst- 
leistungsgewerbe, die gerade genug 
verdienen, um ihre Familie zu erhal- 
ten und sich deshalb auch politisch 
ähnlich wie Kleinbauern verhalten. 
Das eigentliche Kleinbürgertum be- 
steht aus mittleren und höheren Be- 
amten und Angestellten und dem Of- 
fizierskorps des Militärs. Im Laufe der 
letzten 20 Jahre hat sich diese Schicht, 
auf die sich das Regime stützt, ver- 
größert. 
© Prolctarlat: 1960 hatten nur 25% 
der Bevölkerung Arbeit, davon 
54% in der Landwirtschaft, 36% in 
Verwaltung, Handel und Dienstlei- 
stungsgewerbe und nur 11% in der 
Industrie. Das Industrieproletariat 
macht also nur einen geringen Pro- 
zentsatz der Bevölkerung aus. Es muß 
sich in seinem Kampf mit den Land- 
arbeitern und Arbeitslosen. verbün- 
den 


„... nationale Erniedrigung 
und Verrat 


nationale Erniedrigung 
und Verrat 
In der ganzen Dritten Welt ist eine 
antiimperialistische Einstellung zum 
selbstverständlichen Teil des Bewußt- 
seins der Massen geworden. Das Vor- 
gehen des Imperialismus sorgte dafür, 
daß die ägyplischen Volksmassen ihn 
als Quelle ihres Elends erkannten und 
zu hassen lernten, Dafür nur zwei von 
vielen Beispielen: 
1881 brach unter der Führung des 
Obersten Arabi Pascha ein antiimpe- 
ialistischer Aufstand aus. Arabi ver- 


„Linke” Alı Sabri 
sprach die Erfüllung aller internatio 
nalen Verpflichtungen Ägyptens 
derte aber Souveränität, 
schickten England und 
ne Floite nach Alexandria. Die Ant- 
wort war ein Volksaufstand gegen die 
‚Fremdherrschaft. Die Imperialisten 
begannen damit, Alexandria mitleids- 
los zu bombs 
englische Truppen 
Aufständischen bei Tell al Kebir. Bs 
folgte die blutige Abschlachtung aller 
Widerständler, die Aufhebung al 
Reformen, die militärische Besetzung 


zur englischen Basis im Nahen 


England und Frankreich betrieben 
systematisch die Zerstöckelung Ar 
biens. Durch Versprechungen wurden 
die Araber für eine Teilnahme am 
Feldzug gegen das Osmanlsche Rei 
im Ersten Weltkrieg gewonnen, 
Me-Mahon-Abkommen von 1915 wur 
de ein unabhängiger rabischer 
su 
Syrien, Irak, ina, Jordanien, 
Saudi-Arabien usw. vorgesehen. 
Gleichzeitig jedoch schlossen die Im- 


perialisten ein gcheimes Abkommen 
zur Aufteilung des Osmanischen Rei- 
ches an Frankreich, England und 
Rußland _(Sykes-Picot-Abkommen 
1916) und versprachen auch noch 
‚den Zionisten in der Balfour-Dekla- 
ration 1917 die Errichtung eines jü- 
dischen Staates in Palästina, Eine der 
ersten Maßnahmen der Sowjetregie- 
rung war die Veröffentlichung der Ge- 
heimverträge, darunter des Sykes-Pi- 
sot-Abkommens, Die Araber erkann- 
ten, daß sie hinters Licht geführt wor- 
‚den waren. Der Verrat wurde 1947 
vervollständigt durch die Schaffung 
Israels, die den Willen des palästinen- 
sischen Volkes und der anderen ara 
schen Völker mißachtete. 


Die Bauern kämpfen 


Die Lösung der Probleme der 
armen Bauern und landlosen Mas- 
sen in der Sowjetunion und beson- 
ders das Vorbild der chinesischen Re- 
volution hatten großen Einfluß auf 
die Befreiungsbewegung der arabi- 
schen Völker. Die demokratische und 
die kommunistische Bewegung auf 
dem Lande und in den Städten wuchs. 

Schon beim ersten Versuch einer 
nationalen Revolution 1919 bis 1921 
und den weiteren Kämpfen, die 1925 
und nach 1930 ausbrachen, hatten 
die Bauern eine große Rolle gespielt, 
und nach 1930 ausbrachen, hatten 
die Bauern eine große Rolle gespielt 
Sie führten bewaffnete Angriffe auf 
die britische Armee und die Polizei 
durch und gründeten in einigen Pro- 
vinzen zeitweise unabhängige Repu- 
bliken. Die verstärkte Ausbeutung 
während dex zweiten Welt) 
te zu einer weiteren Verschlechterung 
der Lebensbedingungen geführt. Zwi- 
schen 1949 und 1951 gab es neue 
Aufstände auf den Plantagen. Die Be- 
waffnung der Bauern und Ihr Kampf- 
bewußtsein hatte sich verbessert 

Die Kompradorenbourgeoisie ver- 
suchte zusammen mit den englischen 
und französischen Im; 
Bewegung Herr zu werden. 
Großgrundbesitz ihre ökonomische 
Grundlage war, konnte sie jedoch 
keine wirklichen Reformen durch- 
führen 


Im Hintergrund der CIA 


Zwischen den Imperialisten kün- 
digte sich im Nahen Osten eine Kräf 
teverschiebung an, In der Konkurrenz 
zwischen dem (ranzösischen und eng- 
lischen Imperialismus und dem US- 
Imperialismus dehnte der US-Imperi- 
allsmus aufgrund seiner überlegenen 
Kapitalstärke seine Macht aus. Er war 
‚genug, um sich nicht an die Auf- 
rechterhaltung des kolonialen Zu- 
standes klammern zu müssen. In se 
nen strategischen Plänen für den Na- 
hen Osten spielte Ägypten mit dem 
Suezkanal eine wichtige Rolle 

Aus der Niederlage der Kuomin- 
tang in China zogen der CIA und die 
US-Regierung die Konsequenzen: ..ı 
bestimmten Ländern dürfte os unmög- 
lich sein, Hunger und Sozialismus 
anders als mit einer Landrefor 
bekämpfen.” (Beratendes Kı 
der US-Regierung für internationale 
Entwicklung im März 1951). 

In dieser Periode nutzte die na- 
tionale Bourgeoisie die Schwäche des 
alten Systems und die Verschiebung 
der imperialistischen Kräfte und setz 
te sich an die Spitze der Erneverungs 
bewegung. Die Kommunisten dage 


gen waren zu schwach, gespalten und 
nicht genügend in den armen Mas 
won verankert 


stellte das richtige Vertrauensverhält- 


Das Kleinbürgertum erfüllte seine 


historische Rolle als Helfershelfer des 
Kapitals. Faschisten (Moslembruder- 
schaft) und Militär propagierten den 
Guerillakampf gegen die britische B 

satzung unter ihrer reaktionären Kon- 
trolle, Im Juli 1952 wurde der König 
durch eine Gruppe von Armeeoft 
zieren abgesetzt. Die „Freien Offi 
ziere” standen in enger Verbindung 
zum CIA. Zu ihnen gehörte der später 
so erfolgreiche Demagoge Nasser, der 
heutige Ministerpräsident Sadat und 
auch solche Leute wie Ali Sabri, der 
damals für die ägyptisch-amerika 
sche Zusammenarbeit zuständig war 
und später als „Linker” und „V 
treter des prosöwjetischen Flügel 
aufgebaut wurde, um den „Sozialis- 
mus” zur Ideologie der Reaktion zu 
machen. 

Sie "gingen unverzüglich an ihre 
Aufgabe: Liquidierung der Volksbe- 
wegung und Schaffung moderner 
Herrschaftsverhältnisse auf kapı 
stischer Grundlage, 


Die Demagogie vom 
„arabischen Sozialismus” 


Gleich eine ihrer ersten Aktionen 


durchgeführt, wie es nötig war, um 
die kapitalistische Entwicklung des 
Landes gegen den Widerstand der 
Kompradorenbourgeoisie und der 
englischen und französischen Impe- 
rialisten durchzusetzen. Sie erreich- 
ten Ende 1963 ihren Höhepunkt mit 
90% der Banken und 80% der Indu- 
strie, Handel und Verkehr wurden 
nur zum Teil, Bau und Landwirt- 
schaft kaum verstaatlicht. Die frühe- 
ren Besitzer wurden ebenfalls ent- 
schädigt und zum Teil als Manager 
eingesetzt. Damit wurden sie prak- 
tisch nur unter staatliche Aufsicht 
gestellt. Da sie nicht enteignet wur- 
‚den, hatten sie auch die Mittel in der 
Hand, um die Interessen des Kapitals 
durchzusetzen. Auch der „öffentli- 
che Sektor" wurde deshalb weiter- 
hin vom Marktbedarf und Profitstre- 
ben reguliert 

Diese Art von Verstaatlichung ist 
unter den Bedingungen des Imperi 
lismus, der nationalen Rückständig- 
keit und der revolutionären Volksbe- 
wegung dasjenige Mittel der Bourge- 
oisie, um den Aufbau einer kapitali- 
stischen Wirtschaft voranzutreiben. 
Die Form — Verstaatlichungen und 
Planwirtschaft — ähnelt dem Vorge- 
hen zum Aufbau einer sozialistischen. 
Wirtschaft, der Inhalt ist cher entge- 


Verelendung durch den Imperialimus: Töpferei auf dem Lande 


Ort mit Textilfabriken, deren größter 
Kapitalanteil englisch war und die von 
einen der größten ägyptischen Kapi- 
talisten verwaltet wurden, nahm eine 
Demonstration von Arbeiter und 
Bauern die Machtergreifung der „Frei- 
en Offiziere” zum Anlaß, eine wirk- 
liche Volksrevolution zu fordern. Die 
Armee trieb die Massen auseinander 
und hängte ihre Anführer auf, 

Bei der Landreform blieb es im 
wesentlichen bei Versprechungen. Es 
wurden nur die schlimmsten Aus 
wüchse der offenen Ausbeutung b 
seitigt. Nur ca. 10% des Landes wur- 
den zugunsten von zwei Million 
Kleinbauern umverteilt, womit sich 
die Nasser-Regierung eine Basis auf 
dem Land sicherte. Die früheren Land 


besitzer wurden durch Regierungsan 
leihen mit 30Jähriger Laufzeit voll 


entschädigt. Die neuen Besitzer 
mußten diesen Betrag in der gleichen 
Zeit an den Staat zahlen, zuzüglich 
15% Verwaltungsgebühren. Die ar 
men Bauern und Landarbeiter ei 
‚n nichts, nicht einmal die Land: 
jergewerkschaften, die man ih- 

nen versprochen hatte, $o blieb es 
bis heute bei dem Zustand, daß die 
des Produkts der Arbeit von 


Ähnlich verhielt es 
Verstaatlichung der Banken, großen 
Firmen und Industriebetrieben. Ver 
stastlichungen wurden nur soweit 


gorengesetzt dazu. 

Ziel der heutigen Wirtschaftspoll- 
tik ist die „Marktwirtschaft im So- 
zialismus". Viele Firmen wurden re- 
privatisiert. Die Verfassung des Staa 
tes schützt das Privateigentum. Mit 
privater Wirtschaftsinitiative soll nun 
eine Durchdringung des arabischen 
Marktes erreicht werden: „Dem pri 
vaten Teil der Wirtschaft soll Gele- 
gegeben werden, das enorme 
Kapıal der Ölländer anzuziehen und 
zu nutzen.” Das bedeutet keineswegs 
eine Abkehr von Nasers Politik, son 
‚dern ihre logische Fortsetzung. Sadat, 
früber Mitglied der faschistischen Mos- 
Iembruderschaft, in der Periode 
Nassers Vorsitzender der $Staatspartei 


Öhrustschow einst sagte, daß er „von 
Sozialismus keine Ahnung” habe, be- 
ruft sich dabei auf Lenins „neue 
ökonomische Politik’! Die Förderung 
ausländischer Investitionen in einom 


sozialistischen Land  widersprecl 
dem Sozialismus nicht 
Faschistische Innenpolitik 


ine der ersten Maßnahmen (1952) 
der „Areien Offiziere", im „gemein 
ben an die. ägyptl 
n, deren Ziel die Besein 
‚gung der Ursachen für den Kommw 


» 
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ihrer Kader 


haftet. Die Handung- 
Periode war zuende. 

Die ägyptische Bourgeoisie erziel 
te enorme Profite. Von 1954 bis 1959 
stiegen die Gewinne in einigen Indu- 
siriezweigen um mehr als 37%, wäh 
rend sich die Löhne nur um 8% er- 
höhten. Die Investitionen in der In- 
dustrie nahmen zu. Der igyptische 
Kapitalismus hatte seinen Durchbruch 
erreicht. Weiter angeheizt wurde seine, 
Katwicklung durch die vor und nach 
dem Junikrieg 1967 _ eingeführte 
Kriegswirtschaft, Dem Volk wurden 
neue Lasten aufgebürdet und es wur 
de gleichzeitig vom Klassenkampf 
auf den Krieg gegen Irael abgelenkt. 
Eine: Bewaffnung des Volkes aber 
wurde wegen „fehlender Mittel” ab- 
gelchnt 


Der Kampf gegen den 
Imperialismus 


Die‘ Politik (des. Imperlallumud 
richtete sich immer auf die Untt 
drückung der nationalen Entwick- 
lung der abhängigen Länder. Der 
britische Generalkonsul in Ägypten 
drückte das 1882 so aus: „Da Agyp- 
ten von Natur aus ein Agrarland ist, 
so ergibt sich daraus logischerweise, 
daß die Förderung der Industrie nur 
zu einer Vernachlässigung der Land- 
wirtschaft führen würde, weil dadurch 
die Leute dem Lande entzogen wär 
den; beides wäre ein Unglück für die 
Nation.” — für die Imperialisten, die 
an der Ausplünderung der Agrarwirt- 
schaft und dem Absatz ihrer Indu- 
Arieprodukte verdienten. 

Trotzdem konnte die objektive 
historische Entwicklung der ägypti- 
schen Gesellschaft nicht aufgehalten 
werden. Gerade die Zerschlagung der 
alten Gesellschaft, die Einführung des. 
Landbesitzes und die Schaffung eines 
Heeres von Arbeitskräften förderten 
die Entwicklung einer industriellen 
Bourgeoisie. Hierzu trugen zwei Fak- 


war", war die Verfolgung dei 
Kommunisten und die Inhaftierung 
aller ihrer Kader 

‚Bis heute wurde die Kommunist 

mur in der Bandung-Per 

(1956-1958) für kurze Zeit unter- 
brochen, Die Konferenz der afrikan- 
schen und asiatischen Nationalbewe- 
wungen in Bandung hatte gezeigt, 
daß viele Länder der Dritten Wei 
‚den gleichen Kampf gegen den Im- 
perialismus führten. 29 Staaten ve 
urteilten auf dieser Konferenz Kolo- 
nialismus und Rassendiskriminierung 
und suchten einen „dritten Weg” des 
nationalen „Sozialismus”. In dieser 
Periode unternahm die Nasser-Re- 
gierung begrenzte Schritte zur Li- 
beralisierung mit dem Ziel, ihre Poli- 
tik zu festigen und im Volk zu ver- 
ankern. Der Ausgang der Suezkrise 
(siehe unten) hatte Nassers Ansehen 
im. Volk. ungeheuer ‘gesteigert. Es 
mußten jetzt die Ideologie und die 
Institutionen geschaffen werden, um 
dieses Ansehen in ein politisches 
System umzuwandeln. 

Die Linke erhielt begrenzte poli- 
tische Freiheit unter der Vorauset- 
zung, daß sie nicht versuchte, ihre 
Isolierung von den Massen zu durch- 
brechen. Sie stellte sich hinter Nas- 


ie „Nationale Union” gegründet, die 
Einheitspartei, die heute als „‚Arabi- 

sche Sozialistische Union” (ASU) mit 
fünf Millionen Mitgliedern (!) sich 
auf das Kelinbürgertum stützt und die 
Aktivitäten des Volkes auffangen und 
lenken yoll. Die ägyptische Verfas- 
sung von 1958 sagt darüber: „Die 
Bürger bilden eine Nationale Union 
zur Vollendung der Ziele der Revo- 
Iution und zur Koordinierung ihrer 

Anstrengungen beim Aufbau einer in 
politischer, sozialer und ökonomi 

scher Hinsicht gesunden Nation.” 


Die Volksmassen fordern nach der Ni 
Parallel dazu wurde eine Staatsge 
werkschaft mit ähnlichen Zielen ge 
schaffen. Die paramilitärische Orga- 
nisation „Arabische Sozialistische Ju- 
gend” umfaßt über 300.000 Jugend 
liche, die für Straßenaktionen heran- 
‚gezogen werden und offen antikom 
munistisch sind. 
Das ganze erinnert stark an die 
staatlichen Parteien und Gewerkschaf- 
ten in faschistischen Ländern. Dieser 
faschistische Charakter der igypti 
sahen — und auch z.B. der libyschen 
und syrischen — Innenpolitik gehört 
zu dem politischen Druck, den die 
rabische Bourgeolsie auf das Volk 
übt, um zwischen Imperialimun 
und Volksbewegung ihre eigenen In- 
teressen durchzusataen, 

Hinter der Parole „arabische Na- 
tion", zu der sich Ägypten nun zählt 
stand das Ziel, Ägypten zur doml- 
nierenden Wirtschaftsmacht in Ara- 
bien zu machen, Die derzeitige „Föde- 
ration arabischer Republiken” 
Ägypten, Syrien, 
hat weiter die Aufgabe, bei 
sturzversuchen” in einem Land auto: 
tisch die „Hilfe" der anderen Länder 
zu garantieren. Das Rezept hat 
bereits bei der Zerschlagung der KP 
Sudan, der ehemals größten Im 
bischen Raum bewährt 

Namser entwickelte sich 
Bandung-Periode zum 
Volkshelden. Seine Politik 
durchschlagenden Erfolg gehabt. Ende 
1958 wurde die kurz vorher gegrün 
dete vereinigte Ägyptische Kommu 
nistische Partei unter Druck gesetz 
sich der Nationalen Union anzu: 
schließen. Dann wurden tausende 


joderlage 1967: Keine Doors mehr! 
toren bei 
@Die Konkun 
listen: Gerade während der ber 
‚den Welikriege nahm die ägyptische 
Industrie einen starken Aufschwung 
@Das veränderte Kräfteverhältnis in 
der Welt; Für die Politik der natio 
nalen Bourgeoisie unter Nasser spiel 
te die Milfe der Sowjetunion, der 
uroplischen RGW-Länder und 
Chinas eine eintscheidende Rolle 
Die Tschachoslowakei lieferte 1955 
die Waffen, die Nasser von den USA 
verweigert wurden. Die Sowjetunion 
kaufte ägyptische Baumwolle, die die 
Imperilisten nicht abnehmen wol 
ten, sie gewährte Kredite und poli- 
tische Unterstützung. 1960 übernah- 
Inder 43% des Agyp- 
tischen Exports und bestritten 25% 
der Importe. Nasser hat immer um 
Investitionen der kapitalistischen 
Länder Westeuropas und Nordameri 
kas in Ägypten nachgesucht, die zur 
Entwicklung des Landes beitragen 
sollten, erhielt jedoch nur wiche, die 
offen seiner Ausplünderung dienten, 
wie Investitionen. zur Erschließung 
von Erdölquelien, Hilfe beim Aus 
bau von Industrieprojekten war nur 
bei den RGW-Ländern zu bekom- 
men. $o schloß z.B. die DDR im 
Juli 1973 mit Ägypten ein Abkom- 
men zum Aufbau mehrerer Fabr 


menhänge wurden bei 
wexkriee 1956 besonders klar 
Die USA hatten damals den Hau des 
Assuanstaudammes zunächst zu 
sagt, dies dann aber als Druckmittel 
benutzt, um Ägypten zu einer Ein- 
eliederung in das westliche Bündnis 
aystem zu zwingen, Als Antwort dar 


auf verstaatlichte die Namer-Regie- 
rung den Suezkanal, um aus seinen 
Gebühren den Dammbau zu finanzie- 
ten. Für die „alten“ imperialistischen 
Möchte Frankreich und England und 
für Israel in seiner Funktion als Wäch- 
ter der Imperialisten und in eigenem 
Intereme war dies der Vorwand zum 
Angriff auf Ägypten. Das Ziel war die 
Liquidierung der Namer-Regierung. 
Ein Ultimatum der sowjetischen Re- 
göerung stoppte die Aggression. Damit 
war der Kolonlallmus in Ägypten 
endgültig beendet 

‚Auch die Rolle der Sowjetunion 
beim jüngsten arabisch-israelischen 
Krieg, die auf eine Aufrechterhaltung 
‚den status quo in dieser Region zielt, 
hat den Effekt, die nationale Ent 
wicklung der arabischen Länder abzu- 
sützen. 

"Natürlich verfolgt die Sowjetunion 
dabei im Nahen Osten ihre eigenen 
machtpolitischen Ziele. Das Ergebnis 
dabei’ist, daß sich an der Offensive 
des Imperialismus in diesem Gebiet 
nichts ändert. 

Die Entwicklung der ägyptischen 
Bourgeoisie richtet sich teilweise ge- 
sen den Imperialismus. Wir haben aber 
gesehen, daß sie erstens auch gegen das 
Volk gerichtet ist, so daß sie, auch im 
Interesse der Imperialisten, die weite- 
re Ausbeutung des Volkes sichert. 
Zweitens eröffnet sie den Imperiali- 
sten neue Möglichkeiten der Kapital- 
anlage und einen erweiterten Markt 
für Maschinen und Konsumgüter. 

1971 begann eine neue Kampagne 
in Ägypten zur Gewinnung westlichen 
Kapitals. «Es wurden Gesetze erlassen, 
die ausländische Investoren für alle 
Zeiten vor Enteignung schützen. Eine 
Expertengruppe der US-Regierung 
und der amerikanischen Industrie 
sprach sich deshalb 1972 auch gegen 
Vergeltungsaktionen bei Enteignun- 
gen von US-Unternehmen in Entwick- 
lungsländern aus. Die Verstaatlichung 
bestimmter Unternehmen in der Drit- 
ten Welt sei unvermeidlich. Es komme 
in erster Linie darauf an, unter wel- 
chen Bedingungen derartige Maßnah- 
men durchgesetzt würden. 

Nachdem die Sowjetunion Waffen 
für 3,5 Milliarden Dollar und industri- 
elle Investitionen im Werte von 2,5 
Milliarden Dollar geschickt hatte, wur- 
‚den Mitte 1972 die sowjetischen Be- 
Tater aus dem Land gewiesen. Diese 
Maßnahme wurde von den Imperiali- 
sten einhellig begrüßt und auch die 
arabische Bourgeoisie fühlte sich woh- 
ler. 


Das Interesse des US-Imperialis- 
mus ist klar: „Der Nahe und Mittlere 
Osten sind für die USA von strategi- 
scher Bedeutung, weil sich hier poli- 
tische, militärische und wirtschaftli- 
‚che Einflässe überschneiden und weil 
das Erdöl in dieser Region für den We- 


mus auszunutzen. Die nationale Bour- 
geoisie ist herrschende Klasse in 
Keypten nur soweit Tortschnittlich, 
wieder gesamte Fortschritt des Impe- 
Ralismus die Menschheit dem Sozilis- 
mus näherbringt. Ihre Politik ist aber 
gerade gegen eine neudemokratische 
Revolution gerichtet 


Friedliche Lösung durch Krieg 


Die ägyptische Bourgoisie hat in 
den letzten Jahren immer auf eine 
friedliche Lösung des Konflikts im 
Nahen Osten hingearbeitet, denn 
friedliche Lösung heißt Lösung im 
Klassenfrieden, ohne Klassenkampf, 
‚ohne Volkskrieg. Nur so konnten die 
Gegensätze zwischen den arabischen 
Staaten, zwischen Ägypten und Israel 
sowie zwischen Ägypten und den Im- 
perialisten überwunden werdeı 
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Geschäfte im Wege standen. 
Auf dem Umweg über die rumäni- 
sche Regierung ließ Sadat 1972 Golda 
Meir wissen, daß er aufrichtig zu Ver- 
handlungen über eine Friedensrege- 
hung bereit sei. Der ägyptische Regie- 
Fungsjournalist Heikal sprach davon, 
daß es den Nahostkonflikt eigentlich 
gar nicht mehr gebe, er sei „nur noch 
in archäologisches Problem“. Im 
März 1973 versuchte die libanesische 
‚Armee, den Hauptstörenfried, die pa- 
istinensische Widerstandsbewegung, 
zu liquidieren. Die Beziehungen Jor- 
daniens mit Syrien und Ägypten, die 
sich nach dem blutigen Angriff Jorda- 
niens auf den palästinensischen Wider- 
stand im September 1970 mit Rück- 
sicht auf die Empörung der arabischen 
Massen angeblich verschlechtert hat- 
ten, wurden offen „normalisiert“, Da- 
bei wurde der palästinensische Wider- 
stand dann wieder als Druckmittel ge- 
gen die Imperilisten eingesetzt: Man 
drohte mit der Wiedereröffnung der 
israelischen Ostfront für die Fedaji 
Die Imperialisten zeigten sich eben- 
falls bereit: US-Außenminister Rogers 
erklärte, 1973 sei ein günstiges Jahr 


sten lebensnotwendig ist. Daher set- 


und Mittleren Osten ein.“ (U 
minister Rogers) 

1972 gewährte die BRD Ägypten 
einen Kredit über 200 Millionen DM 
zum Kauf von westdeutschen Indu 
striewaren. 1973 wurde ein Wirt 
schaftsabkommen abgeschlossen 
Rahmen der EG-Mittelmeerpolitik 
wurde noch zwei Tage vor dem Krieg 
von Ägypten ein Präferenzabkommen 
ratifiziert, womit die EG allen Mittel 
meerstaaten außer bisher Libyen und 
Syrien Handelsvorteile eingeräumt hat 
Die Auseinandersetzungen zwischen 
US- und BRD-Imperialismus während 
des jüngsten Krieges in der Frage von 
Waffenlieferungen an Israel und der 

jobilisierung von US-Truppen ohne 
Konsultierung der NATO-Verbünde 
ten sowie die Zusammenarbeit mit 
Iran bei der Bildung eines BRD-ÖJ 
‚konzerns zeigen, daß der BRD-Impe 
rialismus in seinem Interesse am Na- 
hen Osten sogar in einen gewissen Ge- 
gensatz zum US-Imperialismus tritt 

Ein Land wie Ägypten kann nie- 
mals den Vorsprung der imperalist 
schen Länder in einer kapitalistischen 
Entwicklung soweit aufholen. daß es 
sich von ihnen lösen kann. Die Ent 
wicklung des einheimischen Kapitalis- 
mus ist deshalb nur das Ürreichen ei 
ner höheren Stufe der Imperialist 
schen Durchdringung, die Modernisie- 
rung des Imperialismus, die Moderni 
sierung der Kompradorenherrschaft 
die nur der antiimperialistische Volks 
krieg abschütteln kann. 

Auch in Ägypten ist die Entw 
hung, was die Bewogung der Arbeiter 
und Bauern betrifft, auf eine neude- 
mokratische Revolution gerichtet. Es 
fehlt aber die kommunistische Dewe 

ng, die in der Lage wäre, die fort 

lichen Tendenzen der natlona 


ourgeolsie gegen den Imperlalis- 


Bund we T erkläre, 1973 wi 

und 
stetige Weiterentwicklung im Nahen 
Außen 


und die USA würden bei der Lösung 
des Nahostkonflikts eine aktive Rolle 
spielen. Es wurde eine Lösung disku- 
tiert, bei der Israel, als Gegenleistung 
für seine politische Anerkennung, sich 
20 km vom $uezkanal zurückziehen 
solle. Nachdem er schon den Viet 
namkonflikt erfolgreich erstickt 
hatte, wurde dann Kissinger auf den 
Nahen Osten angesetzt. Der „tote 
Punkt“ müsse überwunden werden. 
Im September machte Nixon Israel 
für die festgeführene Situation verant 
wontlich. 

Auch die BRD schaltete sich In die 
ser Pokerapiel ein, um ihr Schärflein 
ins Trockene zu bringen. Scheel be 
suchte Ägypten, Brandt dann Tarael 
um klarzumachen, daß sich die Inter 
essen der BRD, Israels und der reaktı 


‚onären arabischen Regimes vereinba- 


Fünstiges Jahr | tenagentui 


ren lasen. (Vergleiche dazu AK 30) 

Die Lösung durfte aber für Aayp- 
ten nicht zu einem sichtbaren Nachge- 
ben gegenüber der Israelischen Erprer- 
sung führen. Deshalb mußte der über- 
steigerte Machtanspruch des Zionis 
mus gedämpft werden, der jede Kon- 
zession verweigerte. Außerdem stand 
eine friedliche Lösung im Widerspruch 
zu den Forderungen der arabischen 
Völker, und zu den entsprechenden 
eigenen Versprechungen des Agyplk 
schen Regimes. 

Die Ausweisung der sowjetischen 
Berater hatte deshalb auch die Funk- 
tion, den antiimperialistischen Kampf 
gegen „beide Supermächte“ zu propa- 
‚Beren. d.h. abzulenken von der Rolle 
des U$-Imperialismus und vom Klas- 
senkampf im eigenen Land. Die Sow- 
‚jetunion wurde zum Sündenbock da- 
für gemacht, daß der Krieg gegen Iarar 
ei immer wieder angekündigt und ver-“ 


Studenten, Soklaten und Arbeiter 
forderten einen konsequenten antiim- 
perialistischen Kampf und Reformen 
im Innern. Sadat machte „subversive 
linke Gruppen“ für die Unruhen ver- 
antwortlich und ließ 1.000 Studenten 
verhaften, „weil sie der Heimatfront 
schaden“. Anfang 1973 begannen Säu- 
berungen in der Staatspartei ASU 
und eine Umbildung der Regierung, 
in die drei Generäle aufgenommen 
wurden. Dann wurde wieder das Mit- 
tel der Kriegswirtschaft eingesetzt: Sa- 
dat kündigte eine „neue Ära der tota- 
en Konfrontation“ an und forderte 
die „Mobilisierung aller Mittel des 
Landes für den Krieg gegen Israel“. 

Am Ende war also, so paradox es 
klingt, der begrenzte Krieg in Nahost 
der beste Weg zu einer friedlichen 
Lösung, er war die Fortsetzung der 
Politik der friedlichen Lösung mit an- 
deren Mitteln. Heikal schrieb, es kos 
me nur eine politische Lösung in Fra- 
ge. sie könne jedoch den Einsatz mili- 
tärischer Kräfte einschließen. Am 2 
September verbreitete die Nachrich- 
tenagentur Associated Press und die 


Asoch 


Beiruter Zeitung „An Nahar“ die Mel- 
dung: „Agypten hat den paldstinenst- 
schen Öuerillaorganisationen eine ge- 
heime Warnung zukommen lassen, daß 
es plant, den drei Jahre alten Waffen- 
atiltstand im Nahen Osten zu brechen. 
Die Führung der Guerilieros wurde auf. 
efordert, sich auf eine breite, aber 
ich begrenzte Operation gefaßt zu 


machen, die Agypien am Suelkanal 


unternehmen wolle. Den Guerilles 
wurde mitgeteilt, daß des Ziel der ge 
planten Operation wei, Druck der USA 
auf Iırael zu erzeugen, um seinen hals 
starrigen Standpunkt gegenüber einer 
friedlichen Lönung des Nahostkom- 
fükıs zu mildern." Am 6. Oktober 
begann der Krieg. 

Die jetzige offene Zusamimnenarb 
Aayptens mit dem US-Imperialiumus 
ist kein politischer Umschwung. Sie 
war eines der Ziele des Kriegen. @ 
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‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


Forts. 


Energiekris 


den bereits Ende nächsten 
Jahres (1974) auf der Straße liegen, 
© Thymen — auf der Duisburger Ze 
edrich Thyssen I1/IHI'arbei- | 
2.Z1. rund 2.700 Kollegen, die 
ich 1.3 Millionen Tonnen Fett 
kohle gefördert haben. Obwohl auch 
hier die „abbauwärdigen Vorräte 
noch mehrere Jahre reichen, wird 
Thymen' bei 75 dichtgemacht. 
ührend die vom RAG-Vorstand 
empfohlenen und vom RAG- 
Aufsichtsrat am 8. November 73 ge- 
nehmigten Stillegungen für die Bosse 
ein Bombengeschäft werden (40 Mi 
hionen DM werden die Kapitalisten a 
kein an Stillegungsprämien und Adgel- 
tungsbeträgen für zukünftige Berg 


Nach dem Energieprogramm werden bis April 1974 schon 13 Zechen mit | 

it von 17 Mio. Tonnen stiligelegt. Dazu kommen 
die vier Zechen Hansa, Monopol, Thyssen und Werne mit einer Förderung 
von 5 Mio. Tonnen (schwarze Fördertürme). 


einer Förderungskapazı 


schäden kassieren!), bedeuten die 
Stillegungen für die betroffenen Berg- 
ieute 

© vorzeitige „Pensionierung“, bei ge- 

Finger Renie 

Verlegung auf umliegende Zechen 
oder andere Industrien, sofern Ar- 
beitsplätze vorhanden sind. So 
mußte jeder fünfte Bergmann in 
den letzten vier Jahren einmal die 


mußte jeder fünfte Bergmann in 
den letzten vier Jahren einmal die 
Zeche wechseln. 
Das vorgesehene Verlegungsgeld 
von einmalig 2.700 DM entspricht 
ca. dem Einkommen von zwei Mo- 
naten, wofür die Arbeiter dann 
noch längere Anmarschwege etc 
in Kauf zu nehmen hätten. 
© Bei Ausübung eines anderen Beru- 
fes Verlust der Wohnung, da diese 
‚ebunden sind mit der Beschäfti- 
‚gung auf der Zeche. (In einem der 
nächsten ARBEITERKÄMPFE 
wird ein längerer Artikel über die 
sozialen Folgen für die Bergarbei 
ter und ihre Familien durch die 
Stillegungen erscheinen.) 
Mehrarbeit auf anderen Zechen, da 
die Entlassungen nicht die Senkung 
der Produktion zur Folge haben, 
sondern relativ ihre Erhöhung, 


hang vo SPD- und Gewerk- | 
schaftsführern genährte Hoffnung auf 
eine Umorientierung der Energiever- | 


sorgung auf K, | 


tige Rolle, verlogene Informa: 

nspolitik der RAG-Bosse gegenüber 
den Bergarbeitern 
© Noch am Samstag, den 3.11.73, 

wurde den Kumpels der Zeche'Mo- 
nopolin Kamen auf einer Betriebsve 
‚daß keine Gefahr | 
ze bestehe und die 
Werksleitung erbat das Vertrauen der 
Kollegen für die Zukunft 

Knapp eine Woche später reiste 
der Vorstand der Bergbau AG Westfa- 
ien an, um dem Betriebsrat mitzutei 
ken, daß die Sullegung der Zechen’Mo- 
nopolfund "Werne' beschlossene Sache 


ine wich. 


© Ebenso erging es den Bergleuten 

aufHansdin Dortmund: Noch Mit 
te Oktober dieses Jahres hatte der 
Werksleiter Ludwig Gerstein verbind- 
lich zugesichert, daß auf der Zeche 
bis 1978/80 weitergefördert werde. 
Darüberhinaus sollen noch für das 
‚kommende Jahr (1974) 400 ausländi- 
sche Arbeiter (Türken und Koreaner) 
eingestellt werden. 


sche Arbeiter (Türken und Koreaner) 
eingestellt werden. 


In diesem Zusammenhang verdient 
eine Meldung der „Westfälischen 
Rundschau" vom 8.11.73 Beachtung: 
‚Ende Oktober lagen bei den deut- 
schen Dienststellen im Ausland aus 
dem Arbeitsamtsbezirk Essen 482 
Anforderungen von Ausländern vor, 
Dazu kommen 1.280 (!) Bergleute, 
die die Ruhrkohle AG für auswärtige 
Schachtanlagen angefordert hat." 


SPD und 
IG Bergbau Führer „‚bestürzt” 


trost noch einige Wochen oder Mona- 
te Zeit lassen können (1!) 

(Beide Zitate aus der 
kratischen „Westfälischen. 
schau", vom 8./9.11.73) 

Herbert Wehner - SPD Parteivor 
stand — schickte sogar ein Telegramm 
an die Städte Kamen und Werne, mit 
der Feststellung, daß die Stillegungen. 

in keiner Weise in die aktuelle Ener. 
gieversorgungslage passen” würden, 

Das Energiepolitische Konzept bzw 
Programm wurde bereits vor Jahren 
von den Kapitalisten in Zusammen- 
arbeit mit den Regierungen erarbeitet 
Von der SPD waren damals Leute wie 
Schiller und Kühn (2. Vorsitzender) 
maßgeblich beteiligt. 

Wesentlichstes Ergebnis der „Bera- 
tungen” war, die Steinkohleförderung 
systematisch einzufrieren. Im Ver 
gleich zu 1957 wird heute bereits 1/3 
weniger Kohle gefördert, nämlich nur 
noch knapp 100 Mill. t. Diese Zahl 
soll sogar noch weiter gesenkt werden. 
bis auf 83 Mill. t im Jahre 1978. 

Die notwendig werdende „Ersatz“ 
Energie wurde das Erdöl, da es we- 
sentlich billiger ist. Die Förderung 
liegt in vom Imperialismus vollkom- 
men abhängigen Ländern, wo der 
Preis und die gezahlten Löhne dem 
Diktat der Imperialisten unterliegen. 

Die BRD Kapitalisten werden also 
in Zukunft weiter verstärkt daran ge 
ben, die Rohstoffquellen im Nahen 
Osten und anderen Teilen der Welt 
politisch abzusichern, um deren Aus- 
beutung zu gewährleisten. 

Dieser „Ölpolitik” kann nur eine | 
verschärfte imperialistische Macht. 
politik nach innen und außen zu- 
runde liegen 


Rund 


Die westdeutsche Arbeiterklasse 
soll daher gerade im Moment durch. 
das Gerede über eine angebliche „Öl 
krise” und durch „wir müssen ’alle 
den Gürtel etwas enger schnallen” 
für diese Eroberungspolitik gewonnen 
werden. Das Geschrei, „die Araber | 
drehen uns den Ölhahn zu, wir haben 
keine Energie mehr...” usw. dient die- 
sen Zielen. 


Die ‚angeblich „arabische Erpres- 
sung”, plötzlich konfrontiert damit, 
rd Eines 

Die «angeblich „arabische Erpres- 
sung”, plötzlich konfrontiert damit, 
daß Energie in der. Bundesrepublik 
selber stillgelegt wird, birgt nun al 
lerdings die „Gefahr” In sich, daß die 
Arbeiterklasse hinter die Ziele. d 
‚Energiepolitik blickt, Nur so ist auch. 
das Gejammer der Sozialdemokraten 
in der bürgerlichen Presse zu deuten, 
wo darauf gedrängt wird, mit den 
Zechenstillegungen noch zu warten 
bis zu einem „passenderen” Zeitpunkt 

Bei den Bergarbeitern ist diese 
Gefahr” natürlich am meisten ge 
geben, da sie „hautnah” mit dem 
Problem der „Öl- und Kohlenkrise” 
zu tun haben. 


Die SPD- und Gewerkschaftsfüh 
rer, die die Rationalisierungspläne ver 
antwortlich mit den Kapitalisten ent 


Bergleute demonstrieren gegen die Auswirkungen kapitalistischer Wirtschafts 


und speziell Energie-Politik. 


durch Steigerung der Arbeitshetze. 
(& auch weiter oben) 


Betrug — eines der 
Geschäftsprinzipien 


der RAG-Bosse 


und nicht zuletzt als 


wickelt haben 
Arbeitsdirektoren in Vorständen und 
Aufsichtsräten «der Bergbaubetriehe 


sitzen, gaben sich auf einmal „be 
stürzt 
Nicht die Sache an sich ist es, die 


die Sozialdemokraten „verärgert"' hat 


on 


sich die Kumpels der be 


Klaren waren, daß auch ihre Ar 
beitsplätze in nicht allzuferner Z, 
kunft dem „Energie-Konzept” « 
RAG-Dowe zum Opfer (allen würden, 


hatte sie doch die Nachricht von dei 


die gegenwärtige „Öl 
in diesem Zusammen 


Krise" (und d 


offenen Zechen seit langem darüber 


vorzeitigen Stillegung wie ein Schock 


ndern die Bekanntgabe der Stille 
ungspläne zur 

‚80 wirtschaftlich gerechtfertigt (!) 
die Maßnahmen auch sein mögen, so 
sie jetzt bekanntzu 


Und noch um einiges zynischer 
‚Die Ruhrkohle Pläne mögen von 
be ... richtig und konsequeni 
Vom Zeitpunkt sind sie 
oser Fehlgriff„.. Der Vo 
hatte ich mit dem Fallbeil (1) ge 


SPD auf seiten der Bergarbeiter? 


Am 18.11.73 führten 3.000 Berg 
arbeiter in Kamen eine Protestdemon- 
stration gegen die geplanten Zechen 
| sillegungen durch. In Parolen wie 
| „Lange war der Bergarbeiter still 
jetzt zeigt er, daß er kämpfen will 
kam die Empörung über die Maßnah- 
men der RAG-Bosse zum Ausdı 

| ‚Adolf Schmidt, Vorsitzender der 
1G Bergbau und Energi 

ar auf einer Jubilarehr 

von den Kollegen ausgepfiffen, 
er versuchte, die Stillegungen zu secht- 
fertigen. 

Die SPD- und Gewerkschaftsführer 
bemühten sich daher verstärkt, die 
Arbeiter im Zaum zu halten. ‚„C 
nomen" wie Nordrheinwestfalens 
Kultusminister, der Bürgermeister von 
Kamen und ähnliche Prominenz wa; 
ren folglich an der Spitze des Dei 

ationszuges, 

Verbal wurde sich auf die Selte 
der Bergarbeiter gestellt, indem man 
über die „harten sozialen Folgen 
für vie und ihre Familien wehklagte 
über Folgen, die gerade die Sozial 
demokraten mit verschuldet und ge 
duldet haben. 

Willy Brandt beabsichtigt sogar, 
seinen 60. Geburtstag u.a. „mit ein 
fachen Leuten aus dem Revier zu 
feiern 

sche Arbeiterpolitik sicherlich um ei 
ne Nuance bereichert wird 

Für die möglichst weitgehende 
Unterordnung der Kampfbereitschaft 
der Kumpel unter den Einfluß der 
Sozialdemokratie wurde aber bereits, 
seit Mitte der SOiger Jahre etwas ge 
tan, Kommunisten und andere 
schrittliche Kollegen w 
isch aus den Betrieben rausgewor 
fen und so \sollert, Dadurch sollte 


als 


womit die wzialdemokrati 


3.000 Bergleute demonstrieren gegen die Stillegungspläne der RAG-Bosse 


‚der Bergbaukapitalisten gewährleistet 
werden. 

Antikommunistische Hetze auf der 
einen Seite und.parallel laufend. ma 
terielle Zugeständnisse an die Arbei- 
ter, die heute bereits wieder „abge- 
baut” sind, haben dazu geführt, daß 
der Bergbau so gesehen durchaus als 
„bereinigt” angesehen werden kann. 


RAG-Bosse blind ? 


Nun stellt sich ja die Frage, aus 

weichem Grund die RAG-Bosse zu 

dieser „unpassenden" Zeit die 

Zechenstillegungen bekanntgegeben 

haben 

) ‚Da bemüht sich die gesamte Kap 
talistenklasse und ihre Parteien da- 


ck. | 


die ppheit” perfekt 
über die Bühne zu spielen = die 
RAG-Kapitalisten legen derweil Ze 


chen still 
Ähnliche „U ngereimtheiten” hat 
es jedoch des Öfteren bei der Ei 
schränkung des Bergbaus gegeben. 
966 wurde die Zeche „Gral 
Bismarck”, die damals der DEA/ 


Texaco gehörte, stillgelegt. Sie war 
bekannt dafür, eine der besten Kohle 
au haben. Die DEA-Bome hatten 
‚Graf Bismarck“ sogar vorher noch 
für 70 Mill. DM zu einem der modern. 
sten Schächte ausgeba staat 


3.000 Bergleute demonstrieren gegen die Stillegungspläne der RAG-Bosse 


licher Investitionshilfe 

Nach der Süillegung jesiach wür- 
‚den alle Produktionsstätten zerstört, 
der Schachtturm in die Luft ge 
sprengt 

Für diesen „Akt“ wurden wei 
140 Mill. DM Stillegungsprämie kas- 
siert, 

Inzwischen nun ist die RAG von 
Nebenzechen aus dabei, die Kohle der 
„Graf Bismarck” wieder auszubeu- 
en. 

Für die erforderlichen Wiederher: 
richtungen (Stollen auspumpen usw.) 
wurde selbstverständlich dick kas- 
siert, die sog. „Investitionshilfe”. 

Für die Kapitalisten sind die Ze- 
chenstillegungen das Milliardenge- 
schäft geworden. (Ausführlich be- 
schäftigt sich der ARBEITERKAMPF 


Der Betriebsratsvorsitzende H. Dyduch teilt den Bergleuten der Kamener 
Zeche Monopol die Stillegung der Zeche mit, 


N.132.3 und 36 
setz ethobenen Being: 
den von den Kapitalisten 
Hand vorbereiteten Zielen) 
Einen neueren Aspekt sollte 


bedenken. Vielleicht erhoffen sich 
ve Steuergelder als 
‚Energiekrise 


Heute legt man vier Zechen still 
gen kassiert „‚Wiedereröff. 


ie-Bereichs/ 
KB-Gruppe Hamburg 


‚Arbeiterkampf Nr, 37/Dez, 1973 


onzerne 
schon Im Frühfig tiösen Jahres mit 
einer großaufgemachten und Millio- 
nen verschlingendon Pressekampagne 
an, um der amerikanlschen Bevölke- 
rung das Trauma von der „großen Ök- 
und Benzinkrise" einzuhllmmern. Er- 
hebliche Steigerungen des Benzinprek 
ses, beschränkte Benzinahgaben der 
Tankstellen und die Schließung vieler 
Tankstellen, vor allem der 
sollten auch dem kleinen Ver 
zeigen, daß sie sich auf ei 
ten Wind einzustellen haben. Zu die- 
ser Zeit = also vor dem vierten-Nah- 
ostkfleg = konnte man jedoch.noch 
nicht wie heute den sogenannten ara- 
bischen Ölboykott als die angebliche 
Ursache der Benzinverknappung hin- 
stellen. 


won ea ARTE DI 


als auch allgemeine Ziele der Bour- 
geoisie, vor allem gegenüber der eige- 
nen Arbeiterklasse und gegenüber den. 
Völkern der Dritten Welt 

Wie im letzten ARBEITERKAMPF 
ausgeführt wurde, gehören die Ölkon- 
zerne zu den raubgierigsten überhaupt, 
Sie können die höchsten Profite für 
sich buchen. Daraus darf natürlich 
nicht der Schluß gezogen werden, daß 
sie irgendwann einmal in ihrem Pro 
fitstreben zu sättigen wären. Sie kön- 
nen nie genug bekommen. In diesem 
ungeheuren Profitstreben kommt es 
mitunter vor, daß sie auch auf größe- 
ren Widerspruch anderer Teile der 
Bourgeoisie stoßen. In solchen Fällen 
entscheidet. deksinnerimperialistische 
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listische „Außenpolitik der 
USA haben diese Konzerne in solchen 
Kämpfen eine schr starke Position, so 
daß die Regierung sich met auf de 
ren Seite stellen wird, 

Die allgemeinen Ziele der Ölkon- 
zone, inbosondere der der USA, 
zielen darauf ab, soweit wie mögl 
‚den gesamten. Weltenerglemarkt 
nicht nur den Erdölmarkt — zu be- 
heirschen, Das erfordert: 
® Bei der Suche nach neuen Ener- 

iequellen immer die Nase vorn zu. 
haben. So ist der Anteil der Suchko- 
sten in den letzten zehn Jahren im 
Verhältnis zu den Förderkosten ganz 
erheblich gestiegen. 
©; verstärkt Investitionen in andere 

Energieformen ‚zu lenken, insbe- 
sondere in die Kernenergie, um auch 
hier mitmischen zu können. So haban 


die.Gulf Oil Corpantion | 
Are A - ren 


me Konkurrenz Zu den bisherigen Her- 
stellern von Kernreaktoren treten zu 
können 
® Die eigene Tankerflotte zu vergrö- 
$ern, um auf diesem Sektor von 
„Öllremden"“ Reeder-Kapitalisten un 
abhängig zu werden. In diesem Sektor 
stiegen die Investitionen der Ölkon- 
zerac am stärksten. 
@ Noch stärker als bisher in der pe- 
trochemischen Industrie (z.B, 
Kunststoff-Produktion) zu investie: 
ren, um nicht nur das Öl von der Quel- 
le bis zur Zapfsäule zu kontrollieren, 
sondern ihre Kontrolle auf einige in- 
dustrielle Erdölprodukte auszudeh- 
nen, 
Diese Aufgaben setzen sich allge- 


Bedetun 1 ee ae 


| Wieder Krieg in Nahost (Al 

Wie entstand Israel 
. Was it Zionismus 
. Was ist Zionismus 


Ka) 


1. Teil (AK 27) 
2. Teil (AK 30) 


Olympischer Frieden und palästinensischenKrieg (AK 22) 


Kritik am Palästina-Artikel im ARBEITERKAMPF Nr. 22 (AK 23) | 


‚Terror-Urteile in Israel (AK 28) 


Wo sind die „Mörder-Zentı 


ralen"? (AK 28) 


„Friedenskanzler auf Geschäftsreise” (AK 30) 
'Zionismus: Immer neue Verbrechen (AK 32) 


). Die Massenarbeit ist immeı 


37 Seiten 


zu besteiten bai: 
Vortag „ARBEITERKAMPF“ 


die Basis (AK 28) 
DM 1,50 


erhältlich im: 
d.Reonts Arbeiterbuch. 
2 Hamburg 13 2 Hamburg 13 


Rutschbahn 35. Grindeihof 


kurrenz unter ihnen verschwindet na- 
türlich nicht. Darüber hinaus sind na; 
türlich noch die „laufenden” Aufga 
ben zu bewältigen! Sicherung des stän 
dig steigenden. Energiebedarfs. Ob- 
wohl die direkte Förderung des Öl 
sehr billig ist, entstehen durch die 
aggressiven Ziele der Ölkonzerne nach 
weitgehender Marktkontrolle viel hö- 
here Kosten, die letztlich von der Ar- 
beiterklasse zu zahlen sind. 
‚Geographisch Ing der Schwerpunkt 
des Investitionszuwachses in den Jah- 
ren 1961 - 1971 in Westeuropa, Ja- 
pan und Kanada. Trotz hohem Zu- 
wachs der Förderung wurden also die 
meisten Investitionen in der Weiter: 


verarbeitung (Raffinierung, petroche, 


markt samt Verteilernstz und zugehö- 
rigen Raffinerien aufzubauen, Es wird 
verhindert, daß die Ölkonzerne bil 
geres ausländisches Ö} in die USA 
portieren und dadurch die nationale 
Ölförderung der USA ruinieren, was 
aus strategischen Gründen verhindert 
werden soll, 

Trotz dieser Vorteile der Importbe- 
schränkung haben die Ölkonzerne im- 
‚mer wieder darauf hingearbeitet, di 
#esGesetz zum Fallen zu bringen, weil 
es das Entstehen und den Aufstieg. 
vieler kleiner einheimischer Ölgesell- 
schaften gefördert hat, von denen eini- 
ge sogar recht weit aufsteigen konn- 
ten. Sie sollen wieder zurückgedrängt 
werden, und. ein Mittel dazu ist die 


bes Jahr früher gestartete Kampane 
{m wesentlichen erst nach dem Nah: 
ostkrieg gestartet mit verstärkt anti 

ischer Hetze und „kesamteuro- 
‚chem”* Chauvinismus. 

Genau wie in den USA hielten die 
Konzerne — trotz voller Lager wie 
nie zuvor — ihr Öl zurück, um die 
Preise hochzutreiben. Innerhalb woni- 
er Tage stieg der Benzinpreis um ca, 
7 Pfennig, der Heizölpreis gar auf das. 
Drei- bis Vierfache „(August 14 - 
19 Pfi., November bis zu 00 Pfp.). 
Die „Zeit”” berichtete am 30.11.73, 
daß bisher jeder Tanker in Arabien 
beladen worden sei, nur aber weniger 
Tanker hingeschickt wurden, Das ist 
‚ganz logisch. Wenn durch Sonntags- 


Verteilung der Raffinerie-Kapazitäten: Die größten Kapazitäten liegen in Westeuropa, nur ein kleiner 
in den Förderländern selbst (Quelle: „Entreprise” (Paris) 2.11.73) 


Verteilung der Raffinerie-Kapazitäte 
in den Förderländern selbst (Quell 


chemische Industrie) und in Westeu- 
ropa und Japan getätigt. Das bedeutet 
auch, daß die imperialistische Politik 
der Öl-Konzerne (Kapitalexport) Vor- 


Die notwendige Folge dieser Pol 
ik war. da im den USA die Raffe- 
riekapazität nicht mehr den steigen- 
den US-Ölbedarf decken konnte, so 
daß mehr raffini Öl aus Westeu- 

emportert werden mußte. 
"°® Trotz höheren Ölverbrauchs is in 
den USA die  Raffinriekapaz 
Öhnetin geringer alsin "Westeuropa 
Alerdings überwiegen auch hier die 
Raffinerien amerikanischer Konzerne 
Diese durch die langfristige Kon. 
Olik hervorgerufene Lage sah. 
men nun die US-Öltrusts schon vor 
en zum Anlaß, eine „Energie 
zu Tabrzieren, und Zwar da- 
dis sie Kunstich dasOL zurück“ 
hielten. In der von ihnen iniienen 
Prestkampagne gaben se als Unach 
dieser „Krle” ua.an 

Allgemeine Rohölknappkeit 

Zu wenig Raffinerckapaziät 

© ibeastontrollerte Motoren, die 
mehr Sprit verbrauchen 

© durch Büsgerinltiaiven hervrge- 
fufene Umweltschutzkanpagae 
üie den Bau von Raffineren „au 

Aal verteuere” und den Baar 

Alıskı-Pipeine durch ein Gerichts 

Urteil verhinderten 

2 fr die USA aufgrund eines 
950 rlasenen Gesetzes geltenlen 
Importbeschränkungen für Rob 


Diese Argumente der Ölkonzerne 
zeigen nicht die tatsächlichen Ursa- 
chen der „Krise", sondern die politi- 
sche Stoßrichtung der Konzerne‘ 

Einmal sollen ihnen die lästigen 
Umweltschutzkosten abgenommen 
werden, Entweder sollen sie „von der 
Allgemeinheit” getragen werden oder 
ganz unterbleiben. Dies haben sie auch 
im wesentlichen erreicht 

Der Hinweis auf die geringe US- 
Raffineriekapazität und. auf die Im 
portbeschränkungen sollte zu höheren 
Subventionen für die Erschließung 
und die Weiterverarbeitung von US- 
Rohöf führen, was Nixon in seiner 

‚Botschaft über die künftige Energie- 
politik der USA” auch in Form von 


jeuervorteilen ankündigte. Mit den 


Importbeschränkungen von 1959 
schlugen die USA ohnehin zwei Flie- 
gen mit einer Klappe. Einmal werden 
dadurch die Ölpreise in den USA 

lich hochgehalten, was höhere 

Andererseits 

dern sie dazu auf — oder zwingen die 
Konzerne sogar - das von US-Gesell 
schaften im Ausland geförderte Öl 


Die größten Kapazitäten liegen in Westeuropa, nur ein kleiner Teil 


Entreprise” (Pari) 2.11.73) 


‚Abschwächung der Importbeschrän- 
kungen zugunsten von Importzuschlä- 
gen. Die Konzentration wird dadurch 
weiter vorangetrieben, 
Die Angabe „allgemeine Rohstoff- 
it” als Ursache der „Energie- 
krise” ist natürlich von den hier ge- 
nannten Gründen der politisch bedeu- 
tendste. Dahinter stehen nicht mehr 
nur spezielle Interessen der Ölindu- 
Strie, sondern die Interessen der ge- 
samten Bourgeoisie. Sie drücken ein 
politisches Programm für die nächste 
Zeit aus. (vgl AK 36, 5. 4/5 
‚Auch wenn die US-Olkonzerne 
durch ihre Krisenkampagne die mei- 
sten ihrer Forderungen durchsetzen 
konnten, so darf nicht übersehen wer- 
den, daß sie trotzdem ihr größtes Ge- 
schäft durch die Erhöhung der Ölprei 
se und Ölprodukte machten. Obwohl 
damals kein arabischer Staat einen Öl- 
boykott ausgesprochen hatte, waren 
doch in ziemlich kurzer Zeit angeblich 
die Benzinvorräte knapp. Obwohl die 
US-Regierung noch kurz zuvor versi 
chert hat, es gäbe keinen „Engpaß 
wurden am 18. April von Nixon Ein- 
schränkungsmaßnahmen bekanntge- 
geben. Der Benzinpreis stiop unauf- 
hörlich, und reihenweise verschwan- 
den die freien Tankstellen, Tatsäch- 
lich waren die Lager so voll wie nie 
Und die, Frankfurter Rundschau be 
richtete am 30.6.73 von einem Tank- 
wart, der seine Tankstelle wegen an- 
geblichem Nachschubmangel schlies- 
sen mußte, wo vier Wochen später 
an genau derselben Stelle von einem 
Ölkonzern eine Großtankstelle mit 
sechzehn Zapfshulen errichtet wurde, 
Im übrigen machte sich das Sterben. 
der freien Tankstellen auch schon im 
Sommer in der BRD bemerkbar. Die 
se unterscheiden sich nämlich von den 
Markentankstellen nicht etwa durch 
(diese ist genau 
gleiche). Der Unterschied besteht 
(daß sie in der Regel ihr Benzin 
nicht selbst raffinieren, sondern von 
den großen Konzernen Überschüsse 
kaufen, also Mengen, die — aus wel 
chen Gründen auch immer — von 
Ihnen innerhalb ihres Vertriebsnetzes 
nicht verteilt werden sollen oder kön 
nen. Dadurch, daß von den Anierika 
nern nun sonst übrige Ölmengen aus 
Westeuropa importiert wurden, wur 
den immeı ie Tankstellen 
entweder ausgetrocknet oder mußten 
das Benzin zum selben Preis wie die 
Ölkonzerne verkaufen, wodurch Ihr 
Konkurrenzvorteil verschwand. Lo- 
gischerweise verstärkte sich diese Si 
on im Herbst, als die großen Den 
arken selbst das Öl aurückhialten. 
‚opa, vor allem in. der 
BRD, England und Holland, aber 
auch in den übrigen Ländern der EG, 


mehr f 


‚auch im Ausland zu verkaufen, d.h. 
im Ausland einen ähnlich großen Öl 


wurde die in den USA schon ein hal 


fahrverbot, Abgabebeschränkungen 
fürBenzin und Heizöl u.a. der Benzin- 
verbrauch „künstlich gedroselt wird 
und die Lager voll sind, wohin mit 
dem Öl? Und die „FAZ” fragte am 
19.10.73, wie denn die Araber - woll- 
ten sie wirklich einen Boykott durcı 
führen — das technisch durchführen 
wollen. Im allgemeinen sei nämlich 
füreinen Öltanker, der in Arabien be- 
laden wird, der Zielhafen völlig unbe- 
stimmt, Die Reiseroute lautet Nord- 
‚steuropa, Erst näch 2 - 3 Wochen 
hrt wird dem Tanker mitgeteilt,wo 
er das Öl löschen soll. Am Zielhafen 
ist von Außenstehenden gar nicht 
mehr festzustellen, ob das Öl aus dem 
Iran, dem Irak oder Libyen, die sich 
alle nicht am Boykott beteiligen, 
kommt oder woandersher. 

‚Wenn alsö weniger Öl kommt, dann 
nicht wegen eines arabischen Boy- 
kotts, sondern wegen der K. 

In der „Süddeutschen Zeitung” vom 
25.11. wurde ausgerechnet, daß al 
iein durch die Preiserhöhungen der 
Konzerne in diesem Jahr diese einen 
zwätzlichen Mehrgewinn von 18 Mrd 
DM (!}) erzielten, und zwar allein in 
der BRD. Das sind ungefähr 2/3 der 


Gesamteinnahmen sämtlicher arabi 
scher Länder durch ihren Ölexport 
die laut „Handelsblatt"” vom 22.11 


11 - 12 'Mrd. Dollar betragen. Die 
KVZÜNT. 8/73) hat ausgerechnet, daß 
das mehr als ein Drittel der Nettolohn- 
erhöhungen sämtlicher Werktätigen 
in der BRD ist 


Die Gründe für diese Politik liegen 
also offen auf der Hand. Die speziel 
leren Ziele, die die Ölkonzerne damit 
verfolgen, wurden schon bei der Be 
handlung’ der „Energiekrise" in den 
USA dargestellt. Da jedoch die USA- 
Konzerne in Europa eine schr starke 
Position haben, ist der zusätzliche 
Aspekt der Verschärfung der inner 

mperialistischen Widersprüche von 
großer Bedeutung, Die US-Tru 

len mit diesen zusätzlichen Milliar- 
dengewinnen die neuen Ölfelder (Alas- 
‚rdsee) weitgehend in Ihre Hand 
I. April €!) „wollen die Amerikaner 
enmat generell den Ölpreis ver 
pein, um Geld für eine Globalinvosti 
tion von sage und schreibe 1.000 Mil 
lurden Dollar bis 1985 in den Griff 
zu bekommen"!), um Westeuropa In 
bezug auf Öl weiter in ihrer Hand zu 
behalten und den westewropäischen 
Imperialisten den Weg zu einer eige 
nen Ölversorgung so schwer wie mög 
lich zu machen. Dieser Konkurrenz. 
kampf wird wie stets auf dem Rücken 


der Arbeiter ausgetragen 
Eine susführlichere Darstellung der 
innerimperlalistischen Wilersprüche, 


ist für den nächsten ARDEITER- 
KAMPF vorgesehen, 


‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


Wie angekündigt, soll in diesem Teil 
des Artikels auf einige konkrete Punk- 
te der chinesischen Außenpolitik ein- 
gegangen werden. Es sind dies Fra- 
‚gen, die in der kommunistischen Be- 
wegung Unruhe und Diskuslonen 
hervorgerufen haben, weil die Grün- 
de für die Handlungsweise der chine- 
sischen Regierung nicht verstanden 
wurden, und weil diese Gründe auch 
von der KPCh weil nach außen 
hin nicht erläutert wurden. Einige 
Aspekte der chinesischen Außenpo- 
litik standen (bzw. stehen) im Wider- 
spruch zu Positionen, die von der 
KPCh in früheren Jahren, vor allem 
während der Kulturrevolution, ver- 
treten wurden, und die VR China 
praktiziert teilweise Formen der 
Außenpolitik, die sie der Sowjet- 
union früher zum Vorwurf gemacht 
hat. 


Pakistan 


Im Falle der ostpakistanischen 
Krise, die dann zum indischen Über- 
fall auf Pakistan und zur Lostrennung 
von Ostpakistan („Bangla Desch“) 
tanden zwei Aspekte gegen- 

1.) das Selbstbestimmungs- 
's Volkes von Ostpakistan 
(Ostbengalen) und der Versuch der 
pakistanischen Zentralregierung, die 
Lostrennung Ostpakistans mit dem 
Mittel des Völkermords zu verhin- 
dem ; 2.) die Versuche des expansio- 
nistischen Indiens, die Lage zu seinen 
Gunsten auszunutzen, unterstützt von 
der Sowjetunion, die auf die Festi- 
gung ihrer Position auf dem indi 
schen Subkontinent zielte. 

Die VR China vertrat in dem Ost- 
pakistan-Konflikt den Standpunkt, 
daß dies eine „innere Angelegenheit 
Pakistans” sei, „in die sich kein Land 
einmischen sollte“. (106) 

Im Übrigen brachte China seine 
traditionelle Unterstützung Pakistans 
zum Ausdruck; 

„Die chinesische Regierung und 
das chinesische Volk werden nach 
wie vor entschieden die pakistani- 


che Roeierums und Ans nabietanische 
(wie "vor enischleden de paklsianı- 
sche Regierung und das pakistanische 
Volk unterstützen im gerechten 
‚Kampf zur Verteidigung der natio- 
nalen Unabhängigkeit und staatlichen 
Souveränität und gegen fremde Ag- 
‚gression und Intervention.” (106) 

Noch deutlicher wird der Stand- 
punkt der chinesischen Regierung in 
einer Rede des amtierenden Außen- 
ministers Dji Peng-fe während des Be- 
suchs einer pakistanischen Delegation. 
Anfa 
Monat später griff Indien Pakistan 
an). Dji Peng-fe sagte 

„Das pakistan! 
Verteidigung der statlichen Soure 
räniıät, territorialen Integrität und 
nationalen Unabhängigkeit einen un- 
ermüdlichen Kampf gegen ausländ 
sche Aggressoren und Intervention 
sten sowie inländische Separatisten 
‚geführt .... Wir treten dafür ein, daß 
die inneren Angelegenheiten jedes 
Landes von seinem eigenen Volk 
selbst behandelt werden müssen, Die 
Osıpakistan-Frage it eine innere An- 
‚gelegenheit Pakistans, für die das pa- 
kirtanliche Volk selbst eine vernänf: 
tige Regelung suchen sollte, und für 
hegliches andere Land ist es absolur 
wnzuldssig, unter irgendeinem Vor 
wand Binmischung und Subversion 
zu unternehmen. An den fünf Prin- 
zipien der friedlichen Koexistenz kon- 
sequent fesihaltend, mischt sich die 
chinesische Regierung nie in die im 
neren Angelegenheiten anderer Län 
der ein und kämpft entschieden de 
gegen, daß sich irgendein Land In die 
Inneren Angelegenheiten anderer Lan 
der einmischt .. Wir sind davon 
überzeugt, daß die pakistanischen 
Volkmassen patriotisch sind, die na- 
vionale Einheit und staatliche Einheit 
schützen und gegen innere Spaltung 
und äußere Intervention kämpfen.“ 
«on 

‚China ist nach außen niemals mit 
einer allseitigen Beleuchtung des 
Ostpakistan-Konflikts, und einer kl 
von Stellungnahme vom kommunistk 
schen Standpunkt aus aufgetreten, 
sondern beschränkte sich auf de 
Hinweis, dies sel „aine Innere Ange- 
legenholt Pakistans”, Bine solche 


Haltung gegenüber einem Konflikt 
dieses Ausmaßes und dieser ' Schärfe 
ist u.E, absurd. An sich ist es selbst- 
verständlich, daß sozialistische Staa- 
ten zu internationalen Problemen 
eindeutige Stellungnahmen abgeben, 
und sich nicht hinter dem Prinzif 
der „Nichteinmischung“ verschanzen, 

Erinnert sei in diesem Zusammen- 
hang an die gerechtfertigte Haltung, 
die die VR China zum Biafra-Kon- 
ikt (1967/68) einnahm. Damals zer- 
schlug die Zentral-Regierung Nigerias 
mit Unterstützung Großbritanniens 
und der Sowjetunion (!) die sepa- 
ratistische Bewegung in der Östlichen 
Provinz Biafra, 

China nahm in diesem Konflikt 
für Biafra Partei, klagte die Zentral- 
Regierung an, zehntausende Men- 
schen hingemordet zu haben und 
entlarvte die Ziele der imperlalisti- 
schen Mächte, einschließlich der Sow- 
‚Jetunion, in diesem Gebiet. 

«=. Aber die für Nigeria und 
‚Blafra tragische Kollusion der US- 
und britischen Imperialisten und der 
Sowjetrevisionisten, die darauf ab- 
zielt, sich in Afrika erneut Einfluß- 
sphären abzugrenzen, ist für das Volk 
von Biafra und des übrigen Afrika 
‚eine weitere Lehre. Die Bewohner 
Biafras, die weit davon entfernt sind, 
sich versklaven zu lassen, kämpfen 
voll Mut und Ausdauer. Solange sie 
‚gegen Imperialismus und Revisionis- 
mus einen beharrlichen Kampf austre- 
gen, ist es unzweifelhaft, daß sie am 
‚Ende siegen werden.” (108) 

‚Obwohl die chinesische Regierung 
zum Ostpakistan-Konflikt niemals 
konkret eine Stellungnahme abgab 
(außer der „Nichteinmischung in in- 
‚nere Angelegenheiten“), lassen ihre 
‚Äußerungen doch eine Unterstützung 
für den Standpunkt der pakistani- 
schen Zentra-Regierung erkennen. 
Dies wird deutlich an den in der Rede 
Dji Peng-fe’s enthaltenen Hinweise 
auf die Bekämpfung „inländischer 
Separatisten“ und „innerer Spaltung“, 
auf den Schutz der „nationalen und 
staatlichen Einheit‘ 


Daran wird deutlich, daß die chi- 

Daran wird deutlich, daß die chi- 
nesische Regierung das vor allem von 
Lenin theoretisch begründete Selbst- 
bestimmungs-Recht der Völker eben- 
so willkürlich auslegt wie es der 
Sowjetrevisionismus tut, d.h. sich je 
nach außenpolitischen Nützlichkeits- 
erwägungen für oder gegen das natio- 
nale Selbstbestimmungsrecht im Ein- 
auszusprechen: im Fall Nige- 

die Sowjetunion dagegen 
und China dafür, im Falle Ostpakistan 
/„Bangla Desch“ umgekehrt, Dies 
wird auch dadurch nicht besser, daß 
China ein sozialistisches Land ist, 
die Sowjetunion jedoch nicht mehr 

Die Unterordnung des keninschen 
Prinzips des nationalen Selbstbestim- 
mungsrechts unter Nützlichkeits-Er- 
wägungen, auch vom Standpunkt 
eines sozialistischen Landes aus, be- 
| deutet in Wahrheit die Aushöhlung 

des Prinzips, Ex sei daran erinnert 
(ohne hier das Thema ausführlich zu 
behandeln), daß Lenin ausdrücklich 
das Selbstbestimmungsrecht der VÖl- 
ker, einschließlich des Rechtes auf 
Lostrennung grundsätzlich auch für 
den sozialistischen Staat forderte 
Lenin spricht in diesem Zusammen- 
hang u.a, von den Polen und Finnen, 
damals Angehörige des russischen 
Reiches, und betont, daß die sozis- 
listische Gesellschaft ihnen „das 
Recht auf freie Losrennung "ein 
rlumt,aber keineswegs indem 
Sinn, daß sie ihnen die Lostrennung 
empfiehlt.“ (109) 

Lenin gebraucht hier ein sehr an- 
schauliches, einleuchtendes Beispiel 
wenn wirds Recht auf Ehe 
scheidung prinzipiell anerkennen, wo 


allen Leuten empfehlen würden, sich 
scheiden zu lassen, 

Wenn man von der Frage der 
Nützlichkeit ausgeht, so wäre es »0- 
wohl für das sozialistische Land wie 
auch für das betreffende Volk selbst 
höchstwahrscheinlich ein erheblicher 
Nachteil, wenn sich ein Volk kostron- 
nen würde. Es würde das sozialist 
sche Land schwächen und das losge- 
trennte Volk dem Einfluß des Impe- 
rialismus ausetzen. Dennoch lehrt 
uns Lenin, das Selpstbestimmungs- 


heißt das doch nicht, daß wir etwa | 


recht der Völker prinzipiell 
anzuerkennen. Wenn das schon für 
ein sozialistisches Land gilt, um wie- 
viel mehr für ein bürgerlich-halbfeu- 
dales Land wie Pakistan! 

Weniger die VR China selbst, als 
vielmehr. ihre ungebetenen „Verteidi- 
ger” Im Ausland haben z.T' groteske 
Gründe dafür angeführt, warum an- 
lich im Falle Ostpakistans das 
Selbstbestimmungsrecht keine Gül- 
tigkeit hatte und die Zentral-Regie- 
fung sozusagen ganz recht daran ge- 
tanhat, dieses ,Separatisten-Manöver“ 
zu zerschlagen. So haben diese Leute 
z.B. entdeckt, daß die Führer der 
nationalistischen Bewegung in Ost- 
pakistan bürgerliche Politiker mit 
Ausbeuter-nteressen waren, daß eine 
Spaltung Pakistans den expansioni - 
stischen Interessen Indiens entgegen- 
kam, daß dadurch der Einfluß der 
Sowjetunion gestärkt wurde etc. — 
Alles richtig. Aber sagen wir nicht 
auch, daß die arabische Sache gerecht 
ist, obwohl ihre aktuellen Führer 
bürgerliche Nationalisten sind, die 
von der _„sozlalimperilistischen“ 
Sowjetunion, z.T. auch von den USA, 
und von halbfeudalistischen Öl-St 
ten (wie Saudi-Arabien und Kuwait) 
unterstützt werden? Die bürgerlichen 
Führer als Argument gegen die na- 
tionalen Befreiungsbewegungen anzu- 
führen, ist vollkommen unsinnig. Dies 
hieße, daß wir nur noch nationale 
Befreiungsbewegungen unterdrückter 
Völker als berechtigt anerkennen 
dürften, die sozusagen schon sozia- 
litisch sind. In Wahrheit stehen die 
meisten nationalen Befreiungsbewe- 
‚gungen noch unter starkem bürgerli- 
chem Einfluß; ferner wird in aller Re- 
gel der Inperialismus versuchen, se- 
paratistische Bewegungen auszunut- 
zen. So z.B. der US-Imperialismus 
und Frankreich im Fall Biafras. All 
dies kann aber für uns kein Argument 
gegen das Prinzip des Selbstbestim- 
mungsrechts der Völker, einschließ- 
lich des Rechts auf Lostrennung, sein. 
Vielmehr ist es auch eine Aufgabe 
sozialistischer Außenpolitik, durch 
klare und korrekte Stellungnahmen 


klare und korrekte Stellungnahmen 
(und andere Formen politischer und 
materieller Unterstützung) solche 
Bewegungen möglichst weitgehendzu 
beeinflussen. 

‚China hat also u.E. insofern kor- 
rekt gehandelt, daß es die expanionk 
stischen Ziele Indiens und die impe- 
ülistischen Ziele des Kriegstreibers 
im Hintergrund, des Sowjetrevisionis- 
mus, immer wieder entlarvte und 
gegen eine militärische Intervention 
Indiens Stellung nahm. China hat 
andererseits einen Fehler gemacht, 
den Ostpakistan-Konflikt als „innere 
Angelegenheit” Pakistans (im Sinne 
des. Verzichts auf eine allseitige Stel 
lungnahme zu den Vorgängen) darzu 
stellen und indirekt die Position der 
Zentral-Regierung gegen die Separa- 
tisten zu unterstützen. 

Interessant ist noch, was die chi- 
nexischen Außenpoltiker zu dieser 
Angelegenheit sagten, nachdem durch 
die militärische Intervention Indiens 
der „Staat Bangla Desch“ gegründet 
worden war, Vor der UNO sagte der 
Leiter der chinesischen Delegation, 
Tiiao Guan-hua im Oktober 72, China 
sei nicht grundsätzlich gegen die Auf- 
nahme von „Bangla Desch“ in die 
UNO. „China hegt dem Volk von 
Ostbengulen gegenüber freundschaft 
liche Gefühle und hai auch keine 
Vorurteile gegen Herrn Mujibur Rah 
man” (dh. gegen den Führer der 
ostpakistanischen Separatisten-Bewe- 
gung). Und weiter sagte T)lao Guan- 
hun: „Wenn von nationaler Selbytbe- 
stimmung die Rede sein sollte, dann 
hätte das Volk von Ostbengulen seine 
eigenen Probleme selbst lösen mür 
HR." (110) | 

Es ist wohl etwas seltsam, von 
freundschaftlichen Gefühlen gegen- 
über dem Volk Ostbengalens zu re- 
den, nachdem die chinesische Regie- 
rung zunächst die Unterdrückung die- 
ses Volkes durch die pakistanische 
Regierung als deren „innere Angele- 
‚genheit”” bezeichnet hatte, ohne mit 
einem Wort offiziell dagegen Stellung 
zu nehmen. Für die chinesische 
Außenpolitik wäre es sinnvoller ge- 


wesen, diese „(reundschaftlichen Ge- 
fühle“ {rüher klar auszudrücken, 


nämlich während des pakistanlschen 
Bürgerkriegs. 


Sudan 


Der Sudan ist wohl der Punkt, an 
‚dem sich die falsche Konzeption der 
chinesischen Außenpolitik am deut- 
lichsten offenbarte. 

im Sudan fand im Juli 1971 ein 
Putschversuch einiger Militärs statt, 
der rasch niedergeschlagen wurde. Das 
sudanesische Militär-Regime benutzte 


‚diesen Putschversuch zu einem har- 


ten Schlag gegen die Arbeiterbewo- 
gung des Sudan, vor allem die Ge- 
werkschaftsbewegung und die (revisi- 
‚onistische) Kommunistische Partei. 

Die Situation war im Grunde ähn- 
lich wie bei dem faschistischen Putsch. 
in Indonesien 1965, wo die Faschisten 
ja auch eine Militär-Revolte zum Vor- 
wand für die Zerschlagung der Arbei- 
terbewegung genommen hatten. Da- 
mals hatten die Sowjetrevisionisten 
behauptet, der faschistische Putsch 
sei vom „chinesischen Abenteurertum 
provoziert“ worden; die Sowjetrevi- 
sionisten lieferten den indonesischen 
Faschisten auch Waffen, gaben ihnen 
Kredite etc. 

Im Fall des Sudan drehte nun die 
VR China den Spieß um: den Terror 
‚gegen die sudanesische Arbeiterbewe- 
gung nannte sie Vereitelung eines 

wusländischen subversiven  Kom- 
‚plotts“ (111) und griff dem sudanesi- 
‚schen- Regime mit Waffen u,a. unter 
‚die Arme. 

Welche „subversive“ Macht ge- 
meint war, geht aus der Äußerung her- 
vor, „daß die sowjetische Regierung 
in diesem Jahre mit Subversion gegen 
die rechtmäßige Regierung eines afri- 
kanischen Landes vorzugehen plante, 
wobei sie sich grob in dessen innere 
Angelegenheiten einmischte.” (112) 

Im Dezember 1971 war dann eine 
„hochrangige sudanesische Regie- 
rungsdelegation“ unter Führung von 
Vizepräsident Abbas in China zu Be- 
such. Tschou En-lai hob dabei in sei-' 
ger Rede lobend hervor, daß die su- 


inesische Regierung „erf« 
ausländisches subversives 
durehkreuzt"' habe (111). 

Abbas dankte in seiner Erwide- 
rungsrede der VR China für ihre Un- 
terstützung gegen das  „subversive 
Komplott"! „Teure Freunde, ich muß 
hier erwähnen, daß unser Volk und 
unsere revolutionären Führer immer 
stolz sein werden auf die mutige Hal- 
fung des chinesischen Volker, seines 
militanten Führers, des Vorsitzenden 
Mao Tse-tung, und seiner großen Par- 
tel, die unserem Volk und unserer Re- 


volution fest zur Seite standen wäh- 


derung und des Stolzer wollen wir 
auch Ihre wirtschaftliche und militä- 
rische, Untersuazung für die Demo: 
Trarsche Republik Audan erwähnen. 
Alı jene Leute, die sich unsere Freun 
de(d.. die Sowjetunion - Anm. AK) 
nannten, uns nicht unterstützten, hat 
Inre Unterstützung einen positiven 
und bedeutsamen Ejnluß. in unserer 
Revolution ausgedbt zur Vernichtung 
der Verräter, Lakalen und einer Hand. 
voll von den Gesetzen zuwiderhan. 
deinden Personen im südlichen Teil 
unseres Landes." (119) 

Die Haltung der chinesischen Re- 
sierung in dieser Frage schlug offen- 
dar fast allen kommunistischen Grup- 
pen und Organbtlonen in der BRD 

nawr- 
schen dahingeschiedene : „KPD/ML- 
Rote Fahne" krakeelte Lrößlich, es sel 
„richt wenn die Revisionisten als 
Aationale Verräter bezeichnet und un- 
terdrückt werden" und „darum war es 
uch vollkommen richtig, daß Min! 


storpräsident Tschou Em-dal Staats 
präsident Nimeri zur Brhaltung der 
Macht gratulierte." (114) - Aber so» 


ar die ansonsten gegonüber der chine- 
sischen Außenpolitik extrem flexible 
Gruppe um das NRF gab zu been 
ken, daß die VR China vielleicht über 
den Sudan nicht richtig. informier 
war und daher zu „Fehlurteilen übeı 


Eine solche zutiefst opportunisti- 
sche Ausflucht, wie ale das NRF in 
dieser Frage vorbrachte, unterschätzt 
entscheidend die analytischen Fähig- 
keiten der KP China 
Tatsächlich muß man die Haltu 

Chinas gegenüber dem sudanesischen. 
Militär-Regime im Zusammen 
hang schen mit der gesamten chine- 
sischen Politik in der arabischen Re- 
sion, die darauf zielt, die „Super- 
mächte“ zurückzudrängen, Dabei ist 
es den chinesischen Außenpolitikern 
relativ gleichgültig,mit was für 
Leuten sie sich dort verbünden, d.h. 
was diese innenpolitisch treiben. Na- 
türlich heißt das nicht, daß es der VR 
China als sozialistischem Land gleich- 
gültig wäre, wie sich in diesen Län- 
dern im Einzelnen die innenpoliti- 
schen Verhältnisse gestalten. Aber je- 
denfalls tritt die KPCh nicht mit einer 
detailierten Analyse dieser Staaten 
auf, sondern spricht stets nur von de- 
ren Außenpolitik des Kampfes gegen. 
den Imperialismus und für die Vertei- 
digung der nationalen Unabhängi- 


Der Iran 


‚Chinas Politik gegenüber dem Iran 
ist ein klares Beispiel dafür, wie 
schließlich sogar Staaten in den guten 
Ruf des Antiimperialismus kommen, 
‚die nicht nur unterdrückerisch nach 
innen sind, sondern die in Wahrheit 
auch alles andere als antiimperiali- 
stisch sind. 

Als Farah Pahlavi im September 
1972 China besuchte, sagte Tschou 
En-lai: „Unter der Führung Seiner , 
Kaiserlichen Majestät Pahlavi, des 
‚Shahanshahs von Iran, haben die Re- 
sierung und das Volk des Iran durch 
ununterbrochene Anstrengungen Er- 
Jolge bei der Verteidigung der staatli- 
chen Souveränität, dem Schutz der 
‚nationalen Ressourcen, der Entwick- 
ung der nationalen Kultur sowie bein 
Aufbau des eigenen Landes erzielt. 


ger Rede Iobend hervor, daß die su- 
ich ein 
'omplott 


cher Regimes wie 
(115) gekommen 


«u16) 

Noch weiten eine Antenmieiene 

Noch weiter ging Außenminister 
Dii Peng-fe, als er im Juni 73 den Iran 
besuchte. Die „Peking Rundschau“ 
gab die Rede Dji Peng-fe's nicht voll 
im Wortlaut wieder, sondern z.T. in 
indirekter Rede, und Zussmmenfas- 
sungen. Hier die wichtigste Passage: 
„ ‚Gegenwärtig erregt die Lage im 
Persischen Golf allgemeine Sorge. Ge- 
wisse Großmächte intensivieren Ex- 
pansion, Infiltration und Rivalität 
und gefährden damit ernstlich den 
Frieden und die Sicherheit in diesem 
Teil der Welt 

Die Angelegenheiten im Persischen 
Golf sollten von den Anliegerstuaten 


ed der nrfsen Venchwänune und | de Ge gemeinsam zrgl werden 
‚auch in den Tagen danac} und keine fremde Einmischung dürfe 
‚Mit denselben Gefühlen der Bewun- | geduldet werden. Er versicherte seine 


entschledene Unterstützung für den 
‚gerechten Standpunkt Iranı und der 
anderen am Persischen Golf gelegenen 
Länder.” (117) 

Tatsächlich ist der Iran nach Israel 
der zweitwichtigste Brückenkopf in 
dieser Region. Das Schah-Regime ver- 
sucht, die Rolle eines konterrevoluti- 
onären „Gendarmen‘ am Persischen 
(Arabischen) Golf auszuführen. Di 
heit hinter d 
Unabhängigkeltspoliik” 
‚dem „gerechten Standpunkt di 
steckt. Iier ist vor allem zu erwähnen, 
daß der Iran mit Hubschraubern und 
Truppen aktiv am Kampf gegen die 
Volksfront für die Befreiung Omans 
und des Arabischen Golfes beteiligt 
ist und auch anderen Ländern für den 
„Notfall“ solche Hilfe angeboten hat 
Äußerdem hat der Itan Grenzkonflik- 
te mit dem Irak, der relativ eng mit 
‚der Sojwtunion zusammenarbeitet 

Der Arabische Golf soll weiter vom 
USA-Imperialismus kontrolliert wer- 
‚den, die Sowjetunion woll aus dem 
Golf hinausgedrängt werden - vor 
kem aus Irak —, und der Iran will am 
Arabischen Golf zur Kontroll-Macht 
werden: das steckt hinter den dema- 
‚sogischen Parolen gegen „fremde Ein- 
mischung“ etc. im Golf-Raum, 

Auch hier unterstützt die chineu- 
sche Außenpolitik im Grunde einen 
Statthalter des US-Imperiallsmus (und 


» 


und 
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damit Jotzulich diesen yelbst) in 
die Sowjetunion, die man kühn 
„noch geführlicherer Feind der arıbi 
schen Völker“ (als die USA) bezeich 
net (118) 

Es ist offensichtlich, daß China 
0 de Schwächung des sowjetischen 
Einflusses in dieser Region unterstützt, 
wobei in Kauf genommen wird, daß 
auf der anderen Seite der Einfluß des 
US-Imperialismus gestärkt wird. (119) 


Aaypten 
und die sowjetischen „Berater ” 


Im Juli 72 gab Ägyptens Präsident 
Sadat „die Beendigung der Mision 
der sowjetischen Spezialisten und Be 
rater” bekannt, d.h, praktisch deren 
Ausweisung. iu 

Die chinentscheRogkerding bh! 
zu folgenden Kommentar: „Kürzlich 
hat die ägyptische Regierung zur Ver- 
teidigung der Souveränität Ihres Lan- 
des Maßnahmen getroffen, die ein Aus- 
druck der festen Entschlossenheit der 
Akypter und der Völker anderer arabt- 
scher Länder sind, über ihr eigenes 
Geschick zu bestimmen und ihren an- 
Hlmperialistischen Kampf bis zu Ende 
au führen.“ (120) 

Zu diesem Vorgang ist zu sagen, 
daß nachher bei weitem nicht so heiß 
gegossen wurde, wie gekocht worden 
Warj-d.h. weder Ägypten noch die 
Sowjetunion waren an einem vollstän- 
digen Bruch interessiert. Insofern wur- 
den die hochgespannten Erwartun: 
sen der chinesischen. Außenpolitik 
enttäuscht. 

Prinzipiell dstes nicht so, du Maß- 
nahmen bürgerliche Regierlingen (wie 
in Ägypten) Ausdruck. irgendeiner 
Entschlossenheit des V o1kes sind, 
sondern sie bringen die Interessen 
der herrschenden Klassen zum Aus- 
druck “ 

Was die arabischen Staaten angeht, 
50 wird fast überall die Arbeiterbewe- 
‚gung unterdrückt und die Kommuni- 
sten verfolgt, d.h. es gibt nicht einmal 
selbständige politische Organisationen 
des Proletariats. Das ist auch in-Anyp- 
en so, Unter diesem Aspekt sind die 

'n der arabischen Staaten 
zu schen. Es ist eine (ypisch r © v 
sionistische Illusion, anzunch- 


kapltatislscher Entwicktungsweg” und 
iplicher Unsinn). 

54 konnte auch die Ausweisung 
der sowjetischen „Berater“ nicht die 
Funktion haben, Änyptens nationale 
Unabhängigkeit zu stärken, Vielmehr 
ist auch diese Maßnahme als Teil der 
Annäherungspolitik Ägyptens gegen 
über dem US-Imporialismus zu ver- 
stehen. Zugleich diente diese Maßnah- 
me zur Täuschung der Massen 
1. Vortäuschung einer Politik der 
nationalen Unabhängigkeit, und 2 
die militärische Passivität der Agyptl 
schen Bourpeoisie gegenüber laracı 
sollte der Sowjetunion in die Schuhe 
geschoben werden, 


Die KPCh nimmt zu den Inneren 
Verhältnissen der arabischen Staaten 
keine öffentliche Stellung; eine Aus- 
‚nahme bildet hier lediglich Jordanien. 
D.h. die KPCh sagt nicht, daß die 

bische Rourgeoisr, den antilmperi- 
ERREGT Del ZU atente 
Befreiungsbewegung nicht zum. Er- 
folg führen kann. 

Dementsprechend erklärt die VR 
China die militärischen Mißerfolge 
der arabischen Staaten nicht aus ihren 
inneren Verhältnissen heraus, sondern 
ausschließlich mit dem „Komplott 
‚der Supermächte” und zwar mit spe- 
zieller Stoßrichtung gegen die Sow- 
jetunion. Die tatsächliche Haltung 
der arabischen Bourgeoisie wird be- 
schönigt und verfälscht, z.B. durch 
die Behauptung, der Jüngste israelisch- 
arabische Krieg habe „die beispiel- 
lose militante Einheit aller arabischen 
‚Länder im Kampf gegen den gemein- 
samen Feind” gezeigt (121). Oder 
auch die Behauptung, die militärische 
Situation sei zum Zeitpunkt des Waf- 
fenstillstands-Abkommens „äußerst 
‚günstig für die arabischen Völker” 
gewesen (122), 

Ohne die sowjetische Hilfe für die 
arabischen Staaten und für die palästi- 
‚nensische Befreiungsbewegung zu über- 
schätzen und ohne den selbstsüchti- 
gen Charakter dieser Hilfe zu über- 
sehen, muß man doch festhalten, daß 
die (auch ständig in der „Peking 
Rundschau” etc. zitierten) Stimmen 
segen diese Hilfe in aller Regel von 
den äußersten Reaktionären und La- 
kaien des US-Imperialismus in dieser 
Region kommen (123), während ge- 
rade die Organisationen des palästi- 


men, diese Staaten könnten konse- 
‚quent antiimperialistisch sein („nicht- 


Am 6. Dezember traten Millionen französischer Arbeiter 
istreik. Aufgerufe 
dazu die Arbeitergewerkschaften CFDT und CGT, die 
Lehrergewerkschaft FEN, die „Kommunistische“ (revi- 
sionistische) und die sozialistische Partei (PCF und PS) 
" (RG), eine Abspaltung 


in einen 24-stündigen Geneı 


und die „Radikalen der Link 


'r Generalstreik richtete sich ge- 
Dir zuncmenoe Yernunına 
fer Lebenshaltungskosten der werk- 
tätigen Bevölkerung. Gleichzeitig 
mit dem gesteigerten wirtschaftlichen 
Druck auf die Arbeiterklasse betreibt 
das französische Kapital durch um- 
fawende  „Restrukturierungspläne““ 
eine ständige Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen, regionale „Um 
setzungen“ der Arbeitskräfte, Ent- 
lassungen usw. 

Gerade unter der Messmer-Regie- 
rung hat sich die Offensive des Kapl- 
tals ungeheuer verwhärft. Dazu g0- 
hört auch wesentlich eine wachsende 
politische Repression, wie sie sich 
4.B, in einer chauvinisischen Gesetz» 
gebung gegen ausländische Arbeiter 
in Frankreich, in brutalen Polizelein- 
sätzen gegen Streiks und Demonstr 
tionen und in Verbotsmaßnahmen 
gegen linke Organisationen. gezeigt 
hat, 

Die Messmer-Reglerung Ist daher 
von französischen Genossen. zul 
fend als eine Klawenkriegs-Regierung 
bezeichnet worden, die „die Bedin- 
gungen einer wirklichen frontalen Of- 
fensive gegen die Arbeiter vorberek 
ter“, 


Se en 
Die Absichten der Reformisten 


Die Reformisten und Revisioni- 
sten, besonders von PCF und CGT, 
wersichen den Kampf der Arbeiter 
genen die Messmer-Regierung für ih 
fe Absicht einer legalstischen Lö- 
mung In Form einer Volk 


nensischen Widerstands stets die Hil- 


an deren Politik in verschiedenen 
Fragen, gewürdigt haben (124) 


ER u 
Die „armen und reichen Länder” 


Kurz vor der Eröffnung der 4 
Gipfelkonferenz der blockfreien Lin- 
der” (September 73 in Algier) sagte 
der _ algerische Präsident Boume- 
dienne: „Wenn die Welt in der Ver- 
‚gangenheit in zwei Blöcke, den kom- 
munistischen Block und den kapite- 
Iistischen Block, geteilt war, 50 be- 
steht sie heute, unserer Meinung 
nach, aus zwei Teilen: der reichen 
Welt und der armen Welt." (125) 

Mit einer solchen Einteilung der 
Welt wird offenbar versucht, die 
kKlassenmäßige Einteilung der 
Welt «durch die Einteilung in „arme 
Länder und reiche Länder" (126) 
zu ersetzen. Die Trennung verliefe 
demnach nicht ' mehr prinzipiell 
zwischen. Proletarlat (und Bauern- 
schaft) und Bourgeoisie in jedem 
einzelnen Land, sondern zwi. 
schen, verschiedenen Ländern, die 
„arm oder „teich” sind 

Die Bourgeoisie Algeriens, des 
rans, Kuweits etc. (d.h. der gesamten 
‚Dritten Welt") würde zur „armen 
Welt” gehören, dagegen ein alien 
scher, spanischer oder auch westdeut- 
scher Arbeiter zur „reichen Welt" 

Mit Theorien wie dieser steht in 
engem Zusammenhang eine demago- 
gische Ablehnung von „Kapitalismus 
ebenso wie Kommunismus” und die 
Propaganda eines „arabischen natio- 
nalen Sozialismus”, d.h, in Wahrheit 
eine rligiös-nationalistisch bestimmte 
Ideologie, durch die herrschenden 
Klassen — z.B. die. zynischerweise 
unter dem Namen „Kulturrevolution‘ 
laufende waktionäre, antikommunisti 
sche Bewegung in Libyen. Ein „drit- 
ter Weg” also (angeblich „weder Ka- 
pitalismus noch Kommunismus", in 
Wahrheit aber klar ersteres!), der 
außerhalb der arabischen Welt z.B, 
im argentinischen „Peronismus” ei- 
‚nen besonders ausgeprägten Vertre- 
ter hat. 

Da der'Gegensatz zwischen Kapi- 
talismus und Sozialismus in der Welt 
angeblich nicht der entscheidende 
Widerspruch ist, so ist es auch „lo- 

"daß die herrschenden Klassen 
‚armen Länder" die Ideologie 
der Klassenversöhnung und der Un- 


fe der Sowjetunion, bei aller Kritik 


‚dem Vorbild der gescheiterten chile- 
nischen Unidad Popular) umzumün- 
zen. Einerseits sind die reformisti- 
schen Organisationen selbst eine der 
Stützen der Mobilisierung - und es 
wäre auch eine sehr einfältige Vor- 
stellung zu glauben, daß die Refor- 
misten überhaupt gegen jegliche Mo- 
bilisierung selen. Die Differenz zwi- 
schen einer revolutionären und einer 
reformistischen Politik liegt nicht so. 
schr in diesem Punkt, sondern darin, 
daß die Reformisten die Mobilisierung 
der Arbeiter politisch zu be- 
grenzen trachten, daß sie deren 
politisches Niveau niedrigzuhalten 
versuchen, 

Zeitweise tritt dies natürlich in 
der Form auf, daß sie sich ganz von 
der Mobilisierung fernhalten oder 
sich sogar gegen sie stellen; und zwar 
dann, wenn daraus eine offene Kon- 
frontation mit dem gesamten bürgerli 
chen Staatsapparat erwächst, Das hat 
sich beispielsweise mehrfach Im 
Kampf der Lip-Arbelter gezeigt, die 
im Juni dieses Jahres die Produktion 
in ihrem Betrieb in die eigenen Hän- 
de nahmen, zwei Monate später dann 
durch einen masılvon Polizeieinsatz, 
aus den Werkshallen und Verwal 
tungsräumen vertrieben wurden, und 
die heute noch (sechs Monate nach 
der Betriebsübernahme) ihren Kampf 
fortsetzen und streiken. 

Ende September hatte ein Stern- 
marsch nach Besangon stattgefunden, 
an dem rund 100.000 Menschen aus 
vielen Regionen Frankreichs teilnah 
men, darunter zahlreiche Delegatio 


terdrückung des Klassenkampfes im 


aus der „Radikalen Partei“, die sich dem Volksfront- 
bündnis von PCF und P$ angeschlossen hat. 

In Paris nahmen rund 400.000 Menschen an einer fünf. 
stündigen Demonstration während dieses Generalstreiks 
teil; es war die größte Demonstration seit dem Mai 63 
und auch der erste Generalstreik seit dem Mai 68. 


‚Arbeiter ausdauernde Kämpfe gegen 
die Kapitalisten führen: wie Renault, 
‚Citroen, Pöchiney, Joint Francais usw. 
Die PCF hatte in diesem Fall über- 
haupt nicht zur Mobilisierung beige- 
tragen, und stattdessen hinterher al- 
kerlei wüste Beschimpfungen gegen 
die Demonstranten in ihrer Zeitung 
„L’Humanitö” losgelassen, nach fol- 
gender Art: „Es gab ein Kauderwelsch 
von Gruppen und Komitees, die sich, 
unter irgendwelchen Namen ver- 
steckten‘“; es seien „diejenigen in der 
Überzahl“ gewesen, „die nur so ta- 
ten, als ob sie mit Lip solidarisch 
seien, in Wirklichkeit dort aber nur 
ihre eigene Propaganda aufzwingen 
wollten“; „die Anwesenheit der 
Linksradikalen hat nur die Rechts- 
parteien begünstigt“; der Sternmarsch 
hätte besser „einen. gewerkschaftli« 
‚chen Charakter haben müssen“ und 
schließlich sei „der Kampf von Lip 
vor allem und überhaupt die Sache 
der Lip-Arbeiter selber“, usw. 

‚Auch hier, wo sich die Röformi- 
sten ganz von der Mobülsierung fern- 
halten, geht es ihnen dabel vor allem 
natürlich um eine Einflußnahme (Ver- 
hinderung der Teilnahme ihrer eige- 
nen Genossen und der mit ihnen 
sympathisierenden Arbeiter) zur Be- 
‚nzung des Bewußtseins der Arbei- 

klasse auf ein Jegalistischen Nive 
‚Am schlagendsten zeigt sich das noch 
einmal da, wo auf dem Sternmarsch 
| ie Parole umging:,„Une seule solu- 
ton; la REVOLUTION!" (Eine ein- 
zige Lösung: die REVOLUTION!) 
und die PCF dieser Parole hinter- 


eigenen Land prediger 
raktizberen. 

Von der Sowjetunion wurden die 
‚oben zitierten Äußerungen Boume- 
diennes kritisiert -, a0 brachte die 
Nachrichten-Agentur TASE einen 
Kommentar, und Breschnew schrieb 
einen Brief an Boumedienne, 

Die „Renmin Ribao“ sprach da- 
raufhin ‘von der „anmaßtenden Hal- 
fung des Sozialimperlallımus der 
sowjetischen Revisionisten, der Kon- 
ferenz der blockfreien Länder Hal- 
tungen zu diktieren und Befehle zu 
erteilen" (127) 

Zweifellos handelt die sowjeti- 
sche Führung, die selbst eine imperi- 
alistische Außenpolitik betreibt,nicht 
uneigennützig, wenn sie die Theorie 
der „armen und. reichen Länder" 
kritisiert 


Eine andere Sache ist jedoch, daß 
diese Theorie, so wie Boumedienne 
sie formulierte, eben tatsächlich eine 
demägogische, für den antiimperi- 
alistischen Kampf schädliche Theorie, 
ist, China aber übernahm cs, diese fak 
sche Theoriezu verteidigen, sie 
als Ausdruck der „reißenden Sırö- 
mung des Kampfes gegen die Hege- 
‚monie” (127) zu interpretieren. In 
einem Artikel der „Peking Rund- 
schau” heißt es, „daß die These über 
die ‚Teilung der Welt in reiche und. 
‚arme Länder‘, gegen die sich der An- 
griff der TASS richtet, eine berühmte 
These der gesamten blockfreien Be- 
wegung ist,” (128) 

Der Begriff der „armen Länder" 
hat durchaus seine Berechtigung — 
aber nicht dann, wenn er demagogisch, 
dem Widerspruch zwischen Kapitalis- 
mus und Sozialimus gegenüberge- 
stellt wird, wenn er objektiv dazu 
dient, die Klassengegensätze in den 
irmen Ländern” selbst zu verwi- 
schen, eine falsche „Einheit der ar- 
men Länder” als Alternative zum 
‚Sozialismus zu propagieren. 


und konkret 


fortgesetzt. 
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106.) Was haben die indischen Expansi- 

onisten vor? : Kommentar der „Renmin 

Riboo”, 1.4.71 — PR 16/71, 8.9. 10 

107) Rede ji Pengte's am 7.11.71 
PR46771,5.5 

108.) Biafra verwüstet - PR 42168,5,37. 


Ja, auch für Lip doch „die Stunde 
des gemeinsamen _Repierungspro- 
aramms (der Union de la Gauche) 
schlägt 

Um nichts anderes geht es denn 
auch, wenn die Reformisten selbst 
zur Mobilisierung blasen, wie jetzt 
beim Generalstreik am 6. Dezember. 
Leroy, Politbüro-Mitglied der PCF, 
beeilte sich sogar eigens, der Regie- 
rung (und natürlich ebenso bzw. s0- 
gar besonders, den allzu unzufriede- 
nen und kampfbereiten Arbeiten) 
gegenüber zu erklären, daß dieser Ge- 
neralstreik „keineswegs ein Ausgangs- 
punkt für große Umwälzungen'sein 
soll „Und man glaubt der PCF gerne, 
daß sie dies auch nicht will. 

Entsprechend kritisieren die Re- 
formisten an der Messmer-Regierung 
vor allem deren „Unfähigkeit“ — wie 
PCF-Parteichef Marchais beispielswei- 
se in einer Pressekonferenz am 22. 
November sagte: „Wir werden regiert, 
aber schlecht regiert, Schlecht regiert 
deshalb, weil diese Regierung sich 
als absolut unfähig zeigt, die notwen- 
‚digen Maßnahmen zu beschließen, die 


der Inflation und der Preissteigerung 

ein Ende setzen würden. 
Schlußfolgerung ist, daß die Arbei- 

ter eben (z.B. durch den General 


streik) Druck auf die Regierung aus 
üben sollen, damit diese endlich „die 
notwendigen Maßnahmen beschließt" 

und letztlich, wenn sie das dann 
doch micht tut, daß die Messmi 
Regierung bei den nächsten Wahlen 
eben durch die Union de la Gauche 
ersetzt werden muß, die sich natürlich 
laut Ihrem „gemeinsamen Programm” 
der Aufrechterhaltung des bürgerli 
chen Staates verpflichtet fühlt und 
auch dem Kapital nur mit etwas mehr 
„Kontrolie" und „Demokratisierung 
äroht. 


Die PCF ist dafür zu allerlei Kon- 


109.) Lenin, Ober eine Karikatur auf den 


Marius, 1910; Werke Bd. 20.84721 
110,) Rede om 3.10.72 = PR 41/72, 8, 7 
111,) Tochu Endel, Rede auf einem Din- 
kott zu Ehren der sudanen, Deiepation, 
17.12.71 = PR 82/71, 8.8 

112) Muong Hua, ständiger Deleglarter 
‚der VR China bei der UNO; Rede vorm 
Sicherheitsrat um 4.12.71. = PM 80/71 
5.10 

113) Rede am 17.12.71 — 
s.H 

114.) „Bolschewik’" Nr, B (September 71) 
s.30 

116.) Prinzipien und Strategie der Aufon- 
Politik der VR China, in NR 1/72,8.17 
116.) Res am 14.9.,72 — PR 30/728.16. 
117.) Außenminister Dj Pong in Frank- 
reich und Iran, PR 28/73, 8. 8 

118.) Dos wahre Wesen eines scheinharon 
Freundes — PR 37/73, 8.17 

179) vol. dazu spazlell den unter (118) 
‚Nenannten Artikel sowie „Sowjetische Ex. 
Pansion in Westasien‘® in PR 39/73: ferner 
auch „Expansion In die Dritte Welt“ in PR 
14/73 (Zitate aus dem Artikel einer irani- 
schen Zeitung) und „Teheran — Tagung der 
GENTO" in PR 25/73 

120.) Rede von Außanminster Dji Peng« 
f0 auf einem Bankett zu Ehren einer {u: 
nesichen Delegation, 24.8,72 — PROB 
72,5.20 

121.) Rede von Vizesußenminister Tjino, 
Guan-huan am 23.10.73 vor der UNO — 
PR 4373, 8,8 

122.) Nackte Schau der Politik der Stärke, 
zenmin Ribeo“‘, 26.10.73 — PR 43/73, 
123.) 2.8. Iran, Kuweit, Tunasien 

124.) z.B. in einer Erklärung der PFLP 
vom 123.73: „Die grolie Sowjetunion, 
ie große chinesische Revolution und al 
Länder des sozilistichen Lagers ebenso 
wie die revolutiondren Kräfte überall In 
‚der Welt versorgen uns jetzt mit. poll 
scher, materieller und moralischer Unter. 
türzung.” (UNSER WEG, Nr.19,. 32), 
2.8. die FPOLP in einer Erklärung vom 
13.10.73: „Die arabischen Länder sehen. 
mit großer Hochschtung und Dankbarkeit 
uf die wirksame Unterstützung, die die 
UASSR, die vozialistischen Länder und 
die demokratischen Kräfte der Welt für 
unserer gerechte Sache leisten.” (.avan- 
Quordia operala”, 37/73, 5.18) 

125.) Interview Boumecienne's mit ei 
‚nem Sonderkorrespondenten der Saypt 
schen Radio- und Fernsehkorporation, 
18.8.73 — zitiert in PR 38/73, 5, 13. 

126.) Interview Boumedienne's mit der 
Sayptischen Zeitschrift „al-Mussamar” am. 
16.8.73 — zitiert wie (125) 

127.) Gratulation zum erfolgreichen Ab- 
schluß der 4. Gipfelkonferenz der lock. 
reien Länder, „Renmin Ribso“,13.9. 73 
—PR 38773, 8.12 

1128) Hsin Tjing, An wen ist die Heraus- 


forderung 
5.13.18 


sam, 


gerlichen Parteien bereit und propa- 
giert auch das direkte Bündnis mit 
ihnen (wobei sie allerdings gegenüber 
ihren italienischen Glaubensbrüdern, 
die als neuestes die Parole eines 
„historischen Kompromisses” mit der 
‚Christdemokratie ausgegeben haben, 
noch um eine Nasenspitze zurück“ 
liegen). Jedenfalls hat die PCF di 
CFDT-Gewerkschaft anläßlich des 
Generalstreiks vorgeworfen, daß diese. 
wohl am liebsten „die Einheit der 
Massen auf ein antikapitalisisches 
Bündnis reduzieren” möchte. Nun 
ist die CFDT, in der die inksoriall- 
stische PSU über einen gewissen Ein- 
fluß. verfügt, beileibe keine revolu- 
tionäre Gewerkschaft — aber b106 
ein antikapitalistisches Bündnis, di 
seht der PCF mit ihren staatserhal- 
tenden Absichten denn doch schon 
zu weit. Man könnte ja auf den Ge- 
‚danken kommen, daß da die „kleine 
und mittlere” Bourgeoisie schon nicht 
mehr mitzieht, und wer wollte das 
verantworten? | 

Die Gewerkschaft GT, die auf 
der von der PCF festgelegten refor- 
mistischen Linie wandelt, hi 


zu verhandeln”. Was letzten Kinder 
dabei herauskommen wird (und dann 
‚große Erfolg” des Genen 
streiks angepriesen wird), Ist nach 
aller Erfahrung unzweifelhaft: ein 
neuer Verkauf der Arbeiterinteressen 
an das Kapital 

Aber die Reformisten werden auf 
lingere Sicht nichti 
als ihre eigene Abı 
Kapit 
letztlich auch bei der Arbeiterklame, 
deren Bindung an die Jepalistischen 
Illusionen war auch in Prankreich 


nen von anderen Betrieben, wo die 


rung („Union de la 


her in ihrer Zeitung entgegenhielt, 


zessionen an die „traditio 


noch groß it,aber nichtewie. WM 
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‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


-— »Energiekrise« - Kampagne 
gegen die Arbeiter klasse 


Die Auseinandenetzung zwischen der englischen Arbei- 
terbewegung und dem kapitalistischen Staat scheint 
einen neuen Höhepunkt zu erreichen: Nachdem die kon- 


serwative Regierung die „2. Phase“ ihrer 
chen Wirtschaftspolitik 


der Formel 4 Pfund plus 4 %, siche AK 


im November eine Niederlage einstecken: Die Feuer- 
wehrleute erkämpften sich Lohnerhöhungen, 

schen 25 und 30 % legen. Damit hat die Tory-Regierung 
diesem Fall ihre Anfang Oktober verkündete „.3.Pha- 
“ nicht durchsetzen können. Die 3. Phase sicht Lohn- 
erhöhungen vor, die 7 % nicht übersteigen, bei einer In- 


Aation, die offiziell bereits bei rund 10% 


Vortäuschung einer Ölkrise | 
t auch in England der Kap 
listenklasse dazu, ein Klima der natio- 

nalen Demagogie zu schaffen und | 
Maßnahmen durchzusetzen, die Not- | 


standscharakter haben. Dabel it fi 
zustellen, daß die Regierung Heath 

Wie härter „durchgreift”, als es hir | 
In der BRD die SPD-Regierung kann. | 


trotz breiter Abwehrkämpfe 
durchsetzen konnte (Lohnerhöhungen nur noch nach 


se Schlappe wieder 
arbeiterfeindli- 


wen 
26), mußte sie 


die zwi- 


gandafeldzuges und 
des Heizöls, Benzins 
se", die in 
wie hier in der BRD. 


Nieget 


nur einige Stunden. Es bilden sich 
lange Schlangen vor den Tankstellen, 
und es kam mehrfach berei 

geleien an den Zapfsäulen. Aus die- 
sem Grund und um die Beschränkung 
der Abgabe an den Zapfsiulen auf 
eine Gallone (etwa 4 1/2 Liter) zu 
überwachen, steht in der Regel neben 
jeder geöffneten Tankstelle ein Auf- 


zu Prü- 


| 
| 
| 


| der Bevölkerung 


Streikander Feuerwehrmann. Plakataufschrift: „Ist Dein Leben 5 Pfund wert? 
(die Feuerwehrleute hatten erst 5 Pfund gefordert, dann durch ihren Streik 
sogar mehr erkämpft) Die Firma meint nein“. 


Die „Ölkrise” existiert nicht... | 

Der „Daily Telegraph“ schreibt | 
am 27.1 1.:,.Die Lieferungen von Roh. 
öl aus dem Nahen Osten waren in 
diesem Monat nahezu identisch mit 
dem, was die Firmen ohne Ölkrise 
erwartet haben.“ (1!) 

Und noch deutlicher: „Mr. Walker 
(Staatssekretär für Handel und Indu- 
strie) sagte im Parlament, daß gegen 
wärtig keine Notwendigkeit bestünde, 
Rationierungen einzuführen. Es hat 
noch keinen Rückgang der Ölimporte 
sereben * („Daily Telegraph", 
2.1) 

[Die britische Regierung ist sopar 
von Saudi Arabien als „araberfreund- | 
lich" eingestuft worden und genießt 
„ebenso wie Frankreich und Spanien 
Sonderhehandlung bei der gedronsel | 
ten Ölausfuhr“. („Frankfurter Rund | 
7.12.73) 


und Demagogie | 


Denzin und Heizöl werden von 
‚den Ölgesallschaften zurückgehalten. 
In den lands sind gegen 
wärtig immer nur noch ein paar Tank 
jellen am Tag neöffnet, dann auch | 


gebot von Polizisten. In den letzten 
Wochen sind immer mehr Menschen 
vor den Tankstellen verhaftet wor- 
den, 

Es ist jetzt eine Geschwindigkeits- 
begrenzung auf 80 km/h eingoführ 
worden, Außerdem darf kein priva 
fer Autofahrer in der Woche mehr 
als 10 Meilen fahren. 

Für Büros gilt jetzt eine Höchst- 
temperatur von 17 Grad Celsius! Eine 
Temperatur, die bei sitzender TA 
keit zu Verkühlungen und Krankhe 
führen kann. 

Das Heizen mit Strom ist verbo- 
ten. Die Straßenbelsuchtung wird 
weitgehend abgeschaltet, Leuchtre- 
klame is seit vier Wochen verboten. 

Die Regierung ist bereits dazu über- 
gegangen, Rationierungsscheine für 
Benzin auszugeben. Seit Ende No- 
vermber müssen sich alle Autofahrer, 
nach den Anfangsbuchstaben. ihrer 
Namen gestaffelt, bei ihren Postäm- 
tern melden und erhalten Bezups- 
scheine, Neben der ideologischen Wir 
kung solcher Maßnahmen — es wird 
tatsächlich der Eindruck erweckt 
als befinde man sich im Belagerungs 
oder Kriegszustand — ist damit auch 
eine Verschärfung der Überwachung | 
den einzelnen Menschen bezweckt 
Es gibt in Enpland weder Porsonalaus 


Gegenwärtig ailerding» versucht die Tory-Reglerung, die- 


dung des Notstandes, mit Einsatz von Truppen zur Bre- 
chung der Streiks der Bergarbeiter, mit Polizeieinsatz ge- 
‚gen Streikposten, mit einer Flut von politischen Prozes- 

gegen angebliche „Bombenterroristen der IRA”, mit 
Verfahren und Geldstrafen gegen Arbeiter, die „wilde 
Streiks“ organisiert haben und nicht zuletzt mit der Ent- 
fachung eines nationalistischen, faschistoiden Propa- 


land in Wahrheit genau so wenig existiert 


| den Tatsachen’ eines Lebens als Neuer | 
Kranker Mann in Europa auseinander | 
zu serzen 

Weihnachten wird für viele Leute 
kälter und weniger fröhlich sein - 
als Ergebnis der gestrigen Entschet- 
| dung. Um Weihnachten werden wir 
sogar vielleicht höhere Arbeitslosen- 
‚zahlen haben .. 
| Unter diesen Umständen kann kei- 
| ner gegen die Entscheidung der Re 
| ierung sein. Notstandsmaßnahmen 


senlossen, Tausende sind auf die Stra- 

ie geflogen. Im letzten Jahr waren en 
11.000, dieses Jahr werden cn über 
4.000 sein. 

Durchschnittlich verdienen die 
Bergleute 27 Pfund pro Woche, das 
sind auf den Monat in DM umgerech- 
net 650 DM netto, wenn sie nicht in 
der Nachtschicht arbeiten, für die 
geringfügig mehr gibt 

Allein im letzten halben Jahr hat 
es drei schwere Unglücke in den eng: 
ischen Gruben gegeben mit mehreren 
Toten! Der Grund dafür liegt im 
Raubbau, der gegenwärtig in den 
Minen getrieben wird, ohne daß ent- 
sprechende Sicherheitsmaßnahmen 
durchgeführt werden. Viele Minen 
sollen ohnehin nur noch geringe Zeit 
in Betrieb sein — da lohnt es sich 
mach kapitalistischer Kalkulation 
nicht mehr, in die Sicherung der Stol 
ien zu investieren (s. Bergbau-Arti- 
kel in AK 32). 

Die Forderung der Bergleute liegt 
bei 8-13 Pfund pro Woche mehr. Das 
„Angebot“ der staatlichen Kohlenbe- 
hörde bei 2.25 - 2.50 Pfund. Als Bon- 
bon für die Nachtschicht wurden 
9 Pfund mehr angeboten. Nach dem 
Motto: was Du Peter gibst, nimm 
Dirbei Paul! Diese neun Pfund würden 
nur rund 14000 Bergleute, die regelms- 


wett zu machen: mit der Verkün- 


der Einführung von Ra: 
und der Kohle anläßlich der „Ölkri- 


gegen die „Bedrohung der Lebens- 
bedürfnisse” wie sie durch den Ener- 
gie-Streit und den Überstundenboy- 
kott der Bergarbeiter ausgeübt wird, 
zu ergreifen ... 

‚Natürlich haben — wie der Staats 
sekretär Robert Carr ugte - die 
Bergarbeiter das Recht, Überstunden 
zu verweigern, aber die Regierung 
hat auch die Pflicht, Maßnahmen zu 
ergreifen, um Kohle sicherzustellen 

Die Krise ist da für eine Weile und 
keiner vom uns kann sich da raus 
halten. Weder die Bergarbeiter noch 
die Minister, selbst nicht die Führer 
der Opposition. Was ist das für ein 
Tag für eine Krise! Es muß Annes 
Tag sein — es IST Annes Tag! 


weise, noch Meldepflicht oder ähnli | 
Ser Auf dem Wer in die EC mus 
Sch der enlichekapiliehe Sa 
den anderen europäischen Staaten 
Anpemen und de 21. nech werat 
ich wößenn Freien der eng 
Ace Arteerke gpäyjnken 
ARE GERNE er 
enaischet Fol, die Venchirung 
2 Snfechte das Anttrkgeete 
ai AR SI) Und dam ade 
2 ie Eelrng jeden a | 
Baer dreh den Slasapprt 
De Dreriehe Freme Tru ich 
ee | ann Pr Re, 
Faionerung: Unter der Überschrift | Präugum sehen. „Kre Min, Krüc 
Fit yon bzaen Auostuem er | B7__ Tee Sun fät mi al en | 
zer ein In on here ade 


Sant“ schein der Dany Tee | en am Sie auf Nachtschicht sehen, bekom- 
a net zei die Brau men. Der Rest — 2 _ müßte 
Durch die Herausgabe von Ben- | „Nicht nur der Streik der Bergar- | sich mit 2.25 - 2.50 begnügen. 


beiter und Kraftwerker wird diffa- 
miert, sondern auch die IRA wird 
wieder ins Visier genommen: „Ge 
stern suchten Polizeikunde, die dar- 
‚auf träiniert sind, Sprengstoff zu rie- 
chen, die Abbey (die Kirche, in der 
die Parasitenhochzeit statt fand, AK) 
ab. nach dem Hinweis, IRA-Provor 
würden versuchen, die Zeremonie zu 
stören.“ („The Sun“, 14.11.) 

Alle müssen zusammenhalten, Ar- 
beiter, Kapitalisten, Anne, Ted und 
Mark — um aus dem Schlamassel 
rauszukommen! 


Die Bergarbeiter machten das nicht 
mit und entschlossen sich Anfang 
November, Überstunden zu verwei- 
gern. Dieser. Kampf stellt unvorstell- 
bare Anforderungen an die Familien 
der Bergarbeiter: sie müssen mit noch 
weniger auskommen als bisher. 


Die Kohlenbehörde versuchte, die 
Bergleute zu erpressen: Am Montag. 
dem 26.11., wurden 1.000 ohne Be- 
zahlung des Lohnes nach Hause ge- 
schickt, mit der Begründung, es kön- 
me nicht gearbeitet werden, da die 
Sicherungsarbeiten nicht durchge- 
führt worden seien, die gewöhnlich 
am Wochenende gemacht werden 

Am 28.11. mußte der Vorstand 
der NUM, der Bergarbeitergewerk- 
schaft, noch die Weiterführung des 
Streiks beschließen, so stark war die 
Stimmung der Bergarbeiter. Die Ab- 
stimmung ging 14:5 aus. Es ist zu er- 
warten, daß die Gewerkschaftsfüh- 
mung wie bisher immer versuchen 
wird, den Arbeitern das Kämpfen 
auszureden. Der Erfolg der Feuer- 
wehrleute im November aber wird 
ihnen das schwerer machen. D 


Leserbrief 


zingutscheinen werden etwa 50.000 | 
Autofahrer, die bisher ohne Steuer- 
karte oder ohne Bescheinigung über 
die Fahrtüchtigkeit fahren, zur Ehr- 
lichkeit gezwungen ... Autos, die 
nicht den jährlichen Test auf Fahr- 
tüchfigkeit gemacht haben, bekom- 
men keine Benzingutscheine, weil 
dieser Test verlangt wird, bevor ein 
Fahrer eine Steuerkarte über 25 Pfund | 
(rund 150 DM) pro Auto erhalten 
kann.“ 

Nach der Einführung der Ratio- 
nierung, die wohl jeden Tag zu er- 


warten ist, ist der Weg jedes engli- | 
schen Autofahrers für den Staats- die Arbeiter kein Grund, 


Apparat genau zu verfolgen: Auf je- Kein 
dem Benzincoupon muß die Regi a die eigenen Kapitalisten zu 
unterstützen! 


striernummer des Autos angegeben 
werden, bevor man dafür Benzin be- 
kommt. 


Die englischen Bergarbeiter führen 
‚einen Abwehrkampf, um nicht mit 
ihren Familien noch stärker zu ver- 
elenden.’Mit ihren Löhnen liegen sie 
ohnehin an der untersten Grenze 
Massenarbeitslosigkeit ist in den Berg- 
Eine Spitzenleistung an faschisti-| baugebieten an der Tagesordnung 
scher Demagogie brachte die engli- | Immer mehr Schächte werden ge 


Faschistoide Verhetzung 


sche, der Labour Party nahestehende 
Te Sun 4. Pie.Sanael) 

| Zeitung „The Sun“ („Die Sonne”) 
anläßlich der Luxushochzeit von Prin- 
zessin Anne und Mark Phillips am 
14.11.: Der Bergarbeiterstreik; der 
einen Tag zuvor augerufene „Na- 
‚ale Notstand“; Rührstories über 


Dingen Mehl und Margarine. 

Die Bücker backen nur noch die 
Hälfte. Um 12.00 Uhr mittags ist 
überhaupt kein. Brot mehr zu be- 


‚das junge Brautpaar”; die Sorge dar-| Von einer Leserin des ARBEITER-| kommen. 

über, ob „Millionen von Fernsehzu-| KAMPF bekamen wir einen Loser nr oa sind an der Tagen 
schauern“ die Hochzeit nicht sehen | brief zur Situation in England, aus| ordnung, 

könnten, wegen der Energiekrise; die | dem wir einige Stellen zitieren wo-| Fleisch und Molkereiprodukte stic- 
Aufforderung, „die Gürtel enger zu | len. Die Leserin stand in den letzten| Ben im Preis innerhalb 


Tagen um das Doppelte. Margarine, 


Novembertagen mit ihrer Schwester 
wenn vorhanden, Ist nahezu unbe- 


in telefonischer Verbindung: | 


schnallen“ und das „über-unsere-Ver 
hältnisse-leben“ zu beenden; die 


„Hochzeit des Jahrhunderts am Tag 
(er nationalen Krise“ usw. uf 
Alles wird in einen Topf geworfen 
und mit den Zutaten Sentimentalität 
und Chauvinismus verrührt, um mit 
dieser süßlichen Soße dem Volk den 
Blick für die wahren Klassenverhält- 
nisse zu verkleistern 
Einige Auschnitte: „Bitte an 
sehnallen! Das wird ein Ritt über 
Stock und Stein! Ted (Reaktionär 
Heath wird von den Soziakiemokra- 
ten freundschaftlich mut seinem Kose- 
namen genannt!) erklärt den Nor- 
and! Die Bankzinsen schießen ın 
die Höhe! Die Pri- oder Stirb-Poltik 
der Regierung ging gestern zu Bruch 
Das bedeutet für uns alle (!} einen 
langen steinigen Weg. Deshalb Bitte 
anschnallen! erreichte 
das Außenhandelrdefizit den monar 
lichen Rekord von 298 Millionen 
Pfund im Oktober. Das it das Maß, 
im dem wir über unsere Verhältnisse 
leben und in dem wir unseren Gürtel 
enger schnellen müssen 
mußte die Regierung wegen der Kol 
len« und Energie-Rrise. au der es vor 
allem wegen dem unersättlichen Drän 
ken, uns mehr zu zahlen, alı wir ver 
dienen, gekommen ut, den Notntand 
erklären. Das liegt daran, daß wir eı 
| versäumt haben, uns energüch mit 


r Strom wurde bezirksweise ra 
ionier! 


man bei Kerzenlicht (wie romantisch) 


Heizungen wurden aber auch funk. 
tonsunfähig. Und deswegen — weh 
‚dem, der noch einen Kamin besitzt 
schleppte meine Schwester für Ihren 
Mann, ihre drei Kinder und sich Ma- 
trazen ins kaminbeheizte Wohnzim- 
mer, Da schlafen ie jetzt schon we. 
‚sen des harten Winters die letzten 14 
Tage. 

‚Auch an den Preisen für Lebens- 
| mittel merkte man die „Ölkrise‘ 


Während man uns hier in den 
Nachrichten erzählte, daß die Ölkrise 
in England noch nicht stattgefunden 
hat, passierte in Wahrheit folgendes: 
Bei den Händlern war keine Kohle 
mehr zu bekommen. (Regierung: we 
‚gen dem Streik der Dergleute,) In 
Wirklichkeit hielten die Händior die 
Ware zurück, um erhöhte Preise ver 
langen zu können. Auf dem Lebens 
mittelmarkt war und ist die Situation 
ähnlich, Der Schwarzmarkt blüht für 


Lebensmittel, die in den Geschäften 
nicht mehr oder schr selten zu be 
‚kommen sind, Dazu gehört vor allen 


sitzen mußte, Elektrisch betriebene 


zahlbar, 
| Preisbeispiele‘ 

12 Eier kosteten vor otwa 14 Tagen 
‚noch 28 Pence, Jetzt 60 Pence, Dox 
senmikh vorher 4 Pence, jetzt # 


Pence 

Der Strom wird voll 
Das bedeutet, daß er nur 
halber Kraft in die Haush 


Die Telefonverbindung war auch sehr 

schlecht. Büros werden nicht mehr 

‚geheizt, auch Läden nicht. Schulen 
nur noch ganz minimal, 

Etwa zwei Drittel der privaten 

stehen unbenutzt am Straßen- 

‚och 


Bezugsscheine für Benzin und Heizöl 
sind schon verteilt. Man rechnet üg- 
lich damit, daß zur Benutzung aufge- 
rufen wird, 

Klobenhola (für Kamine) ist nicht 
oder au Schwarz« 
Molzsammeln in 
den Wäldern ist so gut wie verboten, 

Privatlaute dürfen mit Ihren Autos 
nur noch 10 miles die Woche fahren, 
Sondergenehmigungen werden noch 
erteil 

Ein Ende der Situaı 
abzusehen.“ 


ist nicht 
” 


M.J Hamburg 
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Als Lenin die „Zwei Taktiken” 
_schrieb, stand Rußland am Vor- 
abend_einer-bürgerlich-dömakrair" 


n. Auf diese Kenn- 
Lenin großen Wert, 


«c 
zeichnung legt 


Rußland könne den Kapitalismus 
und die bürgerlich«iemokratische 
Revolution _„überspringen”, „di- 
rekt”" den Weg der proletarischen, 
sozialistischen Revolution gehen. 
In Rußland entwickelten sich zu 
Anfang dieses Jahrhunderts der Zer- 
fall der halb-feudalisischen, keine 
jemokratischen Rechte 
duldenden „Selbstherrschaft” (Za- 
rismus) und’ andererseits die Mas- 
senbewegung besonders der Arbei- 
ter, gegen die „Selbsthe 2 
in stürmischem Tempo. Diese Ent- 
wicklung wurde noch vorangetrie- 
ben durch den russisch-japanischen 
Krieg 1904/05, der für die werktäti 
gen Massen weiteres Elend brachte. 
Anfang Januar 1905 begann 
Streik in den Petersburger Putilow- 
Werken, der schnell auch andere Be- 
triebe erfaßte und sich zu einem 
Generalstreik ausweitete 
In dieser Situation zog am Mor- 


gen di 
jonstration 
Organiskert wär 


stratlon von dem ein 
Provokateur im Dienste def Zaris - 
mus. Mit Biklern des Zaren und 
„Heiligen“-Ikonen ließ Gapon die 
Ärbeiter zum Palast marschieren, 
„um Väterchen Zar eine Bitt- 


schrift zu überbringen”, 

Am Palast jedoch lagen zaris- 
tische Truppen im Hinterhalt, die 
massiertes Feuer auf die unbewaff- 
net und nichtsahnend anmarschie- 
renden Arbeiter eröffneten. Mehr 

wurden an diesen 


Nach dem 9. Januar, dem „Blutigen 

Sonntag”, entwickelte sich die Mas- 
‚senbewegung noch mehr in die Brei- 
te und nahm eine zunehmend klare- 
te politische  Stoßrichtung an. 


‚sierten Charakter trugen die Streiks 
in den großen Städten, wo bedeu- 
tende Arbeltermassen konzentriert 
waren, — in Petersburg, Moskau. 
Warschau, Riga, Baku. In den ersten 
Reihen des kämpfenden Proletarlats 
marschlerten die Metallarbeiter. Die 
fortgeschrittenen Arbeitertnupps rüt- 
telten durch Ihre Streiks die wenk- 
per klnssenbewußten Schichten auf, 
riesen. die gesamte Arbeiterklasse 


Anmerkungen zu Lenins 


Zwei Taktiken 


der Sozialdemokratie 


inder 


Demokratischen Revolution 


zum Kampfe mit. Der Einfluß der 
Soziaklemokratie wuchs rasch.” 
(Geschichte der KPASU(B) S. 70). 

Von besonderer Bedeutung wa- 
ren in dieser revolutionären Bewe- 
gung die Demonstrationen und 
Streiks im ganzen zaristischen Reich 
am 1. Mai und die mehrtägigen Bar- 
rikadenkämpfe in der polnischen In- 
dustriestadt Lodz (große Zeile Po- 
lens gehörten damals zum zaristi- 
schen Reich). 

Im Juni 1905 kam es zu der ve- 
Fühmt gewordenen Revolte auf dem 
Panzerkreuzer „Potemkin”, der zur 
zaristischen Schwarzmeer-Flotte ge- 
hörte. Dieser erste Aufstand inner- 
halb der zaristischen Armee endete 
‚jedoch mit einer Niederlage. 

„Dieser Aufstand bewirkte es, 
daß der Gedanke eines Anschlusses 
der Armee und Flotte an die Arbei- 
terklasse, an das Volk, den Massen 
der Arbeiter und Bauern, besonders 
‚den Massen der Soldaten und Matro- 


den Massen der Soldaten und Matro- 
sen selber verständlicher und ver- 
trauter wurde.“ (Geschichte der 
KPaSUB), S. 73) 

Auch im Oktober 1905 hielt 


die revolutionäre Massenbewegung 
an. Im Oktober standen Arbeiter 
fast aller Sektoren, aber auch Ange- 
stellte und Angehörige der Intell- 
‚genz. (Ärzte, Ingenieure u.a.) im 
Streik. Unter dem Druck dieser 
Bewegung erließ der Zarismus das 
„Manifest” vom 17. Oktober, in 
‚dem zum Schein eine Reihe demo- 
kratischer Rechte zugestanden wur- 
de, insbesondere die Einberufung 
einer gesetzgebenden Versammlung 
(Duma). Dieses Manifest war „ein 


(Geschichte der KPLSU(B), 5.94) 


Das „Manifest“ konnte die revo- 
hutionäre Bewegung nicht aufhalten: 
diese nahm im Gegenteil mehr und 
mehr auch die Form bewaffneter 
Zusammenstöße mit der Staatsmacht 


menter mus Petersburg, Twer und 
dem Westgebiet herangezogen hatte, 
konnte er den Aufstand niederwer. 
fen.” (Geschichte der KPASU (B), 
8.100) 

‚Auch in anderen russischen Städ- 
ten griff das Proletariat zu den Waf- 
fen; sein Kampf verband sich mit 
Aufständen der unterdrückten Na- 
tonalitäten in Georgien, der Ukraine, 
in Lettland und im (vom Zarismus 
besetzten) Finnland. 

„Der Dezemberaufstand von 1905 
war der Höhepunkt der Revolution. 
Im Dezember brachte die zaristische 
Aufstand eine 


BEN 


ren und einen opportunistischen Fli- 
el trat in der revolutionären Bewe- 
‚gung von 1905 besonders deutlich 
hervor. Im April 1905 fand der III. 


Arbeiterpartei Rußlands 
statt, der von den Bolschewiki unter- 
stützt wurde; gleichzeitig führten die 
abgespaltenen Menschewiki eine eige- 
ne Konferenz durch. Beide, der Par- 
teitag und die Konferenz, legten die 
jeweiligen Positionen gegenüber den 
von der Revolution auf die Tages- 
ordnung gesetzten Fragen fest, wie: 
Stellung des Proletariats und der So- 
ziaklemokratie zur Revolution und 


In „Zwei Taktiken . . .” stellt 


Lenin die Positionen des bolschewi- 
stischen Parteitags und der mensche- 
wistischen Konferenz einander gegen- 


ng der runischen So- 
in einen revolutiond- 


(Geschichte der 


zinldemokra 


„wisklich.den Willen des Volkes 
zum Ausdruck bringt. Die Bolsche: 
wiki lehnen eine Teilnahme an der 


Asb ranınaa 
COUIANBAEMOKPATIN 


Bb NCMOKPATHYecKoh 
pesonmuji 


Base ap im ER, 


Umschlag von W. T. Leni 
„Zwei Taktiken der Sorialdemohrstie 
in der demokratischen Revolution“ 
1908 


Ferkleinert 


der politischen Ordnung und jene 
sozialökonomischen Umgestaltungen, 
die für Rußland notwendig geworden 


sind, an und für sich nicht nur keine 
Unsergrabung des Kapitalismus, keine 
Untergrabung der Herrschaft der 
Bourgeoisie bedeuten, sondern daß 
sie umgekehrt zum erstenmal gründ: 
lich den Boden für eine breite und 
rasche, europäische und nicht aslatl 
sche Entwicklung des Kaplıalimus 
sdubern, daf sie zum erstenmal die 
Herrschaft der Bourgeoisie alı Klasse 
ermöglichen werden.” (Lenin, „Zwei 
Taktiken , ,.", 8.56 - diese und 
folgenden Seitenangaben bei 
sich auf die Ausgabe, des 


iner 


Dietz Verlages von 1967) 


Diese Revolution geht über den 
Rahmen der kapitalistischen ökono- 
mistischen Struktur der Gesellschaft 
nicht hinaus. Obwohl daher die bür- 
gerliche Revolution „die Intereuen 
nicht so sehr des Prolasariars als viel: 
‚mehr der Bourgeoisie zum Ausdruck 
bringt” („Zwei Taktiken”, 8. $7), it 
sie doch auch für das Proletarlat vor- 
teilhaft und notwendig. 


Lenin begründet die Notwendig- 
keit einer bürgerlichen Revolution 
in Rußland mit zwei Argumenten: 

„Der Grad der ökonomischen Ent- 
wicklung und der Grad des Klassen- 
bewußtseins und der Organisiertheit 
der breiten Massen des Proletariats 
(die subjektive Bedingung, die mit der 
objektiven unlöslich verbunden ist) 
machen eine sofortige , vollständige 
Befreiung der Arbeiterklasse unmög- 
ich.” (Zwei Taktiken, 8. 33) 


Vollständige Befreiung der Arbei- 
terklasse wäre der Sozialismus, die 
Eroberung der Macht durch das Pro- 
letariat. 

Dies würde voraussetzen, daß die 
Massen für das Ziel des Sozialismus 
gewonnen sind. Davon aber konnte in 
Rußland zu dieser Zeit keine Rede 
sein: „.... nur ganz naive Optimlsten 
können vergessen, wie wenig die Mas- 
ae der Arbeiter bisher von den Zielen 
des Sozialismus und den Mitteln zu 
seiner Verwirklichung weiß.” (Zwei 
Taktiken, S. 33) 

Um sich im Klassenkampf zu schu- 
ien und zu organisieren, um sich mit 
‚den Zielen des Sozialismus vertraut 
zu machen, braucht das Proletariat 
die politische Demokratie. Daher kann. 
die Revolution in Rußland zunächst 
nur eine bürgerlich-demokratische, 
aber noch keine sozialistische sein. 
Vielmehr ist die bürgerlich-Jemokrati- 
sche Revolution die notwendige Vor- 
zusetzung, um die Massen für die 
sozialistische Revolution zu gewinnen, 
sie in diesem Sinn zu schulen und 
zu organisieren. 
sie in diesem Sinn zu schulen und 
zu organisieren. 

Die revolutionäre russische Sozial- 
demokratie stellte sich jedoch keinen- 
wegs das Ziel, als Produkt der bür- 
gerlich-demokratischen Revolution 
ein parlamentarisches System nach 
‚dem Vorbild der USA, Englands etc. 
zu erreichen, Lenin betonte, daß der 
entscheidende Sieg über den Zaris- 
mus nur in einer Diktatur ber 
stehen kann, nämlich in der demo- 
kratischen Diktatur der Arbeiter und 
Bauern, „denn die ‚Verwirklichung 
der für das Proletariat und die Bauern- 
schaft unverzüglich und unabweislich 
notwendigen Umgestaltungen wird 
den erbitterten Widerstand sowohl 
‚der Gutsbesitzer als auch der Groß- 
bourgeoisie und des Zarismus her- 
vorgerufen. Ohne Diktatur ist es un- 
möglich, diesen Widerständ zu bre- 
‚chen, die konterrevolutionären An- 
* (Zwei Taktı- 


Das wird eine demokratische Dik- 
tatur sein, d.h. während sie den werk- 
tätigen Massen umfassende politische 
Rechte garantiert, wird sie die kon- 
errevolutionären Klassen in Schach 
halten, die Verteilung von Großgrund- 
besitzer-Land an die Bauern schützen 
etc. 

Diese Diktatur wird von den Ar- 
beiten und Bauern gemeinsam auf- 
‚geübt, weil ihre Interemen in 
auf die bürgerlich-Jemokratischt 
volution (aber eben auch nu r in Iie- 
zug auf diese, und nicht etwa auch 
in der sozialistischen Revolution!) 
einheitlich sind 

Diese Diktatur stützt sich auf die 
Bewaffnung der Massen, 
ist offensichtlich, daß die Re- 
visionisten bei ihren „bürgerlich.de- 
‚mokratischen” Konzepten (und 2.B. 
der Praktizierung durch die Unidad 
Popular in Chile) gerade diese en 1- 
scheidenden Punkte (d.h. de- 
mokratische Diki 
mung der Massen) 


di 
entgegengesetz! 
greifen gern die Einschätzung 
(russischen!) Revolution (19081) als 
„bürgerlich-Semokratisch” auf, um 
über in Wahrheit Reformismus und 
'arlamentarismus zu praktizieren. Zu 
diesem Zweck setzen sie „bürgerlich- 
demokratisch“ einfach mit  parlar 
mentarisch, „verfassungsmäßig" (im 
Sinne der bürgerlichen Verfassung), 
„Jegal” (im Sinne der bürgerlichen 
Gesetze) gleich, und streichen die 
Bewaffnung der Massen, 
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s. Lanin: Zwei Takt 


Der Charakter der Revolution 


in den imperialistischen 
Staaten 


Andı 
land von 1908 sind in de 
Ntischen Ländern (e.B. Di 
reich, Italien, USA, Großbri 
eie.) die Skonomise 


ala im su 


istlschen Ruß- 
Imperia 


sache ausdrücklich hervor 
Die Menschewiki hatten in ihrer Kon 
ferenz-Resolution geschrieben, daß 
den „fortgeschriitenen Ländern West 
Suropas! 
Verwirklichung des Sozialismus scho 
eine gewisse Reife erreicht haben’ 
Lenin entgegnete ihncı 

ropa die Bedingungen für den Sozis 
Hlmus nicht eine gewisse Reife er- 


reicht haben, sondern überhaupt reif 


dafür sind” (Zwei Taktiken, 8. 97). 


n Bedingungen 
us, Lenin hebt 


die‘ „Beiingungen für die 


„daß in Eu 


wierung” und der 
kratische Richtung. 


mehr unrealistisch 
em wie Frankreich oder Ita 


nicht 
politische 
reichen, die das Ziel 
Hintischer" Umgestalturigen, einer 
mokratischen Erneuerung” 6 
klamieren. 

Kommunisten die Frage, wie se sic 
einer wichen Entwicklung 


se einschlagen wollen. 


nen, © zei 


weiß” (Zwei Taktiken, 8.32). 


‚Nolksfront-Re 
gierung” wiesen in Bürgerlich.demo- 


Heute erscheint die Möglichkeit 
daß in 


Bündnisse einen Wahlsie 
antimapopo- 
pro- 
Daraus stellt sich für die 


segen- 
über verhalten wollen, welche Taktik 


sind, die Mehrheit des Proletarlats 
für das Programm einer „demokrati- 
schen Umgestaltung” usw. zu gewin- 

das doch auch, „wie 
wenig die Masse der Arbeiter bisher 
von den Zielen des Sozlallmus und 
den Mitteln zu seiner Verwirklichung 
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Würde de 


nächst etwa in Frank 
reich das Bündnis der vereinigten 
Reformisten und Revisonisten or 
folgreich sein, 10 würde das zweifel 
n | los zu einer erheblichen Verschärfung 
'# | der Klassenkämpfe führen. Sobald 

dag Bündnis versuchen würde, gegen 
die Herrschaft des Monopolkapitals. 
emsthaft otwaszu unternehmen, wür 
de die Bourgeoisie von sich aus, wie 
h | in Chile, die Machtfrage stellen. 


sche These vom 


Die revisioı 


Wenn es gelingt, In Imperlalisti- M Kg 
schen Ländern wie Frankreich oder | „HNäberwachsen 

Italien, wo die Bedingungen objektiv 

für die sozialistische Revoluon reif | Im Vorwort zu Lenins „Zwei Tak 


tiken" des Dietz-Verlager (Berlin) 
DDR) wird behauptet 

„in seinem Werk arbeitete Lenin 
die" Theorie des Hinüberwachsens 
der bergerlich-demokratischen Rero- 
hution in die sozialistische Revalu- 
tion aus.” (8. 12) 

Diese Behauptung erfreut sich bei 


Diese Feststellung Lenins wird von | 
den Revisionisten bestritten. Danach 
steht in den imperialistischen Ländern 
mich ı die sorialistische Revalu. 
tion als historische Aufgabe auf der | 
Tagesordnung, sondem zuvor eine 
„antimonopolistsche", „demokrati 
sche Erneuerung von Staat und Ge 
sellschaft” ‚d.h, eine Art von bürger 
lichdemokralischer Revolution, aber | 
auf „(riedlichem Weg”. 

ES ist zwar richtig, daß Lenin dem 
Proletariat in jedem Fall die Aufgabe | 
gestelli hat, konsequentester Kämpfer 
für politische Demokratie zu sein. 
Dies aber nicht im Sinn. einer 
sonderen _ „antimonopolistischen‘ 
Etappe, wie esdie Revisionisten 
tun. Lenin ging eindeutig davon aus 
daß vor dem Proletariat der Imperia 
Yistischen Länder die sozialistische 
Revolution als unmittelbare Aufgabe 
steht, anders als in Rußland, wo die 
ökonomischen und gesellschaftlichen 
Bedingungen zunächst die bürgerlich“ 
demokratische Revolution erforder- 
ten 

Daß die Bed pe 
rialistischen Staaien objektiv 

If für die sozialistische Revolution 
MG, bedeutet allerdings nicht, daß 
le Kommunisten z.B. der BRD sich 
mitder Frage der bürgerlich"lemokra 
tischen Revolution nicht zu befassen 
brauchen. 

Obwohl 2.B, Deutschland zu An 
fang dieses Jahrhunderts objektiv reif 
war für die sozialistische Revolution, 
hatte die deutsche Novemberrevolu 
einen bürserlich-demokratischen 
Charakter. Auch die In der kommu. 
nistischen internationalen Bewegung 
während der 20er und Aer Jahre 
diskutierten Fragen der „Arbeiterre 


‚nungen in den. 


Sturm auf den Winterpale 
Dies ist allerdings, anders als im 
zaristischen Rußland, nicht dadurch 
daß die bürgerliche De- 
u wenig entwickelt ist, um 
die sozialistische Aufklärung der Mas 
son zuzulassen, Obwohl es in den im- 
perislistischen Staaten in gewissem 
Maß Verbote oder Verbotsdrohungen 
jenen linke Organisationen und Grup- 
pen gibt, muß man doch sagen, daß es 
bis heute relativ weitgehend 


den Weg zu seiner Verwirklichung zu 
propsgieren; allerdings wird sich das 
dei einer Verschärfung der Klassen- 
kämpfe zweifellos ändern, 

Insgesamt gesehen ist der Einfluß 
‚der Kommunisten und übrigen re- 
volitionären Linken in den imperis- 
hisischen Ländern noch sehr gering. 
Wo die Kommunisten schon zeit- 
weilig größeren Einfluß haben, be- 
ruht er in der Regel noch aus 
schließlich auf der Anerkennung der 
Kommunisten im Tageskampf, 
nicht aber auf der Anerkennung ih 
ron politischen Programms, des So- 


All dien führt zur Schluhfolge 
is, trotz der objektiven Rei 


nung, 
fe der imperialistischen Länder für 
den Sozialismus, die Entwicklung 


tundchst über bürgerlich«demokrati 
sche Schrite laufen könnte, die a 
Terdings schr schnell die Machtfrage 
auf die Tagesordnung zwingen wür 
den, 

Die chilenische Unidad Popular 
ist gerade an dem Versuch geschei 
tert, der Machtfrage aus dem Weg zu 


gehen und auf dem Weg der bürger 
lichen „Verfassungsmäßigkeit” und 
Legatiiät" ganz allmählich die Ge: 


ellschaft in sozlalistischer Richtung. 


möglich | 
war, die Ziele des Sowiallımus und | 


den Revi 
und m 
dieses 
liche Ken von Le 
‚Zwei Taktiken" 

So ließ zB. die revisionistische 
Zeitschrift „Probleme des Friedens 
und des Sozlalismus” (1/73, 8.40 ff.) 
eine Reihe revisionistischer Ideologen 

'; verschiedenen Ländern über Le 
as „Zwei Taktiken” diskutieren. 
Vielsagende Überschrift dazu: „Kon. 
sequente Demokratie, die in den 
Sozialismus  hinüberwächst". Auch 
ist die Rede von der angeblichen 
„Leninschen Theorie vom Hinüber 
Wachsen der bürgerlich-demokrati 
schen. in die sozialistische Revolu. 
tion", von einer „Leninschen Lehre 
vom " Hinüberwachsen...” etc. Und 
von da führt ein direkter Weg zu der 
won DiskussionsTeilnchmer. Gar 
schlanz (Abteilungsleiter beim Insti 
tut. für internationale Arbeiterbewe- 
gung der Akademie der Wissenschaf- 
ten der DASSR) ausgesprochenen Be 
‚uptung: „Eine Weiterentwicklung 
der Leninschen Ideen ist die Kon- 
zepton der antimonopalistischen 
Demokratie, die heute zum Arsenal 
der kommunistischen und Arbeiter 
Parteien gehört.” (8,46) 

Der eigentliche In 
halt von „Zwei Taktiken" — die 
Notwendigkeit des bewaffneten Auf, 
stands, die demokratische Diktatur 
der Arbeiter und Bauern, die Bewalf 
nung der Massen — wurde in dieser 
ganzen. „wissenschaftbchen"” Selbst 
arstellung des modernen Rerisionis 
musentweder gar nicht angesprochen 
oder völlig entstelt a die 
revisionistischen Ideologen nebenbei 
zum Schluß, daß die Anwer 


onisten großer Popularität, 
nchmal erscheint es, als wi 
Hinüberwachsen” der eigent 

s Theorie der 


Iitärischer Gewalt zwar „möglich 
ist, „wenn die Reaktion dazu zwingt”, 
aber daß dies doch wohl mehr oder 
weniger eine Ausnahme sl 
Kennzeichnend sind auch die Er 
Aigmisse in Chile, wo die Volks 
macht im konstitutlonellen Rahmen 
durchgenetzt ' sagte Diikus 


nehmer Trebiak. ( 
Vereinigte Arbeiterpartei) (8.51), 
Inzwischen ist Chile wirklich 


„kennzeichnend" geworden, aber 
Hicht. als. Musterbeispiel-fur" einen 
riedlichen Weg zum Sozialismu 
Sondern für dessen Hilflosigkeit und 
Ohnmacht gegenüber der bewaffneten 

Konterrevolution. 

ie aber steht es mit der angeb 
lichen „Leninschen Lehre vom Hin 
überwachsen...", die in. den „Zwei 
Taktiken” zu finden sein. soll? 

Tatsächlich ist der Begriff des 
„Hinüberwachsens” bei Lenin nicht 
Zu finden. Sinngemöß beziehen die 
Revisionisten ihre Behauptung einer 

‚Löninschen Lehre vom Hinüber 
jachsen” offenbar vor allem auf 
folgende Aussagen Lenins; 

„Die  revolutionändemokratische 
Diktatur des Proletariats und der 
Bauernschaft hat, wie alles auf der 
Welt, eine Vergungenheit und eine 
Zukunft, Ihre Vergangenheit sind die 
Selbstherrschaft, die Leibeigenschaft, 
de Monarchie, die Privilegien. Im 
Karıpf segen diese Vergengenheit, im 
’Karıpf gegen die Konterrevolution 
kann es einen ‚einheitlichen Willen 
des Proletarlats und der Bauernichaft 
‚geben, weil einheitliche Intereen 
vorhanden sind, 

Ihre Zukunft ist der Kumpf gegen 
das Priateigenrum, der Kampf der 
Loknerbeiters gegen den Unterneh. 
mer, der Kampf für den Sozialismus 
Hier st ein einheitlicher Wille un- 
möglich. Hier liegt vor uns nicht 
der Weg von der Selhstherrschaft 
zur Republik, sondern der Weg von 
der kleinbürgerlichen demokratischen 
Republik zum Soriallımu. 

In der konkreten historischen Si- 


Zukunft, der 
anderen” über. 
ihren Kampf gegen da: Privdteigen- 
um gibt es auch unter der Selbst- 
herrschaft, si entsicht in Ihrer Keim- 


ine Weg geht in den 
Die Lohnarbeit und, 


form sogar unser der Leibeigenschaft, 
Das nindert uns jedoch keineswegn, 
die großen Kntwicklungsperioden 
logtıeh und hitorlich voneinander 
zu trennen, Wir alle stellen ja die 
bärgerliche Revolution der sorlalis 
tischen gegenüber, wir alle bestehen 
unbedingt auf der Notwendigkeit, 
strengstens zwischen Ihnen zu unt 
scheiden, aber kann man denn leug 
nen, daß sich in der Geschichte ein 
zeine Tellelemente der einen und der 
anderen Umwälzung miteinander ver 
‚chten? Kennt denn die Epoche 
der demokratischen Revolurionen in 
Europa nicht eine Reihe sozialisth 
scher Bewegungen und sozlalitisch 
Versuche? Und it denn der künftt 
‚sen sozlallslschen Revolurion in Bu 
Tops nicht noch vieles, sehr vieles im 
Sinne des Demokratismus nachzuho- 
ler geblieben? " (Zwei Taktiken&. 
997100) 

Wir haben dies ausführlich zitiert, 
um den. leninschen Gedankengang 
klar zu machen. Lenin spricht hier 
durchaus nic ht von einem 
‚„Hinüberwachsen" der bürgerlich.de 
mokratischen in die sozialistische Re 
volution, sondern betont im Gegen: 
teil. die Notwendigkeit, zwischen die 
sen beiden „strengstens zu unterschei 
den”, Wogegen Lenin sich allerdings 
wendet, ist ein gewisser Schematir 
mus, nämlich der Dürgerlich-demokra 
tischen Revolution einerseits und der 
sozialistischen Revolution anderer- 
seits bestimmte Teilaufgaben dogma- 
tisch zuzuordnen. In diesem Sinn 
gt Lenin, daß „Teilelemente” bei- 
der Revolutionen „miteinander ver 
fochten” sind, Der letzte Satz des 
von uns zitierien Abschnitts macht 
klar, in welchem Sinn Lenin dies 
meint: daß in bürgerlich-demokrati 
schen Revolutionen T e j 1 elemente 
der sozialistischen Revolution enthal 

sein können und umgekehrt 

Die rerisionistische Theorie vom 
Hinüberwachsen” der bürgerlich-de- 
mokratischen Revolution in die so- 
zialisische Revolution (die diese 
Leute ausgerechnet Lenin unterju- 
bein wollen, um ihrer Theorie mehr 
Autorität” zu verleihen!) zielt da- 
gegen auf etwas anderes, nämlich auf 
die Verwischung der Unterschiede 
zwischen beiden. Speziell dient sie 
dazı, über zwei Kernpunkte der le- 
Fortsotzung nächste Saite 


KOMMIT, 


EEIWEHRTIMUF, 


KOMMIZAUSIDEN! 
CEWEHRINUFENTL 


Nachdruck von Texten zu den politischen Problemen des 
bewaffneten Kampfes der Arbeiterklasse. 


Zum einen eı Banı 
Engels und Lenin zur Frage d 


wurden Schriften Lenins aus den Jahren 1905 und | 
Bedeutung heute weniger bekannt 


Bandan 
sind 


[genommen, die trotz Ihr 


besonders wichtige Schriften von Marx, 
bewaffneten Kampfes, Insbesondere 


917 in diesen 


rüber hinaus ist es dem Verlag „ARBEITERKAMPF" gelungen, 


Texie zu den Fragen des bewaffne 


seit Jahrzehnten ni 
Alexander Schönau: „Der 
Proketarlats“ und von Bela Kun! 
des Österreichischen Aufstandes 
Jahren 1934. Welter enthä 
Arbeiterschaft und Wehrpolitik 
Yon Panitzki; „Die H, Int 
olschewismus und der Aufstand‘ 


wäre verhängnisvoll, würde sich die westdeutsche 
nit den Problemen Jen bewaffneten Kampfon 


/mchr verfügbar waren. So die Auf 
Februaraufstand di 


Beide Aufsätze sta 
jer Band die Arbeit vor 


In Kampfes zu beschaffen, die 
Österreichischen 
Einige wichtige taktische Fragen 
.n aus den 
Emsı Schnell 


1928, sowie 


nationale und de 
ebenfalls 1 


Arbeiterklasse 


befassen. wenn die Klasenkämpfe den bewaffneten Kampf in der 


BRD auf die Tagesordnung geseizt 

Bisher jedoch ist 

des bewaffneten Kampfes der 

unterhewertet worden. 

Der Band soll dazu beitr 
Ichr Beachtung bei den 

Arbei 


250. Seiten 


Ver Anaeiruncamer 


ie Auseinandersetzung 
Arbeiterklasse In Wentdeutsc 


DENT 
ortgenchrii 


Don werden, 


It den politischen Fragen. 


.e wichtigen Fragen in Zukunft 
nen Teilen der westdeutschen 
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Taktiken 


TI 


schen, nämlich, 
1. Die Notwendigkeit des bewaffne 
ton Aufktands und der Unterdrückung 
der konterrevolutionären 
und 2. die Tatsache, daß di 
lat in diesen beiden Revolutionen 
unterschiedliche 
Bündnispartner hat, d.h. daß 
Nündnispartner in der bürgerlie 
mokratischen Revolution in der so- 
zlalistischen Revolution 2.1. keine 
Bündnispartner sein werden, sondern 
in gewisem Maße Gegner 
Weiterhin wird mit der Theorie 
vom „Hinüberwachsen"” der bürger- 
lichrdemokratischen Revolution in 
die sozialistische Revolution auch die 
leninsche Lehre von der Notwendig- 
keit der Zerschlagung dos Staatsappa- 
rats revidiert; es wird die Auffassung 
vertreten, daß der bürgerliche Staat 
mit seinen. speziellen Institutionen 
(Parlament etc.) in den proletas 
schen Staat „‚hinüberwächst” 
Konkret wird das am Beispiel der 
UP-Politik in Chile deutlich. Die 
UP-Führer vertraten tatsächlich die 
Vorstellung, Chile werde durch wei- 
tere Wahlsiege der UP (wobei diese 
einen- immer größeren Stimmenan- 
teil. erhalten sollte), durch allmäh. 
liche personelle Verschiebungen in 
nerhalb des Staatsapparates, durch 
eine allmähliche Veränderung der 
bürgerlichen Gesetzlichkeit (indem 
man nämlich zuerst im Parlament 
die Mehrheit gewinnt, um dann 
demokratisch” die bürgerliche Ge- 
fetzlichkeit durch die proletarische 
zu ersetzen) etc 
„hinüberwachsen". 


Das „ 
‚die bewaffnete Revolution 


In den „Zwei Taktiken” spricht 
Lenin davon, „daß die Errichtung 
derdemokratischen Republik in Ruß- 
land nur als Ergebnis eines siegreichen 
Volksaufstands möglich ist, dessen 

‚olutio- 
(Zwei 
Taktiken, $. 28; Lenin zitiert hier 
aus einer Resolution des IH. Partei- 
tags der SDAPR.) 

Lenin schreibt dann weiter, daß 
die Sozialdemokratie unter bestimm- 
ten Bedingungen an einer solchen 
provisorischen revolutionären Regie- 
fung teilnehmen sollte, und führt 
fort: „Auf die provisorische revo- 
Iutionäre Regierung von unten her 
einzuwirken sind wir unter allen 
Umständen verpflichtet. Um einen 
solchen Druck von unten ausüben 


zu können, muß das Proletariat be- 
waffnet sein — denn in revolutionä- 
ren Augenblicke treiben die Dinge 


besonders schnell zum offenen Bür- 
besonders schnell zum offenen Bür- 


gerkrieg — und unter Führung der 
Sozialdemokratie stehen.” (Zwei Tak 
tiken, S. 36) 

Man erkennt leicht 
waffnung des Proletariats der Dre h 
pumkt der Politik der SDAPR, 
wie Lenin sie u... in’den „Zwei 
Taktiken.” erläutert, ist. O hn e 
die Bewaffnung des Proletariats wäre 
es ganz unsinnig, von einem Sieg der 
bürgerlich«femokratischen Revolu 
tion über den Zarismus zu reden, 
könnte die Revolation nicht vertei 
digt werden, Das würde im schlimme: 
ren Fall den Sieg der Konterrevolu 
tion bedeuten (die nun gegen die re 
wolutionären Massen mit Terror wü- 
ten würde, wie in Chile), oder es 
könnte im besseren Fall bedeuten, 
daß die Revolution „nur mit einem 
erbärmlichen Kompromiß abschlies 
sen wird” (Zwei Taktiken, 8. 62), 
d.h. im Fall -Rußlands „mit einem 
Pakt zwischen dem Zarismus und den 

inkonsequentesten’ und wigennät 
zigsten' Blementen der Bourgeoisie, 
(Zwei Taktiken, 8. 65) 

Was die Stellung der Revisionisten 
zur bewaffneten Revolution angeht, 
verweisen wir vor allem auf den Ar 
tikel „Lenin, Chile und die DKP” in 
AR 34, Mier nur einige kurze Bemer 
kungen 

Die Rerisionisten verbreiten z u - 
nehme nd und zwar gerade nach, 
‚dem faschistischen Putsch in Chile, 
die Them, daß unter den heutigen 
Bedingungen ein bewaffneter Auf 
stand gegen die hochgerüstete bür- 
gerliche Staatsmaschinerie von vorn 
aussichtulos sei. Die Bourgeol- 
tanzer, Flugzeuge, Artillerie 
— dagegen kann das Proletariat angeb- 
ich nichts machen, jedenfalls nicht 
me 


daß die Be- 


Stattdessen soll das Proletariat 
den Weg gehen, Teile des bürgerlichen 
Staatsapparats, vor allem des Hecı 


auf seine Seite zu ziehen. Nun 
das im Prinzip nichts Neues, diese 
Politik haben auch die Bolschewiki 


gemacht = aber eben nicht als 
Ersatz (und Gegensatz) für den 
bewaffneten Au sondern 
verbunden mit dieem 


In Chile 2.B. nahm diese Politik 
direkt die Form eines Paktes der 
UP-Regierung mit den militärischen 
Führen an. Die Miltär-Führung wur 
de mit Appellen an ihre angebliche 
Loyalität, Verfassungstreue, Patrio- 
tismus ete. umschmeichelt, die im 
grellen Gegensatz zu den Tatsachen 
standen und nur geeignet waren, die 
‚Anhänger der UP zu verwirten. Die- 
ser Pakt ging soweit, daß die UP-Füh- 
rer der Militär-Führung sogar ein- 
täumten, die Massenarbeit 
unter den einfachen Soldaten des 
Heeres, die von einigen revolutiond- 
ren Gruppen betrieben wurde, brutal 
zu unterdrücken (Festnahme und Fol - 
terung von Soldaten, Vorbereitung 
eines Prozesses gegen revolutionäre 
Gruppen wie den MIR, die die Basis- 
Arbeit im Heer unterstützt hatten). 

Die italienischen Revisionisten 
der PCI gehen heute schon so weit, 
am Jahrestag der italienischen Streit. 
kräfte an diese herzliche Grußadres- 
sen zu richten, in denen ihre „Treue 
zur Demokratischen Republik, zum 
erneuerten italienischen Staa” ge- 
priesen wird. Und weiter: „Als große 
Volkspartei () und wegen ihrer Rol- 
le bei der Gründung des demokrati- 
schen Staates betrachtet die PCI die 
Verteidigung und Entwicklung. sei- 
ner Institutionen als Teil ihrer eige- 
nen historischen Aufgabe.” Das Mi- 
itär wird nicht mehr insgesamt 
als Teil einer bürgerlichen, d.h. im 
Prinzip antiproletarischen Staatsma- 
schinerie gesehen, sondern als Hüter 
einer Art von noch entwicklungsbe- 
dürftiger Demokratie des ganzen Vol 
kes; freilich muß das „demokratische 
Militär sich hüten vor ‚;reaktionären 
und faschistischen Infiltrationsver- 
suchen (!) und vor ausländischer Ein- 
flußnahme". (Alle Zitate aus dem 
„Gruß der PCI” an die Streitkräfte; 
Sonderbeilage zur „Unitd” vom 4. 
November 73). 

Diese unglaubliche Verkehrung 
der marxistisch-leninistischen Staats- 
Theorie läßt auch die revisionistische 
‚Theorie vom „‚Hinüberwachsen..." in 
noch deutlicherem Licht erscheinen. 


Das „Hinüberwachsen” 
und die Bündnispolit! 


Es ist ein wesentlicher Gedanke 
in Lenins „Zwei Taktiken..", daß die 
Bündnispartner des Proletariats in der 


bürgerlich-demokratischen Revoluti 
tion einerseits und in der sozlalisti 
schen Revolution andererseits nicht 
dieselben sein können, Dies macht 
va. „den logischen und historischen 
Unterschied zwischen der demokrati- 
schen und der sozlalistlichen Umwäl 
zung” (Zwei Taktiken, $. 99) aus 

Lenin schreibt: „Das Proletarlar 
muß die demokratische Umwillung 

Ende führen, indem es die Masse 
der Bauernschaft an sich heranzleht, 
um den Widerstund der Selbstherr- 
schaft mit Gewalt zu brechen und 
die schwankende Haltung der Bour- 
‚geolsie zu paralysieren. Das Prol 
riat muß die sozialistische Umwäl- 
zung vollbringen, indem es die Masse 


deren wie auf den Feind‘ 
(Zwei 


scharf 
aufsupassen..” Taktiken, 
100) 
Die Revi 
leninistischen Po 
„dauerhaften Bür des 
storischen Blocks" etc. epehüber. 
Dies besagt praktisch, daß ein be: 
stimmtes Klassen-Bündnis ausgehend 
demokratischen „‚Umgestaltun 
den Sozialismus. „hinüber- 
Schr deutlich drückte das 
die ehilenische „KP” aus: „Mir stre- 
ben die Schaffung eines dauerhaften 
Bündnisses an... Die Einheit, die wir 
erstreben, erfordert die gegenseitige 
Loyalität, ständiges Streben zur Ak- 
Honseinhelt, gemeinsames Wirken auf 


dieser 
heorie des 


W.. Lenin im Jahre 1918 beim Lesen der Zeitung 


der halbproletarischen Elemente der 
Bevölkerung an sich heranzieht, um 
den Widerstand der Bourgeoisie mit 
Gewalt zu brechen und die schwan- 
kende Haltung der Bauernschaft und 
der _Kleinbourgeoisie zu paralysie- 
ren.” (Zwei Taktiken,$.117) 

An anderer Stelle spricht Lenin 


davon, daß das Proletariat und die 
Bauernschaft einen „einheitlichen 
Willen” 


Revolution, nicht jedoch in 
der sozialistischen Revolution: „Über 
den Rahmen des Demokratismüs hin- 
aus kann von einem einheitlichen 
Willen des Proletariats und der bäuer- 
lichen Bourgeoisie keine Rede sein. 
Der Klassenkampf zwischen ihnen 

unvermeidlich...” (Zwei Takti- 
ken, 5. 99) Und weiter: „Ein Sozial 
demokrat darf den unvermeidlichen 
Klassenkampf des Proleiariats für 
den Sozialismus gegen die Bourge- 
oisie und die Kleinbourgeoisie, mö- 
gen sie noch so demokratisch und 
republikanisch sein, nie und nimmer 
vergessen...Daraus folgt, daß unser 
‚vereint schlagen” mit der Bourgeoisie 
zeitweiligen Charakter trägt, daß wir 
die Pflicht haben, 'auf den Verbün- 


der Basis des Meinungsaustausches, 
der Annahme kollektiver Beschlüsse, 
der Ablehnung von Fraktionen in- 
‚nerhalb der Volkseinheit.” (aus der 
Resolution des XIV, Parteitages der 
KP Chiles, 1969) 

In einem 1967 geschriebenen Arti- 
kel führte der Führer der „KP"Chiles, 
Luis Corvalan, aus: „Wir Kommunt- 
sten sprachen stets davon, daß es zwei 
Typen von Verbündeten der Arbeiter- 
Klasse gibt: ständige und zeitweilige 
Verbündete.” Diesschränkte erjedoch 
sogleich wieder ein, indem er hervor- 
hob, „daß die Politik des Imperialis- 
mus .. auch unter einem beträchili- 
chen Teil der nichtmonopolistischen 
‚Bourgeoisie Empörung auslöst.” — Er 
schlußfolgerte daraus: „In einem sol- 
‚chen historischen Augenblick wird das 
‚Problem des zeitweiligen Charakters 
der Bündnisse des Proletariats und der 
‚Kommunisten mit anderen Kräften, 
wenn man so sagen darf, auf neue Ari 
und Weise gestellt. Es gibt für unsere 
Verbündeten weitgehende Möglichkei- 
ten, stetig voranzuschreiten, wenn 
auch mit Schwankungen und Schwie- 
Figkeiten verschiedener Art. Aufjeden 
Fall haben die Kommunisten nicht die 
Absicht, die Verbündeten in einer be- 


r aller Länder und unterdrückte Völker, vereinigt Euch! 


jelnternationale “> 


Zeitung den Kommunistischen Bundes für den proletarischen Internationaliamun 0.50 DM 


hat das Ziel, die Verbindung mit den kommunistischen und fot 


schrittlichen nationalen Kräften in der ganzen Welt zu stärken, 
Deshalb besteht ein großer Teil der Zeitung aus Texten aus- 
ländischer Organisationen und Gruppen. Wir haben diese Artikel 


nicht nacl 


dergeben und unsere P 


dem Prinzip ausgewählt, daß sie unsere Meinung wie- 
ik bestätigen sollen, sondern wir wollen 


versuchen, ein objektiven Bild der Klassenkämpfe in der Welt zu 
‚geben, Nur aus einer echten Diskussion politischer Anschauungen 


und dem Aı 


kungsvolle internationale Solidarität erwachsen. 


„die internationale” erscheint sechswöchentlich 
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stimmten Eiappe 
der nächsten auszubooten, Im Gegen- 
teil, Ziel der Kommuniıten Ist 0, auf 
unbegrenzte Zeit mit ihnen ausm: 
menzuarbeiten,” (L, Corvalan, Das 
Bündnis der revolutionären antlimpe- 
nalistischen Kräfte in Lateinamerika; 
in: Probleme des Friedens und des 
Sozialismus, Nr. 7/67,8. 565) 


Ahnlich die revisionistische 
nische „KP“. Im antkfaschisti 
Befreiungskampf des italienischen 
Volkosentstand ein bestimmtes Bünd» 
nis, repräsentiert vor allem durch die 
Kommunisten, Wie Christdemokraten 
und die Sozlalisten/Soziaklemokra- 
ten. Die PCI vertritt die These, daß 
‚dasselbe Bündnis auch in der Lage 
sein müßte, „demokratische Umge 
staltungen““ zu verwirklichen, die 
schließlich in den Sozialismus „hin 
Überwachsen““ 

Die Revisionisten vertreten so spie- 
Serhaftidyllische Vorstellungen über 
die Haltung der Kleinbourgeoisie (und 
sogar von Teilen der Bourgeolsie) ge- 
genüber der sozialistischen Revoluti- 
on. Ex wird so getan, als könnte da 
Kleinbürgertum (und sogar Tei- 
le der Bourgeoisie) als Klasse 
durch einen „behutsamen Dialog” da 
zu gebracht werden, die Notwendig- 
keit des Sozialismus schließlich einzu- 
schen, Alle bisherigen Revolutionen, 
und gerade auch die Ereignisse in 
Chile, haben die Fälschheit dieser Auf- 
fassung gezeist. 


Kapitalismus zum Sozialismus - Anm. 
AK) „werden dieser Umwälzung so- 
wohl’die Kapitalisten Widerstand lei- 
sten sowie ihre zahlreichen Handlan- 
‚ger aus der bürgerlichen Intelligenz, 
die sich bewußt widersetzen, als auch 
die gewaltige Masse der in kleinbürger- 
lichen Gewohnheiten und Überliefe- 
rungen zu sehr verstfickten Werktd- 
tigen, einschließlich der Bauern, die 
‚sich häufig unbewußt widersetzen „..” 
(Lenin, Gruß an die ungarischen Ar- 
beiter, Mai 1919) 


Und an anderer Stelle: „Die Dikta- 
tur des Proletariais ist der aufopfe- 
rungsvoliste und _schonungsloseste 
Krieg der neuen Klasse gegen einen 
mächtigeren Feind, gegen die 
Bourgeoisie, deren Widerstand sich 
‚durch ihren Sturz (sei es auch nur in 
einem Lande) verzehnfacht 
und deren Macht nicht nur in der Stär- 
ke und Festigkeit der internationa- 
len Verbindungen der Bourgeoisie 

besteht, sondern auch in der Macht 
der Gewohnheit, in der Stärke der 
Kleinproduktion. Denn Kleinproduk- 
tion gibt es auf der Welt leider noch 
schr, schr viel: die Kleinproduktion 
aber erzeugt unausgesetzt, täg- 
lich, stündlich, elementar und im Mas- 
senumfang Kapitalismus und Bour- 
geoisie. Aus allen diesen Gründen ist 


die Diktatur des Proletariats norwen: 
dig, und der Sieg über die Bourgeoise 
ist "unmöglich ohne einen langen, 


hartnäckigen, erbitterten Krieg auf 
Leben und Tod, einen Krieg, der 
Ausdauer, Disziplin, Festigkeit, Um 
beugsamkeit und einheitlichen Willen 
erfordert.“ (Lenin, Der „Jinke Radi- 
kalismus“ ..: April/Mai 1920) 

Nach aller historischen Erfahrung 
konnte es gar nicht überraschen, daß 
in Chile Teile des Kleinbür 


‚durch direkte Sabotage die Situation 
der UP-Regierung und der Arbeiter- 
klasse erheblich verschlechterten. Die 
UP-Regierung hatte auch dann, als 
‚dien offenbar wurde, nur das Rezept, 


ie Arbeiterklasse durch eine „Produk. 
onsschlacht‘“, d.h. durch Überstun- 
den und erhöhtes Arbeitstempo, hin- 
ier der Wirtschaftsaborage der Hour- 
geoisie und Teilen des Kleinbürger- 
herrennen zu lassen, anstatt den 
0 
Arbeiterklasse und der Kleinbauern 
nachhaltig zu brechen 
Wenn heute die Revisionisten über 
diese Frage reden. 0 doch nur in dem 
Sinn, daß die UP.Repierung &s „nicht 
geschafft” hat, das Kleinbürgertum 
Zu gewinnen. D!h. die Frage wird nicht 


(siohe Lenin!!) her 
erläutert, sondern aus mangelnder 
„Überzeugungstähigkeit 
Öanz logisch, daß dabei vor 
„Ultr=-Linken“ tung 
{ragen sollen, das Kleinbürgertum 
„verschreckt" zu haben, 

In weiteren Nummern des AK soll 
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Griechenland: Zu einigen Fragen 


EINE AUSEINANDERSETZUNG MIT DER ZEITUNG SOLIDARITAT 


Diese redaktionelle Anmerkung ist 
eine Stellungnahme zu dem Artikel 
‚Faschismus in Griechenland", der 
‚der SOLIDARITÄT (Nr. 13), Zei- 
tung des Sozialistischen Studenten- 
bundes Hamburg (SB), erschienen 
it. 

Der SSB ist eine mit dem KB be- 
freundete und solidarisch zusammen- 
arbeitende Organisation, er ist jedoch 
Keine Organisation des KB, führt 
also u.a. auch seine Zeitungsarbeit 
selbständig durch. Es ist daher natür- 
lich, daß wir nicht auf jede einzelne 
kleinere Meinungsverschiedenheit mit 
den Genomen einzugehen brauchen. 
Der Artikel „Faschismus in Griechen- 
land” enthält jedoch eine solche Kon- 
zentration von Widersprüchlichkeiten. 
und Fehlpositionen, auch in wesentli- 
chen Fragen, daß wir eine Stellung- 
nahme für notwendig halten; auch des- 
halb, um keine Mißverständnisse über 
die Haltung des KB zu diesen Fragen 
aufkommen zu lassen. 


Kraut und Rüben 


Der Artikel „Faschismus in Grie- 
‚chenland” zeigt große Konfusion in 
‚der Frage, wie die Politik der griechi- 
‚schen Bourgeoisie und ihrer Regime 
zu interpretieren ist. 

Der Artikel stellt dies unter die 
Überschrift  „Demokratisierungs- 


‚schwindel”. Das ist „der Versuch der 
‚Faschisten, sich einen demokratischen 


in Hinblick auf den Beitritt Griechen- 
lands zur „Europäischen Gemein- 
schaft”, 

Andererseits - wird behauptet, 
„durch den seit Mitte des Jahres ins- 
'Zenierten Demokratisierungsschwin- 
del wollten die Faschisten versuchen, 
sich im Volk eine Massenbewegung 
zu schaffen.” 

Hier liegt u. E. der erste Wider- 
spruch, zwischen einer „Demokrati- 
sierung” (wenn auch nur scheinbaren) 
und der Förderung einer faschisti- 
schen Massenbewegung. Dies ist doch 
gegensätzlich ‚entweder „de, 
mokratischen Anstrich zu verleihen” 
(damit beseres Image” auch im Rah: 
men der EG etc) oder stärkere 
Faschisierung,denn darauf 
würde die Förderung einer faschisti- 
schen Massenbewegung hinauslaufen. 

Der Verfasser des Artikels hat of 
fenbar zwei verschiedene 
Dinge verwechselt, nämlich 1. die 
Förderung einer faschistischen Mas- 
nenbewegung und 2. die Verbreite- 
fung,der sozialen Basis des diktatorı 
schen Regimes. 


Der  „Demokratisierungsschwin- 
del” ist ein Versuch, die soziale Basis. 
‚des Regimes zu erweitern, aber nicht 
durch Förderung einer faschistischen 
Massenbewegung, nicht durch „,Versu- 
‚che, dem griechischen Volk eine fa 
‚schistische Ideologie einzuimpfen”, 
sondern durch eine „Öffnung” des 
Regimes zu den monarchistischen, 
teaktionären etc. Politikern aus der 
Zeit des Putsches und zu von ihnen 
tepräisentierten Teilen der Bourgeoisie 
und Kleinbourgeoisie, 


Die Schaffung einer faschistischen 
Massenbewegung (abgesehen von der 
Realität dieser Möglichkeit) würde da- 
gegen dem Ziel eines „demokratischen 
‚Anstrichs” einer internationalen Auf- 
wertung des Regimes etc, zuwider 
laufen. 

Da die Genossen dies anscheinend 
nicht genügend durchdacht haben, un 
terläuft ihnen u.a, auch die unsinnige 
Formulierung, die „rechten Oppost 
tionellen” (Karamanlis & Co.) und 
„bürgerliche Antifaschisten” (! — ge 


meint sind „im wesentlichen rechte 
Zentrumspolitiker”) hätten durch den 
.n 


„Demokratisierungsschwindel” 
he faschurische Bewegung ein] 
‚sen werden“ sollen. Hier Ist mögli 
herweise noch nicht einmal der B 
riff der „faschistischen Bewegung” 
richtig verstanden worden, 

Weiter heißt es: „Die Pläne der 
‚fuschistischen Junıa um Papadopoulos 
‚gingen nicht auf, Das Volk ließ sich 


nicht in breiten Teilen für eine fa 


schistische Massenbewegung gewin- 
nen.” (was ja auch gar nicht beab- 
sichtigt war!) — „Im Gegenteil, der 
Demokratisierungsschwindel förderte 
eine Politisierung der Bevölkerung und 
damit eine Verstärkung des sponta- 
'nen antifaschistischen Widerstandes.” 


Der Verfasser macht hier den 
schweren Fehler, den vom neuen Regi- 
me (wie z. B. auch von der chileni- 
schen Junta) verwendeten Begriff der 
„Politisierung” einfach aufzunehmen. 
Das neue Regime wirft ja Papadopou- 
los gerade vor, eine „Politisierung” 
bewirkt zu haben (wie im Artikel 
auch erwähnt wird). Dahinter steckt 
die für die faschistische Ideologie 
typische Vertauschung von Ur 
sache und Wirkung, d.h. es wird s0 ge- 
tan, als sei der Klassenkampf das Pro- 
dukt subjektiver Anschauungen etc. 
$o auch hier, Die „Politisierung” ist 
in Wahrheit nicht’das Produkt des 

„Demokratisierungsschwindels", son- 
dern umgekehrt: der „Demokratisie- 
Tungsschwindel” war und ist ein Ver- 
such, die stärkere politische Differen- 


des Volkes zu größeren Teilen auf 
Ihre Mühlen zu lenken.” — Auch diese 
‚Einschätzung ist durch nichts begrün- 
det. 

Was die neue Junta angeht, so sind 
wir der Meinung, daß diese tatsächlich. 
ein weiterer V ersuch ist, die so- 
ziale Basis des Regimes zu erweitern, 
‚ohne daß man aber von vorn- 
herein behaupten kann, die neue 
Junta habe bereits (sozusagen von 
ihrer Entstehung an), eine breitere 
Basis in Teilen des Volkes als das 
Papadopoulos-Regime. 

Im Artikel wird behauptet, die 
neue Junta wolle „das gleiche, war 
‚Papadopoulos wollte: die demokrati- 
sche Bewegung soll zerschlagen wer- 
den, eine faschistische Bewegung auf: 
‚gebaut werden." Die neue Junta werde 
„in Zukunft jede fortschrittliche Re- 
Hung im Volk mit noch größerer Bru- 
Jalltät unterdrücken. 

Wie die neue Junta einzuschätzen 
ist, ist tatsächlich unklar. In den ersten. 
‚Tagen nach der „Wachablösung” gab 
es viele Stim 


'n, die darin eine 


Die Kämpfe derMassen erschweren 
den antifaschistischen Kampf, das ist 
die.innere Logik der zitierten Sätze. 
Denn: Ohne Kämpfe keine Niederla- 
gen, ohne Niederlagen keine Resigna- 
ion, ohne Resignation Sieg über den 
Faschismus, 

Um dies zu unterstreichen, wird 
die (vom Hamburger RBJ noch kras- 
ser vertretene) These vorgebracht, die 
Junta habe die Bewegung bis zum 
17. November (als die besetzte Univer- 
sität geräumt wurde) sozusagen relativ 
frei laufen lassen, um ihr dann den 
großen Schlag zu versetzen, d.h. die 
Bewegung ist ins offene Messer der 
Faschisten gelaufen. Hierzu dient auch 
noch die Behauptung: „Der organi- 
sierte Widerstand muß” (nach den 
‚November-Kämpfen) „fast von vorne 
anfangen.” 

Die prinzipiell richtige Fragestel- 
lung der Provozierung von Kämpfen 
durch die Bourgeoisie, der Resigna- 
tion etc, wird’bis zur völligen Unsin- 
nigkeit übertrieben unterdem 


Demonstrierende Studenten am Hauptportal der Technischen Hochschule in Athen 


zierung („Pohtisierung”) in der ge - 
sam ten griechischen Gemllschaft 
zu kanalisieren. 

U. E. ist es also falsch, den „A, 
schwung des spontanen Widerstand. 
als Ergebnis des „Demokratisie- 
fungsschwindels" zu nterpretieren, 
wie dies im Artikel geschieht. 


Die Ablösung des Papadopoulos- 
Regimes wird ebenfalls sehr konfus 
interpretiert, Es heißt da, daß die 
neue Junta „innerhalb der Rechten, 
d.h. der griechischen Bourgeoiste und 
der Armee und auch Teilen des Volk 
ke eine breitere Basis” habe, „Auch 
In Teilen des Volkes”? Woher kommt 
diese Information? Offenbar aus dem 
hohlen Bauch. Der Artikel fährt un- 
mittelbar fort: „Hintermann des gan- 
zen Unternehmens ist offenbar der 
übelste Menschenschinder, den es In 
‚ganz Griechenland gibt, D. loannidır, 
der sich als Chef der Geheimpolizei 
durch die Erfindung immer brutalerer 
Foltermethoden einen Namen ge 
macht hatte“; Nun, das Ist eigentlich 
keine ausreichende Begründung. wa- 
ngeblich „auch 

eine breitere 


Basis” haben soll 
Im Übrigen wird im Artikel such 


behauptet: „Die ‚alten’ bürgerlichen 
Politiker, die Karamanlis und Kanello 
poulos, haben es nach dem Putsch 
sehr gut verstanden, die Empörung 


schärfere Gangart des Regimes 
sahen, d.h. die Ersetzung von Papado- 
poulos durch noch „härtere” Faschi- 
sten. Dies würde jedenfalls dem „De- 
mokratisierungsschwindel” zuwider- 
laufen. Wir schen die neue Junta gera- 
de in diesem Rahmen des „Demokra- 
tisierungsschwindels”. Der Artikel der 
SOLIDARITÄT aber bringt diese bei- 
den Dinge einfach zusammen, unter- 
stellt als Ziele der neuen Junta b.ei- 
des: „Demokratisierungsschwindel”, 
breitere Basis auch in Teilen des Vol- 
kes und verschärfte Repression und 
Faschisierung. Das erscheint uns w 
nig logisch. 


Man hätte nicht zu den Waffen 
greifen sollen 


„Man hätte nicht zu den Waffen 
wreifen sollen" das war das von Lenin 
'härfstens angegriffene Urteil Pie 
(chanows über die nıssische Revolution. 
von 1908, Der Artikel der SOLIDA- 
RITÄT kommt zu einem vergleichen. 
den Urteil über die griechischen No- 
vombor-Kämpfe: „Nach den Massen 
aktionen vom November wird diesen 
Ziel” (der Sturz des Regimen) „für 
die ohnehin durch Verhaftungen de 
äimierten Vertreter des organisierten 
Widerstandes noch schwerer zu er 
reichen sein, Die Niederlage wird viele 
Antifaschisten in die Resignation 
Treiben. " usw 


Strich bleibt nur noch die Resignation. 
Da die Genossen als Ergebnis der 
spontanen Kämpfe nur die 
nation schen, müssen sie natürlich 
über diese Kämpfe jammern, die ja 
angeblich alles nur noch schlimmer 
für die antifaschistischen Kräfte ge- 
macht haben. 


Als in unserer Organisation — da 
mals noch SALZ/KAB - die Tendenz 
‚zum schlichten Hochjubeln der spon- 
tanen Arbeiterkämpfe vorherrschte, 
mußten wir nachdrücklich auf die 
Gefahr einer Resignation und negati- 
ver Kampferfahrungen hinweisen, die 
in diesen Kämpfen auch enthalten 
ist (va, dazu vor allem den Artikel zu 
unserer Reichhokl-Arbeit in AK 34 
und den Artikel zur 71er Chemie-Ta- 
rifrunde in KAB-AZ 8). Umgekehrt 
ist es aber auch falsch, die Frage der 
Resignation zu verabsolutieren, und 
ion spontanen Kämpfen nur noch 
schematisch diesen Stempel aufzu 
drücken und sie zu den Akten zu Ie- 
gen (ve). dazu auch die Notiz „Be 
richtigung” unserer Frankfurter Ge- 
nossen in diesem AK). 

Es Ist falsch, nur den Kampf als 
solchen, d.h. als Selbstzweck, zu be 
jubeln, in der Art der Ökonomisten 
des KBW (Devise: Hauptsache, es tut 
sich was), es Ist aber auch falsch, die 


Mao sagt: „Kämpfen, unterliegen, 
nochmals kämpfen, wieder untere“ 
gen, emeut kämpfen und so weiter bis 
zum Sieg — das ist die Logik des Vol- 
ken.” („Worte „u, 8. 82) 

Wenn man dies im Kopf behält, 
wird man auch nicht zu der Meinung 
‚kommen, daß die Massenkämpfe die 
Situation des griechischen Widerstands 
verschlechtert haben, sondern man 
wird im Gegenteil erkennen, daß dies 
eine der Niederlagen ist, über die die 
demokratische und sozialistische Be- 
wegung _ Griechenlands. ihren. Weg 
nimmt. Ebenso wie wir den Idiotis- 
mus des KBW kritisieren, der so tut, 
als ob z. B. als Ergebnis des faschistj- 
schen Putsches in Chile auf einmal 
„das Volk" die gesamte marnistisch- 
ieninistische Theorie von Staat und 
Geseschaft schlagartig und unver- 
schüttbar begriffen hätte — ebenso kri- 
tisieren wir die Auffassung, daß aus 
Niederlagen n u r oder im wesentli- 
chen Resignation folgen muß, und 
nicht auch eine Entwicklung der 
politischen Bewußtheit. 


aus Niederlagen mögliche Resignation 
solution 


are erneuern mini ini 
nicht automatisch zum Erfolg, eine 
bestimmte Zahl von Niederlagen ad- 
iert sich nicht „spontan” zum Sieg. 
Sondern es steht natürlich die Frage, 
verarbeitet 
wird, welche revolutionären Kräfte 
also vorhanden sind, welchen Weg 
sie einschlagen etc. 


‚Auf einige weniger wichtige Punkte 
wollen wir nur kurz eingehen. Wir 
halten es für einen schweren Fehler, 
daß in dem Artikel der SOLIDARI- 
TÄT mit voller Zustimmung 
folgendes Zitat von Mikis Theodora- 
kis wiedergegeben wird: „Es waren 
nicht so sehr die Panzer, sondern die 
Enttäuschungen nach so welen Irr- 
tümern unserer Führer, die unser Volk 
vernichtet haben.” 


Die Tendenz dieses Zitats halten 
wir für ausgesprochen demagogisch 
und gefährlich, denn die Gewichte 
werden wirklich völlig falsch gesetzt 
Eine solche „Theorie” ist doch eigent- 
ich ein Geschenk für die Faschisten!? 

Man sollte auch nicht die Role von 
Mikis Theodorakis übersehen, der sich 
inzwischen zum aggressiven Antikom- 
munisten gemausert hat, durch einen 
Pakt mit der Junta seine Rückkehr 
‚nach Griechenland erreichen wollte 
vam. 

Im Artikel der SOLIDARITÄT er- * 
scheint es so, als habe die (von der 
Sowjetunion „unabhängigere”) K 
Inland” zwar", a u ch ” reyisoninti» 
sche Illusionen, „allerdings” aber of- 
fenbar weniger als die (auf KPSU- 
Linie befindliche) „KPG-Ausland”, 
Diese Einschätzung bezüglich der bei- 
den KPG’s teilen wir so nicht, gerade 
die „KPG-Inland” scheint uns in ber 
sonderem Maße revisionistisch zu sein. 
Hierzu wird ein ausführlicher Artikel 
noch vorbereitet, 


Schließlich noch zu diesem Satz 
des Artikels: „Der antifaschistische 
Kampf muß die Perspektive der. Br. 
richtung des Soslallımus erhalten.” 
= Was damit gemeint Ist, wird im Ar- 
tikel nicht erläutert, er bleibt eine 
Ieore Phrase. Wir meinen, daß die Fra- 
ge = steht: der antifaschistische 
Kampf zielt nicht auf die 
unmittelbare Errichtung des 
des Soziallamus, sonst wäre es kein 
antifaschistischer, sondern ein soala- 
istischer Kampf. Der antifaschistische 
Kampf stellt sich unmittelbar nur das 
Ziel, eine nicht-faschistlsche Ordnung 
zu errichten. Er ist also eine Form 
ürgerlich-demokratischen Kampfe 
Etwas anderes steht u, R. in Griechen- 
land nicht auf der Tagesordnung, und 
zwar auch wegen der Unentwickelt- 
heit des Kapitalismus und der Schwi 
che des Proletarlats, Hier muß n 
also die Notwendigkeit betonen, in 
der bürgerlieh-demokratischen Revo- 
hution jene bestimmte Entwicklung 
der proletarischen  Klassenpolltik 
durchzusetzen, wie sie vor allem 
Lenin in seiner Schrift „Zwei Taktı 
* propagert wurde (we). Artikel 
zu In diesem AK), = 
AK-Redaktion 
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A: 19.11.73 hatten Elternrat und 
Schülerrat der Schule Arnkielstr 
(Hamburg-Altona) eine Demonstra 
tion „Für eine bessere und gerechtere 
Schule” veranstaltet. Die Demonstra 
tion stand im Zeichen des Kampfes. 
für die Beseitigung der Mißstände 
des Lehrermangels, der Unterdrük- 
kung, der Diskriminierung im Bil- 
dungswesen. Um die Demonstration 
hatte os eine außergewöhnlich leb- 
hafte Öffentliche Diskussion gegeben, 
die bis heute noch nicht abgeklun- 
gen ist 


Am Tag danach berichtete das 
„Hamburger Abendblatt'” unter Be- 
fufung auf einen Sprecher der Schul- 
behörde, die Aktion der Eltern „wur. 
‚de zu einer Kundgebung linker Grup- 
pen” und: „Wir vermuten, daß der 
Strategie bestimmter politischer 
Gruppen entsprechend, Unruhe ver- 
breitet werden soll". Hier wurde in 
Absprache mit der Schulbehörde die 
Linie ausgegeben, mit der der Gegner 
versucht, die Bewei 

tern und 

straße zu isolieren und zu zerschla- 
wen. Die Dinge werden so dargestellt, 
als gebe es die Mißstände gar nicht, 
und als seien die Auseinandersetzun- 
‚gen von Kommunisten insziniert, die 
die Eltern für ihre versteckt gehal 
tenen Ziele mißbrauchen 


Dreimal gezielt gelogen ! 


Schon vor der Demonstration 
am 15.11.73 hatte der zuständige 
Oberschulrat in einem offiziellen 


linie des KDW), Diese Gruppe hat in 
Hamburg die Rolle übernommeı 
durch ihre Praktiken den „Beweis 
dafür zu liefern, daß der Anti-Kom- 
munismus „berechtigt'” ist, Die SSG 
schreibt in nem Flugblatt vom 
19.11.73 („Altonaer Eltern gehen 


mit ihren Kindern auf die Straße”) 
„die Erfahrungen der Eltern sind 
größer geworden, ihr Widerstand kon- 
sequenter. Sie lassen sich gar nicht 
mehr auf fruchtlose Breifwechsel mit 
‚der Behörde ein. Sie lassen die Schul- 


Schreiben an Eltern und Elternver- 


konferenz platzen." 


genannte Zitat des SSG-Flugblattes, 
von dem Jordan — geschickt formu- 
liert — den Eindruck zu erwecken 
sucht, daß es die gesamte Politik 
des Eiternrats der Schule Arnkiel- 
straße richtig kennzeichnet (er spricht 


von der „ganzen Linie der sonstigen 


Demonstration Altonaer Schüler und Eltern für eine bessere und gerschtero Schule 


Tätigkeit dieses Elternrats” und führt 
dann als Charakterisierung die SSG 
an). Auch hier kann nicht etwa 
Unwissenheit oder mangelnde In- 


— 


Oberschulrat in einem offiziellen 
Schreiben an Eltern und Elternver- 
treter massive Vorwürfe gegen den 
Eiternrat erhoben, In völliger Un- 
kehrung der Entwicklung, die zu den 
Kampfmaßnahmen der Eltern ge- 
führt hatte, warf er dem Elternrat 
vor, eine Zusammenarbeit und einen 
Ausgleich mit der Behörde und der 
Schulleitung zu verhindern. Er be- 
gründet dies mit der Absage des) 
iternrats, an einer Sitzung der Schul 
konferenz teilzunehmen (die Schul- 
konferenz ist ein Gremium, das im 
neuen Schulverfassungsgesetz vorge“ 
sehen ist; sie dient angeblich der 
„Mitbestimmung an der Schule). 


In der Tat hat der Eiternrat der 
Schule Arnkielstraße nie ein Hehl 
daraus gemacht, daß er das neue 
SVG und speziell die Schulkonferenz 
für undemokratisch hält. Die besagte 
Sitzung war aber schriftlich (!) mit 
der Begründung von Zeitdruck wegen 
der Vorbereitung der Demonstra 
tion abgesagt worden. Die Elternräte 
entschuldigten sich sogar für ihr Fern- 
bleiben: „Wir bitten für die kurz 
fristige Absage um Verständnis, al 
lein die turbulenten Umstände zwin- 
gen uns dazu.“ Wenn Schlesiger 
von der Absage wußte, dann mußte 
er auch die Begründung kennen. Er 
verschweigt sie aber bewußt, weil 
er krampfhaft nach „Argumenten” 
sucht, um die berechtigten Forderun- 
gen und Anstrengungen der Eltern 
zu verleumden und zu unterdrücken. 


Schon möglich, daß die Schulbe 


hörde sich „‚hereingelegt"' vorkam. | ©16. In d 
Besagt doch 17, Abs, 2 des neuen | an der Schule Kielortallee im Gegen- 
SVG- daß die Behörde das absolute | zug nach. dem dort gescheiterten 


Vetorscht hat und damit Beschlüsse 
der drei Gremien — Elternrat, $ 
lerrat und Lehrerkollegiun 
Kraft setzen kann (mit Hilfe der 
Schulkonferenz). Wenn os dem Ober 
schulrat allerding da rum ging 
und er aus Enttäuschung darüber 
den Elternräten andere Beweggründe 
unterstellt, dann sollte er auch nicht 
Zusammenar, 


= schöne Worte wie 
Aumgeich", „Demokratie" | blatt” räumt diesem Brief unter dem 
etc. bemühen, Ex legt uns natürlich | Titel „Beobachtungen eines Zuschau- 
fern, Ober die Gedanken und Pläne | ers” wrständlicherweise breiten Raum 
eines Oberschülrats zu spekulieren, | ein. Die ganze Kampagne ist nicht 
Aber die Vorbereitungen, die für die | ungeschickt gemacht; insbesondere 
Handhabung des neuen $VG getrof- | hält ich die Schulbehörde mit ihrem 


fe wurden (,‚Planspiole” der Schul 


heiter und Relerendar-Ausbilder; sie- | etwas zurück 
he AK 32), sprechen eine klare Spra 
che: Iier soll nicht die „Demokra Daß die „Ieobachtungen” dieses 


sierung der Schule”, sondern das 


genaue Gegenteil praktiziert werden. 


der Behörde ein, Sie lassen die Schul 
konferenz platzen.” 


‚Auch hier handelt es sich keines 
wegs um einen „Ausrutscher?, son- 
‚dern um genau die Methode, die die 
SSG permanent und systematisch a} 
wendet, um die Tatsachen so hinzu- 
biegen, daß sie von dieser Gruppe 
‚ausgeschlachtet”" werden können. 
in seiner Erwiderung auf das Schrei- 
ben Schlesigers hatte der Elternrat 
ausführlich die Frage mit der Schu 
konferenz klargestellt. (Freilich weiß 
die SSG offenbar nur wenig darüber, 
was an den Altonaer Schulen vor 
geht. Dieses Flugblatt des Elternrats 
der Arnkielstraße war aber in mehr- 
eren Exemplaren.am Pädagogischen 
Institut der Universität ausgehängt 
worden. Die SSG soll es sogar seibst 
dort auf ihrem-Büchertisch ausgelegt 
haben). 


Gleich ein ganzer Sack voll Fü 
schungen und Entstellungen stammt 
Ausgerechnet von einem „Richter am 
Landgericht Hamburg”. Dieser Herr 
Jordan bestätigt dem „Hamburger 
Abendblatt" in einem langen Leser 
brief (in den „Altonaer Nachrichten‘ 
6.12.73), daß auf der Demonstration 
‚nur wenig Eltern zu schen waren, 
äber um so mehr Schüler und Stu 
denten, die in linksradikalen Grup- 
pen organisiert sind,..". Er springt s0- 
zusagen als iger" (demn 
die I ja angeblich „unab- 
hngig"), als „neutraler Zuschauer 
und natürlich als „‚Ehrenmann“ für 
die Schulbehörde, Springer-Konzern 
in die Bresche. Dieser Mann ist 


Schulstreik der ersten Klassen Eltern- 
ratsvorsitzender geworden (siche AK 
30). Für seine „Unvoreingenommen- 
heit” und „Unabhängigkeit” spricht 
auch die Tatsache, daß er sich in der 
Vergangenheit schon des öfteren mit 
Leserbriefen an die Springer-Presse 
Ywandt hatie, um vor der „roten Ge- 
fahr", „Unterwanderung” eic. an den 
Schulen zu „warnen“. Das „Abend 


angeschlagenen Image augenblicklich 


Weren Jordan auf der Demonstration 
die Tatsachen völlig auf den Kopf 
stellen, das beweisen die zahlreichen 


Die zweite Lüge — bei der es sich | Leserbriefe von Eltern und Elternver 
genau denselben Punkt handelt - | treten aus Altona, Das Kernstück 
‚mmt von der „Sozialistischen $tu- | seiner politischen Argumentation 
jengruppe” (83G, Hamburger Fr | stützt sich aber genau auf das oben 


Offener Brief 


An 
die SSG Gruppe Lehrer 
p-A. M, Hindemith 


Sehr geehrte Frau Hindemiith. 
Am Donnerstag früh erhielten 
wir über den Elternrat der Schu- 
le Kielortallee eine Kopie ihres, 
Flugblattes „Altonaer Eltern 
gehen mit ihren Kindern auf 
die Straße!” 

Abgesehen von dem politisch 
einengenden Grundtenor dieses 
Flugblattes, das auf unserer De- 
monstration durch einige Ihrer 
Leute zur Verteilung gebracht 
worden sein soll, stellen wir 
nicht nur einige Ungenauigke 
ten in diesen Informationen 
fest. Sondern glatte Unwahrhei 
ten. „Sie lassen sich gar nicht 
mehr auf fruchtlosen Briefwech 
sel mit der Behörde ein. Sie 
lassen die Schulkonferenz platzen. 


Hier werden uns durch Sie 
nach Art von Agenten und Provo- 
kateuren Praktiken unterstellt 
die einzig und allein den Zweck 
verfolgen, den Eltern- und Schü; 
Nerrat in den Augen der Eltern 
und Schüler zu diffamieren und 
die Geschlossenheit an unserer 
Schule zu brechen. Ihre „revolu. 
tionären” Phrasen können nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß Sie 
sich nicht nur in einer Linie mit 
der Springerpresse und der Schu 
behörde gegen die Schüler und 
Eitern unserer Schule befinden, 
sondern deren Geschäfte unter 
Mißbrauch des Lenin-Emblei 
mit dem Spruch „Für eine 
Schule im Dienste des Volkes" 
erledigen 

Der mildernde Umstand’ der 
politischen Dummheit kann für 


Ihre Gruppe wohl kaum Anwen- || rechte” werden der Arbeiterklasse 
dung finden, da es sich, wie die || und den anderen unterdrücken 
Erfahrungen zeigen, um eine || Schichten des Volkes zugebilligt 
Grundorientierung handelt, (Sie- | | sondern sie können nur im ständigen 
he Ihr eigenes Beispiel) Kampf und Protest, nur bei unab- 

lissiger _Wachtamkeit wahrgenom- 

9.12.73 men und verteidigt werden. Diese 

Eiternrat der Schule A, Erfahrung ist von den Hltern und 

kielstr. 2-4 ihren Vertretern immer wieder 
gemacht worden. Darin zeiat 

sich ganz konkret die Richtigkeit 

formation als Ausrede dienen: Auf | der Feststellung, daß der Imperialis 


der Demonstration wurden die „In 
formationen des Elternrats der Schu 
ie Arnkielstraße"” 

teilt, die den 
ständlich klarstellen und dem 886 


so sehr um die Belange der Schüler 
und der Bildung geht, 


Fhigblatt “klar widersprechen. Sin 
di 

die man 
Hamburg 


1 RE] 
Was will der Klassenfeind ? 
Warum spielt das „Argument " 


mit der Schulkonferenz in der Propa 
ganda der Gegenseite so eine große 
Rolle? Die Schulbehörde sucht nach 
Beweisen, um den Elternräten zu 
unterstellen, daß es ihnen gar nicht 
so sehr um die Belange der Schüler 
und der Rildune vaht Stattsiaen 


Stattdessen 
;e es ihnen angeblich um andere 
Ziele, nämlich „Unruhe stiften”, oder 
„Zusammenarbeit verhindern"" oder 
Jar „Gesetze überschreiten” und 
schließlich _ „sozialistische  Zielvo 
stellungen.” 


Die Schulbehörde und die mit 
ihr verbündeten Kräfte wollen da- 
durch von einer Öffentlichen politi- 
schen Auseinandersetzung um dis 
Sache, nämlich um die reale Situa- 
tion an den Hamburger Schulen, ab- 
lenken. 


Stattdessen wird mit den rück 
ständigsten Methoden gearbeitet, die 
demokratischen Grundsätzen völlig 
widersprechen: Es wird versucht 
Emotionen und Vorurteile zu ver- 
breiten (Anti-Kommunismus). Es 
werden einzelne Elternvertreter dif- 
famiert. Es wird völlige Willkür pak 
tiziert (Behinderung der Elternratz 
tätigkeit). Es wird versucht, in fa 
schistischer Weise Stimmung zu ma 
chen (Schlesiger: „Ich befürchte, daß 
der Vertrauensschwund und die vom 
Eiternrat in den letzten Wochen ver 
ursachten Spannungen nicht dazu 
beitragen werden, den Gesundheits- 
zustand des Kollegiums zu verbes- 
sern.” Auf deutsch: ‚Mit Ihrem demo- 
kratischen Engagement vergiften Sie 
das Schulklima‘). Es wird massiv mit 
Drohungen und Einschüchterungen 
vorgegangen, besonders gegen Schü 
ler und Lehrer, Es wird verdreht 
verfälscht, gelogen. 


Natürlich wird dies getan, weil 
die Schulbehörde eine öffentliche 
Diskussion der staatlichen Bildungs- 
politik fürchtet, weil die Bilanz die 
ver Politik für die arbeitende Be- 
völkerung durch und durch negativ 
ist. Darüberhinaus Ist es allgemein 
kennzeichnend ‚für die Politik des 
Imperialismus, die Menschen von je 
der weibständigen Interessensvartre 
tung, von jeder aktiven demokrat 
schen Einflußnahme auszuschließen 

icht einmal die simpelsten „Bürger 


mus ale gesellschaftlichen Berei 
che durchäringt, daß or bestimmt 
‚durch den bedingungslosen Dras 

nach Macht, durch das Streben nach 
Unterdrückung und Gewalt und nicht 


» 


die Methoden der Urteilsfindung 


ıd | nach Demokratie, durch die Tendenz 
zur. politischen Reaktion auf der 
ganzen Line, 


Schulprobleme stehen. nicht im 
Mittelpunkt der Klassenkämpfe zwi- 
schen Bourgeoisie und Arbeiterklasse. 
Dennoch beweist das konzertierte 
Vorgehen von Senat und Schulbe- 
hörde im Verein mit der bürgerlichen 
Presse und der Reuktion an den Schu- 
len, daß man den Vorgängen im 
Kerngebiet Altona große Bedeutung 
beimißt, und daß man sie offen- 
sichtlich für gefährlich hält. Das hat 
seinen Grund in der politischen Ori- 
entierung dieser Bewegung, die darin 
Besteht, daß auf breitester Basis El- 
tern, Schüler, Lehrer und Studenten 
in den Kampf gegen die Mißstände 

der Klassenschule einbezogen werden 

mit einer Zielvorstellung, die sich 

einzig und allein dem Interesse der 

arbeitenden Bevölkerung unterord- 

net 


Elternrat protestiert 
gegen SSG-Flugblatt 


Der Eiternrat der Schule Arnkiel- 
straße hat in einem Offenen Brief 
das SSG-Flugblatt sehr scharf. ver- 
urteilt. Das angeführte Zitat wurde 
als provokatorisch gekennzeichnet, 


Hierin _ zeigt sich, wohin der 
„Jubelökonomismus” dieser Gruppe. 
in seiner Wirkung führt. Die SSG hat 
keineswegs solidarisch zu dieser De- 
monstration, mobilisiert. Auch sie 
war nur mit einigen Beobachtern an- 
war hr fan Enge webbnsuniein dir 
wesend. Sie ‚geht aber mit dieser 
Aktion hausieren, um die Richtige 
keit ihrer Behauptung zu beweisen”, 
daß sich die Massen „radikalisieren”, 
daß in letzter Zeil „häufig” und 
‚on jedermann nachprüfbar” die 
"Massen die Gesetze gebrochen ha 
ben, um ihre Interessen. durchzu- 
setzen.” 


Die SSG (bzw. KBW), für die der 
Schulkampf an der Universität (1) 
beginnt (Flugblatt, 1.10.73), ist bei 
jeder sich nur bietenden Gelegenheit 
bemüht, ihre opportunistische und 
unehrliche Haltung zum demokratk 
schen Kampf zu rechtferti 
nämlich Kommunisten 
nicht zum Gesetzesbruch aufrufen” 
sondern, daß die Massen „spontan“, 
won sich aus, Gesetze brechen und 
die Kommunisten sich dann „solide- 
risieren”, weil sie „Auf der Seite des 
Volkes siehen””. Solche Betrugsmand- 
ver, solche „Tricks” können in der 
Konsequenz nur zur Diffamierung 
der Sache führen. Für die Betroffenen 
ist es nämlich bestimmt keine große 
Hüife, sich plötzlich in 
schen’ 
brecher” ge 
zeigt sich der Opportunismus dieser 
Leute, die dem politischen Kampf 
selbst keine Ziele setzen, aber „den 
Massen” irgendwelche Ziele und Me- 
thoden unterstellen, die von diesen 
nach Lage der Dinge gar nicht ver 
treten werden. Bs Ist nicht zu ver 


heimlichen, daß eine solche Politik 
bei allen Phrasen dem Egoismus einer 
Gruppe entspringt, sich. selbs 


beweihräuchern, 80 wird nichts as 
deres erreicht, als daß das Mißtrauen 
der Menschen, am Kampf teilzuneh- 
men, gestärkt wird; Das aber liegt g 

nau im Interesse des Imperialismus. 


Esist nicht möglich, den Arbeitern 


‚die rote Fahne in die Hand zu 
rücken" — weder mit Gewalt, noch 
mit List und Tücke, Diese Politik 


ist vielmehr Iyplsch für diejenigen 
Studenten, die sich zu (gchischten) 
Führen der Arbeiterbewegung auf- 
schwingen wollen, Ex ist aber mög- 
ich, zielstrebig, bewußt und im 
engster Verbindung mit den Massen 
darauf hinzuarbeiten, daß die Arbei 


terklasse die rote Fahre ergreift 
Das ist der einzige Weg. Denn es 
gt nach wie vor: „Es kann die Be- 


f 
der Arbeiter wein. 


‚ung der Arbeiter nur das Werk 
” 


Bündniskomminion des KB 
Gruppe Hambur 


Seite 22 


Fälscher am Werk 


n der „Kommunistischen Volke 

zeitung! des KBW vom 5. Dezem- 
ber ist ein Artikel über eine Demo 
stration gegen den Miitärterror in 
Griechenland zu lesen, die am 22 
November in Hamburg stattgefunden 
hat, Die „KVZ" schreibt, daß es sich 
hier um eine „breite gemeinsame Ak- 
tion“ gehandelt hat, an der, aufgeru- 
fen von verschiedenen Organisationen, 
2.500 Menschen teilgenommen hal 

Die letzten beiden Absätze di 
Artikels sind unserer Organisation, 
dem KB, gewidmet und wir wollen sie 
vollständig zitieren, weil sich ein wei- 
teres Mal zeigt, daß der KBW offen- 
sichtlich nicht auf Lügen verzichten 
kann in der Auseinandersetzung mit 
anderen Organisationen: 

„Genauso wie die DKP iolierte 
sich der Kommunistische Bund (Nord) 
Nachdem er sich eine Woche vorher 
bei der Aktionseinhe 'n den Be- 
‚such chilenischer Junda-Freunde beim 
CDU-Parteitag einfach totgestellt har- 
fe, wollte er diesmal der „erste“ sein 
und führte schon am 20. November 
‚eine Demonstration durch, an der sich 
500 Menschen beteiligten. Daraufhin 
erschien er nicht einmal mehr zu den 
Bündnisgesprächen mit dem Komitee 
der Griechen. 

‚So hatte sich der Kommunistische 
‚Bund (Nord) wiederum selbst isoliert 
und die KB-Führer mußten am Rande 
‚stehen und ihre Mitglieder zählen, die 
sich in den Demonstrationszug ein- 
reihten.”“ 

‚Nun, was ist daran wahr? Genau 
gesagt: Jeder Satz enthält Ligen und 
Verdrehungen. Das erste ist, daß der 
KBW es sich mittlerweile ebenso wie 
‚einige andere Gruppen zur Angewohn- 
heit hat werden lassen, die Stärke der 
Demonstrationen, die von „gegneri- 
schen“ Organisationen durchgeführt 
werden, herunterzuspielen, und die 
Stärke derjenigen, die er selbst durch- 
führt bzw. wo.er beteiligt ist, hochzu- 
polieren. An der Demonstration des 
KB am 20. November nahmen ca. 7- 
‚800 Menschen teil (und nach unserer 
Zählung waren es bei der Demonstr: 
ion/am 22. November, an der sich 
auch der KBW beteiligte, höchstens. 
500 bis 1.600). Im Gegensatz zu 
einigen anderen Gruppen sehen wir 
überhaupt keinen Grund (und würden 
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-ein weiteres Beispiel zu unrühmlichen Methoden 


des KBW in der ‘Auseinandersetzung mit uns- 


das auch für schr schädlich und arto- 
int halten), ständig die eigene „Stär- 
ce” und „Größe“ zu übertreiben, Be- 
eindrucken kann man damit weder 
Klamenfeind (der sehr genau weiß, 
wie schwach die Linken in Wirklich 
keit sind), noch die Arbeiter - letztere 
werden dürch eine derartige Arroganz 
eher ‚schreckt, und das zu recht. 
Ein Bloßes „Zahlen-Hick-Hack“ wäre 
uns auch kein Anlaß zu einer Polemik, 
‚aber dies ist auch nur ein Mosaikstein. 
ht hier um mehr, nämlich darum, 
der KBW an die Stelle einer offe- 
nen politischen Auselnandersetzung 
innerhalb der kommunistischen Bewe- 
‚gung die Methode der Lügen und Ver- 
drehungen gegenüber anderen Orga- 
nisationen setzt. Sehen wir genauer: 
Der KB hatte am Morgen des 19. 
November damit begonnen, einen Auf- 
ruf zur Demonstration am nächsten 
Tag zu verteilen. Zu diesem Zeitpunkt 
war uns von keiner anderen Gruppe 
bekannt, daß sie 
strieren beabsichtigte. Erst am näch- 
sten Tag, also am Tag der von uns 
vorbereiteten Demonstration, erhiel- 
ten Genossen von uns ein Flugblatt | 
‚der SSG/KBW, wo diese zu einer De | 
monstration am 22. November auf. 
iefen und dem KB „Sektierertum” 
usw. vorwarfen. Davon, daß »blich 
bereits eine „breite Akti heit” 
|! worden sei, wie es auf dem 
lugblatt von SSG/KBW hieß, haben | 
wir also nichts gewußt, geschweige | 
denn, daß wir von irgendeiner Seite | 
zu derartigen Gesprächen eingeladen 
worden wären. Dennoch verbreiteten 
SSG/KBW in einem weiteren Flug- 
blatt diese Lüge wörtlich | 
„(Der KB) ignorierte die Einladung 
und veranstaltete am Dienstag eine 
‚eigene Demonstration mit ca. 500 
Teilnehmern. Wir halten dies für sek- 
tiererisch und spalterlsch, weil ohne | 
ersichtlichen Grund Menschen vom 
‚Protest gegen die Junta und der Soli- 
darität mit dem griechischen Volk ab- 
schalten werden. ! 
Die „KVZ" behauptet in diesem 
Zusammenhang weiter, daß der KB 
sich auch „bei der Aktionseinheit 
‚gegen den Besuch chilenischer Junta- 
‚Freunde beim CDU-Parteitag einfach 
totgestellt hatte“. Tatsache ist, daß 
‚Genossen von uns an Gesprächen u.a. 


mit der SSG/KBW teilgenommen ha- 
ben und uns von dieser Seite völlig 
unzumutbare Bedingungen für eine 
Teilnahme gestellt wurden. Wir sollten 
zuerst die hirnrissigen Jubeleien des 
KBW unterschreiben (was dies meint, 
ist im AK 34 nachzulesen: Chile und 
die Qual des Jubelökonomismus). 


tede für die Kundgebung wurde 
uns natürlich nicht zı a. In- 
teresse hatten SSG/KBW lediglich da- 
ran, daß wir die Zuhörer ihre 
‚Redner mobilisieren (schließlich wis- 
‚sen sie, wenn das in ihrer Presse auch 


anders zu lesen ist, daß der KB in 
„keine unbedeutende Kraft‘ 


in 
‚daß wir derartiges nicht verantworten 
konnten. 

Im übrigen bestand die „Aktions- 
einheit‘* bei dieser Demonstration im 
wesentlichen auch nur aus KBW-Ge- 
nossen, die aus einer ganzen Reihe 
von Städten nach Hamburg gekarrt 
wurden — was sich dann ja „nationale 
Demonstration“ nennt. Daß der KB 
sich dennoch nicht „einfach 101 
stellt‘“ hat, weiß die „KVZ“ natürlich 
schr wohl: Auf dem Versammlungs- 
platz der Demonstration diskutierten 
Zahlreiche Genossen von uns mit KBW- 
‚Genossen über die Einschätzung d 
Situation in Chile und über die Diffe- 
renzen zwischen unseren Organisatio- 
nen, Dazu wurde ein Flugblatt von 
uns verteilt. Offensichtlich hat die 
„KVZ" ein Interesse daran, unser Be- 
mühen um eine offene Diskussion zu 
verheimlichen. Sie wissen natürlich, 
daß sie dabei mit ihren Positionen 
und Verleumdungen nicht mehr sehr 
weit kämen — und das ist ja wohl 
auch der Grund, weshalb die „KVZ“ 
ihre Spalten bislang noch nie für eine 
politische Auseinandersetzung geöff- 
net hat (wohl aber, wie wir schen, 
hin und wieder für saublöde Lügen). 
ıch mit der „breiten Aktionsein- 
heit‘* "bei der Griechenland-Demon- 
stration am 22, November hat es so. 
seine Bewandtnis. Tatsächlich hat der 
KBW auch hier mächtig aufgetrumpft, 
aber wenig sich um Ehrlichkeit be- 
müht. Das Flugblatt von SSG/KBW 
(und auch die „KVZ“) nennen eine 
‚ganze Reihe von Organisationen, die 
angeblich diese Aktionseinheit gebil- 
det hätten: vom KBW über „KPD“ 


*#* = * Festliche Veranstaltung’ * = * = * 


m 23.11.73 führte die „Orts 

‚gruppe Frankfurt des KBW“ 
(früher: KG) aus Anlaß ihrer 
Gründung, nach eigenen Wor 
ten, eine „festliche Veranstal 
tung” durch 

Zunächst legte ein Mitglied des 
„ZK" die Einschätzung des KBW zu 
den gegenwärtigen Klassenkämpfen 
im Weltmaßstab dar: 

„In Chile herrscht eine Orgie des 


Profits und der Unterdrückung. Aber | 


die Niederlagen der Arbeiterbewe- 
tung beinhalten Keime des Siegen 


Das Volk wird den richtigen Weg 
einschlagen - zur bewaffneten Volks 
macht . . . In Griechenland ist das 


System schwer angeschlagen, es 
wunkt, seine Tage sind gezählt « . ." 
usw. 

Was soll man sich auch mit sol- 
chen „Kleinigkeiten” aufhalten, daß 
sowohl das chilenische — als auch da 
wriechische — Volk gegenwärtig unter 


— der KBW stellt sich vor — 


der Knute des Faschismus einen 
Kampf unter schwierigsten Bedin- 
| gungen zu führen hat, daß die Ar 
| beiterklasse in diesen Ländern vor 

Problemen steht, ohne deren Lösung 
} sie keinen Zoll vorwärts kommen 
wird? Nach wie vor lehnt der KBW 
es ab, die Klasenkämpfe in anderen 
Ländern konkret zu analysieren und 
die Diskussion über die Probleme der 
Arbeiterklasse in diesen Ländeı 
führen, nicht zuletzt, um 
Schlußfolgerungen für den Klamen- 
kampf im eigenen Land zu ziehen. 
Schließlich ist die „Haupttendenz in 
der Welt Revolution”, was soll man 
sich da wohl .noch mit Einzelheiten 
aufhalten. 

Daß dies in der BRD nicht viel 
anders sein kann, 
in seinem nächsten Refer 
| „Die Chinesen besitzen eine große 
| Aulortar rate meirdeuschen 

Volksmassen. Was Stillstand {? }) und 
wo Resignation herrschte, da bre- 
chen jetzt die Kräfte in der BRD auf, 
Im den letzten Kämpfen konnten 
sich die Arbeiter zur Wehr setzen.” 
Wederholt wurde hervorgehoben. daß 
der wirtschaftliche Kampf die Schule 
des Klassenkampfs ist. Was allerdings 
die KBW-Führer dieser Schule an 
Lehrmaterial anzubieten haben, 
de, abgesehen vom Latrinum 
(Haupttendenz . . ., Aufschwung 
usw.) nicht bekannt. 

Auch eine Darstellung der Lage 
in Frankfurt fehlte nicht. Im Mittel 
punkt standen dabei natürlich die 
„Erfolge“ des KBW. „Beim Streik 
bei Adler kam eu zu eriten {!) prak 
schen. {1} Aktionen; die Aufbau 
zelle Adler harıe einen gewien (? ) 
praktischen (?) Einf.” Da6 di 
Adierkollegen tatsächlich ihre Forde: 
ungen nicht haben durchsetaon kön. 


bewies” der KBW | 


nen, sondern der Betriebsrat nichts 
als einen faulen Kompromiß aushan- 
delte, behielten die Genomen des 

| ruhmreichen KBW lieber für sich, um 
das rosige Bild nicht zu trüben. Statt- 
demen erzählten sie lieber, wieviel 
Aufbauzellen sie haben, in welch 
zahtreichen Branchen sie arbeiten 
‚oder Genossen beauftragt haben zu 
arbeiten oder planen zu arbeiten. 

Alles ganz im Sinne Kaiser Wil- 
heim des Il: „Wir gehen herrlichen 

\ Zeiten entgegen! 

Zur bemeren Verdauung dieses 
Gemischs von Behauptungen und 
theoretischen Gemeinplätzen streute 
der KBW zwischen seine Referate 

| musikalische Beiträge (Übrigen, wer 
gerne singt, ist beim KBW richtig, 
Er lädt alle Gesangsfreunde zum ge- 
\ meinsamen Liederabend ein.), Damit 
| der Verdauungsprozeß nicht durch 
Kritik oder konkrete Fragen gestört 
} werden konnte, wehrte sich der KOW 
mit Händen und Füßen gegen allzu 
viel ideologische Auseinandersetzung. 
$o verhinderte er die Diskussion | 
nach jedem einzelnen Referat, — ob- 
wohl die Mehrheit der Veranstal 
tungsbesucher dafür war — mit der 
Begründung, daß dadurch die im | 
Saal anwesenden Arbeiter überfor« | 
dert würden. 

Zu dumm, daß tatsächlich eine 
winzige Minderheit von Arbeitern 
der festlichen Veranstaltung beiwohn- 
te. Offensichtlich wenig vom rosigen 
Weltbild des KBW beeindruckt, mein: | 
te einer von ihnen am Mikrophon, 
daß er ja der Jeizie sei, der gegen | 
Kommunisten wäre, aber mit der- 
artigen Veranstaltungen, wie er sie 
hier geschen habe, könnten sie bei 

| Arbeitern nichts werden. 

Ob da was dran it 77 
K/Gruppe Frankfurt 


| 


‚ bis hin zu Amnes 


ww. y Internatio-| 
nal, den Jungsozialisten, Jungdemo- 
kraten, MSB und DKP. Wie Genomen 
von uns bei der Versammlung zur 
Demonstration am 22, November er“ 
fuhren (die KB-Führer, die angeblich 
laut „KVZ“ deswegen gekommen 
waren, um „ihre Mitglieder zu zählen, 
die sich in den Demonstrationszug 
einrelhten“), hat es eine solche Ak- 
onseinheit im eigentlichen Sinn 
nicht gegeben. Sondern es handelte 
sich darum, daß verschiedene Organi- 
tionen mehr unabhängig von- 
einander zu dieser Demonstra- 
tion _aufriefen; und im Falle 
von SSG/KBW muß man wohl von 
‚einem Anhängen an diese Demonst 
tion sprechen, um nachher sagen zu 
können: Seht’ mal, bei uns waren es 
2.500. Wir sagen damit nicht, daß es 
schlecht ist, wenn verschiedene Orpa- 
nisationen "unabhängig voneinander 
zur Teilnahme an ein und derselben 
Demonstration aufrufen, Im Gegen- 
teil. Aber derartiges als „Aktionsein- 
heit“ zu bezeichnen, die ja normaler- 
weise auf erzielte und klar umrissene 
Übereinstimmungen aufbaut, ist na- 
ürlich hochgestochen und, genat 
nommen, Eiikettenschwindel. 

Aber der Zweck heiligt bekannt. 
lich die Mittel — und für SSG/KBW 
war es wieder einmal das wichtigste 
Anliegen, dem KB eins „auszuwi 
schen“. Wenn sich dann "hinterher 
entpuppte, wie aus der „KVZ" ja 
selbst hervorgeht, daß es tatsächlich 
keine „Aktionseinheit‘' beispielsweise 
mit der DKP gab (wie SSG/KBW am 
‚Tag unserer Demonstration noch groß- 
spurig verkündeten), was soll's? ! Die 
bürgerliche Presse macht auch nicht 
viel Aufhebens darum, ihre sensations- 
lüsternen Schlagzeilen mit gleicher 


Energie zu korrigieren, wenn die Über- 
treibung schließlich ingendwo bekannt 
wird. Sie vertraut da ganz auf die 
Wirkung des „Aufmachers” am ersten 
Tag der „Neulgkeit”. 

Der Nachteil für den KBW dabei 
ist nur, daß er damit zumindest in 
Hamburg nicht so recht landen kann, 
weil er hier nicht über das Maß an 
Einfluß, verfügt, den ja schließlich 
auch eine Sensationsnachricht zu 
ihrer nachträglichen Absicheru 
braucht. Auf dem Flugblatt von SSG; 
KBW war u.a. auch der „Ring bündi- 
scher Jugend"“ (RBJ) als Teilnehmer 
der „breiten Aktionseinheil” (mit 
dem KBW) genannt. Die „KVZ“ cr 
wähnt dies nicht mehr — und das hat 
seinen Grund: 

SSG/KBW hatten den Namen dieser 
Organisation völlig eigenmächtig und 
bewußt genannt, um Verwirrung bei 
Genossen des KB zu stiften, da be- 
kannt ist, daß der RBJ sich schon 


| häufiger an antifaschistischen und 


antiimperialistischen Aktionen ° ge- 
meinsam mit uns beteiligt hat, so auch 
bei der Griechenland-Demonstration 
des KB am 20. November. Auf der 
dortigen Kundgebung nannte ein V 
treter des RBJ die Erwähnung des 
Namens seiner Organisation auf dem 
SSG/KBW-Flugblatt eine Fälschung, 
die auf die schmutzigen Methoden 
dieser Gruppierung gegenüber ande- 
ten Organisationen hinweist. Und dies 
ist ja auch nicht das erste Mal, daß 
der KBW sich derartiger Methoden 
bedient -und dabei entlarvt wird. 

Die Neapolitaner haben für solche 
Dinge, wie sie der KBW an den Tag 
legt, ein schr treffendes Sprichwort 
La coda di paglia subito sappiecia — 
Der Strohschwanz geht sofort in 
Flammen auf! 


Tiefer und tiefer 


‚chon in der Vergangenheit hat sich der KBW nicht gescheut, Tat sa- 


chen zu verfälschen bzw. Din; 
rutsch” bei den letzten Wahlen in Israel 


ige zu erfinden, wie etwa den „Links- 
(vel. AK 35, 5.23). 


Jetzt hat der KBW — unseres Wissens erstmalig — seine Künste auch an 


Le 


n versucht: durch geschickte „Kosmetik” wurde 


in Lenin-Zitat 


© verfälscht, daß es genau den entgegengesetzten Sinn erhält. 


Wir bri 
durch 


| gen”, wurde aus Lenins Konjunktiv 
tion (Amputation eines „e") ein „blie 


Original 


(Lenin, Werke Bd. 4,8. 322) 

Was die Verteilung der von uns ins 
Auge gefaßten Themen und Fragen 
zwischen Zeitschrift und Zeitung be 
trifft, s0 wird diese Verteilung au 
schließlich durch den unterschiedli 
chen Umfang dieser Organe sowie 
durch die Verschiedenheit Ihres Cha 
rakters bestimmt werden: die Zeit- 
schrift soll vorwiegend der Propagan. 
da, die Zeitung vorwiegend der Agıta- 
tion dienen. Aber sowohl in der Zeit 
schrift als auch in der Zeitung münsen. 
sich alle Seiten der Dewegung wider: 
spiegeln. und _besonder betonen 


während dem Organ für die Intellek- 
twellen alles überlassen bllehe, was ins 


Gebiet ‚ger Throne der honalamun, 
ins Gebiet der Wissenschaft, der Poll- 


tik, der mit der Parteiorganisation 
zusammenhängenden Fragen usw. 
fallt. Im Gegenteil, notwendig ist ge-. 


je die Verl aller konkreten 
Tatsachen_un. tungsformen 


der_Arbeiterbewsguns mit den er. 
wähnten Fragen, notwendig ist die Be- 
ieuchtung jeder einzelnen Tatsache 
durch die Theorie, notwendig ist die 
Propagierung der politischen und pat- 
teiorganisatorischen Fragen in den 
breitesten Massen der Arbeiterklasse 


Das ist unseres Wissens 
schamloseste und dreisteste Fälschung 


den KBW in der ersten Nummer von dessen „theoretischer 
| schrift „Kommunismus und Klassenkampf” (S. 68). Drei wesentliche Satz- 
| teile sind schlicht ausgelassen worden. Um das ganze zu „vervollständi- 


wir Iassen uns da gern belehren 


hier links das Originalzitat Lenins und rechts die „Bearbeitung” 


bliebe” durch eine kleine Opera. 
gemacht 


älschung 
(aus „Kommunismus und 
| kampf", 8.68) 
| __ Im propagandistischen Teil müs- 
sen such Analysen, Materialien, Hin- 
weise und Mitteilungen veröffentlicht 
werden. An dieser Stelle taucht be- 
stimmt die Frage der Verhältnismä- 
Sigkeit von propsgandistischen Arti- 
keln im Zentralorgan und ebensölchen 
| im theoretischen Organ auf. In seinem 
| Entwurf einer Ankündigung der Re- 
| daktion definiert Lenin den Unter- 
| schied folgendermaßen 
\ „Die Zeitschrift soll vorwiegend 
| der Propaganda, die Zeitung vorwie- 
gend der Agitation dienen. Aber so- 
wohl in der Zeitung als auch in der 
Zeitschrift müssen sich alle Seiten der 
Bewegung widerspiegeln, und beson 
ders betonen möchten wir, was die 
spontane Arbeiterbewegung unmittel- 
bar am 
dem Organ für die Intelloktuell 
les überlawsen blieb, was ins Gebiet 
der Wissenschaft, der Politik, der mit 
der Parteiorganisation zusamimenhän- 
genden Fragen usw, füllt. Im Cegen- 
teil, notwendig ist die Beleuchtung 
jeder einzeinen Tatsache durch die 
Theorie, notwendig ist die Propagie- 
rung der politischen und parteiorga‘ 
nisatorischen Fragen in den breitesten 
Massen der Arbeiterklase „..” (BD. 4, 
s.3 
Itier haben wir es noch einmal klar 
und deutlich. Die Zeitung soll vor- 
wiegend der Agitation dienen. 


die bisher 
in der neueren „kommunistischen” De- 


Klassen- 


| 


wegung. Selbst die DKP verfälscht zwar ständig den 8 In n der keninschen Po- 


litik, aber sie Ist — wiederum unseres 
weit gegangen, direkt gefälschte Zi 


Der Sinn der KUW-Fälschung liegt 


konzeptiön, sine 


vom KBW 
Lenins !} 


jetzt also un 
in ihr ökonomistis 


'hes 


Wissens, wohlgemerkt — bisher nicht s0. 
auf den Markt zu werfen 
‚uf der Hand: die ieninsche Zeitungs- 


’oltung nämlich, die sich n ic ht darauf beschränkt, die 

| spontane Arbeiterbewegung breitzutreten 

betrügerischer Berufung auf die Autor 
iogent 

Von diesen politischen Beträgern ist offenbar wirklich » | 10 # zu erw 
‚nur keine ehrliche, kommunistische Politik! “ 


diese leninsche Konzept 


wird 


dreht 


‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 197. 


Der KBWüher Griechenland 


Der schon zur Organisationstradition gewordene Euphorlımus des KBW hat 
anläßlich der letzten Ereignisse in Griechenland einen neuen Höhenflug unter- 
nommen. War es bei der KBW-Berichterstattung zu Chile (siche AK 35: Chile 
und die Qual des Jubelökonomismus) noch s0, daß die Tatsache eines b e- 
waffneten Widerstands gegen den Militärputsch und die Existenz nicht 
unbedeutender re vol utionärer Gruppierungen (wie des MIR) eine ge- 
wisse (scheinbare) Begründung für übertriebene Hoffnungen hergeben konnte, 
so liegt das bei den Ereignissen in Griechenland noch anders. Hier zeigt sich | 
der Widerspruch zwischen der Wirklichkeit auf der einen Seite und den KDW- 
Frohlockungen auf der anderen Seite in bestimmter Hinsicht noch krasser, 
Aber es geht auch nicht nur darum, daß die Katze bekanntlich das Mausen. 
nicht laßt, Vielmehr geht es hier um die „praktische Anwendung“ falscher 

Yorstellungen Ober das Wesen des Pschlamus und den anifeschistichen Kampf, | 
die dem KDW bereits vor dessen Gründung von der Heidelberger Hebamme 
in die Wioge gelegt wurden. Wir haben uns seinerzeit bereits m damit 
auseinandergesetzt (ein Teil unserer damaligen Artikel ist In der Broschüre „Ge- 
‚gen die schrittweise Fasch, von $taat und Gesellschaft nachgedruckt | 
worden) — aber die Wichtigkeit dieser Fragen ist uns Grund genug, diese Aus- 


gen. Was anderes sollten wir sonst 
mit „Stabilisierung“ oder „Nicht-Sta- 
bilisierung“ ausdrücken, wenn nicht 
eine Beantwortung der Frage, ob die 
antifuschistische Massenbewegung 
(mit Terror und Betrug) gegenwärtig. 
zuröckgedrängt werden konn- 
te oder nicht? Daß diese Kämpfe mit 
Sicherheit in irgendeinem Zei 
wieder aufleben werden(und hoffeı 
lich dann bereits einen größeren Er- 
foig erbringen), It eine ganz andere 
Frage und hat nichts damit zu tun, 
wie die aktuelle Situation, die nach 
den letzten Kämpfen. vorliegt, nun 
aussieht, 

Die „KVZ“ stellt hier sogar die 
prinzipielle Behauptung auf, 


einandersetzung gerade anhand der konkreten Entwicklung in verschiedenen 


Ländern weiterzuführen, 


De sms voanuinag‘, 
\ralorgan des KBW, hat die 
Jüngsten antifaschistischen" Massen- 
kämpfe in Griechenland und deren 
blutige Niederschlagung in zwei Ar- 
ikeln Ihrer Ausgaben vom 22. No- 
vember und vom 5. Dezember kom- 
„Das Regime wankt“ und 
zfuchtwechue reitet nicht das Re- 

In diesen Artikeln (also vor und 
nach dem Figurenaustausch in der 
‚Junta) finden sich u.a, folgende „Ein- 
schätzungen“: 

„Das faschistische Regime in Grie- 
chenland ist erschüttert“ („KVZ" 7); 
‚Der Versuch von Papadopoulos, sein 
'gime politisch zu stabilisieren, Ist 
gescheitert, („KVZ" 7) 

„Das Regime von Papadopoulos 
wirdsich sicherlich nicht noch einmal 
Sestigen. Dagegen spricht schon al- 
ein die miserable wirtschaftliche La- 
se mit einer galoppierenden Teue- 
ung. Vor allem aber spricht dagegen 
die tiefe Unzufriedenheit der Arbei- 
terklasse und der breiten Volksmas- 
sen mit ihrem Zustand der Unfrei- 
'heit und Unterdrückung, in dem sie 
durch das Regime gehalten werden.“ 
(KVZ“ 7) 3 
fein faschistisches Regime kann 


„Kein Jaschistisches Regime kann 
'heute der Herrschaft der Bourgeoisie | 
und des Imperialismus politische Sta- 
bilität verleihen - weder in Griechen- | 
land, noch in Chlie, Spanien, Portu- | 
gal, der Türkei oder anderswo.“ 
GRVZ“T) 

„Der Machtwechsel (von Papa - 
‚dopolous auf Gizikis usw.; AK-Red.) 
zeigt die Erschütterung des Regimes.” 
W.KYZ“B) 

„Im einer solchen Situstion (aufge- 
zählt werden: steigende Lebenshal- 
tungskosten, Staatsverschuldung, pas- 
sive Handelsbilanz usw.; AK-Red.) 
wird es auch der neuen Regierung 
nicht gelingen, sich zu stabilisieren,“ 
.KVZ" 8) 

Sagen wir ex gleich: Es war nicht 
zu erwarten, daß die „KVZ“ aus 
nahmsweise mal im „Fall Grischen- 
land“ mit einer realistischen. Ein- 
schätzung der dortigen Entwicklung 
aufwartet. Von daher eigentlich nichts 
besonders Hervorstechendes. Daß es 


| daß „kein faschistisches Regime „... 


| auch, daß der Faschismus die Forde- 
ungen nach Freiheit für das Volk 
| nicht völlig zum Verstummen bringen 
| konnte, Nach rund sechs Jahren fa- 
schistischer Terrorherrschaft kam es 
erstmals wieder zu größeren Massen- 
kämpfen (nachdem es zuvor schon 
mehr vereinzelte Kampfaktionen ge- 
geben hatte). Diese Kämpfe wurden 
anfangs wesentlich von Studenten 
getragen; dann jedoch stießen mehr 
und mehr Arbeiter hinzu, vor allem 
Bauarbeiter. Man konnte nicht erwar- 
| ten, daß diese Bewegung bereits 
greifbare Erfolge, möglicherweise gar 
den Sturz des Faschismus bringen 
könnte, Das schmälert absolut nichts 
an der Bedeutung dieser Kämpfe und 
an dem Heldenmut, der in ihnen 
| lebte, sondern bezeichnet ihren noch 
begrenzten Horizont und die unge- 
nügenden Mittel, die den kämpfenden 
| Arbeitern, Bauern und Studenten 
| zur Verfügung standen. Zu Tausen- 
den und Zehntausenden stellten sie 
sich den Panzern des Militärs enige- 
| sen, unbewaffnet und den Ruf nach 
| Freiheit und Demokratie auf den 
| Lippen. Sie verfügten (und verfügen 
} auch jetzt) noch nicht über eine revo- 
utionäre Führung in ihrem Kampf, 
und kaum sogar über eine nach den 


u sog 
Pinzipien der Aktionseinheit gebil - 
dete Zentrale des Widerstands. Den 

größten Einfluß unter den kampfwil- 
ligen Arbeitern haben gegenwärtig 
zweifellos noch die Reformisten ui 

terschiedlicher Organisationszugehö- 
rigkeit, die im wesentlichen auf eine 
waffenlose Beseitigung des Faschis- 
mus und auf die „Wiederhergtellung 
der (bürgerlichen) Demokratie” orien- 
tieren. Was aber ein bedeutendes 
Zeichen dieser Kämpfe der letzten 
Wochen ist: Sie haben den „Demo- 
kratisierungs“.Schwindel entlarvt und 
durchkreuzt, den das Papadöpoulos- 
Regime mit der Einsetzung eines „2+ 
vilen Kabinetts“, der Ankündigung 
(schein-demokratischer) Wahlen usw. 
in der letzten Zeit betrieben hatte. 
Dieser „Demokratisierungs“-Schwin- 
del sollte nämlich am Wesen der 
beibehaltenen faschistischen Herr- 


Erraren 


heute’ der Herrschaft der Bourgeoisie 
und des Imperialismus politische 
Stabilität verleihen" kann. Das kann 
‚man kaum mit Unkenntnis der „KVZ*- 
Redaktion erklären, sondern hier muß 
eindeutig von bewußter Irreführung 

rochen werden. In Spanien 
herrscht der Faschismus seit nunmehr 
34 Jahren — und es gibt absolut noch 
keine Anzeichen dafür, daß es bereits 
in kürzerer Zeit gestürzt werden 
‚könnte. In Indonesien wurde 1965 
ein faschistisches Regime errichtet, 
inder Türkei 1971, in Chile in diesem 
Jahr; und dies sind, wie bekannt ist, 
nur einige wenige Beispiele. Und in 
keinem dieser Länder ist gegenwärtig. 
ein Ende der faschistischen Herrschaft 
schon konkret absehbar. Überhaupt 


Ber FIII 110 0 0110010 


ist daran zu erinnern, daß einige 
Länder in Osteuropa und Italien bis- 
lang die einzigen Beispiele in der ge- 
samten Geschichte sind, wo der Fa- 
schismus wesentlich (nicht ausschließ- 
lich) durch die Kämpfe der Arbeiter 
und des Volkes im eigenen Land 
gestürzt werden konnte. In Deutsch- 
land dagegen ist der Sturz des Fa- 
schismus ausschließlich ein Ergebnis 
seiner Kriegsniederlage gewesen. Ins- 
gesamt hat sich der Faschismus damit 
bislang als ziemlich „stabil“ für die 
Bourgeoisie erwiesen - und das ist 
heute noch nicht anders, 

Diese Tatsache ist vom KBW (bzw. 
vor kurzem noch: dem NRF) bereits 
früher geleugnet worden. Für die 
KBW/NRF-„Theoretiker“ war der 
Faschismus stets der „Jetzte Ausweg” 
der Bourgeoisie — die alleinige Ver- 


körperung der „Schwäche“ der herr 
schenden Klasse. Zweifellos hat hier 
nie eine tatsächliche wissenschaftliche 


schaft nichts ändern, sondern war 


hat der Faschismus jetzt 


„‚Theoretikern“ nie begriffen worden 
(bew.. was wohl richtigerist: bswurde 
bewußt darüber hinweggeredet). 

Der Faschismus ist die offene und 
brutale Terrorherrschaft der Bour- 
geoisie, die nicht nur auf eine 
politisch-ideologische Bindung des 
Bewußtseins der Arbeiterklasse an 
den Kapitalismus abzielt, sondern die 
direkt die physische Ausschaltung und 
Liquidierung der bewußtesten Teile 
der Arbeiterklasse (und darüberhin- 
aus vieler konsequenter Demokraten) 
zu vernichten sucht, legt gerade die 
besondere „Stabilisierung“, die er der 
Herrschaft der Bourgeoisie zunächst 
auf mehrere Jahre hinaus — und 
eventuell sogar, wie in Spanien, auf 
mehrere Jahrzehnte hinaus — verleiht. 
Der Kampf gegen den Faschismus ist 
deswegen auch nicht nur ein rein tak- 
tisches, sondern ein strategisches 
Problem der Arbeiterbewegung. 


Kampf gegen das 
Militär mit „Streik? 


Es ist demzufolge auch völlig un- 
sinnig anzunehmen (und dies läßt 
sich auch durch kein einziges Beispiel 
aus der bisherigen Geschichte bele- 
gen), daß ein faschistisches Regime 
bereits durch eine „miserable wirt- 
schaftliche Lage“ zu „erschüttern“ 
sei (mal ganz abgesehen davon, daß 
die „KVZ” hier galant über die Klas- 
senfrage hinweghuscht: daß nämlich 
die wirtschaftliche Lage, auch in 
Griechenland, wohl hauptsächlich 
für das Volk miserabel ist, und nicht 
für die griechische Bourgeoisie oder 
gar für den am griechischen Faschis- 
mus_ profitierenden Imperialismus). 
Ebensowenig wird ein faschistisches 


ae 
5 
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Regime bereits durch die bloße „Un- 
zufriedenheit“ des Volkes „erschüt- 
tert“, auch nicht, wenn es schon eine 
„tiefe Unzufriedenheit” ist. Wo es 
Unzufriedenheit gibt, und besonders 
wodiese Unterdrückung offen terrork 
stisch ist, da gibt es natürlich immer 
eine tiefe Unzufriedenheit des’ Vol- 
kes mit seiner Lage, Das wissen auch 
‚die Imperialisten — und sie wissen in 
dieser Frage Such mehr als die „KVZ: 
daß diese Unzufriedenheit solange 
‚noch nicht zu einer akuten Gefahr für 
die Bourgeoisie („Erschütterung des 
Regimes“) wird, wie sie noch nicht 
über die materiellen Mittel eines er- 
folgbringenden Kampfes verfügt: Or- 
ganisaiton, revolutionäre Führung und 
Bewaffnung. Wenn die „KVZ" bei- 
spielsweise selbst schreibt, daß 

Griechenland „eine klare Führung“ 
noch fehlt, dann kann man da- 
raus doch nur schlußfolgern, daß dies 
für eine „Erschütterung des faschisti- 


überall auf der Welt mit der Revolu- 


tion schnurstracks bergauf und mit 
dem _Imperalismus. schnurstracks 
bergab geht, dürfte für einen „KVZ"- 
Leser schon keine weltbewegende 
Neuigkeit mehr sein. Aber finden sich 
"ler nicht dennoch einige „Neuigkei 
ten“, die die Mühe einer genaueren 
Betrachtung lohnen? | 


Die Entwicklung 
in Griechenland 


Was ist in Griechenland gesche- 
hen? In Griechenland wurde 1967 | 
in faschistisches Regime an die Macht 
gebracht, mit Milfe und unter direk- 
ter Regieführung des US-Imperialis- 
mur, Auf diese Weise sollte eine sch 
entwickelnde antlimperialistiche und 
revolutionäre Bewemung des Volker 
ausgelöscht werden, noch bevor sie 
zu einem „unlösbaren Problem” für 
den Imperlallmus geworden wäre, 
Die besondere „Notwendigkeit” für 
einen Miitärputsch ergab sich für den 
US-Imperialismus nicht zuletzt aus 
der strategischen Bedeutung, die 
Griechenland (zusammen mit larael 
und dem Iran) für die Kontrolle des 
östlichen Mittelmeerraums hat. Ver- 
haftungen, Folter, Mord und Terror 
waren fortan die Regierungsform des 
Imperialismus (und der einheimischen 
Bourgeolsio) in Griechenland, Die 
Kämpfe des Volkes wurden in einem | 
erheblichen Ausmaß zurlckgeworfen 
und geknebelt, Aber ex zeigte sich 


selbst ein Ende bereitet, in einer Wel- 
wie es eben seinem Wesen 
unächst wurden die Demon- 
jen großer Teile des Volkes 
mit Außerster Brutalität niedergeschla 
ven und ein Blutbad angerichtet, dem 
mindestens 200 Menschen zum Opfer 
fielen. Dann wurde die Gallionsfigur 
Papadopoulos, die den wachsenden 
Haß des Volkes auf sich gezogen 
hatte, durch die Figuren Gizikis, 
Androutsopoulos und Toannides aus- 
getauscht, Das wurde als „unbluti - 
ger Mibtärputsch” ausgegeben. 


„Erschütterung des Regimes” 


| ‚oder „Stabilisierung“? 


/n sogenannten Machtwechsel 
mit voraufgegangenen Militär- 
terror dann gar al ein Zeichen der 
„Enchötterung des Regimes“ zu wer- 
ten, freudebringend zu verkündigen, 
daß os „auch der neuen Regierung 
nicht gelingen (wird), sich zu stabili 

“ ‚das alles hat mit einer 
(oder wenn ihr lieber 
alistischen)Einschätzung 
der Ereignisse schon absolut nichts 
zu tun, Es ist nicht zu übersehen, daß 
sich das faschistische Regime nach 
den Massenkämpfen der letzten Wo- 
‚chen bereits wieder stabilisiert ha 1, 
wenn wir keine Sophisterei, sondern 
Politik betreiben wollen. Vorläu- 
(1 ist endem Regime gelungen, die 
Masonkämpfe niederzuschla 


Analyse zugrundegelegen. So ist auch 
das Wesen des Faschismus von diesen | 


RB.J. Ani 
KOMMUNIKATION 
FuR DER Aurmau 
BUNDES DEMOKRATISCHER JUOEND 


| schen Regimes“. (die angeblich ja 


schon besteht) nach Meinung 


Du 


Pedfungen? 
paliuk der BAD» Das Programm des 
apa = Ongen die 


Seite 23 
der „KVZ" auch nicht nötig ist 
sondern nur für einen „umfassenden 


Sieg der Arbeiterklasse und des Vol- 
ken“, wie es heißt, Eine solche Unter- 
scheidung ist völlig unilnnig. Sie 


würdigt die Rolle einer revolutionären 
Führung auf dem ganzen Weg des 
Kampfes bis hin zu diesem Sieg herab 


‚daß die „KVZ“ 
nun überhaupt nichts über" diesen 
Weg zu sagen wüßte, Sie weiß sopar 
sehr erstaunliche Dinge: „Über den 
weiteren Verlauf der Kämpfe wird 
entscheiden, ob die Arbeiter den be- 
‚sonnenen Kampf fortsetzen und In 
den Streik treten. — so heißt es in 
Nr. 7 vom 22. November, nachdem 
das Militär bereits ein großes Blut- 
bad unter den Arbeitern und Stud 
ten angerichtet und unzählige von 
ihnen verhaftet hat. Was ist nach Mei- 
nung der „KVZ“ die richtige Aktion 
| der Arbeiter, die sogar über den wel- 
teren Verlauf der Kämpfe (gegen den 

Faschismus! gegen das Militär!) „ent- 
scheiden wird”? In den Streik treten! 
Für diese Empfehlung hätte die 
„KVZ“ eigentlich nebst der DKP eine 
Bescheinigung der „Treue zum Grund- 
gesetz“ durch das Bundesverfassungs- 
gericht verdient. 

Ob man in den Redaktionsstuben 
des KBW schon einmal auf den Ge- 
danken gekommen ist, daß das faschi- 
| stische Regime einen’ Streik ohne ir: 
| gendweiche Anflüge von „Gewissens- 
| Dissen“ gegebenenfalls blutig ansein- 

anderschießen würde? Und was soll- 
ten die Arbeiter diem dann entge- 
gensetzen ?? 

Der Faschismus, der die Arbeiteı 
klasse und das gesamte Volk sämtl 
‚cher demokratischer Rechte beraubt 
‚und sie unter die Bajonette und Pan- 
zer des Militärs stell, kann nicht an- 
ders as im bewaffneten 
Kampf niedergerungen werden. 
Das ist es, was „über den weiteren 
Verlauf der Kämpfe _ entscheiden 
wird“, Die Situation unter einer fa- 
schistischen Herrschaft ist eben so, 
daß der bewaffnete Kampf auch dann 
schon auf die Tagesordnung gesetzt 
wird (von der herrschenden Klasse), 
wenn große Teile des Volkes selbst 
noch nicht aktiv daran teilnehmen. 
'henland noch 


ienland noch 
keinen bewaffneten Kampf der Wi- 
derstandsorganisationen gibt, der die 
Arbeiter, Bauern und Studenten 
Schritt um Schritt in die Reihen der 
revolutionären Kämpfer mit einreiht, 
ist eindeutig ein Man ge des grie- 
chischen Widerstands und gehl auf 
den beherrschenden Einfluß der Re- 
formisten darin zurück, Wenn die 
„KVZ“ zwar am Ende ihres Artikels 
in der Nr. 8 (und dort an der einzi- 
gen Stelle) die „Errichtung der be- 
waffneten Volksmacht unter Füh- 
rung der Arbeiterklasse" als großarti- 
ge Perspektive ausgibt, aber über die 


„in denStreik treten“ empfiehlt, dann 
ist das erstere nichts weiter als eine 
billige seminarmarxistische Phrase. 


‚Aber von jemandem, der das Wesen 


der faschistischen Herrschaft der 
Bourgeoisie nicht begriffen hat, kann 
man auch nicht erwarten, daß er 
etwas richtiges zum Kampf gegen 
den Faschismus sagt 
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‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


Freiheit für die Konterrevolution? 


inmerkungen zur 
um Solschenizyn & Cı 


;positionellen Intel 
Jiektuellen" der Sowjetunion, 
/Solschenizyn, Sacharow, Mi 


xlmow & Co, ist ©s in den letzten 
Wochen in der bürgerlichen Prewe 
wieder ruhiger geworden, nachdem 
sie vor allem in den Monaten August 
und September schier unerschöpfll 
chen Stoff für eine stupkde anti-kom- 
munistische Kampagne abgegeben 
hatten. 

Bemerkenswert ist, daß sich In 
diese Kampagne sogar ein Mann wie. 

h BO einreihte, der wah 

hon klarere Tage hatte, die 
ihm allerdings auch nicht entfernt 
denselben Beifall von bürgerlicher 
Seite eingebracht haben wie jetzt 
sein Eintreten für die „oppositionel 
len Intellektuellen” In der Sowjet 
union, Und sogar der zweifellos linke 
und ehrenwerte Schriftsteller Erich 
Fried schrieb in einem Leserbrief an 
die „Frankfurter Rundschau”: „Man 
muß mit Solschenizyn oder Sacha- 
row übrigens weder weltanschaulich 
noch taktisch übereinstimmen, um 
ihre Sorgen oder einige von ihnen zu 
teilen.” (FR, 13.9.73) 

Beträchtliche Konfusion scheint 
die Kampagne der Bourgeoisie in 
Sachen Solschenizyn & Co. in ein 
gen linken, nichtrevisionistischen 
Organisationen im Ausland ausge- 
löst zu haben. So scheinen z.B. die 
italienischen Organisationen „mani- 
festo“ und „avanguardia opı 
die Herren Solschenizyn, Sacharow 
& Co. mit einer „demokratischen 
Opposition“ in der Sowjetunion 
verwechselt zu haben. Selbst die 
ansonsten gegenüber der Sowjet- 
union nicht allzu kritikfreudige re- 
visionistische Partei (PCI) nahm eine 
„Abgrenzung“ von der KPASU vor, 
!Kritik gegenüber Handlungen und 
Methoden, die die Freiheit der Kul- 
tur treffen und die politische Dis- 
kussion  einengen“  („'Unita", 
209.73) 

Stellen. Solschenizyn, Sacharow 
& Co. eine demokratische Opposi- 
ton in der Sowjetunion dar? Dies 
Mßt sich leicht feststellen, wenn 
man ihre eigenen Äußerungen 
betrachtet. 


Sie alle reden viel von „offener 
Gesellschaft“, „freie Meinungshuße- 
rung“, „Demokratisierung“, „Recht 
auf freie Information" (Stichworte 
aus einem Interview Sacharows mit 
dem „Spiegel“, 38/73). Anderer- 
seits kann man nicht verkennen, 
daß buchstäblich in keinem der 
überaus zahlreichen Interviews, die 
diese Leute in den letzten Monaten 
ungehindert geben konnten, etwas 
über die Arbeiter-kläse ge- 
sagt wird, daß etwas über deren 
Probleme gesagt würde, Dies macht 
klar, wofür die „O 

„freie Meinungsäußerung’ 

nämlich für bürgerliche Vor- 
stellungen, für eine bürgerli- 
che Kritik am Gesellschaftssystem 
der Sowjetunion. Keiner dieser 
„Oppositionellen“, der nicht mehr 
oder weniger offen den Sozialismus 
ablehnt. 

Sacharow z.B. sagt: „Ich bin 
skeptisch dem Sozlallımus gegen. 
über! Ich finde nicht, daß der So 
zialtımus uns auf theoretischer Ebe 
füreine bessere Organisation der Ge 
sellschaft etwas Neues gegeben hat.“ 
Der Sozialismus bedeute „maximale. 
Unfreiheit‘“ und „maximale ideolo- 
sische Unbeweglichkeit“. Interview 
mit dem schwedischen Fernsehen; 
in „Spiegel“ 28/73) 

Und an anderer Stelle des selben 
Interviews: „Ich bin Anhänger 
schrittweiser Änderungen“ — in der 
Sowjetunion, versteht sich, und na- 
türlich in Richtung Kapitalismus. 
Zuerst sei es erforderlich, „die ideo- 
logische Besessenheit der Gesell- 
schaft zu lquidieren“‘, Und dann die 
Katze voll aus dem Sack: „Die Rol- 
le der Intelligenzija ist in der Gesell- 
schaft in sinnloser Weise unterdrückt 
worden. Die Intellektuellen sind ma- 
teriell schlecht gestellt, keineswegs 
schr viel besser als die körperlich 
‚Arbeitenden ...“ 

Dabei darf man Sacharow getrost 
als einen relativ „liberalen“ Ver- 
treter.der antisozialistischen „Oppo- 
sition“ ansehen, der zumißdest aus 
taktischen Gründen kein zu grobes 
Geschütz auffährt. 

Anders z.B. sein Freund Maxi- 


‚ampagı 


mow, ein „Schriftsteller", der an 
BOll schrieb: „Heute überreicht man 
armueligen Verfechtern eines neuen 
München, die sich große Politiker zu 
sein dünken, bereits Nobel-Priedens 
Preise.“ (Er meint natürlich Brandt, 
und nicht etwa Kissinger — Anm. 
AK) „Der Allmächtige allein weiß, 
weichen Blutzoll wir für die Teu- 
felspiele der Halbkönner der Di- 
’plomatie von heute werden zahlen 
müssen, ein Platz auf der Anklage- 
bank des zweiten Nürnbergs ist 
ihnen zweifellos gewiß.“ (laut 
„Spiegel“, 36/73) - Ob- der „Bay- 
Emmkurier'“ der CSU wagen würde, 
30 etwas zü schreiben? In der Sow- 
jetunion, wo die „Intellektuellen 
unterdrückt" werden, ist so etwas 
möglich. Leider, um &s deutlich zu 
sagen. 

Was sagt Sacharow, als er in 

nem Interview mit dem „Spiegel“ 
auf diese Äußerung von Maximow 
angesprochen wird? Er habe sich 
über Maximows Äußerung wegen 
deren „Mißverständlichkeit“ (1) ge- 
ärgert; jedoch müsse man verstehen, 
daß Maximow „zur Zeit großen 
Kummer“ habe. („Spiesgl“, 38/73) 

Maximow selbst sagte dem „Spie- 
gel“ zu dieser Äußerung: „, ... Sie 
haben das ziemlich eng ausgelegt. 
Ich dachte ‚an mehrere derartige 
Politiker .." (38/73) 

Als in Chile der faschistische 
Terror wütet „ schreiben Sacharow, 
Maximow und der „Schriftsteller 
Alexander Galitsch einen freundli 
chen Brief an die Junta, in dem sie 
sich für den Dichter Pablo Neruda 
einsetzen: „Der Verlust dieses gro- 
‚Sen Mannes würde auf lange Zeit 
die Ära der Wiedergeburt und Kon- 
solidierung verdunkeln, die ihre Re- 
sierung versprochen hat.“ („ER", 
229.73) 

Kann man das noch „mißverste- 
hen“? Es ist offensichtlich, daß ein 
Großteil dieser „Opposition“ mit 
den chilenischen’ Faschisten poll 
tisch eng verwandt ist, Auch die 
sowjetische Opposition wil ja, eben- 
so wie die Junta in Chile, jede Spur 
von Sozialismus auslöschen — der 
eine „schrittweise“ (Sacharow), an- 


Polizeiübung im Westberliner Abrißhaus 


Am 14.11.73 drangen ca. 80-100 
schwerbewaffnete Polizisten in ein 
Abrißhaus in der Passauer Straße 
ein. Geplant war die Räumung eines 
besetzten Abrißhauses, ein n och 
angenommener Fall. 

Die Anwohner waren vorher durch 
einen Brief der  Polizelinspektion 
Schöneberg gewarnt worden 

„Sehr geehrte Mitbürger — das 
‚Einsatzkommando der Polizeiinspek 
tion Schöneberg veransialtei am 
14.11. in der Zeit von 9.00 bis 13.00 
Uhr im Abrißhaus Passauer Straße 11 
eine Durchsuchungsübung. 

Im Interesse eines ständig guten 
Ausbildungsstandes unserer Polizei 
beamten werden aicher auch Sie Ver 


ständnis dafür zeigen, wenn es in der 
angegebenen Zeit evil, zu kleineren 
Geräuschbelätigungen kommt. Seien 
Sie bitte nicht beunruhigt, wenn sie 
ein größeres Polizeisufgebot in Ihrer 
Nähe feststellen; schußähnliche Ge 
rdusche (!!) oder Lautsprecherdurch 
‚sagen hören oder die Festnahme von 
Personen beobachten. - Wir danken 
für Ihr Verständnis - Ihre Polizei 
Inspektion Schöneberg” 


Keinerlei Verständnis dafür hatten 
ca. 200 Demonstranten, die ihren 
Protest durch eine Kundgebung vor 
dem Haus zum Ausdruck brachten. 

jach den Schilderungen eines Ge 
nossen fielen die Polizisten wild über 


den bereits abmarschierenden De- 
monstrationszug her und schlugen 
mit Knüppeln wahllos auf die De- 
monstranten ein. 

Dieser Einsatz muß als eine wei 
tere Faschisierungsmaßnahme, die 
sich vor allem gegen die Arbeiter 
klasse richtet, gesehen werden, Die 
Polizei soll auf einen „Ermstfall" 
trainiert werden. Vor allem soll den 
Anwohnern vorgeführt werden, mi 
welchen Maßnahmen sie zu rechnen 
haben, wenn sie sich aktiv gegen die 
Wohnungspolitik des SPD-Senats zur 
Wehr setzen, So wird schon vorbeu- 
gend versucht, jegliche Widerstands 
aktionen der Bevölkerung im Keime 
zu ersticken, 


Polizei lönt gewaltsam die Demonstration auf („Berliner Zeitung” „BZ“ (Springer) 16.11.73) 


dere bekennen sich offen zur kon: 
terrevolutionliren Gewalt 
Die „Bild am Sonntag“ machte 


2.8. im Oktober ein Interview mit 
Andre) Dubrow, der vor einiger Zeit 
mit Einreisedokumenten für Isracl 
die Sowjetunion verlasse Du- 
brow scheint ein recht guter Kenner 
der „oppositionellen"” Scene in der 
Sowjetunion zu sein; der „Spiegel“ 
druckte in Nr. 44/73 einen Artikel 
voh ihm ab. Dubrow war nach eige- 
‚nen Angaben Mitarbeiter einer „Un- 
tergrundzeitung“ der sowjetischen 
„Opposition“, Dubrow sagte der 
„Bam$“ 

„Es gibt Untergrundkämpfer, die 
Verbindung zu Sympathisanten in 
der Armee haben. Auf diese Weise 
sollen schon jetzt einzelne Mitglie- 
der des Widerstands mit leichten 
Waffen - vor allem Pistolen - aus- 
‚gerüstet worden sein. Dubrow 
‚Wenn die Zeit reif ist, werden 
meine Freunde jederzeit Gewehre, 
Munition und Granaten erhalten‘. 

Als Heinrich Böll am ihn umto- 
senden Beifall der Bourgeoisie zu 
merken begann, in welch feine Ge- 
seschaft er sich aus freiem Willen 

;prach er von „fal- 
, die man sich ja 
nicht aussuchen könne, Nun, Böll 
hat sicher den Beifall der Springer- 
presse nicht gewollt und als eine 
Beleidigung seiner Person empfun- 
den — aber konnte er bei einer Par- 
teinahme für die sowjetischen Anti 
kommunisten Solschenizyn, Sacha- 
row & Co. denn etwas anderes er- 
warten als den Beifall der westdeut- 
schen Antikommunisten? 

Alexander Galitsch (ein Mitglied 
‚der „Opposition“ gab BÖLL durch- 
aus eine passende Antwort auf des- 
sen Ausrede von den „falschen Brü- 
dern“, Er sagte, diese Formulierung 
sei „nicht ganz gerechtfertigt”, denn 
„Brüder sind Brüder. In der gegen- 
Wärtigen Lage hat jede Unterstüt- 
zung und jeder Protest positive 
Wirkung in sich.“ („Spiegel“, 38/73) 
- $o verhält sich die sowjetische 
„Opposition“ auch in der Praxis, 
indem sie die Hilfe russischer „Emi- 
granten"-Faschisten oder auch deut- 
scher Faschisten nicht scheut. Und 
in der bürgerlichen Presse der impe- 
rialistischen Länder sicht die „Op- 
position“ ohnehin ihren besten Ver- 
bündeten, 

Indes sind die „Oppositionellen“ 
durchaus nicht unkritisch gegenüber 
dem imperialistischen „Westen“ 
wenn es darum geht, diesem 
„Schlappheit“ in der Bekämpfung 
des Sozialismus und der Sowjet- 
unian vorsuwerfen 
union vorzuwerfen. 

Solschenizyn etwa sprach von 
seinem „Abscheu gegenüber einer 
egoistisch kurzsichtigen und vertei 
digungslosen Zivilisation’ 
digungslos“ gegenüber dem 
mus, versteht sich. Das ist um 
kennbar die Sprache eines Faschi 
sten. Und weiter sagte Solschenizyn 
in diesem Zusammenhang: „Wenn 
aber (im „Westen“ - Anm. AK) 
nur fürchtsame (1!) isolierte Prote 
ste (gegen die „Unterdrückung“ in 
der Sowjetunion - Anm. AK) zu 
hören sind, ohne Glauben an ihren 
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KONTAKTADRESSEN 


Erfolg und mit dem Vorbehalt (}, 
daß die gleiche Sache auch in Grie 
chenland, Spanien, der Türkei ge 
schieht, dann ruft dies nur das Ge 
lichter der Aygressoren hervor,“ 
(„Spiegel“ 36/73) „Angrossoren" 


nennt er die Sowjetunion, und für 
den „Westen“ hält or den Ratschlag 
berell, keine „Vorbehalte" gegen 
über dem Faschismus in Griechen 


land, Spanien etc, zu haben. — Der 
„Spiegel“ schreibt dazu: „So unter- 
ichiedlich die politischen Vorstel- 
hungen des nach Konvergenz der 
Vernunft strebenden Sacharow und 
des an die gesittete Welt (!) glau- 
enden Solschenizyn auch sein mö- 
‚gen: Gemeinsam ist ihnen die tiefe 
Skepsis gegenüber der westlichen 
Entspannungspolitik“. (36/73) 

Sich mit dieser Art von „Oppo- 
sition“ in der Sowjetunion zu ver 
bünden, heißt, „Freiheit“ für die 
anti-ozialistische, konterrevolutio- 
näre und faschistische Propaganda 
in der Sowjetunion zu fordern, Eine 
solche Forderung liegt nicht im In- 
teresse des sowjetischen Volkes — 
auch dann nicht, wenn man davon 
ausgeht, daß die Sowjetunion kein 
sozialistisches Land, sondern ein 
verbürgerlichtes und den kapit 
stischen Weg gehendes Land 

Es gibt zweifellos politische Un 
terdrückung in der Sowjetunion, 
Es gibt Unterdrückung der Mei- 
nungsfreiheit des Proletari« 
ats, es gibt Unterdrückung so- 
zialistischer Kritik an der gesell 
schaftlichen Entwicklung der Sow- 
jetunion, es gibt großrussischen 
zial”’chauvinismus und Unruhe un- 
ter manchen Nationalitäten der Sow- 
jetunion (Balten, Ukrainer, Georgier 
un. 


s gibt sicher im der Sowjel- 
union eine unterdrückte liberalde- 
mokratische und sozialistische Oppo- 
sition, Diese ist allerdings von der 
bürgerlichen Presse der imperialisti 
schen Länder bisher „nicht aufge- 
spürt” worden, Die Interviews mit 
Solschenizyn, Sacharow & Co, er- 
wecken vielmehr den Eindruck, daß 
die sowjetische Opposition nur aus 
Feinden des Sozialismus, Freunden 
des „Christlichen Abendlands”, 
Konterrevolutionären und Faschi- 
sten besteht. 


daß die 
von Sol- 
in der Sowjet- 


schenizyn & Co. 
union gerade in dem Bestreben der 
sowjetischen Bürokratie begründet 
ist, durch diese Leute ein falsches, 
negatives Bild von der sowjetischen 
Opposition zu geben. In der Sowjet. 


union walher scheinen sinion Ih 
union seibst scheinen einige Iıderal 
demokratische Mitläufer der anti 
sozialistischen „Opposition” über 
die Äußerungen von Solschenizyn, 
Sacharow, Maximow & Co, schok 
kiert gewesen zu sein. 

Jede demokratische Opposition 
in der Sowjetunion würde sich dis- 
kreditieren und ihren Zweck ver- 
fehlen, wenn sie auch nur den An- 
schein eines Bündnimes mit „Kritk 
ken” in der Art von Solschenlayn 
& Co. dulden würde. Damelbe gilt 
für die Demokraten und Sozialisten 
außerhalb der Sowjetunion. MM 
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Weitere Vertriebugruppen 


‚Arbeiterkampf Nr. 37/Dez. 1973 


Antifaschistische Aktionseinheit verhindert 
Jungen Nationaldemokraten” 


Veranstaltung der 


Zu Freitag, den 23.11,73, hatten die 
„Jungen Nationaldemokraten” — Ju 
gendorganisation der NPD — um 20 
Uhr in einer Gaststätte der schlewwg- 
holsteinischen Kleinstadt Reinbek vor 
den Toren Hamburg zum Faschk 
sten-Treft . Motto der Vorn- 
staltung: „Jugend sucht neue Wege"!! 
Als „Stargast” angekündigt war in 
einem Flugblatt, das zwei Tage vor- 
her der Reinbeker Bevölkerung zuge- 
mutet wurde, der Landerrorsitzende 
der ‘IN’ in Schleswig Holein. 

Und die Reinbeker Jugend suchte 
„meue Wege"! Allerdings nicht so, 
wie die Faschisten es sich gedacht 
hatten. Reinbeker Jugendliche enı 
sannen sich nämlich des zwar dure 
aus nicht neuen, aber doch weitge- 
hend vergessenen Weges der antifa- 
schistischen Solldarität. Ca. 60 Ju- 
gendliche verschiedener politischer 
Richtungen besetzten den Versamm- 
hungsmasl, drängten die Faschisten 
aus dem Saal und verhinderten so 
die geplante faschistische Veranstal- 


Gefahr und hielten „Manöverkritik" 
ihrer Aktion. 


Vorbereitung der Aktion 


t Veranstaltungsbeginn hatten 
sich etwa 4o meist jugendliche 


Antifaschisten aus Reinbek und Um 
gebung Im Jugendzentrum getroffen. 
Die Initiative dazu ging von einem 
aktiver Kommunisten 
ten aus, die sich gleich 
tmachung der geplar 
"IN"Veranstaltung zusammengesetzt 
und nach längerer Diskussion die Ve: 
Verhinderung der Veranstaltung be- 
schlossen hatten. Diese Diskussion 
wurde jetzt im größeren Kreis fortg 
setzt. Br wurde herausgestellt, 
die 'JN’ Bestandteil einer faschist 
schen Bewegung ist, die von dutzen- 
den „legalen” Organsisationen bis hin. 
zu para-militärischen Banden reicht, 
wobei diese Gruppen personell und 
politisch. vielfach miteinander ver- 
lochten sind. 

Zweifel einiger Jugendlicher, ob 
man bei dieser „legalen'” Veranstal- 
tung der ‘IN’ mit Gewalt vorgehen 
sollte, wurden vor diesem Hinter- 
könne bei diesem 
nicht um eine „demokratische 
Diskussion mit den Veranstaltungs- 
teilnehmern” gehen, da es sich hier 
mit Ausnahme von wenigen „Neu- 
sierigen”, um Reaktionäre verschie- 
dener politischer Färbung handeln 
würde, Es gehe vielmehr darum, die 
‚Ausbreitung der faschistischen Ver- 
hetzung konsequent mit allen Mitteln 
zu verhindern und durch spätere 
Propagierung die Notwendigkeit des 
energischten Kampfes gegen den Fa- 
schismus der werktätigen Bevölkerung 


näher zu bringen. 

Eine Schwäche war die erheblich 
zu knappe Zeit für diese Vorberei- 
tungsdiskussion. Zwar gelang es, die 
Mehrheit der Anwesenden von der 
‚dargelegten Argumentation zu über- 
zeugen und alle für die Teilnahme 
an der Aktion zu gewinnen; jedoch 
stellte sich später heraus, daß. bei 
einem Teil noch Zweifel an der Rich- 
tigkeit des Vorgehens zurückgeblie- 
ben waren. Außerdem kam der Zu- 
‚sammenhang von Faschismus und Ka- 
pital kaum zur Sprache. Zwar konnte 
man von einer groben, oberflächli - 
‚chen Übereinstimmung in dieser Fra- 
‚ge ‚unter den Anwesenden durchaus 
ausgehen, dennoch sollten sich auch 
hier später erhebliche Differenzen 
bzw. Unklarheiten zeigen. 


Durchführung 


Kurz vor dem gepanten Veranstal- 
tungsbeginn besetzten die inzwischen 
auf ca. 60 angewachsenen Antifa- 
schisten den Versammlungsraum, in 
dem sich ca. 10 Faschisten (Ver- 
sammlungsleitung) und etwa ebenso- 
viele Gäste, überwidgend von der 
„Jungen Union” (CDU), befanden. 
Nach kurzer Orientierung dokumen- 
tiertem die antifaschistischen Jugend- 
lichen ihren Kampfwillen mit Paro- 
len wie „Demokraten, Kommunisten 


— einig gegen die Faschisten”, „Fa- 


|. sts; 


Fort 


Dummenfang 


Und so hat die SPD auch nur als 
„wichtigsten Aktivposten“ anzuprei- 
sen, daßes der Schulbehörde gelang, 
in den letzten vier Jahren 40,000 
Kinder zusätzlich die bestehende 
Schulmisere miterleben zu lassen, 
Diese „Leistung” der Schulbehörde 
als „Aktivposten“ auszugeben, ist 
allerdings ein starkes Stück: wir sol- 
len der Behörde und der SPD auch 
noch dafür dankbar’ sein, daß sie 
nicht offen ihre gesetzlichen Pflich- 
ten vernachlässigt hat, sondern diesen 
Kindern mit Ach und Krach den 
‚Schulbesuch ermöglicht hat. 

Bs ist dann kein Wunder, daß die 
SPD auch auf ihr „Erfolgs“konto 
‚bucht, daß kein Berufsschüler jetzt 
weniger als acht Wochenstunden 
Unterricht erhält. Acht Wochenstun- 
den sind aber gesetzlich bereits vo 
geschrieben, Was die SPD als „Erfolg“ 


anbietet, ist also mut, daß sie nicht 
gegen die Bildungsgesetze verstoßen 
hat, die der büngsrlishe Staa selbst 
erlasen hat 

Die SPD begnügt sich in „Ham- 
burg aktuell“ nicht damit, ihre „Lei- 
stungen“ herauszuputzen, sondern 
sie wirbt auch damit, daß sie die 
Partei sei, die „Chancengleichheit" 
für alle Kinder’ wolle, Allerdings ist 
nirgends davon die Rede, daß Arb 
terkinder diese „Chancengleichhei 


Was die SPD konkret unter dem 
Thema „Changengleichheit“ anführt 
ist 1, daß die Berufsschüler jetzt den 
seit dem Krieg vorgeschriebenen Un- 
terricht in vollem Umfang erhalten, 
2. daß Hamburg ein „spezialisiertes 
Sonderscl ‚fgebaut habe. 
Ex Ist zweifellos zu begrüßen, wenn 
die jahrzehntelang vernachläsigten 
Sonderschulen endlich ein wenig 
besser in der Bildungspolitik. be- 
töcksichtigt worden sind — aber be- 
deutet das tatskchlich Chancengleich, 
heit für die Kinder auf diesen Schu- 
len? Bedeutet ex tatsächlich eine 
bestmögliche Förderung ihrer Fählg- 
keiten? Schulsenator Apel spricht 
‚da in „Hamburg aktuell“ eine deut- 
liche Sprache, Er versteht unt 
Chancengleichheit für diese Kinde: 
daß sie in die Lage versetzt werde: 
„selbst für sich sorgen zu können‘ 
Das ist also.der Kern der „Chancen- 
geichheit“ für Sonderschüler: sie 
sollen keine Fürsorgefälle werden 
und damit unnütze Kosten verur 
sachen, sondern als Arbeiter di 
untersten Qualifikation wenigstens 
noch nützlich sein, Eine Förderung 
darüber hinaus ist nicht vorgesehen 
in der „Chancengleichheit“ Marke 
SPD, Es ist schon beinahe grotesk, 
mit weichen Mitteln hier die SPD 
uns für dumm verkaufen will 


Lehrermangel naturnotwendig? 


nicht leisten, angesichts des Lehrer- 
mangels, auf dieses Thema in „Ham- 
burg aktuell” nicht einzugehen. Al- 
lerdings wird man vergeblich nach 
Angaben über den tatsächlichen 
Lehrermangel suchen, Stattdessen 
werden die Eltern mit der Erklä- 
rung verwirrt, daß 95 % aller Plan- 
stellen für Lehrer besetzt sind und 
daß sich die fehlenden 5 % auch 
bloß daraus erklären, daß mal Leh- 
rer krank sind, Lehrerinnen ein 
Kind kriegen etc, — also Dinge, 
wofür ja die Schulbehörde nichts. 
kann. 

Der springende Punkt aber ist, 
‚daß es viel zu wenig Planstellen 
‚gibt, und der Lehrerfehlbedarf ist 
daher weit größer, als es die Zahlen- 
Spielerei mit den 5 % weismachen 
soll. Selbst die SPD-verbundene 
Lehrergewerkschaft. GEW geht in 
ihren-Schätzungen davon aus, di 
die Zahl der Planstellen um etwa, 


tung, man könne schließlich nie- 
manden zwingen, Lehrer zu werden. 


Mißstände verschleiern 


Die SPD und die Behörde wis- 
sen und haben es auch schon eini- 
ge Male zu spüren bekommen, daß 
die Eltern die Hauptkraft im Kampf 


gegen die Schulmißstände sind. Da- | 


her geht „Hamburg aktuell” auch 
auf die Eltern ein. Zum einen 
wird behauptet, durch das neue 
Schulverwaltungsgesetz würden die 
Rechte der Eltern „beträchtlich er- 
weiter”. Daß dem nicht so ist, 
zeigt_ allerdings bereits der Text 
des SVG: in ihm wird die Arbeit 
der Eiternräte, die bisher selbst- 
ständig und unabhängig war, dem 
Einfluß und der Aufsicht der Schul- 
behörde unterworfen (vgl. dazu 
AK 32, Demokratisierung der 
Schule ?), Das liest sich in „Ham- 
aktuell" atwne and 


20 % (!) erhöht werden müßte, um 
erträgliche Unterrichtsvoraussetzun 
gen zu schaffen. 

Den großen Clou zum Thema 
Lehrermangel hat sich die SPD für 
die letzte Seite von „Hamburg ak 
tuell” aufgehoben. Da wird der be 
stehende Lehrermangel sO begrün- 
det: „der Senat kann appellieren 
und werben für den Lehrerberuf 
doch endgültig beeinflussen kann er 
nur wenig (111). Studienlenkung ist 
verpönt [!}!): die freie Berufswahl 
‚hat Vorfahrt bei den Sozialdemo- 
kraten”. $o ist es also, zuwenig 
Menschen wollen Lehrer werden. 
Die individuelle Freiheit des Ein- 
zelnen ist also letztlich Schuld am 
‚ganzen Lehrermangel! 

Welch ungeheurer Zynismus, den 
‚die SPD hier zeigt;-in den letzten 
zwei Jahren hat der SPD-Senat mit 
dem Gerücht von der „Lehrer- 
schwemme” gezielt versucht, Abi- 
turienten vom Lehrerstudium ab- 
zuhalten, Seit 1971 gilt für die Uni- 
versität darüber hinaus eine generel- 


le vom Senat erlassene Zulassungs- 
beschränkung. Auf ihrer Grundla- 
ge werden hauptsächlich Abiturien- 
ten, die Lehrer werden wollen, 
nicht zum Studium zugelassen, im 
Wintersemester 72/73 allein 140! 
23) Schließlich ist 


(„Uni HH” Nr. 


dium) eine Degrenzung der Aus 
bildungsplätze von der Behörde ver- 
fügt worden, sodaß im nächsten 
Jahr für 670 Bewerber nur 450 
Plätze zur Verfügung stehen! 

An diesen drei Tatsachen wird 
unzweideutig klar, daß einzig und 
allein der Staat für den Lehrerman 
gel verantwortlich ist, daß er so. 
gar diesen Lehrermangel gezielt 
herbeigeführt hat und daß daher 
keineswegs zu erwarten ist, der 
Lehrermangel werde in Zukunft 
tatsächlich abgestellt, Und für diese 
Zukunft hat die SPD schon vor 


Die SPD kann es sich natürlich 


gesorgt mit der dreisten Dehaup- 


burg aktuell” etwas „in 
Hamburg beachtet man den guten 
Rat der Eltern. 

In ihrer Wahlzeitung verrät die 
SPD darüber hinaus, daß und wie 
sie die Lehrer gegen den Kampf 
der Eltern einspannen will, Unter 
‚der Überschrift „Ein Lehrer hat 
das Wort” schreibt der Lehrer Al 
brecht Hanf: „Manche sagen: wir 
woßen Tatbestände aufdecken. Nur 
ırch Konflikte kommt man wei- 
ter. Und die sind dann auch ge- 
neigt, die Eltern über Mißstände 
€) aufzukären (!), zu motivieren, 
aktivieren. Ich respektiere das, aber 
ich grenze mich ab. Ich harmon- 
nisiere (1!) — die anderen sagen: 
Du. verschleierst. Ich fahre aber 
gar nicht s0 schlecht damit.” 

Das sollte man zweimal lesen! 
Die Wunschvorstellung der SPD von 
einem Lehrer: keine Tatbestände 
aufdecken, sondern verschweigen! 
Die Eltern nicht über Mißstände 
aufklären, sondern diese verschie 
ern! Daß ein Lehrer, der sich nicht 
nach diesem Wunschbild verhält 
„schlecht. fährt”, dafür sorgt di 
Beamtengesetz, daß die Aufklärung 
der Eltern über Mißstände 
„Bruch des Dienstgeheimnise: 
ahndet, Für solche Lehrer 


hat 
„Hamburg aktuell“ die Drohung 


parat: „Wer in Panik macht, sitzt 
am kürzeren Hebel.” 

Einige Ziele sozialdemokrat- 
scher Schulpolitik. en: 
wol) „Hamburg aktu 
mcht deutlich: Verschärfung. der 
Schulmisere durch gezielt herbei- 
geführten Lehrermangel, Verschär. 
fung der Bildungsschranken und 
keineswegs mehr Chancengleichheit, 
Einschichterung von Eltern, die 
nicht bereit. sind, die bestehenden 
Zustände hinzunehmen, und von 
Lehrern, die bereit sind, die Kite 
dabel zu unterstützen. = 

Ku/Grup: 


Bündniskommission di 
pe Hamburg 


Selte 25 


schisten Raus!” und „Von Demokra- 
tie schwatzen sie — ihre Aufgabe ist 
Terror für die Bourgeoisie. 

Gegen 20 Uhr „eröffneten” die 
Antifaschisten die Veranstaltung mit 
einer kurzen Ansprache an die Anw 
senden und die ca. 20 - 30 Menschen, 
die sich, da der Saal inzwischen ge- 
füllt war, vor den geöffneten Fenstern 
angesammelt hatten. Es wurde kurz 
begründet, zu welchem Zweck die 
Aktionseinheit gebildet wurde und 
warum man diese Veranstaltung ver- 
hindern wolle, Dann folgte der Veı 
such des Landesvorsitzenden der ‘IN; 
das Wort zuergreifen, der sich jedoch 
gegen die immer lauter werdenden 
Sprechchöre nicht durchsetzen kohn- 
te. Später entschlossen sich die Anti- 
faschisten, die Versammlung zu 
schließen und brachten die Faschi- 
sten mit sanfter Gewalt vor die Tür, 
Daraufhin erklärte sich der Wirt be- 
reit, den Saal zu schließen. Die Anti- 
faschisten zogen ins Jugendzentrum 
um, wo in den folgenden zwei Stun- 
den eine gründliche Diskussion über 
‚den Faschismus und die Auswertung 
der Aktion unter den inzwischen 
auf etwa 100 angewachsenen Ak- 
tionsteilnehmern stattfand. 


Schwerpunkte in der Diskussion 


Die wesentlichen Fragen, um die 
es ging, waren: 
1.) Was ist Faschismus? 
2) Wie verläuft der Prozeß der 

Faschisierung in der BRD? 

Wie muß der antifaschistische 

‚Kampf geführt werden? 
Ein Mangel in der Diskussion ist 
WE. gewesen, daß die Organisierung 
des antifaschistischen Kampfes fast 
ausschließlich auf den Kampf gegen 
die direkten faschistischen Organisa- 
tionen eingeengt wurde. Demgegen- 
über ist hervorzuheben, daß der 
antifaschistische Kampf sich grund- 
sätzlich gegen die Bourgeoisie und 
ihre faschistischen Bestrebungen rich- 
tet. Er ist politischer Kampf zur Er- 
haltung und Erweiterung der demo- 
kratischen Rechte, Kampf zur Durch- 
setzung proletarischer Politik in den 
Arbeiterorganisationen, Kampf gegen 
Militarisierung und Kampf gegen dj 
faschistische Ideologie, wo und wie 
sie auch auftritt. Zudem heißt anti- 
faschistischer Kampf selbstverständ- 


3) 


Wehret den Anfängen ! 


lich konsequentes Auftreten gegen 
direkte faschistische Provokationen, 
wie etwa die „IN'-Veranstaltung, 

Eine schr lehrreiche Diskussion 
wurde um die Frage geführt, ob der 
Faschismus eine Massenbewegung zur‘ 
Voraumetzung hat oder nicht, Ein 
‚offenbar den Trotakisten oder dem 
KBW nahostehender Diskussionst 
nehmer verstiog sich sogar zu der Be- 
hauptung, daß der Faschismus in 
Griechenland „überhaupt kein Fa- 
schismus'sel, sondern „‚nur eine Mill- 
tärdiktatur“. Unter dem Beifall der 
Versammlung erwiderte ein anderer 
Redner, für ihn sei die Politik der 
Bourgeoisie, ihre Konsequenzen für 
das Volk das entscheidende bei der 
Beurteilung eines Staates, und nicht 
die Form der faschistischen Dik- 
tatur. Zudem sei es sinnvoller zu be- 
sprechen, wie man der faschistischen. 
Politik entgegentreten kann, anstatt 
in der Art von Akademikern übeı 
„Begriffe“ und ihre „Anwendbarkeit 
zu disputieren. 


Ein kurzes Zwischenspiel leisteten 
sich einige anwesende Vertreter der 
„Jungen Union“, indem sie in ge- 
wohnter arroganter Manier nach etwa 
einstündiger Diskussion von sich ga- 
ben, sie wüßten eigentlich gar nicht, 
„was mit Faschismus gemeint ist“ 
Ein Redner hielt ihnen daraufhin die 
Rolle ihrer eigenen Partei, der CDU/ 
CSU, bei der Faschisierung vor. Als 
sie sich nach mehrfacher Aufforde- 
rung weigerten, zu dieser Frage Stel- 
lung zu nehmen, wurde ihnen das 
Wort entzogen. 

In der Diskussion wurde auch die 
Frage gestellt, ob das nachdrückliche 
Vorgehen gegen die geplante faschisti- 
sche Hetzveranstaltung der „IN' rich- 
tig gewesen sei. Unter dem Eindruck 
der vorangegangenen Diskussion einig- 
te man sich in der Mehrheit schnell 
auf die auch in der Vorbereitungsdi 
kussion vertretene Meinung, daß den 
Faschisten jeder Fußbreit Boden nö- 
tigenfalls mit allen Mitteln streitig 
gemacht werden muß. 

Die Organisation der Aktion wur- 
de u.E. zu kurz diskutiert. Es wur- 
de in einem Beitrag darauf hingewie- 
sen, daß man glücklicherweise „leich- 
tes Spiel“ gehabt habe, jedoch müsse 
man in Zukunft auch mit einem we- 
sentlich härteren Gegner rechnen. 
Dann sei es notwendig, die Aktionen 
besser zu organisieren. 


RE En ER Be I a 


Gewerkschaftsjugend kritisiert 
Schläger-Methode der DKP 


Im Artikel „DKP-Schläger” in AK 35 | 
wurde berichtet, wie die DKP in Ham- 
burg bei verschiedenen Anlässen poli- 
tische Diskussionen dadurch zu ver- 
hindern suchte, daß Genominnen und 
Genossen des KB tätlich angegriffen 
wurden. Das war in letzter Zeit vor 
allem der Fall auf Veranstaltungen der 
DKP zum Thema Chile. In dieser Fra- 
ge macht sich der Mangel der DKP- 
Führer an politischen Argument 
(friedlicher Weg zum Sozialismus 
besonders stark bemerkbar, was na- 
türlich den Ausweg „nahelegt", eine 
Schlägerei zu entfemein. 

$o such auf einer DKP-Veranstaltung 
in Hamburg-Bergedorf, wo ein Dis- 
kussionsredner des KB und weitere 
Genossen ttlich angegriffen wurden. 
in der DKP selbst rufen solche Vor- 
Binge nicht ungeteilte Zustimmung 
hervor. Auf einer DKP-Veranstaltung 
in Hamburg-Wilhelmsburg etwa mußte 
sich der Vorsitzende der Wilhelmsbur- 
su ion der DKP von anwe- 
senden DKP-„Größen” (Mitgliedern 
des Landesvorstands) schwere Vor- 
würfe anhören, weil er für das Rede- 
recht anwesender KB-Genossen In der 
Diskussion eintrat (..Auf welcher Sei 
siehts du eigentlich? ”) 

Wir drucken hier einen Brief im Wort 
Iaut ab, mit dem sich der Ortsjugend, 
ausschuß der IG Metall Bergedorf 
nach den Vorgängen auf der Beredor 
fer Veranstaltung an die DKP wandıe, 


„Bergedorf, den 1, Nov. 1978 
An die Genossen der DKP, 
mit Empörung nehmen Mitglieder der 
IGM «Jugend Bergedorf von dem Ver 
uf der Chile-Solldaritätsveranstal 


tung Kennenis. Wir verurteilen das 


gewaltssme Vorgehen gegen Kollegen 
und Genossen, die nicht in allen Punk- 
ten mit der DKP-Linie übereinstim: 
men. Die DKP kann wohl nur noch 
mit Fäusten Meinungsverschledenhet; 
ten mit anderen sozialistischen Grup- 
pen austragen. 

Daß die DKP ausgerechnet auf 
einer Chile- Veranstaltung diem „Aur- 
einanderserzung” sucht, verwundert 
uns sehr, Der DKP sollte bekannt sein, 
daß die Unidad Popular keine einheit- 
liche Partei darstellt, sondern ein 
Bündnis ist, das von revolutionären 
‚Christen über Kommunisten bis zu 
radikalen Sozialisten reicht. 

Gerade die Sozialisten haben ande- 
re Positionen als die KP-Chile vertre- 
ten; die Diskussionen wurden aber auf 
solidarischer Ebene geführt. Aus all 
dem müssen wir schließen, daß man 
mit der DKP nicht mehr diskutieren 
kann und daß die DKP nicht fähig ist, 
diese Diskussion zu führen. 

Gerade wir alı Gewerkschafter mel- 
nen, daß ein Fluralismus der Meinun- 
sen innerhalb der fortschrittlichen Be- 
wegung existieren muß, denn nur 0 
kann die Linke in die Lage kommen, 
Veränderungen dieser Gesellschaftr- 
ordnung durchzuführen, Das vorher 
Gesagte bedeutet nicht, daß wir mit 
der KB-Linie übereinstimmen. 

Wir stellen zum Schluß noch fest, 
daß wir unter diesen Umständen in 
Zukunft keine gemeinsamen Veran- 
htaltungen mehr mit der DKP durch- 
führen werden 


Ortsjugendausschuß der 
16 Merall 
Bergedorf ” 
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Appell von 


Enriquez, Generalsekretär des chilensichen MIR 


nicht aber den Krieg 


Miguel Enriquez, Generalsekretär des chilenischen MIR („Bewegung der 
revolutionären Linken”), hat am 11. Oktober eine Erklärung zur Errich- 


tung der faschistischen Militärdik tur 


iastlon und Veriärkung der „Soldurikt Im Ausland gedacht it. Das Gene- 
retariat it al Gruppen möglichen Ver 
Deutung dieser Brhlireng im ven Ländern. 7 = 
‚Wir haben die Erklärung nach dem Wortlaut des italienischen Textes in 
der „Aranguardia Operala” vom 2. November übersetzt. 


Genossen Arbeiter, 
der Faschlamus ir in Chile mie | 
fe des nordamerikanischen Imperia“ 
hamus und des brasilianischen Sub- 
Imperilimus aufgezwungen wor- 
‚dem, Die in ihrer Mehrheit faschisti- 
schen Sektoren im Offizierikorps | 
der Armee und die rechtextreme 
Reaktion wollen die Krise, die das 
System der kapiilistischen Herr- 
schaft in Chile durchzieht, mit Waf- 
Tengewalt und ın einem Blutbad lö- 
sen. Alle. demokratischen Freihei- 
tem wurden unterdrückt; bis heute 
wurden mindestens 10.000 Perso- 
nen standrechllich erschossen, die 
Zahl der Toten beiäuft sich auf 
Zehntausende und eine gleiche An 
zahl von Personen, wenn nicht noch 
mehr, wurde in Konzentrationslager 
deportiert, wo sie regelmäßig unter 
die Folter kommen. Das Parlament 
ist aufgelöst, die Armee ist mit Waf- 
fen in die Universitäten eingedrun 
ren. Die Arbeiterorganisationen 
wurden aufgelöst, Tausende von Ar- 
beitern wurden entlassen, es wurde 
ein echtes Regime der Zwangsarbeit 
errichtet, die Löhne sind gestoppt 
und die Preise, schießen in die 
Höhe. Die Regierung hat die ent- 
igneren Kapitalisien und Direkto- 
ren. zu „Delegierten“ der Betriebe | 


Im AK 36 berichteten wir in einer 
kurzen Notiz vom Ausschluß der ehe- 
maligen Seelcute-Zelle aus dem Kom- 
munistischen Bund. Wir drucken hier 
die im AK 36 angekündigte Erklä- 
rung ab, die von der Leitung des KB 
als internes Rundschreiben am 16.10. 


Mn 
Leider mußten wir inzwischen 
die Genossen auf die- 
in einer Art und Wei- 
s reagierten, die die Klärung der 
Differenzen nicht gefördert, sondern 
im Gegenteil erschwert hat. 

Die Seeleute-Gruppe hat bisher in 
keiner Weise von unserem Angebot 
Gebrauch gemacht, die Zusammen- 
arbeit und die kontinuierliche Aus- 
einandersetzung fortzuführen. Mehr 
noch: Die Gruppe hat. 2.B. getroffe- 
ne Vereinbarungen zur gemeinsamen 
Arbeit für einen AK-Artikel zu wich, 
tigen Vorgängen in der Seeschiffahrt 
sobrochen 

‚Auf der anderen Seite haben die 
Genossen In der Zwischenzeit eine 
Erklärung zu ihrem Ausschluß heraus- 
‚gogeben (als Deilape der jüngsten Aus 
‚gabe ihres „Aktivruder”), die auch 
für die letzten Zweifler die Notwen. 
digkelt der erfolgten  organisatori- 
schen Trennung aufs augenfälligste 
‚dokumentiert 

$o legt die Seeleute-Gruppe ihr 
Verständnis von der Bedeutung der 
politisch-ideologischen Auseinander 
zung überhaupt und der Diskus- 
son um die Frage der Faschisierung 
im Besonderen dar. 

Nach Meinung der Genomen hat 
diese Auseinanderwtzung ke ine (!) 
‚oder bestenfalls ganz unterge- 
ordnete (!) Bedeutung. Warum ? 
Ganz einfach, weil „die Faschismus 
diskussion nicht aus der Arbeiterbe- 
wegung hervorgegangen ist, sondern 
vielmehr ihren Ursprung hat im Kon- 
kurrenaverhalten verschiedener Zir- 
kelgruppen”. 

Die Tatsache also, daß ein großer 
Teil der westdeutschen Arbeiterklas- 
we die von der westdeutschen Bourge- 
oisie und ihrem Staalsapparat syste- 
matisch betriebene Faschisierung 
‚noch nicht mit der notwendigen Klar- 
heit weht, wird von den Genossen 
als „Argument“ angeführt, um die 


5 Medentung «der Diskunskon um die 


nöch die Arbeiter gescheitert. In | 
Chile hat praktisch die reformist- 
sche These Schiffbruch erlitten. die 
auf der Iusion beruht, daß man | 
zum Sozialiımus kommen könnte, | 
indem man auf die Passinität der 
herrschenden Küsse rechnei_ und 
sich in den Grenzen der bürgerlichen 
Ordnung einsperrt, Der Kampf hat 
kaum begonnen: wir haben eine | 
Schlacht verloren, nicht aber den 
Krieg, | 
Die Arbeiterklasse, das chileni 
sche Volk, die Linke und die Revo- | 
lutionäre sind noch stark: der Kampf 
wird lang und schwer sein, aber wir 
sind sicher, daß wir siegen werden. 
Indem wir zum Kampf für die Rück- 
eroberung der demokratischen Frei- 
heiten aufbrechen, die heute von der 
Diktatur unterdräckt werden: in- 
dem wir den erreichten Lebensstand 
der Massen verteidigen, der heute 
direkt vom Faschlimus angegriffen 
wird; indem wir die gesamte Linke 
und alle demokratischen Kräfte ver- 
einigen, die gewillt sind, den Kampf 
exen die Diktatur zu fördern; - 
wird der Widerstand der Massen 
‚segen die Dikıatur auf dem Land 
und in den Städten sich ent- 
wickeln und Wachsen. Dieser Wi- | 
derstand wird zum Sturz der fa- 
schistischen Diktatur führen, zur 
Wiedereinrichtung der demokrati- 
schen Freiheiten, und er wird den 
ren Pogroms geworden. In Chile | Weg für einen drängenden revolutio- 
herrscht ein Regime, das den Spu- | närer Prozeß Öffnen, an dem die 
ren des Hitler-Regimes folgt. | Arbeiter und Bauern teünehmen 
Genossen, werden, und der seinen Höhepunkt 
in Chile sind wederder Soziltamu, | in der proletarschen und komm. | 
noch die proletarische Rerolution, | nistuchen Revolution finden wird. 


Genossen, 
| der Kampf der Arbeiterklasse und 
er chilenischen Volkes gegen die 
miliiärische und faschistische Dik- 
tatur ist ein feuer Bestandteil des 
Kampfes der Völker gegen den Im 
‚perialismus auf der ganzen Welt. 
Die internationale Solidaritdt der 


im Chile abgegeben, die zur Infor- 


ernannt; im ganzeh Land herrscht 
der Belagerungszustand, alle mür- 
sen die Ausgangisperre einhalten 
und riskieren, von Milltärgerichten 
abgeurteilt zu werden. Die Massen 
erschießungen häufen sich und die 
Ausländer sind zu Opfern eines wah- 


Arteiter bereite! 
sozialistischen Länder, der revol- | 
tionären und demokratischen Kräf- 
te und Länder. und besonders der | 
(ubenischen Revolution und. der 
briderlichen revolutionären Bewe- 
gungen in Lateinamerika - der ERP 
in Argentinien, der Tupamaros in 
Uruguay, der ULN in Boltrien — ist 
und bleibt wesentlich. 

Wir wollen nicht schließen, ohne | 


Rundbrief der Leitung des K8 (Gruppe Hamburg) an die Mitglieder zu den Differenzen mit der Seeleute-Zeile 


Neben den Differenzen zwischen dem KB und der Senleute-Zaiie, mie se im Zusammenhang mit dem 1. Mai 73 aufgetreten 
ind und die in UNSER WEG 20/21 diskutiert werden, entwickelten sich im Laufe des letzten Jahres eine Reihe weiterer 
Ostterenzen grundsatzi'heer Art zwischen der Seeleute Zelle und dem KB. 
Di verstärkten Diskussionen, die in der letzten Zeit zwischen Beauftragten der Lertung und den Genossen der Seeieute-Zei 
legfiärt wurden, haban. deutlich gemacht, daß die Ansichten der Saeleute.Genowen in zentralen Punkten zu denen des Ki) 
in Widerspruch stehen, insbesondere ın der Faschismustrage und darüberhinaus Jam Zusammenhang von Politik und Ökono- 
m betreten, 
ZB. wurde von einem Genossen der Sasieute Zeile der Standpunkt vertraten, die Bourgeoiie sei zu langer ristigem. gupları 
Yen Harsin — gestunzt auf materialistische Untersuchungen — nicht fähig, da si nicht ım Besitz des Dia.Mat. und des Histo 
Mat. un. Eine Bourgeokse, die im Benitz des Dis, Mat. und des Histo.Mat. wäre, müte die Einscht in hre historuche Über 
Jethent haben und die Konsequenzen 2ieten, d.h. (remillig das Feld räumen. 
Die vun den Seeieute-Genossen vertretene Pouition in dieser Frage lt uch folgendermalen zusammenfassen! 
[Die Kapitalistenkiasse it zu bewulltern, planmaligen Mandein nicht tag. Vielmehr wirg ihr Mandeln — insbesondere 
gegen die Arbeiterkisnee — verursacht durch die wirtschaftlichen Schmerigheiten 12.8. Konkurrenz auf dam Wertmarkt) 
weiche die Bourgeoiie schliellich „zwingen“, gegen die Areıterklane vorzugehen 
[Diese Positionen sind uns zur Genüge aus Meideiterg bekannt und wir habe ihre völıye Unhaitkarkeit im AK und in UW 
angst umtusuend und hunlanglich nachgemenen. 
Insbesondere bestätigte ein Entwurf für die nbchate Ausgabe des „Aktivrucer“ (eitung der Seeieute-Genomen), aeı einem Be 
uttuugven der Lastung vorgelegt wurde, fl die Genoman dies Poutionen vertreten und we dur Grundlage ihrer Agıtanlons 
uns Yropapandasıtait machen. 
Die Zeitung belaflı sich mut sınar Rothe von Aspakten der jüngsten Aktionen der Fleader gegen die Sanlaute. Die ganze Aruv 
mantation ver Zeitung is »0 angelegt, dal dem Leser der Eindruck vermittelt wird, al neven die aunschlaggebenden Ursachen (1) 
ie di weitreichenden politischen (1} Angriffe der Reader gegen die Bastaute in der verschärften Konkurrenz m Seetranıpo 
gewerbe (weltweit) zu suchen. Hinzu kommt, daB die Genossen die Auswirkungen der Maltnatman der Reecer auf die Saniau. 
18 kaum untersucht habanı (Wörtlich „Das wär nicht in unserem Erkenninisinterosse“ 11). Auch wird von den Genonsen die 
politiche Bedeutung der Angriffe auf wie Seeleute nicht gesehen. - Durch das „‚Auftaggen" werden die Seeleute den zT. 
schistinenen Gewetzen (Arbaitigemtze wic.) unterstellt, di In den Ländern hu denen die westdeutschen Hasası Ihre 
Sanıtte „aufaggen‘, Insbesondere sind die Saeleute-Genossen nicht bereit, diese Angrilfe in ihrer politischen Bedeutung fr 
(dw gesamte (1) westceutsche Arbeiterklasue (Angriffe auf Sureikrecht und Koalitomfraiheit) zu begreifen. 
in diesem Sinne lehnen die Sasieute Genossen auch cie folgende poltische Ausue alı „unaungewinen” ab „Die Bouryaoine 
iss yateit date, an den schwächsten Punkten ds Streikracht überhaupt anzugreifen. Sie ge dabei zur ort wor, wo Ai mit 
‚einen, vun den Werktätigen iolierten Berufsgruppen zu tun hat.“ (aus dem Artikel: „Kampf der Pluglotien ..", AK 31) 
Zwar haben die Seeleute Genosen in den menentlichen Punkten de Kuıtık des (eautiagten der Leitung an ihren Ponionen 
is berechtigt anerkannt. Dennoch sehen sch dhe Oanunsen Gerät nicht ind Lan, has much ın Ihres poltnchen Arbeit 
umaunetzen. $o verfielen we in eıner Stellungnahme zu eıhern Anden ungpworuiika, sn cr Meauftragte der Lentung fur nen 
Artikel machte, der im neuer „Aktiwruder” erscheinen null, wnder aut die len Punitionen zuruch und lefnen die And, 
ung ab 
Wegen den grundhatziichen Charakters der Ditterenzen, die duyanıyen politischen Fontionen um KB betreffen. di une Dal 
sche Sutntanız berifren und ihn won allen anderen „linken“ Organnationen scheiden, weht sch die Lmmtung veranlat. ie 
maıiwre Zunammenartent mit dem Senieute Lhenonen auf eına neue Ongenimtornche \rundaye u teen, 
Om Lestung ms K.8/Mamburg hat dmshalt folgenden Beschluß gefaßt 


4) Wegen 0er grunaustusichen Charakters der Differenzen mit den Seeleute Önnonen in der Fonchwmus Frage uns der 
Frage den Zunammenhuangs von Polıik und Ökonomie Können die Seei@ute Genomen derzeit nicht als Mitylun 
des Kommunutichen Hunden angesahen werden 

5) Die Zeitung „Aktimuder” wird at wofort nicht ma als Zeitung des Kommuninchen Bundes herauıyeyeben 

©) Wir und auch weiterhin bereit, one Differenzen ın grundistzlichen und wölnkinscner Ausennanderuetzung nach Mög, 
henkert zu klisen, 

mid in Zukunft bevonders darauf ankommen, sich in der Dislektik won Auseinandereizung und Zusammenarbeit one ge 

meinsarmen poktinch «deokogischen Ürundlagen ern 4 @orbenten, die allen sin fun die nuistcne Arbeit un einer yemanna, 

men 1) Orpanmanion sn könren, 

Wi verwensen auf din Möglich 


us Klarung der amgengnchenen prinaipneiten Fragen ie Presse den Kl au nutzen, 


Hamturg, son 16.10.73 Krug aus KANMamBUN 
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unsere Verehrung für Salvador Al 
lende zu bezeugen, der sein Leben 
für seine Überzeugung geopfert har; 
unsere Verehrung für die Arbeiter 
und Genoisen der Organisationen 
der Linken, und in besonderer Wei- 
m für unsere eigenen Genossen, die 
‚getötet worden sind und geidtet 


Die Sähnchen der chilenischen Bourgeoisle — Mitglinder der taschistischen Orge- 
isation „Vaterland und Freiheit” — ın Heidenpone Die revolutionären Arteiter 
‚hätten diesen Pack rechtzeitig sumsinanderschlagen sollen. Heute und die Mi 
gieder von „Vatertand und Freiheit” maßgeblich an den Folterungen gefangener 


werden, und die heute eingekerkert 
sind, weil sie gegen die faschistische 
Milltärdiktarur kämpfen. 


Wir, die Arbeiterklasse, das Volk, 
die Linke und die Revolutionäre. 
VENCEREMOS [Wir werden. sie- 
sen). 


11. Oktober 1973 = 


Frage der Faschisierung herunterzu- 
spielen. - 

Wenn die Kommunisten ‚warten 
wollten, bis die Arbeiter die Frage 
der Faschisierung „spontan“ stellen, 
‚dann würden sie genau das tun, was 
Lenin den russischen Spontaneisten 
und Ökonomisten vorwarf, nämlich 
die Arbeiter auf dem schwierigen 
Weg zur Entwicklung des politischen 
Bewußtseins zu behindern, sie vom 
politischen Kampf abzuhalten. 

Den Gipfel seizen die Seekeute- 
Genossen dem Ganzen auf, indem 
sie in ihrer Erklärung zu ihrem Aus- 
schluß aus dem KB die ungeheuer 
liche Behauptung aufstellen, der Ver 
treter des KB, der Im Sommer 1972 
die Gespräche mit ihnen führte, habe 
die Bedeutung der Faschismusdis 
kussion damals ebenso eingeschätzt 
wie sie. Der KB habe also in der 2 
schenzeit seine Einschätzung geAn- 
dert, weshalb der jetzt erfolgte Aus- 
schluß „verwunderlich” und „er- 
staunich” sel 

Wer die Veröffentlichungen des 
KB zu diesen Fragen in den letzten 
Jahren auch nur einigermaßen kon- 
tinuferlich verfolgt hat, dem wird die 
ganze Absurdität und die beispiels- 
lose Unverfrorenheit dieser Behaup- 


tung der Seeleute-Genosen ins Auge 
springen, 
Ex ist zwar richtig, daß die Art 


ion des KIW (damals 
etc.) geführt wurde, 
deutlich die Züge kleinbürgerlichen 
Konkurrenzverhaltens trägt. Daraus 
den Schluß zu ziehen, die Frage der 
Paschisierung und die bestehenden 
Differenzen in dieser Frage wien de 
halb sekundär, ist geradezu grotesk. 

Die Seeleute-Genossen leisten sich 
in ihrer Erklärung zu ihrem Ausschluß 
noch eine ganze Reihe weiterer u 
wahrer Behauptungen und demago- 
‚gischer Unterstellungen, auf die im 
einzelnen einzugehen unsinnig wäre, 
Wer sich dafür interessiert, kann sie 
in der Erklärung der Genomen nach- 
Iesen. 

Sollte die Seeloute-Gruppe zu einer 
ehrlichen und solldarischen Haltung 
in der Auseinandersetzung zurück“ 
finden, » wird der KB auf der 
Grundlage seiner Erklärung vom 16. 
10.73 die Diskussion zur Klkrung 
Differenzen fortführen. + 


wuikuni ue 
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SPD contra 


eit eineinhalb Jahren existiert 
Bromerhavener Stadtteil 

die „Kinderschule. 

(K8). Sie befind 

‚nannten „Vogel 
einem Bezirk, in 
„sozial besonders benachtei- 


Familien wohnen, Die 
licht-Wohnungen” — flache 
tonkästen, die nach dem 21 


Weltkrieg aus dem Boden gestampft 
wurden — befinden sich durchweg 
in einem total verwohnten Zustand. 
Die einzelnen Zimmer sind für die 
kinderreichen Familien zu 
klein; und will man zwecks Ver- 
wrößerung eines Zimmers eine Zim- 
merwand durchbrechen, so erhält 
die betreffende Familie zwar von der 
Eigentümerin, der Städtischen Woh- 
nungsbaugesellschaft, die erforder- 
liche Genehmigung, die Kosten müs- 
sen aber selbst getragen werden; denn 
solch eine Zimmervergrößerung fällt 
unter die Rubrik „Verschönerun- 
gen” (1) und wird nicht bezuschußt. 

Ebenso müssen von den Familien 
Badezimmer selbst eingebaut werden, 
denn in den Wohnungen sind keine 
vorhanden. In vielen Füllen müssen 
mehrere Familien ein einziges (!) 
WC benutzen. 


Die Wände sind durchweg rissig, 
was die vorhandene Feuchtii 
auch nicht gerade verringert, im 
genteil, 


Diese Zustände sind aber keine 
Einzelfälle: selbst dn anderen Gebie- 
ten Bremerhavens trifft man die 
gleichen und oft noch schlimmere, 
Zustände an, Schuld daran ist aber 
nicht etwa ein persönliches Verschul- 
den der betroffenen Familien, son- 
dern die, vorherrschende Wohnungs- 
baupolitik. Die Wohnungsnöt ist ein 
notwendiges Erzeugnis der bürger- 
lichen Gesellschaft, „‚in der/Arbeiter 
massenhaft in den großen Städten 
zusammengedrängt werden, und zwar 
rascher, als unter den bestehenden 
Verhältnissen Wohnungen für sie ent- 
stehen, in der also für die infamsten 
Schweineställe sich immer Mieter 
finden müssen, in der endlich der 
Hausbesitzer, in seiner Eigenschaft 
als Kapitalist, nicht nur das Recht, 
sondern vermöge der Konkurrenz 
auch gewissermaßen die Pflicht hat, 
aus seinem Hauseigentum räcksichts- 
los die höchsten Mietpreise herauszu- 


los die höchsten Mietpreise herauszu- 
schlagen. In einer solchen Gesell- 
schaft ist die Wohnungsnot kein Zu- 
fall, sie ist eine notwendige Insti- 
tution, sie kann also mitsamt ihren 
Rückwirkungen auf die Gesundheit 
usw. nur beseitigt werden, wenn die 
ganze Gesellschaftsordaung, der sie 
entspringt, von Grund auf umge - 
wälzt wird.” (Engels, Zur Wohnungs- 
frage) 


Die äußerst schlechten Lebensbe- 
dingungen haben natürlich auch ihre 
Auswirkungen auf die Kinder. Hinzu 
kommt noch, daß es für die Kinder 
der „Vogelstraßensiedlung” keinen 
Kindergarten, ja nicht einmal einen 
vernünftigen Spielplatz gibt. 


Es tut sich was 


Seit eineinhalb Jahren wird nun 
in diesem Gebiet von einer ca 
zwanzigköpfigen Gruppe freiwilliger 
Helfer, überwiegend Schüler und Stu- 
denten sowie einer hauptamtlichen 
Kraft die KS betrieben. In ihr werden 
in mehreren Gruppen Kinder bis zum 
Alter von 13 Jahren betreut, insge- 
samt ungefähr SO; das ist ein Sechstel 
aller in Frage kommenden Kinder 
Die finanzielle Trägerschaft hat die 
Kirchengemeinde übernommen, nıch 
dem sich der SPD-Magistrat lediglich 
dazu bereit erklärt hatte, DM 140,- 
Miete an die Städtische Wohnungs- 
baugesellschaft für die Räumlichkei 
ten zu zahlen, 


Nachdem sich die Arbeit mit den 
Kindern gefestigt hatte, wurden auch 
werstärkt Kontakte zur Elternschaft 
jenommen, Waren die Eltern z 
nächst nur über das Projekt Infor 
miert worden, wurden jetzt In zur 
nehmendem Maße Elternabende ab- 


gehalten und Gespräche mit einzelnen 
Familien geführt, 80 half man mit 
bei der Lösung familien-interner Pro- 
;me oder bei dem Gang zur Behör. 


de, 


Eine  Mieteraktion, größtenteils 
von den Helfern ins Leben gerufen, 
erkämpfte durch. solidarlichen Han- 
dein für die letzten Familien in die- 
som Gebiet Mietverträge, Vorher be- 
fanden sich diese Familien im recht- 
lichen Stadium der Obdachlosigkeit, 
was u.a, bedeutete, daß sie jederzeil 
auf die Straße gesetzt werden konn- 
ten. Durch die Mietverträge erreich- 
ten sie eine ‚etwas größere Sicher- 
heit und größeren Anspruch auf Re- 
novierungsbeihilfe, 

All dies, vor allem aber die Arbeit 
mit den Kindern, führte zu einem 
guten Kontakt zu einem Teil der 
Eltern. Diese schen die KS nicht 
mehr als ein „Geschenk" von außen 
an, sondern als etwas, um daß sie 
sich selbst mitkümmern müssen, 


Die SPD „nimmt sich 
der Sache an” 


Kümmerten sich SPD und Ma- 
gistrat zunächst Überhaupt nicht um 
die KS und die gesamte Situation 
in diesem Gebiet, waren sie auch 
nur widerwillig bereit, die Miete für 
die Räume zu zahlen, so änderten sie 
ihr Verhalten vor zwei Monaten 
„radikal". Auf einer Diskussion mit 
Teilen des Kirchenvorstandes und 
Helfern der K$ traten einige Herren 
des SPD-Sozial-Ausschusses und der 
Stadtverordnetenfraktion mit der 
überraschenden Initiative auf, die KS 
‚zu übernehmen. Über eine finanziel- 
le Beteiligung hofften sie, einen wei- 
tergehenden Einfluß auf die Arbeit 
‚der. KS_zu bekommien und diese in 
ihrem Sinne gestalten zu können. 

Als Begründung für die beab- 
sichtigte Übernahme wurde zunächst 
angeführt, daß „wir doch alle helfen 
wollen” — so Rehberg („linker" 
SPD-Redakteur, der sich in seiner 
Bremerhavener Bürgerzeitung -BBZ-- 
gern als „Anwalt der Unterprivilegier- 
ten” aufspielt). 

Später wurde dieser „Wille”\ prä- 
zisiert: die Öffentliche "Verantwor- 
tung gegenüber der Fraktion und dem 

‚winge sie zu 


in der örtlichen Presse, it der SPD 
ein Dorn im Auge; denn es könn- 
ten ja noch mehr Menschen Klar- 
"heit über die Rolle sozlaldemokı 
ischer Kommunalpolitik gewin- 
nen: „Die Resonanz der Kinder- 
schule Finkenstraße legt es uns 
nahe, hier einzugreifen.” (Aus e+- 
ner Vorlage der SPD-Fraktion 
für den Magistrat) 


Es geht der SPD also nicht darum, 
die Situation der Eltern und Kinder 
zu verbessern, sondern sie versucht, 
eine für sie schwer zu kontrollieren. 
de Eigeninitiative wieder in den Griff 
zu bekommen. Dies entspricht voll- 
kommen der Rolle der SPD im Ka- 
pitalismus. Als Partei, deren Wähler- 
basis in der Arbeiterschaft liegt, ist 
sie für die Kapitalisten besonders 
gut geeignet, bestimmte arbeiterfeind- 
liche Maßnahmen. als „Fortschritt 
an den Mann zu bringen (z.B. das 
neue BVG). Bei der Verwaltung der 
kapitalistischen Interessen gerät sie 
aber auch immer wieder offen in 
Widerspruch zu den Interessen ihrer 
Wählerbasis, so z.B. wenn sie im 
Interesse der Kapitalisten zusammen 
mit der DGB-Führung den Abbau des 
Reallohns durchsetzt und die Forde- 
rungen der Arbeiter unterläuft. 

Wenn so der Schleier der Iu- 
sionen, mit der sie ihre Politik um- 
gibt, durchbrochen wird, muß sie mit 
allen Mitteln versuchen, diese Ent- 
wicklung zu stoppen. In den Gewerk- 


tung gegenüber der Fraktion und dem 
aizen Stadtparlament zwinge sie zu 
"Einflußnahme” und Kontrolle von 
Trägerschaft", „Konzept” und „po- 
ütischer Ausrichtung” der K$ — so 
sinngemäß SPD-Grothusen. (In die- 
sem Zusammenhang wurde ausdrück- 
lich von „in den Griff kriegen” ge- 
sprochen.) Und Grothusen weiter 
Die Helfer seien nicht verantwort- 
lich, „ich (aber) brauche immer je- 
manden, den ich am Kragen packen 
kann." (Wofür und wozu wohl? !) 
Die Arbeit der Helfer „entspricht 
nicht unser aller politischen Vorstel- 
Iungen, Die Kinder werden in ihrem 
Milieu belassen, nichts wird für ihre 
Integration getan (!)". Die Helfer 
würden die Eltern manipulieren: 
„Sie streuen Ihnen Sand in die Au- 
gen, hetzen sie gegen die Gesell- 
schaft auf und die Öffentlichkeit 
ist (dann gleich) gegen die Behör- 


Zusammengefaßt ergeben sich al 
so folgende „Begründungen” seitens 
‚der SPD für die Übernahme der K$ 


© die Arbeit der KS gcht zu selbstän- 
dig vonstatten, der Magistrat hat 
keinen Einfluß darauf, 

die Arbeit der KS stimmt nicht 
mit den politischen Vorstellungen 
‚des Magistrats überein; 

das eigenständige, solidarische 
Handeln der Eltern (s.0.), ihre 
zunehmende Solidarisierung mit 
der K$ und das wachsende Er 
konnen der eigenen Lage stellf 
für die ungestörte Fortführung 
soziaklemol 

Utik eine 
Denn eine Loslösung von waial 
demokratischem Gedankengut 
und von Illusionen über die SPD 
ist die Folge, 

Die Öffentlichkeitsarbeit der K$, 
vor allem Flugblätter und Artikel 


schaften dienen dazu z.B. die Auflö- 
‚mung ganzer, zu kritisch gewordener 
Gremien (vor allem im Jugendbe- 
reich) und die Auschlußpolitik ge- 
gen linke Gewerkschafter. 

Unter diesem Blickwinkel muß 
man die Ereignisse in Grünhöfe be- 
trachiten, will man sie richtig ein- 
schätzen. Die SPD wird versuchen, 
die wenigen Erfahrungen, die die 
Eltern bisher gemacht haben, zu- 
michte zu machen, Dies sind vor 
allem die Erfahrungen, daß man 
‚durch solidarisches Handeln zum Er 
folg kommen kann (Erkämpfung der 
Mietverträge) und daß von Seiten der 
SPD und der Behörden keine Unter- 
stützung zu erwarten it. Die SPD 
wird sich bemühen, Initiativen usw, 
auf ihre Mühlen zu lenken, im 
städtischen Bürokratismus zu ei 
sticken und abzuwürgen. Dies ist 
gemeint, wenn Herr Rehberg von 

den Griff kriegen“  spri 
Den ersten Schritt hierzu t 
schon vor einem Jahr die Jusos, 
dem sie in der Nähe der KS einen 
ihrer üblichen „Spielplätze” einrich- 
teten, um so die Kinder von der KS 
„wegzulocken" und. sich selbst 
Weichzeitig als die „großen Wohltd- 
ter” darzustellen. 


Den nächsten unmittelbaren Vor- 
stoß unternahm der SPD-Stadtverord- 
nete für diesen Bezirk, Hartmann, 
als er auf einer Bewohnerveramm- 
hung dazu aufforderte, sich tunlichst 
an ihn zu wenden, wenn man Forde 
rungen an die Städtische Wohnungs- 
baugesellschaft habe, Er würde dann 
weinen Einfluß ausnutzen und die An- 
gelogenheit: rogeln (fragt sich nur, 
in wessen Interesse!), $o soll ver 
hindert werden, daß die Devölke 
rung selbst für ihre Interesen ein- 
tritt, die Dinge selbst in die Hand 


Selbstorganisiorter Flohmarkt der Kinderschule im „Vogelstraßenviertel” 
Selbstorganisierter Flohmarkt der Kinderschule im „Vogeistraßenviertel” 


nimmt, Es soll sich wieder die Hal- 
tung breit machen, „die SPD wird's 
‚schon machen”, damit diese die gan 
26 Sache in aller Ruhe abwürgen und 
sagen kann: „Es war eben nicht mehr 
rin”, 


Das gleiche gilt für die KS. Die 
zweifelsohne vorhandenen positiven 
‚Ansätze in der Kinderarbeit und die 
Arbeit unter den Eltern sollen ab- 
‚geblockt werden, Die SPD hat schon 
angekündigt, daß sie sich bei einer 
finanziellen Beteiligung an der KS 
das „Recht” vorbehält, ihr nicht 
‚genehme Helfer vor die Tür zu set- 
zen. Daß diese Drohung gegen die 
fortschrittliche Kräfte gerichtet ist, 
geht schon aus der Äußerung Reh 
bergs hervor, die gänze Arbeit sei 
„Chaotenkram”, Oder auch: die He- 
fer wären alle „Berufsrevolutionäre” 
und würden „das alles ganz gut und 
geschickt einfädeln.” Hinter diesen 
Worten steckt natürlich auch die Ab- 
sicht, in Anknüpfung an noch vor- 
handene antikommunistische Stim- 
mungen in der Bevölkerung die Ar- 
beit der KS zu diffamieren und den 
Betroffenen einzureden, sie würden 


„von Linksradikalen für deren 
Zwecke mißbraucht”. 
Wer allerdings tatsächlich die ei- 


‚genen parteipolitischen Ziele allem 
voranstellt und die Belange der Be- 
völkerung allenfalls dann entdeckt, 
wenn es pilt, das angekratzte Image 
wieder aufzupolieren (vor Wahlen 
2.8.) — das sollte am Beispiel KS 
Grünhöfe deutlich geworden sein. 

Bei einer Übernahme der K$ durch 
die SPD werden auch die Inhalte 
‚der Kinderarbeit geändert werden. 
Von den Helfern wurde, zumindest 
theoretisch, das Konzept vertreten, 
den Kindern erstens über vorhandene 
Schwierigkeiten hinwegzuhelfen (z.B. 
Haussufgabenhilfe bei Schulkindern) 
und zweitens ihnen ihre Situation 


und deren Ursachen bewußt zu 
machen, sie ansatzweise klassen- 
orientiert zu erziehen. 

Das Ziel der SPD wurde von Grot- 
husen wie folgt angegeben: „Befähi 
gung der Kinder zum Leben und 
Kampf in dieser Gesellschaft”, was 
eine nicht ungeschickte Formulie 
rung dafür ist, sie an diese Gesell- 


schaft binden zu wollen, 


Wie geht es weiter ? 


Entsprechend ihrem Vorhaben ist 
auch die Taktik der SPD. Einerseits 
die scheinheilige Haltung des „Wir- 
wollen ja-such-nur-Helfens”; die Ver- 
lockung, die Arbeit in der K$ zu in 
tensivieren, mehr Mittel zur Verfü- 
gung ‘zu stellen und möglicherweise 
‚daraus einen Kindergarten mit vier 
hauptamtlichen Kräften zu machen, 
(So ein SPDier in der Diskumion mit 
dem Kirchenvorstand,) Andererseit 
die Drohung, die freiwilligen Heller 
die die Träger nicht nur der Kinder 
arbeit sind, sondern auch die der EI 
ternarbeit, teilweise oder ganz hinaus 
zuwerfen; und, falls sich Eltern und 
Helfer mit einer Beteiligung der Stadt 
nicht einverstanden erklären, die KS 
ganz aufzulösen, auf jeden ‚Fall aber 
kein Geld mehr zu zahlen: „Wenn 
Sie nicht wollen (daß die Stadt sich 
beteiligt und Einfluß nimmt, d. Verf.) 
‚@bts keinen Pfennig. Es kann auch 
Pasioren, daß wir daneben einen ganz 
neven Kindergarten _hinbauen.” 
(Grothusen) 


Bis jeizt versucht die SPD noch, 
auf dem Wege von Verhandlungen 
mit dem bisherigen finanziellen 

ger, der Kirche, die KS zu überneh. 
men. Dieser Weg scheint auch erfolg 


versprechend zu sein. So erklärte 
sich der Kirchenvorstand prinzipiell 
mit einer Beteiligung der Stadt oin- 
verstanden, In den folgenden Ver- 
handlungen geht es Jediglich um die 
Bedingungen dieser Beteiligung, z.B. 
darum, weichen Einfluß die Stadt 
auf die Festlegung der Erziehungs- 
inhalte haben soll, oder inwieweit 
Helfer und Eltern miteinbezogen 
werden sollen, g 

Daß es der Mehrheit des Kirchen- 
vorstandes nicht um die Beibehal- 
tung der bisherigen Arbeit geht, be- 
weist allein die Tatsache, daß er 
gegen den erklärten Willen der Helfe 
die Verhandlungen überhaupt erst 
aufnahm, Auch der Kirchenvorstand 
hat kein weitergehenden Interesse 
an der K$ als das, daß in diesem 
Bezirk überhaupt etwas gemacht wird, 
um sagen zu können: „Seht doch, 
auch die Kirche tut Was für die 
sozial Schwachen!” 


Was tun ? 


Es wird der SPD mit aller Wahr«, 
scheinlichkeit gelingen, sich in der 
KS festzusetzen. Dies werden die 
Helfer und die engagierten Teile der 
Eltern nicht verhindern können, 


Woran liegt dies? 

Die KS wurde nicht auf Initiative 
der Eltern gegründet, sondern von 
außen, von der Bevölkerung voll- 
kommen fremden Menschen. Es ist 
festzustellen, daß es den Helfern 
aufgrund ihrer Arbeit mit den Kin- 
dern und Gesprächen mit den Eltern 
gelungen ist, persönlichen Kontakt 
zu den Eitern herzustellen und ihr 
Vertrauen zu gewinnen. Es wurde 
aber versäumt, die Eltern möglichst 
früh in die Arbeit miteinzubeziehen, 
Dies würde erst ziemlich spät ange- 
gangen. 

Eine falsche Einschätzung der 
SPD. Es hätte klar sein müssen, daß 
der Magistrat früher oder später ein- 
greift, Man machte sich also gewisse 
Illusionen über den Charakter der 
SPD, glaubte, daß diese zusehen wür 
de, wenn ohne ihre Kontrolle im sozi- 
alen Bereich eine Arbeit geleistet 
wird, die die meisten Helfer selbst als. 
fortschrittlich und z.T. auch antikapi- 
talistisch verstanden. Diese Arbeit 
hätte innerhalb der Bevölkerung auch 
inhaltlich abgesichert werden müssen. 
So gibt es momentan nur relativ we- 
ige Eltern, die sich aktiv für die Auf- 
rechterhaltung der K$ in ihrer jetzi- 
gen Form einsetzen und sie auch not- 
falls selbst tragen wollen. 

Ein weiterer Fehler besteht darin, 
daß die Bevölkerung nicht genügend 
über die Angriffe der SPD informiert 


worden ist, Innerhalb des „harte 
worden ist. Innerhalb des „harten 
Kerns“ der Elternschaft herrscht 


zwar über die Bedeutung und die Zie- 
ie der SPD, bezogen auf die KS, Klar- 
heit, aber die politische Fundierung., 
‚die Klarheit über die Role der SPD 
überhaupt fehlt. 

Es ergeben sich also konkret zwei 
Hauptaufgaben: erstens die Solidari- 
tät breiter Teile der Einwohner zu ge- 
winnen und zweitens die notwendige 
politische Klarheit zu schaffen, vor al- 
lem über die Funktion der SPD und 
des Reformismus. Gleichzeitig sollte 
man sich auch keinen Illusionen über 
schnelle Erfolgsaussichten eines Kam- 
pfes gegen die Angriffe der SPD hin- 
geben, 

Zweitens müssen sich auch die Hel- 
fer einen klaren politischen Hinter- 
grund ihrer Arbeit erarbeiten und 
nicht wie bisher größtenteils im poli- 
tischen Vakuum arbeiten, d.h. vor al 
lem ohne eigenen festen politischen 
Standpunkt, Wenn dies nicht g 
schieht, wird auch die Arbeit mit den 
Kindern in den Schuhen der 
werkelei stecken bleiben. Die 


ter welchen nicht. Nur wo, mit der 
nötigen politischen Klarheit und Be- 
wußtheit, werden sie sich gegen die 
Einflußnahme der SPD bei 
können, 

Falsch wäre es auf jeden Fall, 
gesichts der Drohungen der SPD das 
Handtuch zu werfen oder in Opportu- 
nimus zu verfallen und den „Wün- 
schen" der SPD ganz oder au 
teilweise zu entsprechen. 


Vertriebsorganisaulon. 

KB/Gruppe Bremerhaven 
Anmerkung der Redaktion zu diesem. 
Artikel nächt 
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_ MODERNE SKLAVENHALTUNG 


‚AUGENWISCHEREI DES BÜRGERLICHEN JOURNALISMUS 


Unter der Überschrift „Polizei ent- 
deckte moderne Sklavenhaltung — 
Türkische Arbeiter schamlos ausge- 
nutzt" veröffentlichte die „Nord- 
West-Zeitung“ („NWZ", Oldenburg) 
22. Nor. 73 einen Fall von — wie 
= heißt — „grober Ausnutzung“ 
türkischer Arbeiter. 
in Gangster aus Großenkneten 
Höusiertun, ‚der sich selbst als. 
Tnternehmer bezeichnet, hatte ille- 
al (d.h. ohne Aufenthaltsgenehmi- 
‚gung und Arbeitserlaubnis) eingereiste 
türkische Arbeiter von seinen Kompli- 
zen auf westdeutschen Bahnhöfen an- 
heuern lassen und mit der Versiche- 
rung, „ich mache schon vernünftige 
Arbeiter aus euch“ von jedem 200 
bis300Mark „Vermittlungsgebühren“ 
erpreßt. Er ließ sie in Bremen, Olden- 
bung und anderen Orten im Straßen- 
bau schuften, indem er sie an andere 
Firmen „verlieh“. Die Türken beka- 
men 3 bis 4,50 DM pro Stunde, 
während er selbst zwischen 7 und 21 
DM einstrich, Auch das Geld für die 


Sozlalversicherung der Kollegen kas- 
sierte er für sich selbst. Außerdem 
zwang er die türkischen Kollegen, 
sich für 100 DM Monatsmiete pro 
Nase in seine fünf Wohnwagen ein- 
zumieten. Fünf bis sechs Kollegen 
„bewohnten” einen Wagen! Sanitäre 
Änlagen und sonstiger „Komfort“ 
waren nicht vorhanden. 

Kurz: Der Unternehmer verdiente, 
allein im ersten Monat zwischen 
1.000 und 3 000 Mark an einem Tür- 
ken, die Wohnwagen brachten ihm 
monatlich allein bis zu 3 000 Mark 
ein. 

Die üblen Machenschaften dieses 
Gauners wurden aufgedeckt. Nun 
sollte man meinen, daß er im Gefäng- 
nis sitat, Aber umgekehrt; die türki« 
schen Kollegen wurden verhaftet und 
ausgewiesen (was für sie cin noch 
elenderes Leben unter faschistischer 
Herrschaft bedeuten kann), während 
‚der Gangster weiter frei herumläuft. 
Gegen ihn wird lediglich „polizeilich 
ermittelt”, und das, obwohl ihm das 
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‚gleiche im vergangenen Jahr schon 
einmal nachgewiesen werden konn! 
Das höchste, was er nach hiesiger Ge- 
setzgebungan Strafe zu erwarten hi 
ist eine Geldbuße von 3.000 Mark 
(was bei dem guten Geschäft allemal 
über ist). 

Liestman den Artikel in der NWZ, 
so scheint diesen bürgerlichen Schrei- 
berlingen gar nicht in den Sinn zu 
kommen, daß die Falschen, nämlich 
unsere türkischen Kollegen, das Gan- 
26 auszubaden haben. Doch noch 
was anderes fällt auf: in dem Artik 
wird zwar großartig von „illegalen 
Gastärbeitern” geredet, aber die Fra- 
ge, weshalb viele Türken ohne Aufent- 
haltsgenehmigung kommen, wird 
nicht gestellt, Tatsache jedenfalls ist, 
daß die türkischen Kollegen meistens. 
gar keine andere Wahl haben, als ille- 
gal hier zu arbeiten, denn in ih 
Heimat, die von faschistischen M; 
habern regiert wird, herrscht Arbeits- 
losigkeit, Hunger und Elend. So be- 
trägt z.B. die Zahl der Arbeitslosen 


dort im Sommer zwei Millionen, im 
Winter soyar 9 Millionen, was bei 
einer Bevölkerungszahl von 36 Mil- 
lionen Menschen ungeheuer hoch ist, 
In Anbetracht dieser Lage Ist es nicht 
verwunderlich, daß viele von ihnen 
der Anwerbung und den Verspre- 
chungen der modernen Menschen- 
händler auf den Leim schen, 


Bezeichnend ist weiter, daß man 
sich herzlich wenig darum küms h 
‚ob ausländische Kollegen illegal ein- 
‚gereist sind oder nicht, wenn es da- 
rum geht, den Profit zu sichern. So 
ist z.B. ein Fall aus Hessen bekannt, 
wo türkische Arbeiter schon im März 
ausgewiesen werden sollten, aber we- 
‚gen des Protestes der Baufirmen, bei 
denen sie beschäfjigt waren und 
‚die billigen Arbeitskräfte für die Sal- 
son behalten wollten, noch bis zum 
November „geduldet” wurden! 

Die illegal eingereisten Kolle 
sind also total der Willkür ihrer Ar- 
beitgeber und der Behörden ausge 
setzt, da ein Protest gegen die un- 
menschliche Behandlung und gren- 
zenlose Ausbeutung automatisch zur 
Ausweisung führt. 

Die NWZ-Schreiber „vergessen“ 
bei ihrer Berichterstattung noch einen 
weiteren Punkt, nämlich daß nicht 
‚nur die illegalen ausländischen Arbei- 
ter „schamlos ausgenutzt“ werden, 
sondern die ausländischen Kollegen 
in ihrer Gesamtheit zum am meisten 


ausgebeuteten und rechtlosesten Teil 
der Bevölkerung gehören. Nur einige 
Fakten dazu: 

1972 verdiente ein westdeutscher 
Arbelter durchschnittlich 1,000 Mark 
‚netto, während sein ausländischer 
Kollege nur 870 Mark an Lohn er- 
hielt, Dabei sollte man noch beden- 
ken, daß die ausländischen Arbeiter 
meist mehr Überstunden machen. 

‚Aber nicht nur die Ausbeutung 
‚der Ausländer ist stärker, sondern 
auch ihre politische Entrechtung: in 
‚den Ausführungsbestimmungen zum 
Auslindergesetz heißt es mit dreister 
Ironie, daß die Ausländer in der BRD 
„alle Grundrechte” genießen — „mit 
‚Ausnahme der Grundrechte der Ver- 
‚sammlungsfreiheit, der Vereinsfrei- 
heit, der Freizügigkeit, der freien 
Wahl des Arbeitsplatzes, der Berufs- 
und Ausbildungsstätte, sowie des 
Schutzes. vor Auslieferung an das 
Ausland“, Was bleibt da noch übrig? ! 

Die NWZ-Schreiber sind sicherlich 
nicht so wenig informiert, daß ihnen 
die eben genannten Tatsachen nicht 
bekannt wären. Wenn sie einen sol- 
chen Fall veröffentlichen, geht es ih- 
nen vielmehr darum, von der allge- 
meinen, alltäglichen Ausbeutung 
nicht nur der ausländischen, sondern 
aller Arbeiter abzulenken und sie zu 
vertuschen. 

Vertriebszelle 11 des KB/Gruppe Ol- 
denburg = 


\er Artikel der Bremerhavener 

(Genossen über den Versuch der 
dortigen SPD, das Projekt „Kinder- 
schule Finkenstraße" einzusacken, 
hat nach Meinung der AK-Redaktion 
in den Schlußfolgerungen des letzten 
Abschnitts („Was tun? ") einige Män- 
el. Die Genossen schätzen unseres 
Erachtens richtig ein, daß es „der 
'SPD mit aller Wahrscheinlichkeit ge- 
Uingen (wird), sich in der KS festzu- 
setzen“, Jedoch scheint uns die Be- 
‚ründung teilweise falsch und die auf- 
gezeigten Perspektiven nicht ganz hin- 
reichend zu sein. 

Als ersten Grund nennen die Ge- 
‚nosen: „Die KS wurde nicht auf Ini- 
Hative der Eltern gegründet, sondern 
von außen, von der Bevölkerung völ- 
ig fremden Menschen.” Die Genossen 
schreiben dann weiter, daß es den 
freiwilligen Helfern aber „gelungen 
ist, persönlichen Kontakt zu den El- 
tern herzustellen und ihr Vertrauen 
zu gewinnen”, und kritisieren, daß 
kdoch „versäumt (wurde), die EI- 
tern möglichst früh in die Arbeit mit 
einzubeziehen”. 

Natürlich wäre es besser, wenn die 
Eltern von Anfang an selbst die Initi- 
tive ergriffen hätten. Das ist aber 
nicht der Fall gewesen und es ist ja 
‚auch im allgemeinen »0, daß derarti- 
se Aktionen qur sehr selten ganz „ron 
selbst" und ohne eine Initiative „ron 
außen“ zustandekommen. Das kön- 
nen wir nicht zum Gegenstand einer 
Kritik machen, wie es in dem Artikel 
erscheint. Brit Im Gegenteil doch »0, 
daß wir die Menschen, die „von au. 

'r werkudtigen Bevölkerung 
uneigennützig helfen, für ihre Interer- 
en einzutreten, unterstützen müssen. 

Die Tatsache, daß die Initiative 
für die Kinderschule Finkenstraße 
nicht von Anfang an „von den Eltern 
selbst“, sondern „von außen“ gekom- 
‚men ist, kann auch kein Grund dafür 
sein, daß es „der SPD mit aller Wahr 
scheinlichkeit gelingen (wird), sich in 
der KS festzusetzen“, Auch wenn dies 
andersgewesen wäre, wenn die Initir- 
re von den Eltern selbst ausgegangen 
wire, könnte man heute wohl kaum 
mit einer anderen Situation rechnen, 
Dafür gibt es eine Reihe von Beispie- 
len in von der Bevölkerung selbsiin- 
dig initiierten Aktionen zur Wahrneh- 
mung ihrer Interessen. Es Ist gegen- 
wirtig 0, daß die meisten solcher Ak- 
tionen noch unser den abwiegeinden 
und auf die Erhaltung der bestehen. 
‚den Ordnung hinführenden Einfluß 
der SPD geraten. Das hängt mit der 
allgemeinen Sirwation des Standı der 
Klanenkämpfe und des erreichten 
Entwieklungsgrads Im politischen Be 
wußtsein der Bevölkerung zusammen, 
wo sowohl die Klarheit als auch die 
Fähigkeit (der organisierte Zusam- 
menschluß) zum Kampf noch hinter 
den Machtmitiein und der Manövrier- 
fähigkeit der SPD (und ebenso ande- 
rer bürgerlicher Kräfte) zurickbleibt, 


ung 


Die Genossen haben diese Tatmsche 
in ihrem Artikel allerdings auch mit 
erwähnt, wo sie von „Ilusionen über 
den Charakter der SPD“ usw. spre- 
chen, Aber es handelt sich hierbei 
eben nicht um einen gleichrangigen 
‚Punkt gegenüber dem, daß die Eltern 
nicht von Anfang an selbst zur Initia- 
tive geschritten sind, sondern dies ist 
‚gerade. die Grundlage dafür, daß ex 
‚noch so wenig erfolgreiche Selbstud- 
tigkeit der Bevölkerung gibt. 


Um dies zu ändern (und wir sagen 
fa auch nicht, daß gegenwärtig über- 
haupt noch keine „konkreten Erfol- 
se“ möglich seien), bedarf es gerade 
der Initiativen „von außen“ - und 
Für uns heißt das: kommunistische 
Agttation und Propaganda zur Auf- 
'hellung des Bewußtseins der werkid- 
tigen Bevölkerung und zur Organisie- 
rung ihres Kampfes. Die Genossen 
‚öhreiben 2.B.. daß ein weiterer Feh- 
ler bei der Arbeit in der Kinderschule 
Finkenstraße darin besteht, „daß die 
Bevölkerung nicht genügend über die 
Angriffe der SPD informiert worden 
st”. Und sie schreiben bezüglich der 
Begenwörtig dort bestehenden Haupt- 
aufgaben, daß in der Bevölkerung ei- 
ine politlsche Klarheit und Solidarität 
entwickelt werden muß, und daß 
„auch. die Helfer (sich) einen klaren 
Politischen Hintergrund ihrer Arbeit 
erarbeiten (müssen)". Das ist natär 
lich richtig. Dennoch meinen wir, daß 
es nicht ausreicht, die freiwilligen 
Helfer zu kritisieren, daß sie „bisher 
größtenteils im politischen Vakuum 
Ipearbeiter haben). d.h. vor allem oh- 
‚ne eigenen festen politischen Stand- 
punkt" - und daß diei, wenn man es 
dabeı beißt, sicherlich nicht als eine 
vorwirtsbringende Unterstützung ver- 
standen werden kann (sowohl von den 
freiwilligen Helfern nicht, als auch 
nicht von der Bevölkerung in der 
„Vogelstraßenstedlung“). Bs ist in 
diesem Zusammenhang wichtig, sich 
‚auch selbst Rechenschaft abzulegen, 
dh, darzulegen, was von unserer Sel- 
te aus (von den Kommunisten) zur 
Unterstützung des Kampfes um die 
Kinderschule Finkenstraße geian wor- 
den it und getan wird, wo wir unse 
re eigenen Aufgaben schen. und 
wie wir diese konkret anpak- 
ken, Dies fehlt elder in dem Artikel. 
Ex int aber doch wohl »0, daß die von 
den Genossen als bislang ungenügend 
beteichneie Information der Berök- 
‚kerung über die Angriffe der SPD usw. 
auch als eine Kritik an uns selbst ver- 
standen werden muß. Natürlich über 
sehen wir dabei nicht, daß eı uns oft 
noch an den nötigen Kräften fehlt, 
um in den verschiedensten gene 
schafılichen Bereichen die Interessen 
und die sich entwickeinden Kämpfe 

‚r bevölkerung prakt lich iu 
Aiernünen, Aber leider haben wir 
such vielfach noch einen Zustand, wo 
die vorhandenen Möglichkeiten nicht 


ausgeschöpft werden und man dann 
leicht und unnötigerweise in die Rol- 
le eines bloßen „„Kritikers“ oder gar 
in die eines „Nörgiers“ geraten kann; 
10 wenig man das natürlich auch selbst 


‚dem Blickwinkel derjenigen schen, de- 
ren Interessen und deren Kämpfe wir 
unterstützen und zum Erfolg verhel- 
fen wollen. 

In diesem Sinne wäre es sicher gut, 
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keit, ihre politische Agitation und 
Propaganda in der „Vogelstraßen- 
‚iedlung“ vieleicht zu einem späte- 
ren Zeitpunkt kritisch durchleuchten 


ein will — aber man muß dies aus 


wenn die Genossen ihre eigene Tätig- 


und darüber im ARBEITERKAMPF 
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